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40 85 zerſcheint ab Januar 1926 nur noch in einer Ausgabe. Bezugspreis monatlich M. 4.50; bei Einzelheften jeder Bogen zu 8 Seiten 
borzug bebach nicht mehr, als der Monatspreis ausmacht. Für Studenten, Referendare und kiſſeſſoren im Vorbereitungsdienſt iſt ein 
Anwalt Preis von monatlich If. 3.— feſtgeſetzt; Auskunft hierüber erteilt der Derlag. — Die „Nachrichten für die Mitglieder des Deutſchen 
Bez zworeins“, die der früheren Ausgabe A beigefügt waren, erſcheinen jetzt als beſondere Seitſchrift unter dem Titel „kinwaltsblatt“. 
der gebreis vierteljährlich R. 3.—. Der Bezug erfolgt am zweckmäßigſten durch die Poſt, doch nehmen auch die Buchhandlungen und 
er erlag Beſtellungen an. Beſchwerden über mangelhafte Sujtellung find bei Poſtbezug ausſchließlich bei der Poſt anzubringen. 
Anzeigen die gen Millimeterhöhe 20 Pf., für den Stellenmarkt 15 Pf., / Seite M. 275.—, ½ Seite M. 145.—, / Seite M. 80.—. Der Anzeigenraum wird in 
e Do 


anzeigen von CTrennungsſtrich zu Trennungsitrich gerechnet. Die Größe der Anzeige iſt bei der Beſtellung in Millimetern anzugeben. Bei Chiffre ⸗ 
kommen noch 50 Pf. Gebühren hinzu. Zahlungen ausnahmslos auf Poſtſchedkonto W. Moefer Buchhandlung, Leipzig 63675, bei Beſtellung erbeten. 


le JW. tritt am 1. Oktober in einen neuen Abſchnitt ihrer Entwicklung. Noch immer 
lt die Hochflut der Geſetzgebung an und mit ihr die vielleicht noch größere Hochflut von Ent⸗ 
ur ungen grundſaͤtzlichen Inhalts. Die Technik der modernen Geſetzgebung, frei von aller Kaſuiſtik, 
der Wkundſätze zu geben, die Praxis und Rechtsanwendung ausführen müſſen, macht auch für den, 
em „Präjudizienkultus“ abhold iſt, eine möglichſt ſchleunige Kenntnis der Rechtſprechung notwendig. 
zu de die IW. wird daher vielfachen, ſeit langer Zeit ausgeſprochenen Wünſchen entſprechen und wieder 
m werden, was ſie urſprünglich war und was ihr Name verſpricht: zu einer Wochenſchrift, 
JW. wird fortan an jedem Sonnabend ausgegeben werden und am Sonntag in den Händen 
Gezieher fein. Auf dieſe Weiſe wird es möglich ſein, die Leſer, ſchneller als früher geſchah und 
Re 0 früheren, ruhigeren Zeiten der Rechtsentwicklung ausreichend erſchien, über die Erſcheinungen des 
Cum oiebeng, insbeſondere die Rechtſprechung, auf dem Laufenden zu halten. Leider läßt eben dieſe 
norm icklung und die Fülle der von der JW. zu bewältigenden Aufgaben, insbeſondere die immer 
den diger werdende Pflege des öffentlichen Rechts in allen ſeinen Zweigen, es unmöglich erſcheinen, 
ſei toff einzuſchränken. Es muß dem einzelnen überlaſſen bleiben, was er, ſei es aus der J W., 
x aus anderen Erkenntnisquellen von dem gewaltig anſchwellenden Rechtsſtoff in ſich aufnimmt. 
der 2 zu bewältigen wird wohl nur Wenigen möglich ſein. Andererſeits gewinnt die Überſichtlichkeit 
bor nordnung erhöhte Wichtigkeit, um dem einzelnen Leſer die Auswahl des ihn intereſſierenden und 
allem die leichte Anwendung der Entſcheidungen in der Praxis zu ermöglichen. 
Jugalre dieſem Grunde iſt auch eine zweite Neuerung getroffen: die Wiedergabe des weſentlichen 
Kite der Entſcheidungen nach der Ordnung der Geſetze. Es foll hierdurch in einer den erhöhten Bedürf— 
Cart unferer Tage entfprechenden Weiſe das erreicht werden, was früher durch die „Grundlegende 
ſcheidungen“ bezweckt wurde. 
beka, Aufrechterhalten werden die unten nocheinmal wiederholten Grundſätze und Mahnungen, die oft 
ach, gegeben und, aller Bitten ungeachtet, fo oft von Mitarbeitern und Benutzern der JW. außer 
Kür zelaſſen wurden. Dies gilt insbeſondere von der Bitte an alle Mitarbeiter, ſich möglichſter 
ur ze des Ausdrucks zu befleißigen, und an alle Einſender von Entſcheidungen, der Schriftleitung 
die ge Entſcheidungen zu überſenden, die wirklich etwas Neues bieten und deren Bekanntgabe an 
Ugemeinheit für weitere Kreiſe verlohnt. 
und Kachtbeachtung dieſer Richtlinien hatten Mißverſtändniſſe und Rückfragen, unfruchtbare Mehrarbeit 
oſten für alle Beteiligten im Gefolge. 


Die J 


beſteißi Die Verfaſſer von Aufſätzen und Bücherbeſprechungen werden gebeten, fi; möglichſter Kürze des Ausdrucks zu 
bekam gen, oft ausgeſprochene Geſichtspunkte, von denen angenommen werden muß, daß fie den Leſern der Wochenſchrift 
lämpfte ind ungeſagt zu laſſen. Bei Entgegnungen bedarf es nicht der nochmaligen Wiederholung des Inhalts der be⸗ 

nen Auffaſſung; es genügt die Anziehung der betreffenden Stelle. Überflüffige Fremdworte find zu vermeiden. 
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En 
2262 Richtlinien Guriſtiſche Wochenſchelt. 


Es wird geveten, ſich für Abkürzungen der Vorſchläge der Abkürzungsverzeichniſſe des Deutſchen Juriſtentages 1 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift (Beilage zum Jahrgang 1919) zu bedienen. Ihre Neubearbeitung ift in Vorbereitung. Nut er 
einer durch alle Zeitſchriften und das geſamte Schrifttum gehenden, vor allem aber auch in der Rechtspraxis beachtet a 
einheitlichen, Art der Abkürzungen werden Mißverſtändniſſe vermieden. Dies war der Geſichtspunkt, der den deutſch 
Juriſtentag vor 23 Jahren veranlaßte, das erſte Abkürzungsverzeichnis zu ſchaffen. 

Es iſt erſtaunlich, wie langſam ſich durchaus praktiſche Anregungen im Verkehr durchſetzen! ‚ri 

2. Die Verfaſſer werden gebeten, ihre Einſendungen nur auf einer Seite zu befchreiben, weil dies den Satz erleichte 
möglichſt deutlich zu ſchreiben und die Handſchriften bereits fo zu geſtalten, daß nur unumgänglich nötige Anderungen in d 
Korrektur anzubringen find. Die Verfaſſer werden aber auch dringend gebeten, die Korrekturen ſelbſt möglichst ſchnell ne 
ſorgfältig zu erledigen, insbeſondere die darin enthaltenen Zahlen genau zu prüfen. n 

3. Die Einſender der Entſcheidungen werden gebeten, nur wirklich wichtige (ſ. o.) und nur rechtskräftige Entſcheidung 
zu überſenden und bei jeder Entſcheidung Datum und Aktenzeichen anzugeben. » 

4. Die Juriſtiſche Wochenſchrift nimmt grundſätzlich niemals Aufſätze an, die bereits an anderer Stelle veröffe 
licht ſind oder gleichzeitig an anderer Stelle veröffentlicht werden ſollen. 

5. Die Schriftleitung hat nochmals eingehend erwogen, ob mit dem Grundſatz, daß Aufſätze mit Vorſchlägen zur And 8 
der Geſetze nicht zu bringen ſind, gebrochen werden kann: Sie muß aber an dieſem Grundſatz feſthalten, weil ſch 
ohnedies die Fülle des zu bearbeitenden Rechtsſtoffes eine ungeheure iſt und weil die Schriftleitung, die mit der gt 
wiegenden Mehrzahl der juriſtiſchen Zeitſchriften im beiten Einvernehmen fteht, auch hierin eine Arbeitsteilung unter b 
juriſtiſchen Zeitſchriften Deutſchlands anſtrebt. 1 

Es muß daher anheimgeſtellt werden, Aufſätze, die eine Anderung der Geſetze befürworten, an anderer Stelle zu be 
öffentlichen und fie zugleich dem Deutſchen Anwaltverein zu übermitteln, der ſie den zuſtändigen Ausſchüſſen # 
weiſen wird, in denen ſie einer eingehenden Prüfung unterzogen werden. it 

6. Aufſätze und Anfragen, Anregungen an die Schriftleitung, wie überhaupt jeder Briefwechſel mit der Schriſ 
leitung iſt lediglich an dieſe — Berlin W 62, Maaßenſtraße 27 (Fernſprecher: Nollendorf 6330) — zu richten; 5 
andere Anſchrift, insbeſondere die Sendung der Handſchrift an den Verlag, verurſacht Zeitverſäumnis, Mehrarbeit 1 a 
Koſten. Auch Bücher, deren Beſprechung erwünſcht ift, find lediglich an die Schriftleitung zu ſenden, zweckmäßig u 
vorheriger Anfrage. A 

Schreiben, die den Deutſchen Anwaltverein betreffen, ſind nicht an die Schriftleitung der Juriſtiſchen Wochenschrift, onde 
an den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, Leipzig C1, Nikiſchplatz 3, zu richten. Schreiben, die Unzeld 
in der Juriſtiſchen Wochenschrift, die Verſendung der Zeitſchrift, Beſtellungen und Abbeſtellungen, Frei⸗ und Belagsexempla 
Sonderabdrücke, Lieferung von Nummern, insbeſondere ſolche früherer Jahrgänge, betreffen, Beſchwerden, Erinnerungen w 
der Beſtellungen find lediglich an den Verlag: W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig C1, Dresdner Straße 11/13, zu ri ift 

7. Es wird gebeten, die Einſendung nicht eingeforderter Buchbeſprechungen zu unterlaſſen, da die Juriſtiſche Wochenſcht en 
um die völlige Unparteilichkeit der Beſprechungen zu gewährleiſten, von Anbeginn den Grundſatz verfolgt, nur Beſprechung 
zu bringen, welche die Schriftleitung erbeten hat. Aus dem gleichen Grunde können die Wünſche, die die Verfaſſer 
die Verleger zu beſprechender Bücher über die Perſon des Beſprechers äußern, nicht berückſichtigt werden. er 

8. Bezüglich der Belagsexemplare beſtehen folgende Grundfäge: Jeder Verfaſſer von größeren oder kleineren Ruf 
einer Buchbeſprechung oder einer Anmerkung erhält, ohne daß es einer Aufforderung feinerfeits bedarf, vom Verlag einen pet 
des ganzen Heftes zugeftellt. Die Überfendung erfolgt nach dem Erſcheinen des Heftes. Erinnerungen erübrigen ſich dige 
in der Regel. Sollten ſolche gleichwohl beliebt werden, ſind ſie nur an den Verlag, nicht an die Schriftleitung euch 
an den Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins zu richten. Wünſche um Sonderabzüge des Aufſatzes felbft werden tun 
berückſichtigt; ſie ſind ſpäteſtens auf der Korrektur zu vermerken, im übrigen an den Verlag zu richten. il, 
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erung 


9. Die Vergütung für die Beiträge erfolgt etwa binnen 2 bis 3 Wochen, nachdem die Nummer, die den Beitrag en ) 
erſchienen iſt. Auch hier erübrigen ſich daher Erinnerungsſchreiben, die gegebenenfalls an den Verlag zu richten wären (vgl. Alten 
Die Verfaſſer, welche Zahlung im Wege des bargeldloſen Verkehrs wünſchen, werden gebeten, dies unter genauer Angabe 0 
Bankkontos oder ihrer Poſtſchecknummer auf der Korrektur zu vermerken. 

Die Einſendung von Entſcheidungen wird nur dann vergütet, wenn dies beſonders gewünſcht wird. „if 

Die Vergütung wird fo gehalten, wie die wirtſchaftliche Lage der Juriſtiſchen Wochenſchrift es ermöglicht. Die Sch ie 
leitung iſt ſich bewußt, daß das gewährte Entgelt für die geiſtige Arbeit notgedrungen ein unzulängliches iſt. Sie a en 
dies ſchon oft geſchehen, nur nochmals ihre Mitarbeiter bitten, ihren Lohn in dem Bewußtſein zu finden, durch w 
Beitrag zur Belehrung ihrer Berufsgenoſſen und zur Förderung der Rechtspflege beigetragen zu haben. von 

10. Nicht zum Arbeitsbereich der Juriſtiſchen Wochenſchrift gehört die Erteilung von Rechtsbelehrungen, Erstattung m 
Rechtsgutachten, (ſelbſt wenn es ſich nur um kurze und anſcheinend einfache Fragen handelt), ebenſo wenig die Na 
machung von Schrifttum oder Entſcheidungen, die ſich auf eine beſtimmte Frage beziehen und dergleichen. In der ausnah pe! 
Iofen Ablehnung der Beantwortung derartiger Anfragen liegt keine „Ungefälligkeit“ der Schriftleitung. Es ift Not 
Die Erledigung der Anfragen würden nach den bisherigen Erfahrungen mehrere Hilfskräfte erfordern. iatiſche 

11. Wie bereits wiederholt betont iſt, hat die Politik der Juriſtiſchen Wochenſchrift fernzubleiben. Die Juriſt . 
Wochenſchrift dient lediglich der Rechtspflege und der Wiſſenſchaft, aber nicht der Politik. Wo MR 
oder rechtspolitiſche Fragen zu erörtern ſind, wird auch fürderhin völlige Unparteilichkeit walten und die Frage von 
Seite beleuchtet werden. 


Die Schriftleitung der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
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Aus der Rede bei der Eröffnung 
des Deutfchen Juriſtentages, Köln, 12. September 1920. 


Reichsjuſtizminiſter Dr. Bell: 


Nai Weit über das Rheinland hinaus hat die Kunde, daß Köln als heuriger Tagungsort erwählt werde, in deutſchen 
mich 0 ein lebhaftes Echo gefunden, und Sie werden es mir als Rheinländer nachfühlen, mit welch freudiger Stimmung 
eich zer Gedanke erfüllt, gerade hier in der rheiniſchen Metropole der Dolmetſch der Empfindungen und Wünſche des 
f Ziuſtizminiſteriums ſein zu dürfen. Denkwürdiger Befreiungsfeier machtvoller Glockenklang in jener unvergeßlichen Nacht 
eſo in leich würdiges Vorſpiel deutſcher Juriſtentagung. Eherne Glocken läuteten deutſche Freiheit und deutſches Recht ein. 
die a 1 erfüllt den Reichsminiſter der Juſtiz, in Köln nicht mehr zuſtändig zu ſein als Reichsminiſter für 
en Gebiete. 
probl. on hoher Warte überſchaut der Deutſche Juriſtentag der deutſchen Juſtiz brennende Gegenwartsfragen und Rechts⸗ 
Fü we. Wiſſenſchaft und Praxis vereinigen ſich hier zum Lebensbund, durchdrungen von dem Beſtreben, über der gewaltigen 
weittragender Einzelprobleme das erhabendſte Ziel der Verwirklichung der Gerechtigkeit zu erreichen und den alten 
pruch wahr zu machen: „salus publica suprema lex esto“. 
napo uſt vor einem Jahrhundert, als Preußen und die übrigen deutſchen Länder unter den verheerenden Wirkungen der 
San nischen Kriege ſchwer litten, erörterte der berühmte Rechtslehrer v. Savigny in einer dazumal epochemachenden 
Nen die grundlegende Frage nach dem Berufe der damaligen Zeit zur Geſetzgebung. Dieſes Grundproblem heute noch⸗ 
gebur uzuwerfen, hieße die bedeutſamen Zeichen der Zeit mißverſtehen und verkennen. Wollen wir der nationalen Wieder⸗ 
alle unſeres Volkes und dem Wiederaufbau unſeres Vaterlandes zielbewußt und wirkſam dienen, dann müſſen wir über 
müss mmungen und Erſchwerniſſe hinweg tatkräftig auch der Reform des deutſchen Rechts dienen. Für dieſe Reformarbeit 
geister die ewigen Sittengeſetze, die unwandelbar wie die Sterne find und nicht dem Wechſel der Tagesanſchauungen und 
Öff, mungen ſich unterwerfen laſſen, als feſte und unerſchütterliche Grundlage dienen. Geſetzgebung und Rechtſprechung 
ansche kein Fremdkörper im Volksorganismus ſein, ſondern müſſen tief im Volksbewußtſein wurzeln und geſunder Volks⸗ 
pro zuung entſprechen. Rechtsentwicklung und Rechtsreform müſſen unlösbarer Beſtandteil des großen deutſchen Wiederaufbau⸗ 
rie mis fein. Von einem großem Zuge muß das geſamte Reformwerk der Rechtsentwicklung beherrſcht ſein. Die durch 
undd und Kriegswirkungen verurſachte Hypertrophie der Geſetzgebung muß tunlichſter Vereinfachung in den Grundgedanken 
Fort Juſammenfaſſung in den Zweckbeſtimmungen den Platz räumen. Dabei dürfen Rechtsfindung und Rechtsſprechung der 
S entwicklung in Staat und Geſellſchaft, Wirtſchaft und Sozialleben nicht nachhinken, ſondern müſſen mit ihnen in gleichem 
vil. marſchieren. Von ſtaatspolitiſcher, wirtſchaftlicher und ſozialer Fortentwicklung ſollen auch die auf den verſchiedenſten 
baldi und ſtraftechtlichen Gebieten gelagerten Reformwerke durchdrungen ſein, die jetzt in Vorbereitung ſind und der möglichſt 
igen Verabſchiedung entgegengeführt werden ſollen. 
Die für eine Begrüßungsanſprache zur Verfügung ſtehende kurze Zeit vergönnt es mir zu meinem Bedauern nicht, 
befinppt diefer Stelle einzeln mit den zur Erörterung unſerer heurigen Tagung geſtellten Problemen und den im Gange 
ihre ichen Reformarbeiten zu beſchäftigen. Des Reichsjuſtizminiſteriums inniger Wunſch geht dahin, daß auch dieſe Tagung 
erh radition getreu mit ſachlicher Gründlichkeit die bedeutſamen Rechtsfragen behandeln möge. Nur zwei wichtige 
audlungsgegenſtände möchte ich herausgreifen. 7 
kurzeg unächſt mag es dem Vorſitzenden eines parlamentariſchen Kriegsunterſuchungsausſchuſſes erlaubt ſein, ein 
durch Wort zu dieſem Verhandlungsgegenſtand der Unterfuchungsausfhüffe zu ſagen. Für deutſche Verhältniſſe iſt bekanntlich 
ausſec Ya Weimarer Reichsverfaſſung eine vollſtändig neue Einrichtung durch Feſtlegung parlamentariſcher Unterſuchungs⸗ 
Kinde fe geſchaffen worden. Unverkennbar ſteckt dieſe Einrichtung noch in den Kinderſchuhen und ſie iſt wahrlich auch von 
laſſe rkrankheiten nicht verſchont geblieben. Gründliche Forſchung und ſachkundige Ausſprache werden es ſich angelegen ſein 
gilt Fehler der Vergangenheit und Mängel der Auswirkung durch praktiſche Beſſerungsvorſchläge auszugleichen. Vornehmlich 
Straf hierbei, Licht und Schatten gerecht zu verteilen und, ohne das Kind mit dem Bade auszuſchütten, bei den in die 
rechtspflege eingreifenden Unterſuchungsausſchüſſen Gefahrzonen in Zukunft ſorgſam zu vermeiden. 
unter der öweite Gegenſtand betrifft die Fragen einer Reform des Aktienrechts. Die Arbeiten find im Gange und ſollen 
ben z, Lerwertung der Erfahrungen des Auslandes mit aller Beſchleunigung durchgeführt werden, da wir keinesfalls hinter 
möcht echtigten Anforderungen von Wirtſchaft und Verkehr zurückſtehen wollen. Der dritte Punkt, den ich kurz herausheben 
kom e' betrifft die Strafrechtsreform. Die Reform des Strafrechts iſt in vollem Gange, ſo daß bereits zu Beginn des 
alleg den Monats der Reichsrat an die mündliche Beratung des ihm vorgelegten Entwurfs herangehen wird. Wir werden 
Be ran ſetzen, daß nicht nur der Reichsrat, ſondern demnächſt auch im Reichstag die Beratungen mit möglichſter 
Gege tigung jo fortgeführt werden, daß eine die außerordentliche Schwierigkeit des Stoffes und die Fülle der auszugleichenden 
Mäge befriedigende und für das Volksganze erſprießliche Löſung gefunden werde. 
die n gleichem Zuſammenhang find unter den Reformarbeiten die Regelung eines durchgreifenden Ehrenſchutzes und 
heran eviſion des Strafprozeßrechts ſowie die Erledigung des den Stufenſtrafvollzug feſtlegenden Strafvollzugsgeſetzes 
wichti zuheben. Neuregelung der Unterſuchungshaft und darüber hinaus der Vorunterſuchung wird ſich auch mit dem beſonders 
ru den und zeitgemäßen Thema der Kriminialpſychologie und der kriminellen Vorbildung und Ausbildung der für die 
aterſuchung zuſtändigen Organe zu beſchäftigen haben. Dabei gilt es, unter Auswertung aller kriminellen Erfahrungen 
einheit eranziehung kriminaliſtiſch geſchulter Kräfte im Intereſſe gerechter Strafrechtspflege klare Richtlinien zu ſchaſſen und 
iches wie zielbewußtes Zuſammenwirken herbeizuführen. Sicherung der Strafrechtszwecke bedeutet zugleich nachdrückliche 
ung und Schutz berechtigter Intereſſen des Angeſchuldigten. ie 
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Größere Aufſfätze 


Die Männer der Wiſſenſchaft und der Praxis, die ſich hier vereinigen ri vorbildlicher Gemeinſchaftsarbeit im Dienfit 
des Volksganzen ſtehen infolge der neuzeitlichen Entwicklung vor neuen gewaltigen Aufgaben. Soll die Wiſſenſchaft befruchte er 
auf die Praxis wirken, ſo darf ſie die dauernde Fühlung mit dem Leben nicht verlieren. Die Praxis aber darf nimm 


vergeſſen, daß ſie auf der Rechtswiſſenſchaft beruht. Dieſer Kreislauf des Blutes zwiſchen Wiſſenſchaft und Praxis 
der den Volksorganismus und das Rechtsleben geſund erhält. 
vereinter Kraft von Wiſſenſchaft und Praxis gelingen, den Geſundungsprozeß durchzuſetzen. > 

Tiefer Schmerz erfüllt alle an der Rechtspflege beteiligten Organe angeſichts der Vertrauenskriſe, die UM 
Aus lebhaften und zum Teil leidenſchaftlichen Erörterungen klingt der Ruf: Das Recht in 
Alle Mann an Bord! — Wenn dieſe Sorge berechtigt iſt, wenn Wunden am Rechtskörper zu heilen ſind, ſo liegen 
Aufgaben, an deren Löſung jeder deutſche Juriſt ſein Beſtes ſetzen ſoll. Im vaterländiſchen Intereſſe gebietet ſich aber 
beſchwörende Mahnung, bei aller Kritik den Boden der Sachlichkeit nicht zu verlaſſen und ſich vor verallgemeinert 
Schlußfolgerungen zu hüten. Verhängnisvolle Ungerechtigkeit würde es vor allem fein, den deutſchen Richterſtand für 
fehlungen und Mißgriffe einzelner, die uns mit ernſter Sorge erfüllen, verantwortlich zu machen. 
es daher auch begrüßt, daß die Organiſation des deutſchen Richterſtandes den Richtern dringend ans Herz gelegt 


Rechtspflege bedroht. 


iſt es 
Wo ſich Störungen dieſes Blutumlaufs zeigen, muß 
ere 


Not! 
hier 
üben 
Ver⸗ 


Mit Freude ha haben, 


Selbſtzucht und Selbſtkritik zu üben und dadurch zur Feſtigung des Vertrauens in unſere Rechtspflege beizutragen. In 


Gewiſſensfreiheit der deutſchen Richter darf nicht eingegriffen werden. Vor ihre Unabhängigkeit werden wir uns nach wie “ 
ſchützend ſtellen. Denn wir wiſſen alle, daß den deutſchen Richtern ihre Unabhängigkeit nicht als einſeitiges Vorrecht gew 
iſt, ſondern als Mittel zur Erfüllung ihrer höchſten richterlichen Aufgabe, nämlich des gleichmäßigen Schutzes aller 


ahr 
Staats“ 


bürger und der unparteiiſchen und gerechten Rechtspflege. Treue Hingabe zum Staat und zur Reichsverfaſſung muß 50 ur 
Richter, der im Namen des Staats Recht ſpricht, an erſter Stelle auszeichnen und ihm die Staatsverbundenheit 5 


Gewiſſenspflicht machen. Vergegenwärtigt ſich der deutſche Richter, was wir zuverſichtlich erwarten, bei allen ſeinen A 
handlungen und vornehmlich bei der Strafrechtspflege, daß ihm der Volksgenoſſe und der Mitmenſch gegenüberſteht, 


dan 


wird ſeine gerechte und unparteiiſche Rechtſprechung das Vertrauen aller Volksſchichten finden. In der Bruſt des deutsche 
Richters liegen die Schickſalsſterne der deutſchen Juſtiz. Alle Organe der deutſchen Rechtspflege, namentlich Richter un 
Staatsanwälte, nicht minder aber die Rechtsanwaltſchaft, aus der auch ich hervorgegangen bin, und deren Bedeutu 
für die Rechtspflege mir daher voll bewußt iſt, müſſen in edlem Wetteifer und freudiger Gemeinſchaftsarbeit dem deutſch 


Rechte dienen. 
entwicklung werden wir vorwärtskommen. 


Ein Gedanke allgemeinpolitiſcher Natur darf hier angeſchloſſen werden: Deutſchlands vorgeſtern vollzogener Eintt of 
in den Völkerbund wird auch vom Standpunkt der Pflege und der Fortentwicklung des Rechts, vor allem des öffentlich 
und internationalen Rechts, ſowie der friedlichen Rechtsverſtändigung der Nationen als weſentlicher Fortſchritt angeſpro 


werden dürfen. 


Der deutſchen Juriſtentagung bedeutungsvolle Arbeiten ſollen dazu beitragen, daß ſich Geſetz und Rechte nicht weh 
wie es das Dichterwort für die Vergangenheit ausſprach, wie eine ewige Krankheit fortſchleppen. Vernunft ſoll ihren 


Mit geſundem lebenskräftigen Optimismus, mit klarer Erkenntnis der Lebensverhältniſſe und der Sta 


ntril! 


chen 


Sin 


behalten, auch im Rechtsleben, in der Rechtsfindung und Rechtsentwicklung, Rechtswohltat ſoll nicht zur Plage werden 
ſondern ihren Zweck des nationalen, wirtſchaftlichen und ſozialen Bolksaufſtiegs erfüllen. ele 
Unſere Parole ſoll lauten, und das ſei auch des Juriſtentages Loſung: „Wir müſſen ringen um die Se 


des Volkes!“ 


So glaube ich der Hoffnung Ausdruck geben zu ſollen, daß unſere von dem Intereſſe und der tätigen Mitt 


wirkung 


zkrige 
aller Stände und Volksſchichten begleiteten vaterländiſchen Reformarbeiten auf allen Gebieten des Rechtlebens tebensteäfl n. 
Form und Geſtalt annehmen werden. Möge ſich dieſe Hoffnung erfüllen! Dann wird die kommende Generation, der un 
Arbeit gilt und unſere Opferkraft, ein Wort unſeres größten Dichters ſich umformen dürfen: 


„Wohl Dir, daß Du ein Enkel biſt!“ 


E..... y y ae > ER BE 2 


T.... ˙%j . — 


Das preußiſche Geſetz über die Vertretung vor den verwaltungsgerichten . 


I. 
Von Rechtsanwalt Dr. Görres, Berlin. 


Dieſes Geſetz iſt während der ganzen Dauer ſeines Ent⸗ 
ſtehens (Frühjahr 1924 bis März 1926) fortgeſetzt Gegenſtand 
der Aufmerkſamkeit der deutſchen Anwaltſchaft geweſen (JW. 
1924, 1217, 1562). Ihre berufene Vertretung hat — vor⸗ 
wiegend aus dem deutſchen Gedanken, dem Gedanken der 
Rechtseinheit heraus — den Entwurf bekämpft. 

Nun iſt das Geſetz da. Unſere Stellung muß nun eine 
andere ſein: das was falſch und ungut am Geſetze iſt, ver⸗ 
beſſern zu ſuchen, iſt nunmehr die Aufgabe. Solange eine 
internationale Geſchichte der Anwaltſchaft, von den Tagen 
des Demoſthenes herab bis auf unſere Tage, bis zu Fehren⸗ 
bach und Adolf v. Gordon, noch nicht geſchrieben iſt, müſſen 
wir, um Sinn, Aufgabe und Ideal einer jeden wie immer ge⸗ 
arteten Anwaltſchaft feſtzuſtellen, uns der vergleichenden Rechts⸗ 
wiſſenſchaft als Methode bedienen. Das beſte Buch, das uns 
über den heutigen Stand der Rechtsanwaltſchaft in 23 Haupt⸗ 
kulturſtaaten belehren kann, iſt das ausgezeichnete, unter Füh⸗ 


5 85 
rung von Magnus zuſtande gekommene Werk: „Die Rach 
anwaltſchaft“, Leipzig 1925. Daneben iſt ſehr aufſchluf 
das Kapitel „Der Rechtsanwalt“ im II. Bd. 8 60 des! 
nationalen Verwaltungsrechts von Prof. Dr. Neumel 

Was lehrt uns dieſe rechtsvergleichende Betrachtung uber 
Sinn und Aufgabe, Rechtsanſpruch und Wirkungsweiſe 
Anwaltſchaft auf der ganzen geſitteten Welt? ten: 

Drei Merkmale find es, die faſt überall hervorleunet 

Der Anwalt muß berufsmäßig wiſſenſchaftlich vorge Lauf 
ſein ). — St er es, jo hat er einen Rechtsanſpruch ba ge 
Anwalt zu werden. — Allüberall unterſteht er einer 
ordneten Disziplin, die den Stand auf der Höhe hält. ich 

Unterſuchen wir das neue Geſetz nach dieſen drei 
tungen. eich 

Muß der preußiſche Verwaltungsrechtsrat wiſſenſchaf des 
und beruflich vorgebildet ſein? In den Verhandlungen aum 
preußiſchen Landtages hat dieſe Frage einen breiten unge 
eingenommen. Abg. Leidig hat hervorgehoben (Siß 


1) Ausnahme in Schweden und einigen Schweizer Kantonen. 


DI: Jahrg. 1926 Heft 19] 
be f 
1 v. 20. April 1926 S. 10309), die Frage, ob das Re⸗ 
müſſe gsaſſeſſorexamen als Vorausſetzung gefordert werden 
1920, ſei, zwangsläufig durch die Geſetze der Jahre 1919, 
aber bei 21 im verneinenden Sinne entſchieden. Da es ſich 
ER der früheren Geſetzgebung weſentlich um politiſche 
lich . handelte, nicht um ſolche, die fortgeſetzt hauptamt⸗ 
treiben en juriſtiſchen Beruf wiſſenſchaftlich zu be⸗ 
N bie Aufgabe Haben, jo liegt der gedankliche Fehler die⸗ 
regung offen zutage. Mit Recht erblickte deshalb 
ries eine durch nichts gerechtfertigte Deklaſſierung 
altungsanwälte in dem Auslaſſen der ſonſt vorge⸗ 
Beruf nen Prüfungen und erklärte, infolgedeffen müſſe dieſer 
als de von der öffentlichen Meinung geringer bewertet werden 
* Rechtsanwaltsberuf (a. a. O. S. 10305). 
nach Da nun der preuß. Finanz⸗ und der Miniſter des Innern 
beliebtar voraufgegangenen Geſetzgebung es in der Hand hat, 
fun 8 viele Männer und Frauen ohne juriſtiſche Prü⸗ 
tan zum preuß. höheren Verwaltungsdienſt zuzulaſſen, fo 
rechtg,en auch den Kreis der Anwärter zur Verwaltungs⸗ 
dem erst Laufbahn beliebig erweitern. — Das widerſpricht 
auf bb en Erfordernis faſt aller Kulturſtaaten in bezug 
wärter berufliche und wiſſenſchaftliche Vorbildung der An⸗ 
ſetlich zur Anwaltslaufbahn. Es widerſpricht insbeſ. der ge⸗ 
die ein feſtgelegten Vorbildung der deutſchen Rechtsanwälte, 
braktiſ e hiſtoriſche und dogmatiſche, theoretiſche und 


10 
Abg. b. 
der Verw 


ſchriebe 


die dinwiederum haben nach der Auffaſſung der Kulturvölker 

ſcaftlagſcriftsmäßig wiſſenſchaftlich vorgebildeten und geſell⸗ 

lektin geeigneten Anwärter ein jus quaesitum, ein ſub⸗ 

Beruf es öffentliches Recht auf Zulaffung zu dem 

der den auf Ausübung dieſes Berufes. Das iſt, was 8 41 

"eutichen RAO. mit den Worten ausdrückt: 

bei de er zur Rechtsanwaltſchaft befähigt iſt, muß zu derſelben 

Rich u Gerichten des Bundesſtaates, in welchem er die zum 
amte befähigende Prüfung beſtanden hat, auf ſeinen 

bdugelaſſen werden. 

Orhan let Anſpruch iſt zwar nicht mittels Klage bei den 


8 ichen, noch überhaupt bei irgendwelchen Gerichten durch⸗ 
n. Er iſt aber ein derart eindeutiger Anſpruch öffent⸗ 
dis J Rechts auf Übertragung der fraglichen Fakultät, daß 
dem a in Deutſchland kein Fall bekannt geworden ift, in 
Eintr Zulaſſung rechtswidrig verſagt worden wäre. Die 
wirkt zung in die Lifte der Zugelaſſenen nach 8 20 RAD. 
Die gute wenn die Zulaſſung hinzukommt bzw. vorausgeht. 
arſpſſſe a ſungsliſte iſt eine Beweisurkunde, die dem Be⸗ 
Rechts le leichteſter Feſtſtellung hinſichtlich der Perſon der 
Aräger dient. 

neuen ade umgekehrt iſt die Rechtslage nach dem 
Rechts Geſetze. Gemäß § 1 muß zur berufsmäßigen 
werben ertretung vor den Verwaltungsgerichten zugelaſſen 
der gr, Der die Befähigung erlangt hat, danach zwei Jahre in 
Ober erwaltung ... tätig geweſen und in einer bei dem 
rechtgeawaltungsgerichte zu führenden Liſte der Verwaltungs⸗ 
entscheide eingetragen iſt —. Über die Eintragung in die Liſte 
gerichts et der Vorſitzende eines Senats des Oberverwaltungs⸗ 


daher dwo iſt geſagt, daß der Anwärter, der alle 
trage Üiten Vorausſetzungen erfüllt hat, in die Lifte einge⸗ 
ſubſeft werden „muß“. Wo bleibt das jus quaesitum, der 
„Die we Anſpruch des öffentlichen Rechts? Wohl ſagt $ 3: 
Eintragintragung iſt zu verſagen, wenn ...“ und 8 4: „Die 
nirgends; kann verſagt werden, wenn... — Aber 
mäß Ra iſt gefagt: „Außer den Fällen der Verſagung ge- 
33 und 4 iſt die Verſagung unzuläſſig.“ 
Ar find alſo in folgender Zwangslage: 
dermit weder die Faſſung des Geſetzes iſt unzulänglich; das 
er ſchle Jus quaesitum auf Eintragung in die Lifte iſt trotz 
muß in ten Textierung vorhanden; jeder taugliche Bewerber 
tif die Liſte eingetragen werden. — Dann hat der poli⸗ 
ſeine tifter des Innern das Recht und die Freiheit, Leute 
Bern ohlbefindens ohne jede juriſtiſche Prüfung zu Re⸗ 
dungstätzatten zu erſchaffen, die nach zwei Jahren Verwal⸗ 
etragenigkeit als Verwaltungsrechtsräte in die Liſte ein⸗ 
will oon werden müffen, — ob der Senat des DVG. es 
oder nicht. — 
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Oder das ſubjektive öffentliche Recht des Anwärters auf 
Eintragung in die Liſte beſteht nicht, — dann kann der 
Senatspräſident oder auch der Senat ſelbſt geeignete Be⸗ 
werber, ſogar geprüfte Bewerber zurückweiſen. Er kann 
ſagen: aus Zweckmäßigkeitsgründen, wegen Überfüllung, mit 
Rückſicht auf das Anſehen der Rechtspflege uſw. wird zur Zeit 
der Antrag auf Eintragung in die Liſte abgelehnt. Kommen 
Sie nach drei Jahren wieder. — Peinlich! — 

Und ſchließlich. Was iſt der Stolz des freien Anwalts? 
— Niemanden verantwortlich zu ſein, als ſeinem eigenen Ge⸗ 
wiſſen und der ſelbſtgewählten Standesvertretung. Kein 
Menſch iſt vollkommen, darum iſt unvermeidbar, daß dieſe 
Standesvertretung oft genug aufklärend, belehrend, warnend, 
ja ſtrafend einſchreitet! So bildet ſich in der Kette langer und 
wertvoller Überlieferung eine bis ins Feinſte ausgearbeitete 
Standesſitte und vornehme Standesauffaſſung. Kein Anwalt 
glaubt, mit ſeiner Zulaſſung nun ohne weiteres in den Voll⸗ 
beſitz dieſer Auffaſſung hineingewachſen zu ſein. Manches 
will gelernt ſein und manch' Lehrgeld wird bezahlt, bis der 
Anwalt zur Höhe dieſer vornehmen Auffaſſung heranreift. 

Wie löſt das neue Geſetz dieſe Frage der Erziehung zum 
Berufe? Es löſt ſie teils plump, teils überhaupt nicht! Es 
kennt nur Streichung aus der Liſte, wenn der Rechtsrat ſich 
eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, das ihn der berufs⸗ 
mäßigen Rechtsvertretung unwürdig erſcheinen läßt, oder 
wenn er die ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt (87). 
Über die Streichung entſcheidet das Oberverwaltungsgericht 
durch Beſchluß in zweiter Inſtanz im erweiterten Senat. 

Nichts von ſtandesgemäßer Belehrung oder Erziehung, 
nichts von Behandlung leichterer Fälle, nichts von mit der 
Praxis der Rechtsberatung innig vertrauter Kollegeneinſicht. 
— Alles oder nichts! — Da das Oberverwaltungsgericht 
durch Geſetz die Verantwortung für die Verwaltungsrechts⸗ 
räteſchaft vor der Offentlichkeit zu tragen hat, da keine An⸗ 
waltskammer, noch ein aus Kollegen zuſammengeſetztes Stan⸗ 
desgericht dieſe Verantwortung auffängt, ſo wird es wohl 
oder übel die Verantwortung tragen und auch minder ſchwere 
Fälle vor ſeinen Richterſtuhl ziehen. Es wird zur Härte ge⸗ 
drängt, weil alle Zwiſchenſtufen fehlen, und weil ohne 
Dienſtzucht kein ſolcher Stand beſtehen kann, 
am wenigſten ein Stand, der ſtaatliche Aufgaben zu erfüllen 
berufen iſt. Die Erziehung des OVG. zur Erfüllung der 
Standespflichten muß ſich entweder zur Eiſenbartkur 
auswachſen, oder ſie muß die Zügel am Boden 
ſchleifen laſſent: ein Drittes gibt es nicht. 

Das neue Geſetz nennt in 81 die berufsmäßige Rechts⸗ 
vertretung vor den Verwaltungsgerichten in Klammern „ad⸗ 
vokatoriſche Praxis im Sinne des 86 RGewo“. Was die 
Reichsgewerbeordnung, als ſie geſchaffen wurde, in 8 6 als 
advokatoriſche Praxis angeſehen wiſſen wollte, iſt dem nicht 
zweifelhaft, der mit geſchichtlichem Sinne die Vorſchrift aus 
dem allgemeinen Sprachgebrauch zur Zeit des Entſtehens der 
Gewerbeordnung ableitet. Feſt ſteht jedenfalls, daß zu dieſer 
Zeit in ganz Deutſchland, in allen Einzelſtaaten, der Erwerb 
der rechtlichen Fähigkeit als Advokat, Advokat⸗Anwalt, Rechts⸗ 
anwalt zu wirken, an den Beſitz einer durch Prüfungen 
nachgewieſenen beruflichen Vorbildung geknüpft 
war, und daß die nicht durch Prüfung nachgewieſene Bildung 
als Verwaltungsrechtsrat keine advokatoriſche Praxis i. S. 
des 86 GewO. begründen kann, ſomit $ 35 daſelbſt durch das 
preuß. Geſetz nicht beſeitigt iſt. 

Sicher iſt auch, daß Reichsrecht Landrecht bricht (Art. 13 
RVerf.), und daß Landrecht ſich nicht unterfangen darf, ohne 
reichsrechtliche Delegation Reichsrecht mit allgemein verbind⸗ 
licher Wirkung für alle Deutſche geſetzlich auszulegen. 

Das Prüfungsrecht ſowohl des außerpreußiſchen wie des 
preußiſchen ordentlichen und Verwaltungsrichters hinſichtlich 
der Vereinbarkeit des neuen Landesgeſetzes mit dem Reichs⸗ 
rechte ſteht außerhalb jeder Frage (vgl. meinen Aufſatz 
JW. 1924, 1564). 

Die rechtliche Stellung der neuen Verwaltungsrechtsräte, 
ſoweit ihre Zulaſſung auf miniſterieller Ernennung beruht, 
ähnelt derjenigen der ſog. Juſtizkommiſſare vor 1879 in Alt⸗ 
preußen, wo die miniſterielle Verleihung grundſätzlich aus⸗ 
reichte, — alſo Verwaltungskommiſſare, aber ohne grundſätz⸗ 
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liche durch Prüfungen zu erweiſende Vorbildung, die den 
Juſtizkommiſſaren eigen war. 

Da die preuß. Geſetzgebung nun einmal dies Gebiet be⸗ 
ſonders geregelt hat, ſo entſteht für die außerpreußiſchen Län⸗ 
der der Fall des internationalen Verwaltungsrechts. Selbſt 
wenn alſo die preuß. Gerichte für ihr Gebiet eine advokato⸗ 
riſche Praxis annehmen, fo konnte die preuß. Geſetzeshoheit 
doch nicht über die preuß. Landesgrenze hinüberwirken auf 
außerpreußiſches Gebiet. M. a. W., der preuß. Geſetzgeber 
kann z. B. die Hamburger oder bayeriſchen Richter nicht zwin⸗ 
gen, die preuß. Verwaltungsrechtsräte vor Hamburger oder 
bayeriſchen Gerichten auftreten zu laſſen. In dieſe heillos 
verfahrene Rechtslage hat der preuß. Partikularismus die von 
ihm ſelbſt geſchafſenen Mitglieder „advokatoriſcher Praxis“ 
gebracht. Und das zur ſelben Zeit, wo man der deutſchen 
Volksvertretung mit der Notwendigkeit gleichheitlicher Rechts⸗ 
auslegung auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts die Schaf⸗ 
1215 des Reichsverwaltungsgerichts zu empfehlen 
ucht! 

Die Anwaltſchaft iſt von der neugeſchaffenen Zulaſſung 
bei den preuß. Verwaltungsgerichten künſtlich ferngehalten 
worden. Nach 8 3 Abſ. 2 findet eine beſondere Eintragung 
von Rechtsanwälten in die Liſte nicht ſtatt. Und nach 8 7 
Abſ. 2 iſt ein Verwaltungsrechtsrat in der Liſte der Ver⸗ 
waltungsrechtsräte von Amts wegen zu löſchen, wenn er zur 
Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen wurde. 

Als Grund hierfür wurde angegeben, ſich gleichzeitig 
Rechtsanwalt und Verwaltungsanwalt zu nennen, ſei nicht 
vereinbar mit der bisherigen Praxis des Ehrengerichts für 
Rechtsanwälte, wonach ſich der Rechtsanwalt nicht als Spe⸗ 
zialiſt für ein beſtimmtes Fach bezeichnen dürfe (Sitzungs⸗ 
bericht a. a. O. S. 10 303). Allerdings hat der Ehrengerichts⸗ 
hof das Urteil gefällt, Bezeichnung als Spezialiſt ſei unzu⸗ 
läſſig. Aber der Vorſtand des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins hat in feiner Eingabe an das Reichsjuſtizminiſte⸗ 
rium die (mit der Frage der Bezeichnung als Spezialiſt ganz 
und gar zuſammenhangloſe) Zulaſſung der deutſchen 
Rechtsanwälte bei allen Reichs⸗ und Landes⸗ 
verwaltungsgerichten mittels Reichsgeſetz ge- 
fordert! 

Dieſe außerordentlich wichtige Tatſache iſt bei den De⸗ 
batten über den Entwurf des preuß. Geſetzes immer und 
immer wieder betont worden. 

Der Mehrheit des Landtags war dies offenbar nicht 
bekannt. Es iſt furchtbar, wenn wichtige Belange 
eines großen Berufsſtandes von der geſetzgeben⸗ 
den Körperſchaft ohne Kenntnis des Sach- 
verhalts geſchädigt werden). 

Vergeſſen iſt im Geſetz, die Pflicht zu regeln, bei Aus⸗ 
bildung der Anwärter zum höheren Verwaltungsdienſt mit⸗ 
zuwirken. Auch ihrer Intereſſen nimmt ſich die deutſche 
Rechtsanwaltſchaft gerne an. 

Somit appelieren wir vom ſchlecht unter⸗ 
richteten Landtag an den beſſer zu unter⸗ 
richtenden. 


IA. 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Friedlaender, München. 


„Nicht lange vor der fünfzigſten Wiederkehr des denk⸗ 
würdigen Tages der Schaffung einer einheitlichen deutſchen 
Juſtizverfaſſung und eines einheitlichen deutſchen Anwalt⸗ 
ſtandes, mitten unter den Beſtrebungen zur Gründung eines 
Reichsverwaltungsgerichts ſchuf die Geſetzgebung des größten 
deutſchen Einzelſtaats einen neuen partikulären Anwaltsſtand.“ 

So etwa mag man es in geſchichtlichen Darſtellungen 
einer künftigen Zeit leſen. Und wenn unſer Hiſtoriker noch 
wahrheitsgemäß hinzufügt, daß dieſe Maßnahme nicht aus 
ſachlichen, ſondern nur aus perſonellen Gründen, nämlich zur 
Verſorgung von Beamten und ſolchen, die es wegen man⸗ 
gelnden Bedarfs nicht werden können, geſchah, ſo werden 


2) Val. Aufſatz des OVGR. Mirow: Deutſche Allgem. Zeit. Nr. 181 
v. 18. April 1925; meine Aufſätze: JW. 1924, 1218; DIZ. 1925, 
476; PrVerwBl. 1925, 405. 
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Juriſtiſche Wochenschr. 


unſere Enkel über den Beruf unſerer Zeit zur Geſetzgebung 
ihre letzten Illuſionen verlieren. Pr 
Als noch der preußische Entwurf ſich in jeinem Anfange, 
ſtadium befand, durfte ich als Angehöriger eines anderen 1 
des darauf hinweiſen, daß es ſich hier um eine Sac e 
ganzen deutſchen Anwaltſchaft und der ben 4. 
Rechtspflege im weiteſten Sinne handelt. Durch die ii 
führungen von Görres wird dieſe Wahrheit aufs Nez 
grell beleuchtet. Und fo darf ich denn auch heute nochmals AT, 
nicht⸗preußiſcher Anwalt Proteſt erheben gegen das unheiloo 
Geſetz, deſſen Folgen — unmittelbar und durch fein Beiſßi 
für andere Länder — unabſehbare ſein können. iche 
Wenn man die lange, wechſelvolle Entſtehungsgeſchie 5 
des Geſetzes ſich nochmals vor Augen führt, fo ſieht man 
zu deutlich, daß der ganze ihm zugrunde liegende Ge 15 
von Anfang an ungeſund war; trotz allen Herumkuriereen 
traten immer neue Krankheitsſymptome bei dem armen We 9 
hervor, und jetzt zeigt ſich deutlich, daß das Leiden ein in 
liches und unheilbares war. Zuerſt erſchien der Ent, 
eines Geſetzes über die „Verwaltungsrechtsanwälte“, eine u 
fangreiche Nachbildung der Rechtsanwaltsordnung — ben 
Syſtem und größtenteils auch dem Wortlaut nach. Wir rn 
damals auf die Verfaſſungswidrigkeit dieſes gegen das Rn 
recht verſtoßenden Entwurfs, auf die Unzuläſſigkeit der BR 
führung eines neuen Anwaltsſtandes mit dem zu Mißverſtn t 
niſſen geeigneten Anwaltstitel hingewieſen. Daß es ſo — 
gehe, hat denn auch nach einiger Zeit die preußiſche Regier 
eingeſehen. Sie kam dann auf den Gedanken, aus den „ 
waltungsrechtsanwälten“ Verwaltungsanwälte zu machen © ; 
auch über dieſem Titel ſchwebte das Damoklesſchwert der 
Reichsrecht begründeten Rechtſprechung, von der nicht zu recht 
warten war, daß ſie vor einem durch ungültiges Landes ke 
geſchützten Titel haltmachen werde. So gab man auch bil 
Plan wieder auf und erfand den Namen „Verwaltungsrech le, 
räte“, der rechtlich kaum mehr zu beanſtanden ſein d Hin 
über deſſen Eignung ſich gleichwohl manches jagen 119. 
Auch die äußere Struktur und die Grundgedanken der R her 
hatte man inzwiſchen zum Teil aufgegeben, zum Teil * 1 
auch beibehalten, und es kam das kurze Geſetz zuſtande, im 
es Görres bereits gekennzeichnet hat. Kuriert hat man 
Grunde genommen doch wieder nur an den Sympto ie 
der Krankheit, und immer wieder ftieß man auf neue Seh man 
rigkeiten, die ſich aus dem Reichsrecht ergeben: glaubte sieh 
glücklich die Rechtsanwaltsordnung und das Wettbewerbs ent 
überwunden zu haben, fo erſchien nun plötzlich das OP“, 
der Gewerbeordnung auf der Bildfläche. Ihm ſuchte mache 
letzter Stunde durch die ominöſe Klammer (gadvokaton 
Praxis i. S. des 8 6 RGGewoO.“) zu begegnen. Dieſe Klaas 
iſt ein wohl einzig daſtehendes, jedenfalls neuartiges jr 
mittel des Geſetzgebers gegen Anfechtungen feines Werkes, Ta, 
Art Begründung und Rechtfertigung im Geſetzestexte ſe » 
Der Zweck ift klar erkennbar: wenn die Verwaltu u 
rechtsräte keine advokatoriſche Praxis i. S. des 86 Geng 
ausüben, fo unterſtehen fie den Vorſchriften des 835 Gen m 
über diejenigen Perſonen, die ſich gewerbsmäßig mit der öden 
ſorgung fremder Rechtsangelegenheiten und bei Beh 
wahrzunehmender Geſchäfte“ befaſſen, d. h. ſie unterliegen 77 
Anmeldepflicht (8 35 Abſ. 7), der polizeilichen Unterjag! ug 
wenn Tatſachen vorliegen, die ihre Unzuverläſſigkeit IM nnen 
auf den Gewerbebetrieb dartun (8 35 Abſ. 1, 3); ſie kön ge, 
der polizeilichen Kontrolle über Umfang und Art ihren ng 
ſchäftsbetriebs und Anordnungen über ihre Vuchfü zel 
unterworfen werden ($ 38 Abſ. 4), und ihre Rechts 
gegen die Unterſagung des Gewerbebetriebes richten ſich 
den Normen der 88 20, 21 GewO. (§ 40 Abſ. 2). v 
Daß der Zweck, die Verwaltungsrechtsräte dieſen ole 
ſchriften über die Rechtskonſulenten zu entziehen, durch ft 
Anführung des $6 Gewd. nicht erreicht werden konnt 0 
von Görres bereits dargetan worden. Der neue 65 a 
eben keine Advokatur i. S. des Reichsgeſetzes und den ent 
emeinen Sprachgebrauches. Ich darf als weiteres Argus e 
hierfür hinzufügen, daß der Advokat nach ſeiner ganzen 95 
ſchichtlichen Entwicklung in erſter Linie „Gerichtsamte | 
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Wirt ein Organ der Rechtspflege im engeren Sinne, deſſen 
wurde gskreis erſt ſpät und in neuerer Zeit ein univerſeller 
Rechts „UND daß unmöglich Perſonen, die zur eigentlichen 
gels delege weder in irgendeiner Beziehung ſtehen noch man⸗ 
Advert hierfür nötigen Vorbildung ſtehen können, als 

daten angeſprochen werden dürfen. 
tnugſ un fragt es ſich aber weiter: was iſt die Folge des un⸗ 
walt en Verſuchs der preußiſchen Geſetzgebung, die Ver⸗ 
Veſchreherrechtsräte den Vorſchriften der GewO. zu entziehen? 
Geſ net fie ſich darauf, die einzelnen Beſtimmungen des 
ngülti mit dem Reichsrecht in Widerſpruch ſtehen, als 
gälti 70 erſcheinen zu laſſen oder iſt das ganze Geſetz un⸗ 
mah Es erſcheint mir unzweifelhaft, daß nur die letztere 
Prüf me gerechtſertigt iſt. Der Gedanke, von dem man bei 
Zivil Ag dieſer Frage auszugehen hat, iſt ein ähnlicher wie im 
lich echt der Grundgedanke des § 139 BGB. (wobei natür- 
Ein 6. zivilrechtliche Frage der Beweislaſt auszuſcheiden hat). 
Veſti eſetz iſt nicht ohne weiteres nichtig, wenn einzelne ſeiner 
uche der Gültigkeit entbehren. Bringt aber die Teil⸗ 
it „Seit den Aufbau des ganzen? Geſetzes ins Wanken, und 
erlaſſen ahmen, daß das Geſetz ohne den nichtigen Teil nicht 
ic en worden wäre, fo ift auch feine teilweiſe Anwendung 
hoben möglich. Der preußiſche Geſetzgeber wollte einen ge⸗ 
leigt die der Anwaltſchaft gleichwertigen Stand ſchaffen; das 
Die Behandlung der Titelfrage und der Hinweis auf die 
dulde atur in der ominöſen Klammer. Er wollte keinesfalls 
bonſule daß die Mitglieder des neuen Standes als Rechts⸗ 
Das aten behandelt würden oder behandelt werden könnten. 
tedhtfe klar im Geſetze zum Ausdruck gebracht (die Selbſt⸗ 
waltun ligung wird hier zum Verhängnis), und die neuen Ver⸗ 
eine ugsrechtsräte ſelbſt werden ſich mit Fug und Recht gegen 
weit "dere Auffaſſung verwahren. Daraus folgt aber ohne 
fein d. daß die Grundlage des ganzen Geſetzes erſchüttert, 
ſie gi weck vereitelt iſt, wenn die Klammer fällt und der in 
reußißeſchloſſene Geſetzesbefehl ſich als ungültig erweiſt. Das 
ee Geſetz iſt mithin als Ganzes nichtig und unvoll⸗ 
der J ch weiß, daß es trotzdem ſchon vollzogen und die Liſte 
gleichwenvaltungsrechtsräte ſchon eröffnet iſt. Wenn ich es 
au roh als eine Pflicht der zuftändigen Stellen bezeichne, 
ſtelln E Beſeitigung dieſes ungültigen Geſetzes und die Ein⸗ 
nicht ug ſeines weiteren Vollzugs hinzuwirken, ſo brauche ich 
Weise zu betonen, daß meine Ausführungen ſich in keiner 
die Hihegen die Perſonen richten, die bereits den Eintrag in 
Ich iſten erlangt haben oder in Zukunft erlangen wollen. 
durch une ſie nicht und bedauere es außerordentlich, wenn ſie 
kom die Schuld des Geſetzgebers in eine peinliche Lage ge⸗ 
hier en ſind oder noch kommen werden. Aber es handelt ſich 
bieſen weit mehr als um das Wohl einzelner, und auch 
und 8 erfordert letzten Endes ein ſchnelles Eingreifen 
Zustande raſche Beſeitigung des unhaltbaren tatſächlichen 
andes, wie er heute beſteht. 


III. 
Von Rechtsanwalt Dr. Heß, Stuttgart. 


ſpru die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes und der Wider⸗ 
bon G Heben die Reichsgeſetzgebung (NAD. und Gewd.) find 
den. deres und Friedlaender zutreffend dargelegt wor⸗ 
rechti de böſe Beiſpiel des größten deutſchen Landes be⸗ 
wahre zum Proteſt der anderen Länder gegen dieſes im 
4 Sinne partikulariſtiſche Geſetz. 

una der Vorgeſchichte darf noch erwähnt werden, daß 
Verwal verſucht wurde, durch eine Anderung der RAD. die 
und al ungsprüfung der juriſtiſchen Prüfung gleichzuſtellen 
Re 55 Grundlage für die zwangsläufige Zulaſſung zur 
dieſez mwaltſchaft genügen zu laſſen. Die Ausſichtsloſigkeit 
erſuch erſuchs veranlaßte die geſchilderten akrobatenartigen 

e zu einer Umgehung der RAD. 
wiſſenſche Geſetz will unter Mißachtung der geſetzlich und 
den nihaftlich feſtſtehenden Einrichtung der Rechtsanwaltſchaft 
eſetz 07 Stand der Verwaltungsrechtsräte ſchaffen. Das 
ordnunerſucht weiter, ſich den Vorſchriften der Reichsgewerbe⸗ 
rade an rch die ominöſe Klammer zu entziehen. Aber ge⸗ 
” 56 RGewo. muß das preußiſche Geſetz ſcheitern. 
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Denn nach 8 6 fällt unter § 35 daſelbſt (zu vgl. im einzelnen 
die Ausführungen von Friedlaender), wer nicht i. S. des 
§ 6 die „Advokaturpraxis“ betreibt. Seit Beſtehen der RAO. 
iſt in Deutſchland der Begriff Advokat mit dem Begriff 
Rechtsanwalt gleichbedeutend. Der preußiſche Geſetzgeber ſollte 
das doch wiſſen. Beiſpielsweiſe wird auf Sarwey, „Das 
öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege“ S. 511 
verwieſen, wo gerade mit Bezug auf die GewO. geſagt ift: 
„Die Ausübung der Advokatur, die hiermit verbundenen 
Rechte und Pflichten und die Grundſätze über die Entſtehung 
derſelben ſind einheitlich für das Deutſche Reich durch die 
RAO. geregelt.“ Demgemäß haben alle großen deutſchen 
Staaten beſtimmt, daß auf die Fähigkeit, vor dem Verwal⸗ 
tungsgerichte zu handeln, ferner bez. der Zulaſſung von 
Rechtsanwälten und anderen Vertretern und Beiſtänden, die 
Vorſchriften der ZPO. entſprechende Anwendung finden (Sar⸗ 
wey ©. 718). Die ZPO. kennt aber nur Rechtsanwälte i. S. 
der RAO.; alle anderen Arten von Prozeßvertretern, die ge⸗ 
werbsmäßig tätig find, fallen ſomit unter 8 35 GewO. Wenn 
das preußiſche Geſetz dieſe Unterordnung aber ablehnen will, 
ſo iſt es, wie Friedlaender dargelegt hat, im ganzen 
ungültig. 

Hiermit ſtimmt auch v. Landmann, Gewd. 8 6 An⸗ 
merkung 7 überein, wo geſagt iſt, daß zwar der Geſchäfts⸗ 
kreis, ſoweit er reichsgeſetzlich nicht geregelt iſt, landesgeſetzlich 
geregelt werden kann, weiter aber darauf hingewieſen wird, 
daß der Beruf der Rechtsanwälte ſelbſt reichsgeſetzlich durch 
die NAD. geregelt iſt. 

Auch die nicht⸗preußiſchen Länder haben allen Anlaß, 
gegen das preußiſche Vorgehen ſich zu wahren, das geeignet 
iſt, neben dem Verſtoß gegen Reichsgeſetzgebung die klare Feſt⸗ 
ſtellung des Begriffs der Rechtsanwaltſchaft zu untergraben. 
In Württemberg iſt ſchon durch das Geſetz über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege v. 16. Dez. 1876 ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen, daß zwar kein Anwaltszwang für die Vertretung 
bei den Verwaltungsgerichten beſteht, daß aber die Parteien 
ſich durch Bevollmächtigte nach Maßgabe der Vorſchriften der 
bürgerlichen Prozeßordnung vertreten laſſen können, wie denn 
auch nach Art. 72 auf das Verfahren die Vorſchriften der je⸗ 
weils beſtehenden bürgerlichen Prozeßordnung entſprechende 
Anwendung finden. Dies ſtimmt mit dem von Sarwey 
angeführten allgemeinen Grundſatz. 

Wir verwahren uns daher gegen den preußiſchen Verſuch, 
Reichsgeſetze zu umgehen, den geſetzlich und wiſſenſchaftlich 
feſtſtehenden Begriff der Rechtsanwaltſchaft zu erſchüttern und 
die Vorausſetzungen für dieſen Beruf, wie ſie von Görres 
dargelegt ſind, zu verwäſſern. 

Daneben ſpielt der Titel Verwaltungsrechtsrat eigentlich 
eine nebenſächliche Rolle. Es muß aber hervorgehoben wer⸗ 


den, daß er in ſeiner Güte dem Staatsanwaltſchaftsrat und 


dem ebenfalls von Preußen geſchaffenen Handelsgerichtsrat 
entſpricht. Vielleicht bringt die preußiſche Titelmaſchine auch 
noch den Titel des Finanzrechtsrats, obwohl auch hierzu die 
Zuſtändigkeit fehlt, dann wäre das Quartett würdig, auf 
einer beſonderen Tafel in der bekannten Abſchreckungs⸗ 
ausſtellung des Profeſſor Pazaurek verewigt zu werden. 


IV. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wünſchmann, Leipzig. 


Der erſte Zweck des preußiſchen Geſetzes iſt, die Verwal⸗ 
tungsrechtsräte zu befreien von $ 35 Gewd., fie den Rechts⸗ 
anwälten gleichzuſtellen, obwohl ſie nicht Rechtsanwälte ſind. 
Die Befugnis des preußiſchen Geſetzgebers, mit Wirkung für 
die RGewO. zu beſtimmen, was advokatoriſche Praxis iſt, wird 
in den Ausführungen von Görres, Friedlaender, Heß 
verneint; man kann ſich ihnen nur anſchließen. Freilich kann 
das Geſetz, das die berufsmäßigen Vertreter vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten, die Richterſähigkeit haben, der Polizei nicht 
unterſtellen will, deshalb nicht getadelt werden. Der Wider⸗ 
ſpruch muß ſich dagegen richten, daß ein beſonderer Verwal⸗ 
tungsanwaltſtand geſchaffen wird, der neben die Rechtsan⸗ 
waltſchaft tritt, und wie das gegenüber dem Reichsrecht zu 
erringen verſucht wird. — Zur Schaffung dieſes beſonderen 
Standes bedient ſich das Geſetz einer neuen Standesbezeich⸗ 
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nung: Verwaltungsrechtsrat. Nicht um den Trägern eine ge⸗ 
ſellſchaftliche Stellung anzuweiſen, iſt dieſer Titel geſchaffen, 
ein Blick auf die Liſte der zugelaſſenen Verwaltungsrechtsräte 
zeigt, daß ſie weiterer Titel wahrhaftig nicht bedürfen, ſon⸗ 
dern um ſie als die berufenen Berater und Vertreter in Ver⸗ 
waltungsrechtsſachen zu empfehlen. Der Rechtsanwalt kann 
den Titel Verwaltungsrechtsrat nicht erwerben, niemand kann 
gleichzeitig Rechtsanwalt und Verwaltungsrechtsrat ſein. Die 
Wirkung dieſer Regelung iſt wohl kaum zweifelhaft. Die Be⸗ 
zeichnung: „Verwaltungsrechtsrat“ wird die Beratung und 
Vertretung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts von den 
Rechtsanwälten ab⸗ und zu den Verwaltungsrechtsräten hin⸗ 
ziehen. Es entſteht eine Advokatur für öffentliches Recht, ſo 
daß den Rechtsanwälten nur die Advokatur für Privat- und 
Strafrecht verbleibt. 


War für dieſe Entwicklung ein Bedürfnis? In welchem 
Maße ſich die Rechtsanwaltſchaft mit dem öffentlichen Rechte 
befaßt hat, lehrt ein Blick auf das Schrifttum, insbeſondere 
die J W., die in ſteigendem Maße und in vollem Bewußtſein 
der Wichtigkeit dieſer Aufgabe (JW. 1916, 604; 1925, 2508) 
Mitarbeiter heranzieht. Der Deutſche Anwaltverein hat einen 
beſonderen Ausſchuß für öffentliches Recht. Im weiteſten Um⸗ 
fange haben ſich die Anwälte bei den ordentlichen Gerichten 
mit öffentlichem Rechte zu beſchäftigen, z. B. bei Klagen aus 
§ 839 BGB. und Syndikatsklagen, bei Einklagung der öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Anſprüche, für die der ordentliche Rechtsweg 
gegeben iſt, bei den mit den Bodenſperrgeſetzen, Wohnungsnot⸗ 
maßnahmen und anderen Beſchränkungen des Privatrechts 
kraft öffentlichen Rechts zuſammenhängenden Streitigkeiten. 
Andrerſeits iſt eine Fülle von Streitigkeiten im Verwaltungs⸗ 
rechtsſtreite nicht ohne Beantwortung privatrechtlicher Fragen 
zu löſen. Wenn die Rechtsanwaltſchaft ſich gegen das Spezia⸗ 
liſtentum auffallend ablehnend verhalten hat, wie ein Ver⸗ 
gleich mit den Arzten ergibt, ſo kommt darin wohl die Über⸗ 
zeugung zum Ausdruck, daß eine Advokatur für einzelne Fächer 
nicht beſtehen kaum, daß das ganze Rechtsgebiet für die Partei⸗ 
vertretung einheitlich und unteilbar iſt. Es iſt daher ganz un⸗ 
wahrſcheinlich, daß bei den preußiſchen Verwaltungsgerichten 
die Rechtsanwaltſchaft verſagt habe, daß ſich die Verwaltungs⸗ 
gerichte nach beſſerer Vorbereitung und Bearbeitung der 
Sachen ſehnen könnten als bei Mitwirkung von Anwälten. 
Nein, nicht der Wunſch, die Rechtspflege auf höhere Stufe zu 
bringen, hat das Geſetz geſchaffen, ſondern ein ganz andrer, 
den Friedlaender feſtſtellt und der durch die Liſte der zu⸗ 
gelaſſenen Verwaltungsrechtsräte erhärtet wird: es ſollte den 
Beamten außer Dienſt eine Einnahme zur Ergänzung des 
Ruhegehalts eröffnet werden. Für dieſen kleinlichen Zweck 
werden große Intereſſen gefährdet. Die ſeit 1879 bewährte 
einheitliche Ordnung der Rechtsanwaltſchaft im Reiche wird 
durchbrochen, es wird im Gegenſatz zur Anſchauung des An⸗ 
waltſtandes und zur bisherigen Übung ein Spezialiſtentum 
geſchaffen, das nicht zum Heile des Ganzen die Mitarbeit der 
Rechtsanwaltſchaft auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts zu⸗ 
rückdrängen wird. 


Der neue Stand kann nicht ohne ſtarke Wirkung auf die 
Rechtsanwaltſchaft bleiben. Die Nachahmung auf anderen Ge⸗ 
bieten ſteht zu erwarten. Ob wir Arbeitsrechtsräte, Ver⸗ 
ſicherungsrechtsräte (für Arbeitsrechtspflege, Sozialverſiche⸗ 
rung), etwa auch Konkursrechtsräte (als Konkursverwalter 
und Aufſichtsführende) künftig haben werden, mag zweifelhaft 
ſein, höchſtwahrſcheinlich werden ſich aber neben den Ver⸗ 
waltungsrechtsräten die Finanzrechtsräte entwickeln. Die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit der Einzelſtaaten erſtreckt ſich jetzt nur 
auf die Landesſteuern, dieſes Gebiet fällt alſo — wenigſtens in 
oberſter Inſtanz — bereits in die Spezialadvokatur der Ver⸗ 
waltungsrechtsräte. Für das größere Gebiet Ber Reichsſteuern 
und das Verfahren vor den Reichsſteuergerichten beſteht noch 
der unausgefüllte 8 239 RAbgO. Höchſtwahrſcheinlich wird 
die Steuerverwaltung und Steuerrechtspflege weit geringere 
Arbeit haben, je mehr ſich die Steuergeſetze einleben und ver⸗ 
einfacht werden. Der Beamtenabbau wird die Folge ſein und 
der Wunſch der Finanzverwaltung, auch ihren Beamten eine 
Nebeneinnahme zu ermöglichen. Dieſe Beſtrebungen aus Be⸗ 
amtenkreiſen werden ſtark unterſtützt werden von den wiſ⸗ 
ſenſchaftlich durchgebildeten Bücherreviſoren, die eine an⸗ 
erkannte Stellung in der Steuerrechtspflege anſtreben. Wenn 


die Verwaltungsrechtsräte ſachlich gerechtfertigt wären, po 
müßten die Finanzrechtsräte aus denſelben Gründen ba 
ſchaffen werden, denn das Steuerrecht ift nur ein Teil 
öffentlichen Rechts und das Verfahren vor den Verwaltungs. 
gerichten und vor den Steuergerichten zeigt weitgehende uber 
einſtimmung. Trotz des Mangels eines Bedürfniſſes wird 
Vorbild der Verwaltungsrechtsräte den perſönlichen In h 
eſſen, die Finanzrechtsräte brauchen, ſolchen Vorſchub teilen 
daß die dem weiteren Blicke offenſichtlichen Gründe gh 
deren Schaffung ſo wenig ſtandhalten wie gegenüber den ar 
waltungsrechtsräten. — Selbſt wenn aber Finanzrechts rauf 
nicht noch erſtehen, werden die Verwaltungsrechtsräte 1 t 
dem Gebiete des Steuerrechts einen Vorſprung gewinnen, un 
durch Leiſtungen, ſondern durch die Vorgabe, die in ihr 
Titel beſteht, der ſie mit dem Schein einer beſonderen 
Rechtsſtellung und beſonderen Befähigung, alſo mit dem ein 
beſonders günſtigen Angebotes umkleidet. 0 
Gegen dieſe Vorgabe, gegen dieſen Wettbewerb durch 1 
Namen, nicht durch Vorbildung und Leiſtung, wird ſich ui 
Rechtsanwaltſchaft wehren müſſen. Sie muß dem Anwalt 
geſtatten, ſeine Kenntniſſe und Bereitſchaft ebenfalls kundzif 
tun, ſich alſo Spezialiſt zu nennen oder Sonderleiſtungen sr 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts anzuführen. Es kann * 
der Rechtsanwaltſchaft nicht erwartet werden, daß ſie ! 
vornehmer Zurückhaltung ſich von den ihr ſo wichtigen 4 
bieten verdrängen läßt. Nicht aus wirtſchaftlichen Gründen 
ſondern im allgemeinen Intereſſe muß ſie ſich wehren. 


von dieſen Teilen der Rechtsordnung ſetzt die Anwaltſ ir 


zu 

führen. Mit den bisherigen Standesanſchauungen iſt er nich 
möglich. Was feit 1879 fich entwickelt und gefeſtigt hat, weh 
ſitte und Standeswürde ſind unabſehbar. Das alles muß 10 
men, damit Verwaltungsbeamte im Ruheſtand noch Beſcha 
tigung und Nebeneinnahme haben. leit 

Sachſen hat erſt ſeit 1900 Verwaltungsgerichtsbar — 
Die Jahrbücher des Sächſ. OVG. beweiſen den Umfang che 
die Vorzüglichkeit der Rechtſprechung. Wohl jeder a nd 
Anwalt hat des öfteren als Bevollmächtigter oder Beiſt 
in der Verwaltungsrechtspflege mitzuwirken. Gerade in fung 
rer Zeit haben ſächſiſche Verwaltungsbeamte ihre Stell 
verlaſſen, um Rechtsanwälte zu werden. der 

Die ſächſiſche Anwaltſchaft kann ſich zutrauen, an ger 
Rechtspflege im öffentlichen Rechte unter Wahrung der June 
eſſen der Partei förderlich mitzuarbeiten. Die ſächſiſchen die, 
waltungsgerichte können Bevollmächtigte und Beiſtände ig 
ohne Rechtsanwälte zu ſein, die Vertretung geſchäftsmaß 
betreiben, zurückweiſen, alſo auch die Verwaltungs rech 
räte. Damit der Mißgriff der preußiſchen Geſetzgebung , 
kennzeichnet und dem jächfifchen Anwaltſtande bezeugt mg; 
daß er die geeignete Vertretung auch im Verwaltungstechen 
ſtreite bildet, möchten die ſächſiſchen Verwaltungsgerichte en. 
preußiſchen Verwaltungsrechtsrat allenthalben zurückweiſe 
Die Finanzämter und Finanzgerichte könnten durchweg 
denſelben und von den weitergehenden Befugniſſen Gebr. 
machen, die ſie nach 88 88, 200, 409 AD. gegenüber auch 
Steuerberatern haben, die nicht Rechtsanwälte ſind, alſo Fra 
gegenüber den in Steuerſachen tätigen Verwaltungs ee 
räten. Das preußiſche Geſetz hat die Sonderſtellung, leihen, 
die AD. und die Landesgeſetze den Rechtsanwälten verle! en. 
zugunſten ſeiner Verwaltungsrechtsräte nicht aufheben ven 
Der kleinliche Anlaß des Geſetzes und der Verſuch, für 1 
ßen einen beſonderen Stand zu ſchaffen, konnten nur zu 2 
Mißbildung führen. 


* 
Von Rechtsanwalt Dr. Dietz, Karlsruhe. 


or 

Als derzeitiger Vorſizender des badischen Kammet im 

ſtandes kann ich mich namens der badiſchen Kollegenſch hen, 
vollem Umfang den ſchwerwiegenden Bedenken nl 


1 rt, 
welche von Friedlaender, München, und Heß, Stuti 3 


|: y 
5. Jahrg. 1926 Heft 19] 


f außerpreußiſchen Standpunkt aus gegen das neue 
keußiſche Inſtitut der „Verwaltungsrechtsräte“ als offizieller 
rtreter vor den preußiſchen Verwaltungsgerichten geltend 
gemacht worden find. Die badiſche Verwaltungsgerichtsbarkeit 
0 bekanntlich die älteſte des Deutſchen Reiches, beruhend auf 
* badiſchen Verwaltungsgeſetz v. 5. Okt. 1863, weiter aus⸗ 
Em durch das badiſche Verwaltungsrechtspflegegeſetz vom 
„Juni 1884 — blickt jetzt auf eine mehr als 60 jährige 
in bis zurück und mit ihr die badiſche Anwaltſchaft, welche 
die dieſem langen Zeitraum reichlich Gelegenheit gehabt hat, 
{ah beſonderen Vorzüge des verwaltungsgerichtlichen Ver⸗ 
rens kennen und ſchätzen zu lernen. Der langjährige frü⸗ 
ere Präsident das badiſchen Verwaltungsgerichtshofs, F. Le⸗ 
di d, Karlsruhe, hat hierüber in ſeinem Dankſchreiben für 
i ihm anläßlich feines 80. Geburtstages am 12. Juli 1926 
wü ſeitens der badiſchen Anwaltſchaft dargebrachten Glück⸗ 
unnſche wörtlich geſagt: „Den Beruf der Anwaltſchaft als des 
ntbehrlichen Mitarbeiters bei Klarſtellung des Rechts habe 
ien ich meinerfeit3 immer hoch geſchätzt, und ich gedenke deſ⸗ 
und gerne, daß zwiſchen dem von mir geleiteten Gerichtshof 
mol der Anwaltſchaft ein Einvernehmen beſtand, das nie⸗ 
als auch nur durch den leiſeſten Mißton getrübt wurde.“ 
Dabei iſt zu bemerken, daß das badiſche Verwaltungs⸗ 
lichtspflegegeſetz (§ 12) einen „Anwaltszwang“ für die münd⸗ 
10 Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshof ſelbſt kennt, 
am nds nur für dieſe, während im übrigen in erſter und 
welter Inſtanz die Parteien den Rechtsstreit ſelbſt „oder 
7 ch jede prozeßfähige Perſon als Bevollmächtigten“ führen 
nen. Der Staat und öffentliche Körperſchaften können ſich 
geri in der mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungs⸗ 
lasten hof durch ihre „rechtsgelehrten“ Beamten vertreten 
Le Bevollmächtigte und Beiſtände, welche das mündliche 
Verhandeln vor Gericht „geſchäftsmäßig“ betreiben, können 
ducückgewieſen werden (§ 12 Abſ. 3). 
5 In der 60 jährigen Praxis der badiſchen Verwaltungs⸗ 
richte iſt nicht bekannt geworden, daß ſich aus dieſen Be⸗ 
it dungen jemals Mißſtände ergeben hätten. Noch weniger 
ſchä as Bedürfnis nach einer beſonderen Gattung von „ge⸗ 
x tsmäßigen“ oder „gewerbsmäßigen“ Vertretern nach Art 
. nunmehrigen preußiſchen Verwaltungsrechtsräte irgendwo 
5 wie hervorgetreten. Der Gedanke, daß eine einzelne 
Reid es geſezgebung unter Umgehung der $$ 6 und 35 der 
echsgewerbeordnung eine beſondere Gattung von geſchäfts⸗ 
wel igen oder gewerbsmäßigen Vertretern ſchaffen könne, 
75 den Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung ent⸗ 
gen wären, oder welchen das Prädikat einer „advokatoriſchen 
n i. S. des 86 RGewd. beigelegt werden könnte, iſt ein 
d ſtiſch und ſtaatsrechtlich jo ausgefallener und unhaltbarer, 
ſchw ber Verſuch feiner Verwirklichung unzweifelhaft zu den 
fach erſten Rechtskonflikten führen muß, wie ſie in den Aus⸗ 
die engen von Friedlaender und Heß im Anſchluß an 
Darlegungen von Görres zutreffend geſchildert ſind. 


ya 
Von Rechtsanwalt Dr. Böckel, Jena. 


ernſt 
krcußiſchen Geſezmacher, kühn das Rad der Rechtsentwick 


Ri 5 
fene mit allen Einzelheiten der Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 


Kanye genügt es mir, das preußiſche Geſetz ſelbſt und feine 
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rechtlichen Advokaten der Verwaltungsrechtspflege ſchu⸗ 
fen. Da müſſen fie ſich freilich auch von den, doch wohl gänz⸗ 
lich unintereſſierten Autoritäten unſeres höchſten Gerichts⸗ 
hoſes eines beſſeren belehren laſſen. Der Kommentar der 
RGRäte zum StGB. ſtellt nämlich zu $ 300 feſt: 

„Der Ausdruck „Advokaten“ iſt für Deutſchland veraltet; 
ſeitdem die Reichsjuſtizgeſetze in Kraft getreten ſind, beſteht 
eine beſondere Berufsklaſſe dieſes Namens nicht mehr.“ Und 
zu § 352: „Die Worte Advokat, Anwalt oder ſonſtiger Rechts⸗ 
beiſtand finden ihre Erklärung in der hiſtoriſchen Tatſache, daß 
bei Erlaß des StGB. noch keine einheitliche Organiſation 
der Rechtsanwaltſchaft in Deutſchland beſtand (vgl. Anlage C 
zum Entw. einer RAO. v. 6. Febr. 1878, RTVerh. 3. Leg.⸗ 
Per., 2. Seſſ. 1878 Nr. 5 S. 110). Die Bezeichnung „Advokat“ 
iſt ſeit Einführung der RAD. v. 1. Juli 1878 veraltet. Der 
Ausdruck ‚Rechtsbeiftand‘ hat gleichfalls keine praktiſche Be⸗ 
deutung mehr“ (ähnlich zu § 356). 

Auch danach iſt kein Zweifel an der Richtigkeit der Aus⸗ 
führungen von Görres und Friedlaender darüber, daß 
das preußiſche Geſetz mit ſeiner Schaffung eines neuen Ver⸗ 
waltungsrechtsrates für die Parteivertretung vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten und mit dem Gegenſtand des Geſetzes das 
ganze Geſetz ſelbſt gegen das Reichsrecht verſtößt. 

Justitia fundamentum regnorum! Ein Verſtoß gegen das 
Reichsrecht, wie ihn hier das größte Land des Reiches macht, 
iſt mehr als eine häusliche Angelegenheit der Preußen. Er 
muß jeden deutſchen Juriſten zur Abwehr aufrufen. Mehr 
noch: jeden deutſchen Staatsbürger! Denn, vom Juriſtenrecht 
abgeſehen, auch in der Sache haben die preußiſchen Geſetz⸗ 
geber Unrecht. Von allem, womit man ſonſt die Entfernung der 
Fachleute zugunſten von Parteileuten rechtfertigen zu können 
wähnt, rechtfertigt nichts die Verſchlechterung der Verwal⸗ 
tungsrechtspflege. Denn auch ihr „Advokat“ ſoll in ſeinem 
Weſen nur der Rechtsanwalt des Verwaltungsrechts ſein. An 
ein zur Mitarbeit bei der Findung des Rechts berufenes 
Organ können aber die Anforderungen nicht hoch genug ge⸗ 
ſtellt werden. Für den als Menſchen vielleicht hochzuachten⸗ 
den Maurer oder Schloſſer als Miniſter oder Landrat leiſten 
die eigentliche Facharbeit ſeine Fachbeamten. Der Rechtsver⸗ 
treter aber tritt allein mit ſeinem eigenen juriſtiſch-techniſchen 
Wiſſen, ſeinen Erfahrungen und ſeiner Perſönlichkeit ein, kein 
Adjutant oder Hilfsarbeiter. Darum iſt es ein Unding, die 
Rechtspflege durch Einführung von Advokaten zu belaſten, die, 
ohne die fachlichen Vorausſetzungen erfüllt zu haben, bloß auf 
Grund des Beliebens jeweiliger Verwaltungsmachthaber zu 
Verwaltungsbeamten geſtempelt worden ſind. 


VII. 
Von Rechtsanwalt u. Privatdozent Dr. Walther Fiſcher, Hamburg. 


Auch die hanſeatiſche Anwaltſchaft hat das Werden dieſes 
Geſetzes mit Aufmerkſamkeit verfolgt. Daß eine ſolche Miß⸗ 
geburt herauskommen würde, hat freilich niemand erwartet. 

Dabei handelt es ſich wahrlich nicht um eine lächer⸗ 
liche Maus, ſondern um eine ſehr ernſte Frage der Rechts⸗ 
pflege. Von dem — in den drei vorhergehenden Aufſätzen Ge⸗ 
ſagten — iſt nichts zu ſtreichen. Aber es iſt zu betonen, daß 
der preußiſche Geſetzgeber hier gegen die Garantien geſündigt 
hat, die das rechtsſuchende Publikum für ſich im Gebiete der 
Rechtspflege verlangen kann. 

Es gibt zwar ſelbſt unter denen, die es beſſer wiſſen 
könnten und beſſer wiſſen müßten, immer noch Leute, die in 
der beſonderen Stellung der Rechtsanwaltſchaft ein vergan⸗ 
genen Zeiten angehörendes Privilegium erblicken, und die es 
ablehnen, ſich klarzumachen, daß dies Privilegium keines 
iſt. Die Anwaltſchaft iſt nicht wie der neue Stand der Ver⸗ 
waltungsrechtsräte gemacht, um einem gewiſſen Kreiſe von 
Perſonen eine bevorzugte Stellung zu verſchaffen, ſondern 
um die Garantie dafuͤr zu bieten, daß im Gebiet der Rechts⸗ 
pflege als Parteivertreter nur ſolche Perſonen tätig werden, 
die nicht bloß die erforderliche Vorbildung genoſſen haben, 
ſondern auch während der ganzen Zeit ihrer Tätigkeit unter 
dauernder Einwirkung beſonderer geſetzlicher Organe ſtehen. 
Alles dies, damit ihre Tätigkeit den Anforderungen einer 
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hohen Rechtspflege entſpricht, mag das nun im einzelnen Fall 
dem Gericht, der Partei oder dem Vertreter ſelbſt lieb oder 
unlieb ſein. 

Oder will etwa wirklich der preußiſche Geſetzgeber Glau⸗ 
ben machen, daß ſein Geſetz ſolche Garantien biete? Darüber 
iſt von Görres ſchon genug geſagt. Nachweis wiſſenſchaft⸗ 
licher Vorbildung iſt nicht gefordert. Die Zulaſſung am An⸗ 
fang liegt vielmehr bei der politiſchen Inſtanz, einem ausge⸗ 
zeichneten Zugangstor zur Rechtspflege. Und zwei Jahre prak⸗ 
tiſcher Tätigkeit, ſollen ſie eine praktiſche Ausbildung von 
irgendwelchem Wert ergeben? Prüfen aber, ob Vorbildung 
und Ausbildung den Anſprüchen der Rechtspflege genügen, 
das kann die Inſtanz, die über die Eintragung in die Liſte 
verfügt, nicht. Wo alſo ſind hier die Garantien der Eignung? 

Und nach der Zulaſſung die Garantie für die Fortdauer 
der Eignung? Die Überwachung liegt beim OVG. Aber ſeine 
Machtmittel ſind gering; wer geſchickt die äußerſte Grenze zu 
vermeiden vermag, iſt ſicher. Dazu kommt, daß man bei der 
allergrößten Ehrfurcht vor der entſcheidenden Stelle kein Ge⸗ 
richt als unbefangen anſehen kann, das das Verhalten eines 
Parteivertreters ihm ſelbſt oder einer unteren Inſtanz 
gegenüber nachprüfen ſoll. Es kann den Tatbeſtand immer 
nur aus dem Geſichtswinkel des Richters beurteilen; im Inter⸗ 
eſſe der Partei — nicht in dem des Vertreters — kann das 
aber nicht als allein geltender Maßſtab anerkannt werden. 
Ganz abgeſehen davon, daß dieſe Regelung zu einer mindeſtens 


Rechtsanwalt Dr. Karl Görres: Öffentliches Recht voraus. 
Berlin 1926. Carl Heymanns Verlag. Preis 8 . 


Eine glückliche Zuſammenſtellung mehrerer Arbeiten. Sie bringt 
dem Anwalt, dem Juriſten anderer Gebiete und auch dem poli⸗ 
tiſch Eingeſtellten eine Fülle von Anregungen. 

Dem Verfaſſer iſt die Gabe eigen, juriſtiſche Probleme in 
bildhafter Sprache zu behandeln, dabei neue Formen zu finden 
und doch in klarer Gedankenarbeit in die Tiefe vorzudringen. Aus 
dieſer Einſtellung mag ſeine Beſchäftigung mit der Behandlung 
von Staatsumwälzungen durch Shakeſpeare ſtammen. 

Wenn Görres ſich mit einzelnen Fragen des bürgerlichen Rechts 
beſchäftigt, werden ſie doch immer im Hinblick auf allgemeine 
Probleme behandelt, ſo die Beſprechungen des ſubjektiven Ver⸗ 
ſchuldens, des Vertragsſchluſſes mit ſich ſelbſt, des richterlichen 
Nachprüfungsrechts von Geſetzen, der Pſychologie im Zivilprozeß ... 
Seine bürgerlich-rechtlichen Abhandlungen haben eine Richtung ins 
öffentliche Recht. Dieſes iſt, wie ſchon der Titel zeigt, ſein eigent⸗ 
liches Herrſchaftsgebiet. 

Mit vollendeter Feinheit zeigt er auf, wie zwar durch die Um⸗ 
wälzungen des 19. und 20. Jahrhunderts die politiſche Freiheit 
entwickelt wurde, alſo die Befugnis des Volks, Einfluß auf die 
Regierung zu nehmen, daß aber die juriſtiſche Freiheit, alſo die 
Möglichkeit des einzelnen, ſich gegen Übergriffe der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften und ihrer Amtsträger zu wehren, namentlich 
in Preußen zu gering war, daß dieſe Freiheit ſeit Krieg und Um⸗ 
wälzung immer mehr verkümmerte. 

Görres verlangt, daß das künftige Reichsverwaltungsrecht uns 
den Anſpruch auf Schutz jedes ſubjektiven öffentlichen Anſpruchs 
und jedes rechtlichen Intereſſes bringt. 

Es wird aufgezeigt, welch weites Gebiet für die Betätigung 
des Anwalts zum Beſten der Rechtsentwicklung, wie des einzelnen 
Staatsbürgers, wie des Anwaltsſtandes zu beackern iſt. Görres 
Ausführungen ſind von der Überzeugung für die Notwendigkeit des 
Anwaltsberufs und ſeinen wichtigen Aufgaben durchdrungen. Auf 
der einen Seite will er die Anwaltſchaft aus den Schranken des 
bürgerlichen Rechts hinausführen, auf der anderen Seite betont er, 
daß auf dem weiten Gebiete öffentlichen Rechts wohl bürgerlich⸗ 
rechtliche Vorbildung nötig, aber eine Spezialiſierung zu ſeinem und 
ſeiner Schützlinge Beſten unumgänglich iſt. 

Görres zeigt ſich hier der Offentlichkeit als der im engen 
Kreiſe ſeit langer Zeit gekannte und verehrte Vorkämpfer für ideale 
und praktiſche Ziele des Anwaltsberufs. Er verlangt wieder und 
wieder, daß der Anwalt das Letzte leiſte, alle Rechtsgebiete begehe. 
Er bekämpft unter Anführung eindringlicher und anregender Bei⸗ 
ſpiele aus feiner Erfahrung, daß der Anwalt aus Angſt vor feiner 
Tüchtigkeit, aus Herrſchaftsgelüſten der Vertreter der Anſchauungen 
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innerlichen, wenn nicht deutlich empfundenen Abhängigkeit des 
Vertreters von dem Richter führt, vor dem er die Belange 
ſeiner Partei zu vertreten hat, eine Folge, die für die Rechts“ 
pflege ſchlechthin unerträglich iſt. 

Es zeigt ſich alſo, daß dies Geſetz ſich über die wichtigſten 
Erforderniſſe der Rechtspflege hinwegſetzt. Iſt das durch den 
beſonderen Charakter der Verwaltungsrechtspflege bedingt? Das 
Gegenteil dürfte zutreffen für ein Verfahren, in dem der 
einzelne ſein Recht gegen den Staat verteidigen ſoll. 

Bedauerlicherweiſe ſtehen wir einer Erſcheinung gegen“ 
über, die in der Zeit nach dem Kriege nicht vereinzelt iſt: Ge⸗ 
legenheitsgeſetzgebung typiſcher Art: man will ein beſtimmtes 
Gelegenheitsziel erreichen und ſchiebt deshalb die grundſätz⸗ 
lichen, ihrer Natur nach gegebenen Regeln mit leichter Hand 
beiſeite. Da wird der Geſetzgeber ſich nicht wundern dürfen, 
wenn man ihm die Anerkennung des Gewollten verſagt: Die 
Verwaltungsrechtsräte des neuen Geſetzes find der Rechtsan⸗ 
waltſchaft nicht gleichwertig, — nicht, weil dieſe etwas ſo be⸗ 
ſonders Großartiges wäre, ſondern weil bei jenen die Er 
forderniſſe nicht erfüllt werden, deren Beſtehen die notwendige 
Vorausſetzung für die geſetzliche Hervorhebung und Aner“ 
kennung als beſonderes Rechtspflegeorgan bildet. 

Wir andern im Reich werden alſo dafür ſorgen müſſen, 
daß hier, wie anderswo, nicht durch Förderung beſon“ 
derer Intereſſen das Geſamtintereſſe des Bol’ 
kes an der Rechtspflege beeinträchtigt wird. 


des Obrigkeitsftantes, bon denen unfere Verwaltung immer noch 
voll ift, endlich aus politiſchen Gründen von feiner Aufgabe des 
Schutzes der Schwachen und Gefährdeten zurückgehalten wird. 

Der Leſer wird der Sammlung noch manche Anregung aus 
fernerliegenden Gebieten, beiſpielsweiſe eine kurze Darſtellung des 
kanoniſchen Eherechts in ſeiner neuen Geſtaltung entnehmen. 

RA. Dr. Robinow, Hamburg. 


Dr. Gerhard Anſchütz, Geh. Juſtizrat, ord. Profeſſor des 
öffentlichen Rechts an der Univerſität Heidelberg: 
Berfafjung des Deutſchen Reichs vom 11. Auguſt 1919. 
Ein Kommentar für Wiſſenſchaft und Praxis. 3. u. 4. völlig 
umgearbeitete Auflage (14. bis 17. Tauſend). Berlin 1926. 
Verlag von Georg Stilke. Preis 10 . 


Die Vorzüge dieſes Kommentars find beſonders in der vor“ 
liegenden neuen Auflage fo offenſichtlich und bereits jo bekannt, 
daß es keines Lobes und keiner Empfehlung mehr bedarf. Hier ver“ 
bindet ſich eine ungewöhnliche Erfahrung mik großer juriſtiſcher Klar“ 
heit und Sicherheit, und für eine Beſprechung, die nicht den zahlloſen 
Einzelheiten eines Kommentars nachgehen kann, wird kaum etwas 
übrigbleiben als der Hinweis auf dieſes neue Beispiel der Meiſterſchaft 
des berühmten Verf. Soll der Kommentar in ſeiner rechtswiſſenſchaft⸗ 
lichen Beſonderheit als Ganzes gekennzeichnet werden, ſo wird man 
ſagen müſſen, daß er die glänzenden Eigenſchaften beſitzt, welche die 
vor dem Kriege in Deutſchland herrſchende ſtaatsrechtliche Methode 
auszeichnete. Dabei liegt allerdings eine Frage ſehr nahe: Die Wei⸗ 
marer Verfaſſung iſt nicht nur als rechtliche Form eines völlig ver 
änderten politiſchen Zuſtandes, ſondern auch in ihrer Anlage als 
Typus einer Verfaſſung von allen früheren deutſchen Verfaſſungem 
verſchieden; fie iſt etwas anderes als Bismarcks Verfaſſung von 
1871 oder die preußiſche Verfaſſung von 1850; werden ſich alſo D 
heutigen ſtaatsrechtlichen und politiſchen Verhaltniſſe mit den in ber 
Vorkriegszeit herrſchenden Begriffen meiſtern laſſen? 

Auch in einem Kommentar, der Satz für Satz und oft Wort 
für Wort den Verfafjungstert mit Anmerkungen begleitet, müſſe 
doch die grundſätzlichen und ſyſtematiſchen ſtaatsrechtlichen Beger 
bei jeder ſchwierigen Stelle zutage treten. Es gehört zu dem, W 
man in der Vorkriegszeit als „Poſitivismus“ bezeichnete, daß mam 
die Erörterung grundlegender verfaſſungsrechtlicher Begriffe bermied, 
um die Verfaljung nach Art eines bürgerlichen Geſetzbuches zu inter 
pretieren und im übrigen bei jeder wirklichen Schwierigkeit auf? 
„Geſetzgeber“ zu verweiſen. Aber was in den ſtabilen Verhältniſſen 
der Jahre 1871—1914 durchgehen konnte, iſt heute nicht ME 
möglich und verſagt vor den eigentlichen Problemen des heutige 
deutſchen Staatsrechts, vor Verfafſungsbeſtimmungen wie Art. 
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dchaneldentums uſw. Charakteriſtiſch für jenes Verfahren iſt die 
"dung, welche Art. 109 Abs. 1 („Alle Deutſchen find vor dem 
kiel de „ in dem Kommentar erfährt. Als erſtes Argument wird 
hi > tend gemacht, daß es ſich um eine Gleichheit vor dem Geſetz, 
175 2 Geſetzes handele. Daraus ſoll folgen, daß „Gleichheit vor 
oder Veld nur Gleichheit vor dem das Geſetz anwendenden Richter 
end erwaltungsbeamten bedeutet (S. 305). In Wahrheit beſagt die 
ebenfonnd „Gleichheit vor dem Geſetz“ ſprachlich und rechtsgeſchichtlich 
ter u 5 Gleichheit vor dem Geſetzgeber wie Gleichheit vor dem Rich⸗ 
Ander! es ſcheint mir höchſt unnatürlich, das Eine in Gegenſatz zum 
Geſe un zu ſtellen und zu behaupten, daß die „Gleichheit vor dem 
An Gleichheit nicht vor dem Geſetze ſelbſt, ſondern nur vor der 
ung des Geſetzes beſagen ſoll. Die ſcheinbar ſo elegante Unter⸗ 
halt eiuer „Gleichheit vor dem Geſetz, nicht Gleichheit des Geſetzes“ 
das Mm er Prüfung nicht ſtand. Ihr Effekt beruht darauf, daß ſie 
Eindr ort „vor“ als lokale Präposition betont und dadurch den 
werden hervorruft, das Geſetz muſſe wie eine Art Richterſtuhl gedacht 
gemein, vor welchem der Deutſche erſcheint; und weil man im all⸗ 
2 nicht vor dem Geſetzgeber, ſondern vor dem Richter oder 
Plariblerwalkungsbehbrde erſcheint, erhält die Beweisführung etwas 
{offene les, und die Gleichheit befteht nur noch vor dem bereits er⸗ 
pn n und nicht mehr vor dem noch zu erlaſſenden Geſetz. Man 
cht aber dieſe Argumentation nur einmal näher zu unterſuchen, 

die ber unausgeſprochene, rechts irrtümliche Vorausſetzung zu erkennen, 
— nat immer wiederkehrt und ein Ausfluß deſſen ift, was 
iſt w e für „Poſitivismus“ hält: daß der Geſetzgeber Souverän 
vorne beliebig Staatsakte und Maßnahmen in Form eines Geſetzes 
Emmen kann. Der „Vorrang des Geſetzes“, der allerdings zu den 
Weser lagen des modernen Rechtsſtaates gehört, verändert dadurch ſein 
Reite a, Bub führt zur Auflöſung aller verfaſſungsmäßigen Zuſtändig⸗ 
aß d Richtig verſtanden ſetzt der „Vorrang des Geſetzes“ voraus, 
Mast Geſeßgeber etwas anderes tut als der Richter oder der Ver⸗ 
5 ugsbeamte, daß er nämlich Geſetze im materiellen Sinne gibt, 
und nchtönormen aufſtellt, an welche Staatsbürger, Verwaltung 
Geſe echtſprechung gebunden ſind, nicht aber, daß die für eine ſolche 
des ebung (in materiellem Sinne) zuſtändigen Organe die Form 
nuten 11 15 für alle möglichen Staatsakte und Maßnahmen be⸗ 

ien. 
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dalteg riegserklärung nach Art. 45; Feſtſtellung des Jahreshaus⸗ 


0 
Wenn das 


Verfa 
ü fung auflöſt und in einer für die deutſche Vorkriegsjurisprudenz 


miße en fe Weiſe den Sinn der ſogenannten „Gewaltenteilung“ 


foatf: üungsmäßige Begrenzung und Unterſcheidung der michtigften 
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Feſtigt hat. Die 
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Fo 
Horsten Gejehes tut, eo ipso Geſetz iſt, dann entfällt nicht nur 
Vea die Unterſcheidung von Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
alt, ſondern auch das Prinzip der Geſetzmäßigkeit der Ver⸗ 
deutung und der Rechtſprechung. Anſchütz iſt der Meinung, die Be⸗ 


18 Prinzip der Geſezmäßigkeit der Verwaltung“ kaſuiſtiſch dar⸗ 
bie miles. 800. Aber dieſes Prinzip erhält ſeinen Sinn erl. durch 
einen terielle Unterſcheidung von Geſetz und Verwaltung und ſetzt 
in d materiellen Begriff des Geſetzes voraus. Sobald der Geſetzgeber 
ſprüche Jorm des Geſetzes beliebig Verwaltungsakte und Richter⸗ 
Organ vornehmen kann, werden die für die Geſetzgebung zuſtändigen 
See zu höchſten Verwaltungsbehörden und höchſten richterlichen 
ma 5 ſie können dann die Geſetze durchbrechen, Ausnahmen 
* Kabinettsjuſtiz üben und einen Abſolutismus durchführen, 
hindert h die Geſetzmäßigkeit von Verwaltung und Juſtiz gerade ver⸗ 
werden ſoll. Wenn das „Poſitivismus“ ift, jo verſteckt ſich 


lichen Rechtsſtaates zu erkennen. Der Geſetzgeber iſt nur darin 
allmächtig, daß die von ihm aufgeſtellten Normen alle binden, auch 
die für die Geſetzgebung zuſtändigen Organe ſelbſt; nicht aber darin, 
daß alles, was er tut, eben deshalb Geſetz iſt. 

Wo die Verfaſſung von Geſetzgebung ſpricht, iſt grundſätzlich 
ein materieller Geſetzesbegriff anzunehmen. Die Unterſchiebung oder 
Verwechſlung eines formellen Geſetzesbegriffes hebt die Abgrenzung 
der verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeiten und damit die organiſa⸗ 
toriſchen Grundlagen der Verfaſſung ſelber auf. Das zeigt ſich am 
deutlichſten bei der bundesſtaatlichen Verteilung der Geſetzgebungs⸗ 
zuſtändigkeit, wo es leider von Anſchütz (S. 51 ff.) nicht erwähnt 
wird. Wenn das Reich auf den Gebieten, auf denen es nach Art. 6ff. 
die Geſetzgebungszuſtändigkeit hat, während die Verwaltung nach Arti⸗ 
kel 14 den Ländern bleibt, in der Form eines einfachen Reichsgeſetzes 
beliebig Verwaltungsakte, Richterſprüche oder Einzelmaßnahmen an⸗ 
ordnen könnte, jo wäre die Zuſtändigkeitsverteilung zwiſchen Reich 
und Ländern aufgehoben. Das Reich könnte z. B. durch ein „Reichs⸗ 
geſetz“ unter Durchbrechung aller landesrechtlichen Normen und Zu⸗ 
ſtändigkeiten an einem beſtimmten preußiſchen oder bayeriſchen Berg⸗ 
werk das Bergwerkseigentum verleihen, während es nach Art. 7 
Ziff. 16 wohl ein Berggeſetz erlaſſen, nicht aber im Einzelfalle Ver⸗ 
waltungsakte auf bergrechtlichem Gebiete vornehmen oder ſonſtwie die 
beſtehende Zuſtändigkeitsverteilung durchbrechen kann. 

Nur wenn dieſer grundſätzlich materielle Geſetzesbegriff feſt⸗ 
gehalten wird, können auch die am meiſten umſtrittenen Beſtim⸗ 
mungen der Weimarer Verfaſſung richtig verſtanden werden. Der Satz 
z. B. „Alle Deutſchen ſind vor dem Geſetze gleich“ begründet nicht nur 
eine Gleichheit vor dem das Geſetz anwendenden Richter oder Ver⸗ 
waltungsbeamten, ſondern ſetzt weſentlich voraus, daß der Geſetz⸗ 
geber Geſetze im materiellen Sinne erläßt. Denn vor einem „Geſetz“, 
welches in der Sache ein Richterſpruch oder eine konkrete Einzelmaß⸗ 
nahme wäre, kann faktifch und begrifflich keine Gleichheit beſtehen. 
Vor dem Satz: Herr K. wird enthauptet, gibt es keine Gleichheit, und 
es iſt ganz willkürlich, zu ſagen, die Gleichheit beſtehe darin, daß jeder, 
bezüglich deſſen ein ſolcher Befehl ergeht, enthauptet werden müſſe. 
Gerade das Konkrete, nur den Einzelfall Betreffende einer wirklichen 
Maßnahme ſchließt die Gleichheit vor dieſer Maßnahme aus, während 
es zum Weſen der Rechtsnorm gehört, daß vor ihr eine Gleichheit 
möglich und ſogar begriffsnotwendig iſt. Es wäre natürlich unrichtig, 
den Satz von der Gleichheit vor dem Geſetz dahin auszudehnen, daß 
jede Sonderregelung verboten und nur ein für alle Deutſchen in 
gleicher Weiſe geltendes Geſetz für zuläffig gehalten wird. Das ift 
ſchon deshalb unmöglich, weil ſonſt jedes Landesgeſetz eo ipso ein 
Verſtoß gegen Art. 109 Abſ. 1 Verf. wäre. Auf der anderen Seite 
iſt es aber ebenſo unrichtig und übertrieben, dem Satz jede Bedeu⸗ 
tung für den Geſetzgeber abzuſprechen und ihn auf die Geſetzes⸗ 
anwendung zu beſchränken, d. h. in den, etwas ganz anderes be⸗ 
ſagenden Satz abzuandern, daß Geſetze auf jeden Fall ohne Anſehen 
der Perſon angewandt und vollzogen werden müſſen. Ausnahmegeſetze 
find durch Art. 109 Abſ. 1 NBerf. verboten. Die Grenze zwiſchen 
einer zuläſſigen Sonderregelung und einem Ausnahmegeſeß wird oft 
ſchwierig zu beſtimmen ſein, aber es iſt nicht einzuſehen, warum man 
deshalb die Unterſcheidung von Sondergeſetz und Ausnahmegeſetz ab⸗ 
lehnen will, während doch allgemein, auch von Anſchütz (S. 285 
bis 287), die Unterſcheidung von Sondergericht und Ausnahmegericht 
angenommen wird. Auch das Verbot der Ausnahmegerichte (Art. 105 
Nerf.) und der Grundſatz der Unabhängigkeit der Richter und ihre 
Bindung an das Geſetz (Art. 102) haben einen materiellen Geſetzes⸗ 
begriff zur Grundlage und werden ſinnlos, wenn der Geſetzgeber die 
Form des Geſetzes für Richterſprüche und Einzelmaßnahmen beliebig 
gebrauchen darf. 

Als weiteres Beiſpiel für die ſachliche Unterſcheidung von Geſetzen 
und Geſetzesanwendungsakten ſei noch auf Art. 153 RVerf. hin⸗ 
gewieſen. Die Auslegung dieſer wichtigen Beſtimmung iſt allerdings 
beſonders verwirrt durch das Beſtreben, den Enteignungsbegriff des 
Art. 153 auch auf Geſetzgebungsakte auszudehnen, um auch gegen⸗ 
über dem Geſetzgeber den Schutz dieſer Verfaſſungsbeſtimmung zu er⸗ 
reichen. Anſchütz folgt hier der durch Triepel, Martin Wolff 
und das Reichsgericht zur Herrſchaft gebrachten und ſicher auch rich⸗ 
tigen Meinung, daß Art. 153 Abſ. 2 Schranken für den Geſeßgeber 
enthalte (S. 397 ff.). Daß eine Enteignung „nur zum Wohle der All⸗ 
gemieinheit“ vorgenommen werden kann, bedeutet jedenfalls eine ſolche 
allgemein anerkannte Schranke. Dagegen wird immer überſehen, daß 
in dieſem Art. 153 Abſ. 2 neben der einen Schranke „nur zum 
Wohle der Allgemeinheit“ noch eine koordinierte, zweite Schranke 
für den Geſetzgeber aufgeſtellt iſt: die Enteignung kann nur „auf 
geſetzlicher Grundlage“ vorgenommen werden. Während Anſchütz 
ſonſt mit Recht jedes Wort des Verfaſſungstextes ſorgfältig beachtet, 
ignoriert er hier auffälligerweiſe eine fo bedeutungsvolle Wendung. 
Das erklärt ſich daraus, daß er fie aus einem formaliſtiſchen Geſetzes⸗ 
begriff heraus überhaupt nicht verſtehen kann. Es iſt aber doch wohl 
ein Unterſchied, ob die Verfaſſung in Art. 156 eine ge 
„durch Geſetz“ ausdrücklich für zuläſſig erklärt, oder ob ſie in 
Art. 153 eine Enteignung „auf geſetzlicher Grundlage“ ver⸗ 
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langt. „Auf geſetzlicher Grundlage“ bedeutet hier, daß der Geſetzgeber 
nicht ſelbſt den konkreten Enteignungsakt vornehmen, ſondern nur die 
Vorausſetzungen und das Verfahren der Enteignung angeben darf, 
die Enteignung ſelbſt aber dann auf der Grundlage eines ſolchen Ent⸗ 
eignungsgeſetzes als ein Akt der Geſetzesanwendung erſcheint, der den 
vom Enteignungsgeſetz aufgeſtellten Vorausſetzungen und ſeinem Ver⸗ 
fahren entſpricht. Während die Worte „nur zum Wohle der Allgemein⸗ 
heit“ durch einen inhaltlichen Zweck die Zuläſſigkeit geſetzgeberiſcher 
Vermögensentziehungen einſchränken, enthalten die Worte „auf geſetz⸗ 
licher Grundlage“ einen für die rechtsſtaatliche Entwicklung des Ent⸗ 
eignungsrechts typiſchen verfahrensmäßigen Schutz des Privateigen⸗ 
tums. Die von der Verfaſſung ſelbſt aufgeſtellte Unterſcheidung einer 
„Enteignung durch Geſetz“ (Art. 156) und einer „Enteignung auf 
geſetzlicher Grundlage“ (Art. 153) und die Trennung von Enteig⸗ 
nungsgeſetz und Enteignungsakt ſind demnach keine juriſtiſchen Spitz⸗ 
findigkeiten, ſondern beruhen auf elementaren Unterſcheidungen, die 
von der Theorie und der Praxis des bürgerlichen Rechtsſtaates ent⸗ 
wickelt worden ſind. 

Den letzten Grund für die ſyſtematiſche Unklarheit eines miß⸗ 
verſtandenen „Poſitivismus“ erblicke ich in folgendem: In jedem 
Staate muß es eine Inſtanz geben, die ausnahmsweiſe und mib 
ſouveräner Macht Handlungen vornimmt, welche aus dem normalen 
Syſtem der geregelten Zuſtändigkeiten herausfallen oder es durch⸗ 
brechen. Es iſt eine für die Weimarer Verfaſſung fundamentale Frage, 
wer ſolche Souveränitätsakte berechtigterweiſe vornehmen kann. Auf 
verſchiedenen Wegen, oft unter Benutzung des Art. 48, oft wieder 
unter Benutzung des Art. 76 RVerf. hat man Souveränitätsakten 
eine verfaſſungsmäßige Grundlage gegeben. Dieſer ſchwierigen Frage, 
deren ausführliche Erörterung ich mir vorbehalten möchte, iſt die 
deutſche Staatsrechtslehre meiſtens aus dem Wege gegangen, wobei 
ſie ſich einiger aus der Vorkriegszeit übernommener Schablonen be⸗ 
diente. Leider hat ſelbſt der Kommentar von Anſchütz eine ſo wich⸗ 
tige Angelegenheit, wie den Verſuch einer ſyſtematiſchen und hiſtoriſch 
gründlichen Auslegung des Art. 48 Abſ. 2 mit einer ſummariſchen 
Handbewegung verſtändnislos abgetan, ohne ihren theoretiſchen und 
praktiſchen, verfaſſungsrechtlichen Sinn zu beachten (S. 175). Ich 
fürchte aber, die deutſche Staatsrechtslehre verzichtet auf ihre eigent⸗ 
liche Aufgabe, wenn ſie es für „Poſitivismus“ hält, in den leeren 
Geleiſen des alten Staatsrechts zu bleiben und wie in jenen behaglichen 
Zeiten mit einer Art Kurzſchluß des juriſtiſchen Denkens einfach den 
„Geſetzgeber“ als Deus ex machina erſcheinen zu laſſen. Die ver⸗ 
faſſungsmäßige Befugnis, Geſetze zu geben, muß von der Befugnis, 
Souveränitätsakte vorzunehmen, unterſchieden werden. Der Satz: 
„Geſetz iſt ei“ enthält eine vielleicht noch gefährlichere Gedanken⸗ 
loſigkeit ats die berühmte Gleichung „Mark ift Mark“. 

Für dieſe kurze Beſprechung muß es genügen, die grundlegenden 
Fragen der verfaſſungsmäßigen Zuſtändigkeiten, des materiellen Ge⸗ 
ſetzesbegriffes und ihre weiteren Folgerungen, die ſich insbeſondere 
für den Begriff der materiellen Verfaſſungsänderung (Art. 76) und 
die Unterſcheidung von Geſetzgebungs⸗ und eigentlichen Souveränitäts⸗ 
akten ergeben, mit einem Worte anzudeuten. Kein Kommentar, der 
wiſſenſchaftliche Beachtung verdient und am wenigſten dieſes bedeutende 
Werk eines großen Rechtsgelehrten kann einer grundlegenden Syſte⸗ 
matik entgehen, wenn auch die Form des Kommentars ſolche Er⸗ 
örterungen leicht zurücktreten läßt. Eine Kritik des Werkes von An⸗ 
ſchütz muß alſo gerade dieſe grundlegenden Begriffe hervorheben; 
dann wird ſich zeigen, vor welcher ungeheuren, aber auch ehrenvollen 
Aufgabe die neue deutſche Staatsrechtslehre ſteht. Die glänzende 
Leiſtung von Anſchütz erhält dann eine zentrale Stellung, um 
welche die wiſſenſchaftlichen Meinungen ſich für oder wider gruppieren. 

Prof. Dr. Carl Schmitt, Bonn a. Rh. 
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Der vorliegende erſte Band behandelt das deutſche Reichsſtaats⸗ 
recht; das Landesſtaatsrecht iſt für einen zweiten Band in Ausſicht 
geſtellt. Mit der Stoffeinteilung hält ſich Verf. im weſentlichen an die 
bisher übliche, wie ſie insbeſondere bei Meyer⸗Anſchütz, Lehrbuch 
des deutſchen Staatsrechts, innegehalten iſt. Im erſten Buche werden 
die Grundlagen uno Grundbegriffe des Staatsrechts geklärt, das zweite 
gibt einen Überblick über die ſtaatsrechtliche Geſchichte des Reiches, und 
im dritten Buche wird auf 536 Seiten das geltende Staatsrecht dar⸗ 
geſtellt. 

Wenn das Werk auch in der Sammlung der „Grundriſſe der 
Rechtswiſſenſchaft“ erſchienen iſt, jo ergibt ſich doch ſchon aus dem an⸗ 
gegebenen Umfang, daß es in der Tat mehr als einen bloßen Grund⸗ 
riß enthält. Die einzelnen Probleme des Staatsrechts werden, wenn 
auch nicht immer mit gleicher Ausführlichkeit, auf breiter Baſis — 
teilweiſe (3. B. S. 485 ff., 502 ff.) weit ausholend — behandelt. Man 
wird es dankbar begrüßen, daß die Verfaſſungsentwicklung ſeit dem 
9. Nov. 1918, insbeſondere auch alle verfaſſungsrechtlich bedeutſamen 
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Ereigniſſe nach Erlaß der Reichsverfaſſung (Kapp⸗Putſch, Bielefelder 
Abkommen, Hitler⸗Putſch, das bayriſch⸗deutſche Problem) eine jo em 
gehende rechtliche Würdigung erfahren. Vollſtändige Zuſammenſtellun⸗ 
gen der Lehrmeinungen, wie z. B. die zur Streitfrage der Identi⸗ 
tät des Deutſchen Reiches bis 1918 und der Republik (vgl. S. 54 ff.) 
ſind von großem Werte. 5445 

Daß man bei einem Buche von einer Stoffülle, wie wir ſie hier 
finden, nicht immer die eigene Anſicht vorgetragen findet, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. So meint Verf. — um nur ein Beiſpiel herauszugreifen, 
wo man Bedenken haben kann —, ein die Stellvertretung des 
Reichspräſidenten regelndes Geſetz könne nicht ergehen, wenn aus 
Stellvertretung des behinderten Reichspräſidenten zufällig kein Reichs 
kanzler vorhanden fei, weil es dann an einem Organ fehle, das jene? 
Reichsgeſetz ausfertige und verkünde. M. E. beſteht dieſe vermeintlich 
Lücke nicht, da bei Nichtvorhandenſein eines Reichskanzlers eben 
deſſen Stellvertreter auch diejenigen Befugniſſe auszuüben hat, die dem 
Reichskanzler als Stellvertreter des Reichspräſidenten obliegen. 

Aber derartige Meinungsverſchiedenheiten in einzelnen Punkten 
ändern nicht das günſtige Urteil über den Wert des bedeutſamen Werkes. 
Das Ganze iſt durch große Klarheit und Leichtverſtändlichkeit ausgezeich⸗ 
net. Wenn auch an einzelnen Stellen die Darſtellung durch gedrängtere 
Faſſung noch gewinnen würde, fo wird man auf der anderen Seite Al 
geben müſſen, daß die jetzige Darſtellungsweiſe denjenigen Leſern, die 
das Buch nicht im Zuſammenhange durcharbeiten, Verweiſungen erſpart. 
Ich halte das vorliegende Werk zur wiſſenſchaftlichen Einführung u 
das geltende deutſche Staatsrecht, insbeſondere für den Studierenden , 
von den zur Zeit vorhandenen größeren Lehrbüchern des Reichsſtaats“ 
rechts für das geeignetſte. Aber auch darüber hinaus wird es in der 
deutſchen Staatsrechtsliteratur ſicher einen der erſten Plätze behaupten, 
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über die Unentbehrlichkeit des „Hue de Grais“ viele Worte 
zu machen, erübrigt ſich. Ein Buch, das in der Zeit von 1881—191 
zweiundzwanzig Auflagen erlebt hat, beweiſt damit ſeine Brauch, 
barkeit ſelbſt. Dann hat der Krieg den Neuauflagen ein vorläufige? 
Ende geſetzt, und 1922 ift fein Verfaſſer heimgegangen. Um fo 1 
freulicher ift es, daß jetzt nach zwölf Jahren die erſte Nachkriegs 
ausgabe erſchienen iſt. Ihre Grundlagen ſind die alten geblieben 
der Aufbau mußte völlig erneuert werden. Nach wie vor bringt 
einerſeits eine Darſtellung des Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht 
Preußens wie des Reiches; eine Zuſammenſtellung aller Vorſchriſten 
andererſeits. Streitfragen ſind ausgeſchaltet; dafür ſind ſtatiſtiſch⸗ 
rechtsvergleichende und techniſche Angaben am geeigneten Ort 1 
gefügt. Eine auf das Weſentliche beſchränkte Einleitung von o 
Peters eröffnet das Ganze; es bildet kein gelehrtes Werk, wo, 
aber, der Abſicht des Verfaſſers und der Herausgeber gemäß, ein 
ausgezeichnetes Nachſchlagewerk, dem noch manche wohlverdiente Nen 
auflage beſchieden ſein wird. 
Geh. IR. Prof. Dr. Freudenthal, Frankfurt a. M. 


Hans G. Ficker: Vertragliche Beziehungen zwiſchen = 
ſamtſtaat und Ginzelftaat im Deutſchen Reich. Ab 
handlungen aus dem Staats⸗ und Verwaltungsrecht. Her 
ausgegeben von D. Dr. Siegfried Brie, Dr. Max Fleiſg, 
mann und Dr. Friedrich Gieſe. 38. Heft. Breslau 1926. 
M. & H. Marcus. 212 S. Preis 10 . . 

Ausgehend von dem von Laband, Jellinek, Meyer 

Anſchütz vertretenen Bundesſtaatsbegriff, nach dem der Bunde 

ſtaat (Geſamtſtaat) ein ſouveräner Staat iſt, der aus verfaſſu 

mäßig zur Einheit zuſammengefügten nichtſouveränen Stag 
beſteht, die an ſeiner Willensbildung teilnehmen, nimmt der bis 
faſſer in einem (theoretiſchen) „Allgemeinen Teil“ (S. 1 de 

48) zutreffend an, daß weder die Kompetenz⸗Kompetenz des 4 

ſamtſtaates noch das Weſen des Vertrages (Gleichordnung .n, 

Parteien nicht weſentlich) vertraglichen Beziehungen zwiſchen ſſen 

ſamtſtaat und Einzelſtaat entgegenſtehen. Er bejaht infolgede) 22 

unter Ausſchaltung der rein privatrechtlichen Verträge im von 

ſtehenden Bundesſtaat die Möglichkeit des Abſchluſſes dem 

Staatsverträgen zwiſchen Geſamtſtaat und Einzelſtaat auf ch. 

ſogenannten „freien Gebiet“, d. h. dem dem Geſetzgebungste 

der Einzelſtaaten überlaſſenen Gebiet, und verneint die . 

lichkeit von Staatsverträgen über Kompetenzverſchiebungen Sb 

ſchen Geſamtſtaat und Einzelſtaat. Alsdann wird ausgeführt, ir 

Rechtsſätze des Völkerrechts zwar auf Staatsverträge) for 

ſchen den Einzelftaaten Anwendung finden können, 


. Jahrg. 1926 Heft 19] wer 


= im Geſamtſtaatsrecht Normen fehlen (vgl. hierzu die von 
Heim beſprochenen Entſcheidungen des Steh. für das Deutſche 
Aub sn SW. 1925, 2478; 1926, 376 — NG. 111, Anh. 21; 112, 
N 21), daß die ſtaats vertraglichen Beziehungen 
m den Geſamtſtaat und Einzelſtaat aber dem Ge- 
i ſtaatsrecht und damit auch der Kompetenz⸗Kompetenz unter⸗ 
en. Die abweichenden Lehrmeinungen (Huber vom „Staaten- 
olösrecht“, Namiasky von der „Doppelſouveränität“ mit der 
einer Konkurrenz von Völker⸗ und Geſamtſtaatsrecht, 
werbetengel, v. Holtzendorff, Kittel, Jellinek a 
15 en zutreffend widerlegt, wie auch in einer Fußnote (S. 17 
it Recht hervorgehoben wird, daß von der neuen, auch von den 
Fehn gebilligten Staatspraxis des Reichs „diplomatiſche“ Be⸗ 
ſand Dir zwiſchen Reich und Ländern nicht beſtehen (keine Ge⸗ 
tſchaften der Länder beim Reich, ſondern nur Vertretungen der 
— esregierungen bei der Reichsregierung). Auch dem iſt beizu⸗ 
bi en, daß die beſchränkte völkerrechtliche Rechtsperſönlichkeit, 
RS bie Länder im Verhältnis zueinander und nach Art. 78 Abſ. 2 
a im Verhältnis zu auswärtigen Staaten behalten 
15 Ye keinen Schluß auf die Zuläſſigkeit der Anwendung völker⸗ 
ſum cher Rechtsnormen auf die Vertragsbeziehungen zwiſchen Ge⸗ 
Tee ſtaat und Einzelſtaat geſtattet, ebenſowenig die äußere An⸗ 
hung völkerrechtiicher Normen beim Abſchluß von Staats⸗ 
die rügen zwiſchen Geſamtſtaat und Einzelſtaaten (S. 23/24). Auch 
ſerg Grün dungs verträge, ſind nach der Anſicht des Verfaſ⸗ 
— den im beſtehenden Bundesſtaat geſchloſſenen Verträgen gleich⸗ 
achten, weil der Bundesstaat erſt mit der Entſtehung ſeiner 
datsperſönlichkeit zur Annahme der Gründungsverträge fähig 
nn ſie unterliegen daher gleichfalls dem Staatsrecht und beſon⸗ 
En der Kompetenz⸗Kompetenz des Geſamtſtaates (S. 40 bis 42). 
ſe Ausnahme wird nur für „Beitrittsverträge“ (S. 42 ff., 
ſind gemacht, die, wenn ſie entweder über Materien abgeſchloſſen 
unte die dem Geſetzgebungsrecht des ſpäter beigetretenen Staates 
erliegen, oder Materien regeln, die auf dem das gemeingültige 
Gin detenzgebiet überſchreitenden Sonderrechtsgebiet privilegierter 
nzelſtaaten liegen, als „Ausnahmeverträge“ zwar dem 
lkerrecht unterliegen, aber doch der Kompetenz⸗Kompetenz des 
eſamtſtaates unterworfen find. Schließlich follen als Teile von 
gitrittsverträgen auch „Vorbehaltsverträge“ (S. 42/43, 
nach in denen der Einzelſtaat ſich Rechte vorbehält, die auch 
Ko . ſeinem Eintritt in den Geſamtſtaat deſſen Kompetenz⸗ 
ber ten nicht unterſtehen ſollen (z. B. Teile der Beitritts⸗ 
Hi räge der ſüddeutſchen Einzelſtaaten zum Norddeutſchen Bund), 
die Hrom Völkerrecht regiert werden, dem Geſamtſtaat aber nur 
weit tenpflichtung auferlegen, IE Kompetenz⸗Kompetenz jo- 
— nicht auszuüben, obwohl die ſtaats rechtliche Möglichkeit 
j zu beſteht, wenn der Geſamtſtaat den Völkerrechtsbruch nicht 
cheut (S. 45). 


zuerst dn. einem „Praktiſchen Teil“ (S. 49 bis 188) wird 
1871 die Staatspraxis unter der Reichsverfaſſung vom 16. April 
von gehend gewürdigt (S. 49 bis 149). Nach Erörterungen 
Sehen Vorfragen (Verhältnis des Norddeutſchen Bundes zum Deut⸗ 
N 1 Reich, Ausſcheidung der Grenzfälle und der durch die alte 
grun, rezipierten Verträge) behandelt der Verfaſſer die Vertrags⸗ 
KA den in der Praxis des Kaiſerreichs. Er gliedert fie in Ver⸗ 
rech mt ſtaats rechtlichem (S. 57 bis 80) und völker⸗ 
dern liche (S. 80 bis 149) Geltungsgrund, erſtere wie⸗ 
auf in Staatsverträge zwiſchen Reich und Einzelſtaaten 
für hi vorgenannten „freien Gebiete“, d. h. den Materien, 
ton, © das Reich überhaupt keine Geſetzgebungskompetenz hatte, 
Reſervatrechte gehörten, und den Materien, für die es 
onkurrierende Geſetzgebungskompetenz nicht ausgeübt hatte, 
Be in ihrer Eicenſchaek zwiſchen dem Reich und den Ein⸗ 
x alen in ihrer Eigenſchaft als Selbſtverwaltungskörpern des 
. d. h. auf den Gebieten, in denen die Geſetzgebung in 
und Hand des Reiches lag, die Verwaltung aber bei den Ländern, 
6 Aſchtießlich in vertragliche „Ermeſſensbeſchrän kungen“ 
itärk Einſchränkungen der kaiserlichen Befehlsgewalt durch die Mi⸗ 
ziehn ondentionen). Der Verfaſſer hält alle vertraglichen Be⸗ 
beig "gen mit ſtaatsrechtlichem Geltungsgrund, auch die Ermeſſens⸗ 
lich anKungen, mit Recht nicht nur politiſch, ſondern auch recht⸗ 
Rei 9 80 bindend, aber für abänderbar im Wege der einfachen 
e 9sgeſetzgebung. Eine eingehende wiſſenſchaftliche Würdigung 
die Verträge mit völkerrechtlichem Geltungsgrund (S. 80 
alte die „Ausnahmeverträge“ und die „Vorbe⸗ 
wel che eie rträge”. Im beſonderen wird eingehend unterſucht, 
amtſt. einzelnen Abmachungen der Novemberverträge von 1870 Ge⸗ 

natsrecht geworden oder völkerrechtliche Abmachungen ge⸗ 


‚sten 
dale 


blieben 7 5 
Brakgr., ind. Im zweiten Hauptabſchnitt (S. 149 bis 188) des 
dentttiſchen Teils werden die vertraglichen Beziehungen zwiſchen 


unterf ich und den Einzelſtaaten ſeit der Revolution von 1918 
Vorbegche mit dem Ergebnis, daß ſämtliche Beſtimmungen der 
desglepaltsverträge mit der Revolution hinfällig geworden ſind, 
des A ſämtliche Verträge über Reſervatrechte (mit Ausnahme 

Art. 34 RVerf. v. 16. April 1871) und daß die andern 
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noch etwa beſtehen gebliebenen Verträge, ſoweit ſie auf Völker⸗ 
recht beruhten, auf ſtaatsrechtlicher Grundlage neu abgeſchloſſen wor⸗ 
den find. Neue Verträge mit völkerrechtlichem Geltungsgrund 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten konnten ſchon im Kaiſerreich 
nicht mehr entſtehen, noch weniger iſt ihre Entſtehung in der 
Republik möglich. Völkerrechtliche Beziehungen irgendwelcher Art 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten ſind im geltenden deutſchen 
Staatsrecht nicht mehr vorhanden. Die Weimarer Reichsverfaſſung 
iſt nur Geſetz und nicht zwiſchen dem Reiche und den Einzel⸗ 
ſtaaten in dem Sinne vereinbart, daß ihre Grundlage in irgend⸗ 
einer Weiſe einen Vertrag zwiſchen dieſen Parteien bildet. Staats⸗ 
verträge zwiſchen Reich und Land können daher ohne Ausnahme 
durch Reichsgeſetz auf dem gleichen Gebiet aufgehoben werden. 
Auf Einzelheiten des „Praktiſchen Teils“ einzugehen, verbietet 
der für vorliegende Beſprechung zur Verfügung geſtellte Raum. 
Nur das muß beſonders hervorgehoben werden, daß gerade dieſer 
Teil des Buches infolge der in alle Einzelheiten des Reichs⸗ 
gründungsvorganges tief hineinſchürfenden, zuverläſſigen und ge⸗ 
nauen, im Ergebnis faſt immer zu billigenden Unterſuchung be⸗ 
ſondere Beachtung verdient, und zwar nicht nur für den Wiſſen⸗ 
ſchaftler, für den das vom Verfaſſer behandelte Grenzgebiet 
zwiſchen Staats⸗ und Völkerrecht von Intereſſe iſt, ſondern auch für 
den Politiker und vor allem auch für die heutige Staatspraxis. 
Denn die Probleme des Reichsgründungsvorganges ſind keinesfalls 
nur von hiſtoriſcher Bedeutung, ſie ſind vielmehr gerade heute im 
Hinblick auf die an verſchiedenen Stellen unmittelbar und mittelbar 
auf den Gründungsvorgang hinweiſenden Denkſchriften der Baye⸗ 
riſchen Staatsregierung zur Reviſion der Weimarer Reichsverfaſ⸗ 
ſung (Druckſachen des Reichsrats Nr. 5/1924 und Nr. 98/1926) 
und die Wünſche Bayerns ganz beſonders aktuell; eine Nach⸗ 
prüfung der vom Verfaſſer behandelten Probleme nicht nur in 
ſtaatspolitiſcher, ſondern auch in ſtaatsrechtlicher Beziehung, ſteht 
alſo heute im Vordergrunde des Intereſſes. 

Das Buch enthält neben einem Literaturverzeichnis nicht nur 
ein ausführliches Stichwortverzeichnis, ſondern auch ein auf die 
betreffenden Seitenzahlen hinweiſendes genaues Verzeichnis der 
zahlreichen behandelten Verfaſſungs⸗ und ſonſtigen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen ſowie der unterſuchten Staatsverträge, ſo daß auch dem⸗ 
jenigen, der ohne genaues Studium des Buches ſich über Einzel⸗ 
fragen unterrichten will, das Aufſuchen der einſchlägigen Stellen 
außerordentlich erleichtert iſt. 

MinRat. Dr. H.⸗H. Lammers, Berlin. 


Julius Hatſchek: Außerpreußiſches Landesſtaatsrecht (auf 
der Grundlage des Allg. Staatsrechts). Inſtitutionen des 
deutſchen Staatsrechts III. Berlin 1926. Georg Stilke. 851 S. 
Preis 15 . 


Von Hatſcheks Inſtitutionen des deutſchen Staatsrechtes 
find Band I (Das Reichsſtaatsrecht) und Band II (Das Preußiſche 
Verfaſſungsrecht) früher erſchienen; nunmehr kommt die Sammlung 
mit Band III zum Abſchluß: Außerpreußiſches Staatsrecht. Es iſt 
alſo das Landesſtaatsrecht in zwei Hälften zerlegt; das hat natür⸗ 
lich gewiſſe Nachteile: Das preußiſche Staatsrecht wird für ſich 
dargeſtellt ohne Zuſammenhang mit dem übrigen Landesſtaatsrecht, 
und indem dieſes für ſich behandelt wird, fehlt der Zuſammen⸗ 
hang mit dem Staatsrecht des größten deutſchen Landes. — 
Der Stoff ſelbſt zerfällt in zwei Teile: die Grundlagen und die 
unmittelbaren Staatsorgane. Unter den Grundlagen verſteht Verf. 
Staat und Verfaſſung, Rechtsquellen und Richter, die Staatsform 
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, Gebiet und Be⸗ 
völkerung der Länder, Inhalt der Reichs⸗ und Staatsbürgerſchaft 
(def. die Grundrechte). Der II. Teil, der den eigentlichen Inhalt 
des ganzen Bandes bildet (S. 114 bis 670), hat fünf Abſchnitte: 
Volk und Landtag, die Parlamentsprivilegien, die Funktionen 
des Landtags (Geſetzgebung, Budgetrecht, parlamentariſche Kon⸗ 
trolle des Abſchluſſes von Staatsverträgen mit anderen Staaten), 
die vollziehende Gewalt (Exekutive) in den Ländern, die parla⸗ 
mentariſche Ae Einfacher und logiſcher wäre wohl die 
Einteilung in Volk, Landtag, Regierung geweſen. Man ſieht aber 
auch, daß es dem Verf. hauptſächlich darum zu tun geweſen iſt, 
das Verfaſſungsrecht der Länder darzuſtellen, nicht das geſamte 
Staatsrecht. Verf. hat dem Titel ſeines Werkes den Zuſatz ge⸗ 
geben: „euf der Grundlage des Allgemeinen Staatsrechts“ und 
hat damit wirklich Ernſt gemacht; er hat das deutſche Landesſtaats⸗ 
recht in den Fluß und Zuſammenhang des allgemeinen Staats⸗ 
rechts hineingeſtellt. Dadurch iſt das Buch nicht bloß lehrreich 
geworden, ſondern auch anregend und feſſelnd. Daß man den 
Aufſtellungen des Verf. nicht immer beiſtimmen kann, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich und kann nicht als ein Mangel des Buches betrachtet wer⸗ 
den. — In neun Anlagen (S. 671—851) werden die Verfaſſungs⸗ 
urkunden von Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Thüringen, 
Heſſen, Hamburg, Mechlenburg⸗Schwerin, Oldenburg und Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz geboten, was um ſo dankenswerter tt, als es bekannt⸗ 
lich nicht ſo leicht iſt, dieſe Verfaſſungsurkunden in die Hand zu be⸗ 
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kommen. — Man kann das angezeigte Buch nicht in die Hand 
nehmen, ohne zu bedauern, daß ſein Verfaſſer, von dem noch man⸗ 
ches zu erwarten war, ſo früh aus dem Leben geſchieden iſt. 


Geh. IR. Prof. Dr. Rieker, Erlangen. 


Dr. Karl Schneider. Polizei und Reichswehr. Karlsruhe 1926. 
Verlag G. Braun. 63 S. Preis 2 . 


„Eine Spezialunterſuchung zum Deutſchen Verwaltungsrecht“, 
fo kennzeichnet der Verf. fein Büchlein, das in Wirklichkeit mehr 
gibt, nämlich die bisher noch fehlende wiſſenſchaftliche Abgrenzung 
der Berührungskreiſe zwiſchen der Wehrmacht, alſo jetzt einer reinen 
und ausſchließlichen Reichs einrichtung und der im weſentlichen den 
Ländern überlaſſenen Polizeigewalt. Daneben bringt Schneider 
weiter (S. 16—34) ein mit dem Kern feiner Arbeit allerdings nur 
loſe zuſammenhängendes, aber durch Klarheit ausgezeichnetes über⸗ 
ſichtliches Bild der „militäriſchen Gehorſamspflicht“, in dem die Dar⸗ 
legungen über die Prüfung der Rechtmäßigkeit des Dienſtbefehls 
durch den militäriſchen Befehlsempfänger beſonders glücklich geraten 
ſind, wenngleich eine Berückſichtigung des führenden Kommentars 
zum MUStOB. von Fuhſe zu wünſchen bleibt und für die Neu⸗ 
Auflage empfohlen wird. Bedenklich in dieſem Exkurs iſt nur (S. 20 
Anm. 47) die Anſicht, es beſtehe ein rechtlicher Inhalts⸗Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem früher auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht ge⸗ 
leiſteten Militärdienſt und dem jetzt auf dem Söldnervertrage be⸗ 
ruhenden, indem erſterer „Untertanenpflicht“ geweſen, letzterer 
„Beamtendienſt“ fei. Richtig iſt daran aber lediglich, daß die Wurzel 
der Dienſtleiſtung juriſtiſch verſchieden iſt, nicht aber ihr Gegen⸗ 
ſtand, ganz abgeſehen davon, daß auch ſchon im alten Heere durch 
Vertrag verpflichtete Söldner, nämlich die Kapitulanten, verwendet 
wurden, und zwar zu echtem Militärdienſte, der mithin nicht aus⸗ 
ſchließlich Wehrpflichtige umfaßte, wie ja auch die Offiziere un⸗ 
abhängig von der Wehrpflicht Dienſt taten. 

Das Hauptſtück der Arbeit, die Zergliederung der Beziehungen 
zwiſchen Polizei und Wehrmacht (S. 1—15, 36 ff.) geht zutreffend 
von einer Würdigung und Umſchreibung der hoheits rechtlichen 
Aufgaben des Militärs aus und gelangt überzeugend (S. 3) zu dem 
Ergebniſſe, daß eine Ausübung der der Wehrmacht anvertrauten 
öffentlichen Gewalt nur dann vorliegt, wenn das Militär entweder zu 
wirklichen Kampfhandlungen eingeſetzt wird oder doch wenigſtens eine 
unmittelbare Vorbereitung für ſolche dergeſtalt anſtrebt, daß ſich 
ſein militäriſches Tun vom echten Kämpfen lediglich durch das Fehlen 
des Ernſtfalles unterſcheidet. Dieſe ſchon wegen Art. 131 NBerf. in 
Verbindung mit dem Geſetz v. 22. Mai 1910 (RGGBl. 798) außer⸗ 
ordentlich wichtige Grenzziehung unwiderleglich zu begründen, iſt dem 
Verf. gelungen und damit das Bedenkliche der ihm allerdings an⸗ 
ſcheinend entgangenen jüngſten Rechtſprechung des RG. (108, 387) 
wiederum klargelegt worden. Denn daß ein Soldat, der auf Befehl 
ſeines Vorgeſetzten eine rein wirtſchaftlichen Zielen dienende 
Fahrt durch die Straßen einer Stadt unternimmt, z. B. um Säge⸗ 
ſpäne für ſeinen Truppenteil heranzuholen, dabei nicht Militärhoheit 
ausübt, obſchon er „im Dienſt“ iſt, folgt aus Schneiders Aus⸗ 
führungen ohne weiteres. Der Militärverwaltung kann daher nur 
empfohlen werden, einen derartigen Fall erneut vor das RG. zu 
bringen und dabei auch das vorliegende Werk (S. 3, insbeſ. Anm. 6) 
zur Unterſtützung heranzuziehen, um dem vom RG. auch neuerdings 
(RG. 109, 209 JW. 1925, 942) noch gebilligten Standpunkte, hier 
liege Hoheitsbetätigung vor, entgegenzutreten. 

An ſeine ſomit durchaus gerechtfertigte Zerlegung der Dienſt⸗ 
betätigung des Soldaten in die auf Militärhoheitsgebiet und die 
außerhalb dieſes Bereichs liegende, z. B. wirtſchaftliche Ziele ver⸗ 
folgende, trotzdem jedoch „dienſtliche“, ſchließt der Verf. unter ge⸗ 
ſchickter Verwendung praktiſcher Beiſpiele eine Unterſuchung der Ab⸗ 
wehrbefugniſſe des Untertanen bei unvechtmäßigem Vorgehen des 
Militärs. Auszuſetzen iſt dabei höchſtens, daß er bei der Feſtſtellung 
(S. 15), daß gerichtlicher Schutz im Sinne einer Unterlaffungsklage 
verſagt iſt, doch den von der Rechtsordnung gerade für dieſe Lage 
des Bürgers geſchaffenen Ausgleich unerwähnt läßt; denn eben 
weil die Ausübung der öffentlichen Gewalt an ſich von jedem Unter⸗ 
tanen hingenommen werden muß, iſt ihm durch Art. 131 NBerf. und 
das oben erwähnte Geſetz v. 22. Mai 1910 bei ſchuldhafter 
Dienſtbetätigung des Militärs auf dem Hoheitsgebiete die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Reichs gewährleiſtet. 

Den außerordentlich gründlichen Ausführungen über die Polizei 
im Verhältniſſe zur Wehrmacht (S. 35—62), namentlich über die 
„Militärpolizei“ (S. 54) iſt ein allerdings grundſätzliches Bedenken 
entgegenzuhalten: Die Ablehnung eigener Polizeibefugniſſe auf 
ſeiten der Wehrmacht mag theoretiſch begründbar ſein, obſchon die 
Zubilligung bloßer „Auſtaltspolizei“, die Schneider folgerichtig 
(S. 55, 63) als reine „Selbſtverteidigung“ kennzeichnet, dem Weſen 
der Wehrmacht und ihrer Aufgaben kaum gerecht werden dürfte; 
immerhin muß ſie ſich aber mik der Tatſache auseinanderſetzen, daß 
poſitive Vorſchriften im MilBerr®. (RGBl. 1914, 195) den Militär⸗ 
behörden das Recht und die Pflicht zu ſolchen Anordnungen und Maß⸗ 
nahmen gegenüber jedem Untertanen verleihen, die unbeſtreitbar poli⸗ 


* 
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zeiliches Gepräge tragen. Wenn in dieſer Richtung Schneiders 
Ergebniſſe nicht voll befriedigen, ſo darf das ſelbſtverſtändlich der 
dem verdienſtvollen Werke in ſeiner Geſamtheit gebührenden An 
erkennung keinen Abbruch tun. 


Geh. Kriegsrat u. Miniſterialrat i. R. Dr. M. Wagner, Berlin. 


Prof. Dr. Karl Neumeher: Internationales Verwaltungs⸗ 
recht. Dritter Band, I. Abt. München und Berlin 1926. 
Verlag J. Schweitzer. 


Als der vor vier Jahren erſchienene zweite Band des Werkes in 
dieſer Zeitſchrift beſprochen wurde (JW. 1923, 486) — es war die 
Zeit des Ruhrkampfes —, konnte man mit Recht die Frage auf⸗ 
werfen, ob es für Deutſche denn überhaupt noch internationales Recht 
gebe. Die Zeiten ſind in dieſer Hinſicht beſſer geworden und ſchon 
um deswillen verdient die Fortſetzung des deutſchen Standardwerkes 
über dieſes Rechtsgebiet beſondere Beachtung. Der vorliegende Band 
behandelt das Verwaltungsrecht auf dem Gebiete des internationalen 
Verkehrs (Straßen, Eiſenbahnen, Schiffahrt, Luftfahrt, Auswande⸗ 
rerweſen). Er ſteht auf gleich hoher Stufe wie ſeine Vorgänger. 
ſetze und Staatsverträge, Rechtſprechung und Literatur des Inlands 
und des Auslands find in weiteſtem Umfange berückſichtigt; die Dar 
ſtellung iſt überſichtlich, klar und flüſſig geſchrieben. Der in Ausſicht 
geſtellten Fortſetzung darf man mit Freude entgegenſehen. 

7 Präs. d. OVG. Staats Min. Prof. Dr. Drews, Berlin. 


Anſchütz: Fälle und Fragen des Staats- und Verwal⸗ 
tungsrechts. Vierte, völlig umgearbeitete Auflage. Berlin 
1926. Verlag Liebmann. Preis 1.50 . \ 

Aus den früheren Auflagen find eine Reihe von Fällen, bie jeit 
der Entſtehung des neuen Staatsrechts nurmehr geſchichtliche Der 
deutung haben, ausgeſchieden; dadurch iſt Raum gewonnen für neue, 
hauptſächlich dem Polizeirecht entnommene Fälle. Für Ausarbeitung 
und Beſprechung in Übungen wie auch zu Prüfungszwecken erſcheinen 
die mitgeteilten Fälle durchweg recht brauchbar. 

Vizepräſ. des KG. Dr. David, Berlin. 


Dr. A. Brand: Das Beamtenrecht, die Rechtsverhältuiſſe 
der preuß. Staats⸗ und Kommunalbeamten, ſyſtematiſ 
dargeſtellt. Zweite, vollſtändig umgearbeitete Auflage. 
Berlin 1926. Carl Heymanns Verlag. Preis geh. 32 Hi 
geb. 35 . 


Zu den ſchwierigſten Rechtsmaterien gehört das Beamtenre t; 
während das ganz hervorragende Reichsbeamtengeſetz nicht unweſent 
dazu beigetragen hatte, die Erkenntnis und Anwendung dieſer MM 
terie wenigſtens hinſichtlich des Rechts der Reichsbeamten zu erleich⸗ 
tern, war das preuß. Recht im Grunde genommen eine „terra in 
cognita“ geblieben, weil es an einem Beamtengeſetze fehlte, und DIE 
Buntſcheckigkeit der einſchlägigen Beſtimmungen die Erkenntnis de 
„richtigen“ Rechtes ganz außerordentlich erſchwerte. Zu der Erläute⸗ 
rungsform eines Kommentars fehlte es alſo an der erforderlichen 
Grundlage (wenn man von der Diſziplinargeſetzgebung abjah). 
war alſo auf die Hand- und Lehrbücher des preuß. Staatsrechts au 
gewieſen, die naturgemäß nur die Hauptgrundſäße wiedergeben, von 
der Erörterung der vielen ſo wichtigen Einzelfragen aber abſehen 
mußten. Dieſe Schwierigkeiten machten ſich begreiflicherweiſe beſonde 
in der Rechtſprechung geltend und führten zu mancherlei Fehlurteilen. 
Sie machten es aber auch weiter erklärlich, daß bis kurz vor dem 
Weltkriege niemand es unternommen hatte, das preuß. Beamtenrecht 
in der Form eines Syſtems und auf wiſſenſchaftlicher Grundlage zu 
bearbeiten, bis die erſte Auflage des Buches von Brand erſchien. 

Ich habe bereits bei der Beſprechung dieſer erſten Auflage au 
das große Verdienſt hingewieſen, das ſich der Verf. ſchon baduſg 
erworben hat, daß er ſich an dieſe ſchwere Aufgabe gemacht hat; 
hatte aber darüber hinaus die erfreuliche Feſtſtellung gemacht, daß 
Wurf, den Brand getan, auch ganz vortrefflich gelungen war. 

Dem Fachmann und wahrſcheinlich auch demjenigen, der ſich ler 
dieſe Materie intereſſiert, wird es nicht entgangen fein, daß nach d 
Staatsumwälzung, vielleicht mit Ausnahme der Verfaſſungsgeſete⸗ 
keine Rechtsmaterie fo ſchweren Belaſtungsproben ausgeſetzt war, 6 
gerade wieder das Beamtenrecht. Soweit man geſetzliche Anderungen 
nicht erreichte, ſuchte man das Ziel dadurch zu erreichen, daß man 
geſetzlichen Beſtimmungen eine andere Welt⸗ und Rechtsanſchauung 
unterlegte. Daß der Verſuch einer ſolchen radikalen Umwälzu 
nicht gelang, iſt der Rechtſprechung, namentlich der des RG., zu 55 
danken, die es im allgemeinen verſtanden hat, die politiſchen Einfl 
von der Rechtſprechung fernzuhalten. 15 

Es war aber nun die höchſte Zeit, daß ſich auch das Schrift 
wieder an die Materie heranmachte, nicht nur, um den Beamten 5 
der Erkenntnis des richtigen Rechtes behilflich zu fein, ſondern au Part 
um dem Geſetzgeber bei der bevorſtehenden neuen Kodifizierung 
Beamtenrechts die erforderliche Grundlage zu geben. 


1 


55. Jahrg. 1926 Heft 19] 


erfal Keines von den vorhandenen Werken konnte dieſe Aufgabe beſſer 
er als das Buch von Brand, und es iſt daher mit ganz be 
ſchie rer Freude zu begrüßen, daß es ſoeben in zweiter Auflage er⸗ 
nen ill. 
Duc In feinem Vorworte zu dieſer Auflage ſagt der Verf., daß fein 
nanit 1 größten Teile vollſtändig umgearbeitet werden mußte; 
>. rlich, angeſichts der zahlreichen geſetzlichen und gedanklichen Ande⸗ 
u: in der jo bewegten Zwiſchenzeit! Viel ſchwieriger als die Be⸗ 
ſichtigung der geſetzlichen Anderungen war für ihn ſicher die Unter⸗ 
en derjenigen Probleme, die zum Spielball der Beamtenpolitik 
Re orden waren und die es galt, wieder auf die allein maßgebliche 
r He enn de zu ſtellen. 
Gicün rüft man das Buch daraufhin, ſo muß man die ungeheure 
| ichkeit bewundern, die aus ihm ſpricht; Literatur und Recht⸗ 
erſche ng ſind, ſoweit fie es verdienen, und ſogar wohl darüber hinaus, 
1 höpfend berückſichtigt. Aber nicht nur das! Der Verf. hängt nicht 
ai ſeinen Quellen, ſondern hat ſie verarbeitet, d. h. er benutzt ſie nur 
mit Hilfsmittel und Material, um dem Leſer ſtets ſein eigenes Urteil 
amantetlen, Im Gegenſatz zu der großen Zahl von Büchern über Be⸗ 
ml z Fecht. die die einſchlägigen Fragen lediglich handwerks⸗ 
wife behandeln, ſteht das Buch von Brand nach wie vor auf 
ſenſchaftlicher Grundlage, wodurch der Verf. es dem Leſer, 
wiſſenſchaftlich gebildet iſt, erleichtert, mit feiner Hilfe auch die⸗ 
en Fragen zu löſen, die er ſelbſt nicht gelöſt hat. 
kann Ich kann dem Buche nur die allergrößte Verbreitung wünſchen, 
re den Beamten nur empfehlen, ſich in allen Fragen des Beamten⸗ 
nir e Bei ihm Rat zu erholen und ihnen verſichern, daß fie dieſen 
ends ſo gut finden, wie in dieſem vortrefflichen Werke. 
büch Öird es, wie zu wünſchen wäre, für jede Anwalts- und Gerichts⸗ 
Roß. ei angeſchafft, dann wird es auch den Nutzen haben, daß das 
brau nicht mehr ſo zahlreiche Urteile der unteren Inſtanzen aufzuheben 
van, wodurch wieder die betroffenen Beamten vor vielen Ent» 
(oje Engen und auch davor bewahrt bleiben, ihr Geld für ausſichts⸗ 
Prozeſſe zu verausgaben. 
Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 
Dr. Jur. et. rer. pol. W. Näth, Amts- und Gemeindevorſteher 
9 D., Rechtsanwalt am Kammergericht, Volkswirt R. D. W.: 
Ig aden durch die Kommunalpolitik. Braunſchweig 
926. Verlag Weſtermann. 
e Verf. hat drei Bücher geliefert. Außer dem vorgenannten 
me rtsrecht“, d. h. eine Zuſammenſtellung der in den preußiſchen 
gen inden und Gemeindeverbänden gebräuchlichſten Statuten, Satzun⸗ 
„Wichtlinien und Polizeiverordnungen, und, in Verbindung mit 
der en Autoren, ein Handbuch des Kommunalrechts. Die Beſprechung 
Verf den letztgenannten Bücher wird ſpäter folgen. Einen, wie der 
war #3 nennt, „Leitfaden durch die Kommunalpolitik“ zu ſchreiben, 
fen. beſonders glücklicher Gedanke. Es handelt ſich hier um die 
— Ic) geordnete Wiedergabe der Erfahrungen zehnjähriger Kom⸗ 
ienſt praxis in einem Vororte von Berlin. Wer ſelber im Kommunal» 
Gebiet geſtanden hat, weiß, daß die ſchönſten Kenntniſſe auf dem 
den e des Rechts und der Vollswirtſchaftslehre allein noch nicht 
allerlef igen Leiter eines Kommunalweſens machen, ſondern daß noch 
Mit R anderes hinzukommen muß, um der Dinge Herr zu werden. 
„Recht echt ſchreibt der Verleger (Georg Weſtermann, Braunſchweig): 
Erf nige Information, Nutzbarmachung fremder Erfahrungen 
Klip viel Arger und Geld.“ Räth ſchildert ſehr anſchaulich die 
Doll die der Kommunalbeamte umſchiffen muß, er gibt aber auch 
forme Mrz Fülle von praktiſchen Winken, teils allgemeiner, mehr 
leiten Art, wie z. B. die Art und Weiſe, eine Verſammlung zu 
0 . den Gegner zu behandeln, teils ſpezieller, die einzelnen 
ſchulte tungszweige betreffender Art. Überall erkennt man den ge⸗ 
Baume, objektiv denkenden und nur das Gemeinintereſſe verfolgenden 
un 1051 der die unglückſelige Parteipolitik innerhalb der Kom⸗ 
alverwaltung als eine nun einmal gegebene Tatſache mit in 
er ung ſtellt und ihrer Herr zu werden ſucht. Die Grundſätze, die 
hierbei aufſtellt, ſind ſo beachtenswert, daß man ſie getroſt auf 
zanberen Gebiete des öffentlichen Lebens, die vom Parteikampf 
or Tadel ſind, anwenden könnte. Denkt man ſich des Freiherrn 
Cheſſe ages Umgang mit Menſchen mit den Klugheitslehren des Lord 
955 eld in den Briefen an ſeinen Sohn gepaart und auf das 
feinem ditiſche Leben übertragen, ſo hat man das, was Räth in 
inger Buche lehren will. Nicht weniger wertroll ſind aber alle feine 
wie zeige in den einzelnen Fragen der kommunalen Verwaltung, 
Ma 1 5 Eingemeindungen, ſtädtiſche Bodenpolitik, Gemeindebetriebe. 
führung ann im allgemeinen ſeinen klugen und maßvollen Aus⸗ 
im Ala hier durchaus zuſtimmen. Dabei erhalten ſeine Erfahrungen 
die usdruck oft einen draſtiſchen Niederſchlag. Der Abſchnitt über 
find agenreform endet mit den Sätzen: „Denn vor der Siedlung 
hab e Siedler Bodenreformer. Sitzen ſie aber drin im Haus, 


der 
u 


Bi die meiſten die guten Grundſätze vergeſſen.“ (S. 148.) Mit 
emeinn echt tritt ber Verf. der modernen Eingemeindungsſucht von 


gegen eſen, die ihrer Lage nach gar nicht zuſammengehören, ent⸗ 


Bei allen dieſen Vorzügen des Buches wäre es aber doch zu 
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begrüßen, wenn der Verf. im grundlegenden Aufbau bei der hoffentlich 
bald zu erwartenden zweiten Auflage ein wenig mehr Fühlung mit der 
Wiſſenſchaft nehmen würde. Dies betrifft nicht nur den Begriff der 
„Politik“, ſondern auch andere Begriffserklärungen, bei denen man 
ſich nicht auf allgemeine Reflexionen beſchränken kann, ſondern ſich 
auf den Boden der Rechtswiſſenſchaft ſtellen muß. Schon die erſte 
Begriffsbeſtimmung: „Kommunalpolitik bedeutet Willensbildung und 
Willensausführung in der Kommune nach dem Recht der Selbſt⸗ 
verwaltung“ läßt das wichtigſte Moment, die Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen, vermiſſen, ſtellt aber auch zu Unrecht „Willensbildung“ 
und „Willensausführung“ in dieſer Hinſicht auf eine Stufe. Die 
Willensbildung (grundlegend durch Beſchlüſſe der kommunalen Körper⸗ 
ſchaften) iſt von Zweckmäßigkeitserwägungen getragen. Die Willens⸗ 
ausführung aber hat unweigerlich dieſer Beſchlußfaſſung zu folgen. 
Beides kann alſo nicht das gemeinſam beſtimmende Moment des Be⸗ 
griffes der Kommunalpolitik fein. So ließe ſich noch manches ans» 
führen, das bei ſchärferer wiſſenſchaftlicher Durchdringung den Wert 
des Buches nur erhöhen könnte. Schon jetzt aber ſtehen die Vorzüge 
des Buches außer allem Zweifel. Man kann deſſen Beſchaffung jedem, 
der im kommunalpolitiſchen Leben ſteht, nur dringend empfehlen. 


Geh. RegRat Prof. Dr. Helfritz, Breslau. 


Dr. Alois Vogels, Landrat in Grevenbroich: Der Kommunal⸗ 
beamtenbegriff des preußiſchen Rechts. Berlin 1926. 
Verlag Carl Heymann. 

Die Frage, ob nach preußiſchem Recht jemand Kommunalbeamter 
iſt oder nicht, oder ob er einen Rechtsanſpruch hat, zum Kommunal 
beamten beſtellt zu werden, gibt in der Praxis zu zahlreichen Streitig⸗ 
keiten Anlaß. Eine weſentliche Aufgabe der kommenden Beamten⸗ 
geſetzgebung wird darin beſtehen, gerade in dieſer Hinſicht klare 
und unzweideutige Normen zu jchaffen. über den gegenwärtigen, 
vom Geſeßgeber leider ziemlich verſchvommen gefaßten Rechtszuſtand 
gibt das vorliegende Buch einen guten Überblick; feine rechtlichen 
Unterſuchungen greifen überall in die Tiefe; ſeinen Ergebniſſen 
wird im weſentlichen beigeſtimmt werden können. Die beteiligten 
Beamtenkreiſe, Behörden, Verwaltungsgerichte und ordentlichen Ge⸗ 
richte werden ſich ſeiner mit Erfolg bedienen können. 

Präſ. d. OVG. Staatsminiſter Prof. Dr Drews, Berlin. 


Dr. jur. Alexander Richhardt: Die Anderung der Rechts⸗ 
verhältniſſe der dentſchen Eiſenbahnbeamten von 1920 
bis 1924. Berlin 1926. Verlagsanſtalt des deutſchen Be⸗ 
amtenbundes GmbH. 

Da der Verf. anſcheinend nicht in den Kreiſen der Eiſenbahn⸗ 
bedienſteten zu ſuchen iſt, ſo verdient ſein Werk um ſo größeres Lob, 
als er es verſtanden hat, aus einer geradezu erdrückenden Fülle von 
Stoff etwas zu verarbeiten, das in erſter Linie für die Reichsbeamten, 
in zweiter aber für den gebildeten Laien von Wert iſt. Er hat ſich auch 
redlich bemüht, Unklarheiten und Zweifel, die nun einmal unſeren 
neuzeitlichen Geſetzen bedauerlicherweiſe anhaften, zu löſen, und damit 
hat er auch dem Praktiker einen Dienſt erwieſen, der ſicher anerkannt 
werden wird. Daß dem Verf. ab und zu ein Fehler oder Unrichtigkeit 
unterlaufen ift, beeinträchtigt den Wert der Arbeit keineswegs; ſo jagt 
er auf S. 6, die Verſtaatlichung habe ſich in den Jahren 1879 bis 
1895 vollzogen, obwohl man ſie mit dem Jahre 1885 als im weſent⸗ 
lichen als erledigt anſehen konnte; im Herbſt 1895 wurden vielmehr 
nur noch die drei großen Thüringer Privatbahnen verſtaatlicht, und 
den Schluß bildete das Jahr 1903 mit der Übernahme von einer 
öſtlichen und einer weſtlichen Priwatbahn. 

Demjenigen, der ſich über die Entwicklung der Eiſenbahnen 
Deutſchlands und daraus folgenden Rechte ihrer Bedienſteten belehren 
will, ſei das Buch auf das wärmſte empfohlen, wenn ihm ſtreng 
wiſſenſchaftlicher Wert auch nicht zuerkannt werden kann. 

ObRegR. Hanow, Frankfurt a. O. 


Derſch: Das neue Angeſtelltenverſicherungsgeſetz nebſt 
allen Ausführungs beſtimmungen. 3. Aufl. J. Bensheimer. 
I. 

Das Buch iſt die 3. Aufl. und vollſtändige Neubearbeitung des 
bewährten Kommentars von Derſch⸗Bruck. Es kann in jeder 
Hinſicht, vor allen Dingen auch für die Bedürfniſſe der Praxis, warm 
empfohlen werden. Eine ſyſtematiſche Einleitung führt in überſicht⸗ 
lichſter Weiſe in das dem Privatrechtler weniger geläufige Arbeits⸗ 
gebiet ein. Der ungefähr 800 Seiten faſſende eigentliche Kommentar 
enthält eine erſchöpfende Verarbeitung des Schriftkums und der Recht⸗ 
ſprechung in klarer, überſichtlicher Form unter Hervorhebung des 
Weſentlichen und unter Vermeidung alles überflüſſigen Beiwerks. 
Ein alphabetiſches Berufsverzeichnis erleichtert die Orientierung in 
verdienſtvollſter Weiſe. Dem in guter Ausſtattung und handlicher 
Form erſchienenen Werk iſt ein voller Erfolg zu wünſchen. 

RA. Prof. Dr. Saenger, Frankfurt a. M. 


2276 


II. 


Gegenüber den beiden kleinen Bändchen, die die 1. und 2. Aufl. 
des damals noch von dem Verf. gemeinſam mit Prof. Dr. Bruck 
herausgegebenen Kommentars darſtellten, iſt die vorliegende 3. Aufl. 
ein vollſtändig neues Werk. 

Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte v. 20. Dez. 1911 hat in⸗ 
zwiſchen durch zahlreiche Novellen in der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit 
durchgreifende Veränderungen erfahren und iſt ſchließlich durch die 
große Novelle v. 10. Nov. 1922 und die neue Faſſung v. 28. Mai 1924, 
die die Bezeichnung „Angeſtelltenverſicherungsgeſetz“ brachte, derartig 
umgeſtaltet worden, daß von dem urſprünglichen Geſetz nicht mehr 
ſehr viel übriggeblieben iſt. Beiträge, Leiſtungen, Verſicherungspflicht, 
Organiſation und Spruchverfahren haben vollſtändig neue Geſtaltung 
erlangt. Auch der Kreis der verſicherten Perſonen iſt weſentlich ver⸗ 
ändert und die Doppelverſicherung bei Angeſtellten⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherung beſeitigt. Aber nicht nur die Geſetzesänderung allein und 
durch die ſelbſtverſtändlich lückenloſe Berückſichtigung der inzwiſchen 
veröffentlichten Rechtſprechung und des Schrifttums hat das Werk 
ſeine Neugeſtaltung erlangt. Es ſucht jetzt vor allem auch das ganze 
Rechtsgebiet ſyſtematiſch zu durchdringen und in ſeinen Zuſammen⸗ 
hängen mit anderen Rechtsgebieten wiſſenſchaftlich zu erfaſſen. Der 
Verf., der in den verſchiedenſten Stellen der Sozialverſicherung tätig 
war, insbeſondere mehrere Jahre als Referent des Reichsarbeitsmini⸗ 
ſteriums an der Geſetzgebung mitgearbeitet hat und der nunmehr als 
Senatspräſident am Reichsverſicherungsamt die höchſte Rechtſprechungs⸗ 
inſtanz der Angeſtelltenverſicherung leitet, iſt zu einer ſolchen Arbeit 
ganz beſonders berufen. Unter dieſem Geſichtspunkt ſcheint es er⸗ 
wünſcht, auch die Blicke derjenigen Juriſten auf das Buch zu lenken, 
die praktiſch nur ſelten mit dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz be⸗ 
faßt ſind. Das Geſetz hat bekanntlich auch über die Sozialverſicherung 
hinaus inſofern Bedeutung, als ſein Angeſtelltenbegriff vielfach die 
Grundlage für den gleichen Begriff im ſonſtigen Arbeitsrecht bildet, 
wie z. B. im Betriebsrätegeſetz, im neuen Kündigungsſchutzgeſetz uſw. 
Auch viele Tarifverträge legen den Augeſtelltenbegriff dieſes Geſetzes 
zugrunde. Unter dieſen Umſtänden haben die eingehenden Aus⸗ 
führungen des Verf. zu § 1 auch ein weit über die Sozialverſicherung 
hinausgehendes allgemeines Intereſſe. Dies gilt nicht nur für die 


Deutſcher Anwaltverein. 


Leitſätze des deutſchen Anwaltvereins zur Derbefjerung 
des Rechtsſchutzes in Steuerſachen. 


(Beſchluß des Vorſtandes vom 12. Juni 1926.) 
I. 


Die unbedingte Trennung zwiſchen veranlagender und 
rechtſprechender Tätigkeit der Steuerbehörden in allen In⸗ 
ſtanzen iſt durchzuführen. Hierzu iſt erforderlich: 

1. Bei den Finanzämtern ſind beſondere Einſpruchs⸗ 
abteilungen zu errichten und mit beſonders geeigneten Be⸗ 
amten zu beſetzen, gegebenenfalls unter Zuſammenlegung 
mehrerer Finanzamtsbezirke. 

2. Die Entſcheidung über Beſchwerden iſt den Finanz⸗ 
gerichten zu übertragen. 

1bE 4 

Die ſtändigen Mitglieder der Finanzgerichte ſollen un⸗ 
abſetzbar ſein. Sie dürfen nicht zugleich Mitglieder des 
Landesfinanzamts ſein. 

III. 

Die Rechte des Steuerpflichtigen im Rechtsmittelver⸗ 
fahren (2. Teil 4. Abſchnitt der Reichsabgabenordnung) ſind 
zu verſtärken: 

1. Dem Steuerpflichtigen iſt auf Antrag in ſämtliche, 
der entſcheidenden Stelle vorliegende Akten Einſicht zu ge⸗ 
währen. 

2. Mit Erhebung von Beweiſen darf nicht das Finanz⸗ 
amt oder ein Beamter des Finanzamtes, deſſen Entſcheidung 
angegriffen iſt, beauftragt werden. 

3. Der Steuerpflichtige iſt von jeder Beweishandlung 
zu benachrichtigen; es iſt ihm Gelegenheit zur Anweſenheit 
bei den Beweisterminen zu geben. 


Vereinigungen 


vereinigungen. 
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hiſtoriſche und ſyſtematiſche Entwicklung des Angeſtelltenbegriffes, es 
gilt insbeſondere auch für die reiche Kaſuiſtik zu den einzelnen DE 
rufsgruppen und für die Ausführungen zu dem Berufs katalog des 
Reichsarbeitsminiſters, durch den dieſer nach § 1 des Geſetzes bekannt? 
lich die unter das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz fallenden Berufs⸗ 
gruppen näher bezeichnen durfte. Der Praktiker wird es beſonders 
dankend begrüßen, daß neben dieſem amtlichen Katalog am Schlu 
ein vom Verf. hergeſtelltes alphabetiſches Berufsverzeichnis beigefügt 
iſt, das auf Grundlage des amtlichen Katalogs und der Rechtſprechung 
eine ſchnelle Orientierung ermöglicht. 

In der Anwaltſchaft ſelbſt verdient das Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
gefeß vielleicht doch ein etwas größeres Intereſſe, als ihm bisher ent⸗ 
gegengebracht wird. Von dem Recht des Auftretens in Angeſtellten⸗ 
verſicherungsſachen wird, obwohl Anwälte hier in allen Inſtanzen ZU 
gelaſſen ſind, bisher nur in verſchwindendem Umfange Gebrauch 
gemacht. Auch für das Anwaltsbüro und den Anwalt ſelbſt bietet 
das Geſetz eine Reihe intereſſanter Fragen. Wenn auch die Frage der 
Verſicherungspflicht des Büroperſonals jetzt nach der neuen Faſſung 
des Geſetzes reſtlos in bejahendem Sinne geklärt iſt, ſo ergeben fi 
doch jetzt gerade hinfichtlich der Versicherung der Anwälte, die neben 
der Anwaltspraxis noch eine Tätigkeit gegen Fixum ausüben, zahl? 
reiche Streitfragen, weil die Neufaſſung des Geſetzes nicht mehr ver? 
langt, daß die verſicherungspflichtige Tätigkeit im „Hauptberufe“ aus⸗ 
geübt werden muß. Jedenfalls kann jeder, der ſich mit einer Frage 
über das Angeſtelltenverſicherungsrecht zu beſchäftigen hat, das Buch 
in der ſicheren Hoffnung zur Hand nehmen, daß er darin den geld“ 
neten Rat finden wird. 

Der Verf. gibt als Grund für das lange Abwarten mit der 
Herausgabe des Buches an, daß in der Entwickelung der Angeſtellten⸗ 
verſicherung zur Zeit des Abſchluſſes (Februar 1926) ein gewiſſer 
Ruhepunkt eingetreten ſei. Dieſer Optimismus hat ſich freilich nicht 
verwirklicht; ſchon unter dem 25. Juni 1926 (RGBl. I, 311) iſt 
wiederum eine Novelle erſchienen. . 

Die Ausſtattung des Buches iſt vortrefflich, das Sachregiſter 
ganz beſonders gut, nur der helle Einband dürfte für häufigen 
brauch nicht beſonders praktiſch ſein. 5 

RA. u. Doz. Dr. Georg Baum, Berlin. 


4. Die Koſten der Zuziehung eines Bevollmächtigten 
ſind bei Erfolg eines Rechtsmittels dem Steuerpflichtigen 
zu erſtatten. 2 


Beſchlagnahmen und Durchſuchungen find nur zuläſſig 
auf Grund eines Beſchluſſes, der die einzelnen den Verdacht 
einer ſtrafbaren Handlung begründenden Tatſachen und das 
bisherige Ermittlungsergebnis enthalten muß. 

V. 

Bei den Finanzämtern find die Strafſachen älteren, 
erfahrenen Beamten zu übertragen. Bei den ordentlichen 
richten ſind tunlichſt Sonderabteilungen für Steuerſachen zu 
bilden, gegebenenfalls unter Zuſammenlegung mehrerer O6 
richtsbezirke. 50 


Jede private beratende Tätigkeit der Beamten und 
Richter der Finanzverwaltung muß unterbleiben. 
VII. 9 
Die Verbeſſerung des Rechtsſchutzes iſt gleichbedeuten 
mit einer Verbeſſerung der Steuerrechtspflege und des See 
weſens überhaupt. Sie dient damit gleichzeitig in beſondere! 
Maße den Intereſſen des Staates. Hieran mitzuwirken 1 
die Deutſche Anwaltſchaft beſonders berufen und bereit. 


Begründung. 


Die Rechtsnot im Steuerrecht war bereits Gegenſtand 25 
Verhandlungen des im April 1925 in Berlin abgehalten“ 
außerordentlichen Anwalttages. Sie wurde damals nur ku 
geſtreift angeſichts der überragenden Bedeutung der Rech, 
not im Zivil⸗ und Strafrecht. Auch konnte der Berich 
erſtatter auf einen Aufſatz des Senatspräſidenten Becker vol 
Ri. (Recht und Wirtſchaft 1925, 547) hinweiſen, der 
dem Boden der beſtehenden Einrichtungen fußend, die ! 


L 
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langen des RF. um Verbeſſerungen des Rechtsſchutzes 
i 3 und ernſte Mahnungen an die unteren Stellen der 
zunanzverwaltung richtete. 
nicht 7 zeigte ſich jedoch bald, daß die Mahnungen Beckers 
prache de Widerhall fanden, den ſie verdienten; eine Aus⸗ 
Deutſ 0 es Steuerausſchuſſes und der Steuerrechtsgruppe des 
era den Anwaltvereins im September 1925 in Heidelberg 
worden aß die Mißſtände eher ſchlimmer anſtatt beſſer ge⸗ 
erferg waren und daß ein Teil der Übelftände entgegen 
geſetzl 9 Anſicht nicht auf Mängeln in der Anwendung der 
immn en Beſtimmungen, ſondern auf die geſetzlichen Be⸗ 
Balkonen ſelbſt zurückzuführen find. Der Deutſche An⸗ 
ie Ta ein beſchloß daher, die Rechtsnot im Steuerrecht auf 
der S ordnung einer im März 1926 einberufenen Tagung 
ſchaffen errechtsgruppe zu ſetzen und hierzu Material zu be⸗ 
führte Die im März 1926 in Hannover abgehaltene Tagung 
anwäl * einer eingehenden Ausſprache unter den Rechts⸗ 
förderte aus den verſchiedenſten Teilen des Reichs und 
d ei ſo viel Material über beſtehende Mißſtände zutage, 
ange ein Vorgehen des Anwaltvereins in der Offentlichkeit 
dat fi gt erſchien. Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
. dem angeſchloſſen und die Veröffentlichung der vor⸗ 
ſtellungn Leitſätze beſchloſſen, die den Weg zur Ab⸗ 
9 weiſen ſollen. 


ang note beſchränkt. 
durch 
andere 


reichen. a: 
— wie denn auch Einmütigkeit darüber herrſchte, daß 


I. 

e Abgabenordnung hat den Finanzämtern ſowohl eine 
Beides . e, wie auch eine rechtſprechende Tätigkeit zugewieſen. 
boltend verträgt ſich nicht miteinander und muß, da die ver⸗ 
Rechts e Tätigkeit überwiegt, die Pflege des Rechts und den 
Fina u gefährden. Auch der tüchtigſte und unbefangenſte 
gleich zbeamte kann unmöglich in zwei jest gleichen, ihm 
dem un vorliegenden Fällen verſchieden entſcheiden, je nach⸗ 
ſpruchs ich um eine Frage der Veranlagung oder eine Ein⸗ 
nicht entſcheidung handelt. Es wurde daher erwogen, ob es 
(gen, da or ſei, die Einſpruchsinſtanz gänzlich zu be⸗ 
35 die 
gro 
Sinn Mehrzahl der Fälle bedeutet dies nur eine zweckloſe 
2 an gerung der endgültigen Entſcheidung. Der Deutſche 
fo ein erein glaubte indeſſen, wenigſtens vorläufig von einer 

di neidenden Neuerung Abſtand nehmen zu ſollen, ſtellt 
Einſpri⸗ Mindeſtforderung auf, daß zur Entſcheidung über die 
den Tuche beſondere Einſpruchs⸗ oder Rechtsabteilungen bei 
ämtern tanzämtern gebildet werden. Bei kleineren Finanz⸗ 
Bea eint eine Zuſammenlegung mehrerer Bezirke 


a über den Einſpruch derſelbe Beamte entſcheidet, 


II. 


gui bei den Landesfinanzämtern findet dieſe Ver⸗ 
ſtat. . zwiſchen verwaltender und rechtſprechender Tätigkeit 
in d. Die beamteten Beiſitzer des Finanzgerichts ſollen 5 Tage 
des Er oche reine Verwaltungsbeamte fein oder im Namen 
dun, Fräftbenten des Landesfinanzamtes Beſchwerdeentſchei⸗ 
gen erlaſſen, und am 6. Tage als Richter Recht ſprechen. 
ſchon verntag niemand, und fein geringerer als Strutz hat 
iefe or mehreren Jahren darauf hingewieſen, wie unhaltbar 
Anwefzuſammenſezung der Finanzgerichte iſt. Der Deutſche 
gerichte verein fordert daher die Ausgeſtaltung der Finanz⸗ 
dem K zu wirklichen Gerichten, die mit unabhängigen, nur 
werden eſetze unterworfenen, unabſetzbaren Richtern beſetzt 
nd „. Sie werden den bewährten Beamten der Finanzämter 
den Nos ordentlichen Richtern zu entnehmen ſein und ſollen 
achwuchs für den Reichsfinanzhof abgeben. 
III. 
gend Em Rechtsmittelverfahren erſcheint eine Beſeitigung fol⸗ 
1 Mißſtände dringend geboten: f 
den he In der zweiten Inſtanz hat der Steuerpflichtige nach 
eutigen Beſtimmungen der AD. Anſpruch auf Einſicht 


angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat. In der über⸗ 


der Akten der erkennenden Gerichte, der Akten des Finanz⸗ 
amtes aber nur mit deſſen Genehmigung (8 247); im Gegen⸗ 
ſatz zu den Gewohnheiten ſüddeutſcher Finanzämter verweigern 
die Finanzämter namentlich Preußens grundſätzlich die Akten⸗ 
einſicht. Das Ergebnis iſt, daß der Steuerpflichtige den Sach⸗ 
verhalt, auf Grund deſſen die Berufungsentſcheidung ergeht, 
vielfach gar nicht kennt. 

Die Beſtimmungen der AD. (8 2054 Beanſtandungs⸗ 
zwang, § 211 Begründungszwang des Veranlagungsbe⸗ 
ſcheides, § 240 Bekanntgabe der Unterlagen der Entſcheidung 
an den Rechtsmittelkläger, $ 242 Begründungszwang des Ein⸗ 
ſpruchsbeſcheides) ſind dürftig und werden von den Finanz⸗ 
ämtern vielfach nicht oder nicht hinreichend beachtet. Völlig 
illuſoriſch iſt die Schutzbeſtimmung des 8 259, nach welcher im 
Falle mündlicher Verhandlung das Finanzgericht ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung nur ſolche Tatſachen zugrunde legen darf, über welche 
dem Steuerpflichtigen Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
worden iſt; denn als „Gelegenheit zur Außerung“ gilt be⸗ 
reits die Gelegenheit zur Teilnahme in der Beweisaufnahme 
oder in der mündlichen Verhandlung. Da nun eine Beweis⸗ 
aufnahme in der Berufungsinſtanz in Preußen grundſätzlich 
ohne Benachrichtigung des Steuerpflichtigen ſtattfindet, wird 
der Beſtimmung meiſt dadurch genügt, daß in der mündlichen 
Verhandlung in oft ſtundenlanger Vorleſung Zeugenausſagen, 
Gutachten, Berichte von Beamten aus den Veranlagungs⸗ 
akten oder Ermittlungsakten des Steuerpflichtigen oder ſeiner 
Sozien, von Mutter⸗ und Tochtergeſellſchaften vorgetragen 
werden. Dieſer Akteninhalt iſt dem Steuerpflichtigen und 
ſeinem Rechtsanwalt meiſt zum großen Teil völlig neu. Ver⸗ 
tagungsanträge werden aber unter Hinweis, daß dem 8 259 
genügt ſei, abgelehnt. Man kann daher getroſt die Schutz⸗ 
beſtimmung des 8 259 als nicht vorhanden betrachten, ganz 
abgeſehen davon, daß ſie nur in den wenigen Fällen über⸗ 
haupt in Frage kommt, in denen das Finanzgericht eine be⸗ 
antragte mündliche Verhandlung nicht ablehnt. 

Offenkundig kann eine Verbeſſerung des gegenwärtigen 
Zuſtandes ſchon durch eine veränderte Einſtellung der Be⸗ 
amten, nämlich dadurch erreicht werden, daß dieſe es als 
nobile officium erachten, dem Steuerpflichtigen nicht das 
Minimum, ſondern das Maximum des beſtehenden Schutzes 
zu gewähren. Aber der eigentliche Kern des Übels liegt 
tiefer; ein wirkſamer Rechtsſchutz kann niemals dann vor⸗ 
handen ſein, wenn der dem Gericht vorliegende Sachverhalt 
nur dem einen der beiden Streitteile bekannt iſt, und deshalb 
muß die Forderung erhoben werden, daß die Akten des 
Finanzamtes dem Steuerpflichtigen zugänglich ſind. Es mögen 


„Fälle denkbar ſein, daß das Finanzamt ein Intereſſe an der 


Geheimhaltung eines Teiles der Akten hat (dienſtliche Korre⸗ 
ſpondenz zwiſchen zwei Dienſtſtellen, Anfragen und An⸗ 
weiſungen bei bezw. von Dienſtaufſichtsſtellen uſw. ); in 
ſolchen Fällen muß aber unbedingt verlangt werden, daß 
dieſe Geheimakten auch dem Finanzgericht nicht unterbreitet 
werden. Die Finanzämter mögen alſo die Geheimblätter den 
Akten entnehmen, ſie legen eben dem Finanzgericht nur das⸗ 
jenige Tatſachenmaterial vor, auf dem die Entſcheidung be⸗ 
ruht. Was bei Staatsanwaltſchaſten und Gerichten ſeit Jahr⸗ 
zehnten Brauch iſt, wird auch für den Steuerprozeß mög⸗ 
lich ſein. 

2. Nicht minder reformbedürftig iſt die Beweisaufnahme 
in zweiter Inſtanz. Nach $ 257 AD. kann das Finanzgericht 
oder ein Mitglied desſelben Beweiſe erheben oder auch eine 
andere Behörde hierum erſuchen. Die meiſten Finanzgerichte 
pflegen mit der Beweisaufnahme das Finanzamt, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung angegriffen wird, zu beauftragen. Leider hat der 
Reichsfinanzhof dies nicht als unzuläſſig erklärt (XI 104, 
XVIII 186) mit der Begründung, daß nicht das Finanzamt 
als ſolches, ſondern nur die Beamten, die bei der Veran⸗ 
lagung oder dem Einſpruchsbeſcheid mitgewirkt hätten, als 
Veteiligte anzuſehen ſeien. Das Finanzgericht gibt nun die 
Akten an das Finanzamt mit dem Erſuchen „Beweiſe zu 
erheben“. Die Bezeichnung der einzelnen Beweispunkte iſt 
hierbei nicht nötig (XVIII, 186), noch weniger die Benennung 
der Zeugen und Sachverſtändigen. Die Beweisaufnahmen 
finden dann in Abweſenheit des Steuerpflichtigen vor dem 
Finanzamt ſtatt, vielfach vor derſelben Abteilung, in dem⸗ 
ſelben Zimmer, manchmal vor dem Gehilfen des Veran⸗ 
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lagungsbeamten; der Umfang der Beweisaufnahme, die Aus⸗ 
wahl der Auskunftsperſonen unterliegen dem Ermeſſen des 
Finanzamtes. Eine ſolche Beweisaufnahme kann der Er⸗ 
mittlung der Wahrheit nicht dienen. Weder das Finanzamt, 
deſſen Entſcheidung angefochten iſt, noch einer ſeiner Beamten 
darf daher mit der Erhebung von Beweiſen beauftragt 
werden. Ein Mitglied des Finanzgerichts oder des Amts⸗ 
gerichts iſt um die Erhebung der Beweiſe zu erſuchen. 

3. Die Begründung der Forderung, daß dem Steuer⸗ 
pflichtigen im Rechtsmittelverfahren Gelegenheit zur An⸗ 
Re im Beweistermin zu geben ift, ift bereits in 2 ent⸗ 
alten. 

4. Nach $ 288 find die Koſten eines Bevollmächtigten er⸗ 
ſtattungsfähig, wenn die Zuziehung notwendig war. Es gibt 
Finanzämter und auch Finanzgerichte, namentlich in Nord⸗ 
deutſchland, die die Notwendigkeit der Zuziehung eines Rechts⸗ 
anwalts grundſätzlich verneinen, ſelbſt dann, oder vielmehr 
gerade dann, wenn der Reichsfinanzhof dem Finanzamt Un⸗ 
recht gegeben hat. In anderen Fällen iſt die Ablehnung er⸗ 
folgt, „weil nur die Tatfragen ſtreitig geweſen ſeien“; als ob 
nicht auch häufig die Sichtung des Tatſachenmaterials eine 
Kunſt iſt, der nur ein Rechtskundiger gewachſen iſt, und als 
ob nicht auch rechtliche Zweifel darüber beſtehen können, ob 
eine beſtimmte Tatſache erheblich oder nicht erheblich iſt. In 
anderen, dem Deutſchen Anwaltverein vorliegenden Fällen 
iſt die Ablehnung mit Gründen erfolgt, bei denen noch kaum 
von Gutgläubigkeit geſprochen werden kann, ſo z. B. in einem 
Falle der Abſchlußzahlung 1923, wo die Ablehnung der 
Koſten eines Nachverfahrens mit der Begründung erfolgte, 
daß nach Aufhebung der Vorentſcheidung durch den Reichs⸗ 
finanzhof nur noch die Höhe des Steueranſpruchs ſtreitig 
geblieben ſei, obwohl, wie die klaren Beſtimmungen der 
2. Steuer NotVO. in Art. 1 82 ergeben, der Grund des 
Steueranſpruchs niemals ſtreitig geweſen fein konnte. Ange 
ſichts der heutigen Kompliziertheit und Unüberſichtlichkeit des 
Steuerrechts muß die Forderung aufgeſtellt werden, daß die 
Koſten der Zuziehung eines rechtskundigen Bevollmächtigten 
ſtets erſtattungsfähig find und daß niemand des Rechts⸗ 
ſchutzes beraubt werde, weil er die Koſten der Zuziehung eines 
Rechtskundigen nicht tragen kann. 


IV. 


Die 88 162—210 der AD. haben eine doppelte Auf⸗ 
gabe; ſie geben den Veranlagungsſtellen weitgehende Befug⸗ 
fugniſſe bei der Ermittlung des Steueranſpruchs; ſie ſind 
aber auch die „Magna Charta der Steuerpflichtigen“, d. h. 
ſie begrenzen die Allgewalt des Staates gegenüber den 
Steuerzahlern. Mit vollem Recht. Mittel und Zweck dürfen 
nicht außer Verhältnis ſtehen; um feſtzuſtellen, ob ein Steuer⸗ 
pflichtiger ſein Vermögen um 1000 % zu niedrig deklariert 
habe, darf man ihm nicht den Büttel ins Haus ſchicken und 
ſeine Korreſpondenz beſchlagnahmen. Dieſe Erwägungen ſind 
nicht mehr am Platze, wenn der Verdacht eines Steuerver⸗ 
gehens beſteht. Deshalb erweitert die AD. die Rechte der 
Steuerbehörden im ſteuerlichen Strafverfahren (8358 ff. AO.), 
teils in Anlehnung, teils unter Übernahme der Beſtimmungen 
der Strafprozeßordnung, insbeſondere auch gewährt ſie den 
Finanzämtern das Recht der Beſchlagnahme und Durch⸗ 
ſuchung. Es kommt nun, wie es ſcheint, immer häufiger vor, 
daß in ſchwebenden Veranlagungsverfahren plötzlich Beſchlag⸗ 
nahmen und Durchſuchungen ſtattfinden, die damit gerecht⸗ 
fertigt werden, daß gleichzeitig ein Ermittlungsverfahren ein⸗ 
geleitet ſei. In vielen Fällen beſteht die Vermutung oder 
nahezu die Gewißheit, daß die Einleitung des Strafverfahrens 
nur deshalb erfolgt iſt, weil der Veranlagungsſtelle die Be⸗ 
ſchränkungen der 88 162—210 zu unbequem waren. Bei ein⸗ 
zelnen Finanzämtern wird auf bloße Denunziationen ſofort 
ein Strafverfahren eingeleitet, eine Durchſuchung von Woh⸗ 
nung und Geſchäft angeordnet, und Bücher und Schriften be⸗ 
ſchlagnahmt, ohne daß zuvor geprüft wird, ob hinreichender 
Tatverdacht vorliegt, und ohne daß eine beſtimmte Vermutung 
beſteht, daß Durchſuchung und Beſchlagnahme zur Ermittlung 
von Beweismitteln führen werden. Ein ſolches Verfahren be⸗ 
deutet Verneinung jeden Rechtsſchutzes im Steuerrecht. Das 
Unheil, das hierdurch angerichtet wird, iſt unendlich größer 
als der Vorteil der oft geringen Geldſtrafen, die vielfach die 
durch Beſchlagnahme und Durchſuchung eingeſchüchterten — 
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ſchuldigen und auch unſchuldigen — Steuerpflichtigen a 
genommen haben. Hier ſcheint zunächſt ein energiſches Du 1 
greifen des Finanzminiſteriums geboten. Daneben iſt es 
auch eine Anderung der geſetzlichen Beſtimmungen erf 
lich, ſo daß Beſchlagnahmen und Durchſuchungen nur zuläffi 
ſind, wenn ein beſtimmter Tatverdacht bereits vorliegt. 


V. 


Nicht minder beklagenswert iſt die Gewohnheit vieler 
Finanzämter, jede unrichtige — oft nur vermeintlich 
richtige — Steuererklärung als ſteuerliches Vergehen zu 
handeln und Strafverfahren wegen kleinſter Lappalien zu t 
öffnen und durchzuführen, wobei es dann manchmal genung 
ſtatt der vermeintlichen Steuerhinterziehung oder Gefährdung 
eine Ordnungswidrigkeit feſtzuſtellen. Bei einem Finanzo 
wurde erklärt, die Faſſung des § 405 AD. mache es 11 
Finanzamt zur Pflicht, auf jede Denunziation hin ohne wei 
Prüfung ein Strafverfahren einzuleiten (und Beſchlagnahm 
und Durchſuchungen anzuordnen). Durch ſolche Maßnahntee 
werden die Steuerpflichtigen gereizt und verärgert und ler 
Steuermoral wird nicht verbeſſert, ſondern verſchlechtert. Ei 
find zunächſt durchgreifende Maßnahmen der Verwaltu 
nötig. Hohe Strafjachenziffern find auch manchmal Zei en 
von Über eifer oder mangelndem Unterſcheidungsvermöche 
eines Beamten. Der Anwaltverein verlangt daher, daß per 
der Auswahl der Beamten des Steuerſtrafdienſtes mit 
ſonderer Sorgfalt verfahren werde, daß die Straffachen 1 
älteren, erfahrenen Beamten übertragen werden und daß 1 
geeigneter Weiſe die Beamten darauf hingewieſen werden 
daß die ſtrafrechtliche Verfolgung von Steuerdelikten her 
Selbftzwed, ſondern nur Mittel zum Zweck ift. Zu wel 
Folgen eine ſolche unrichtige Auffaſſung vieler Beamten 9 
führt hat, zeigt vornehmlich das Unterwerfungsverfahren. nd 
dacht als Einrichtung zum Zwecke der Vereinfachung re 
Beſchleunigung, die auch inſoweit durchaus im Intereſſe 8 5 
Steuerpflichtigen iſt, als es ihm die Peinlichkeit einer 1 
lichen Gerichtsverhandlung erſpart, hat es ſich zu einem des 
fahren entwickelt, welches nachgerade den Rechtsfrieden 10 
Volkes bedroht. In einem Geheimverfahren ſteht ein m 5 
großen Machtmitteln ausgeſtatteter Vertreter des Fiskus 0 
Beſchuldigten gegenüber. Dieſer iſt meiſt ſchon an und * 
ſich eingeſchüchtert, und es iſt daher um ſo gefährlicher, een 
— was nach übereinſtimmenden Berichten aus faſt a en 
Teilen des Reiches üblich zu fein ſcheint — dem Verlage 
der Unterwerfung (d. h. das Bekenntnis der Schuld und die 
Anerkennung einer Strafe) noch durch den Hinweis auf . 
Möglichkeit einer ſofortigen Abgabe an die Staatsanwaltſch 
durch Arreſt, Beſchlagnahme, Pfändungen und Anfrage sr 
Banken oder Kunden Nachdruck verliehen wird. Auslande 
gegenüber wird auf die Möglichkeit der ſofortigen Ausweiſte 
oder gar Verhaftung hingewieſen; einzelne Finanzämter zu 
klären grunhſätzlich eine Unterwerfung nur annehmen, 2 
wollen, wenn die Steuerpflichtigen ſich nicht mehr durch ein 
Rechtsanwalt vertreten laſſen oder ohne ihn erſcheinen. es 
Deutſche Anwaltverein hat erwogen, die Beſeitigung er⸗ 
Unterwerfungsverfahrens und die Übertragung des Strafv 
fahrens an die Staatsanwaltſchaften zu empfehlen. u 
ſichts der Vorteile, die das heutige Verwaltungsverfahren ir 
berftändiger Handhabung bieten kann, glaubte der Anwa 
verein gerade im Intereſſe der Steuerpflichtigen von hen 
Empfehlung einer ſo durchgreifenden Maßnahme noch abſehe 
zu ſollen. Abgeſehen von ſtrengen Verwaltungsmaßnahnng 
(Entfernung ungeeigneter Beamter) wird eine Umgeſtaltu 
des Unterwerfungsverfahrens nicht zu umgehen ſein. Als 75 
terial hierfür können folgende Vorſchläge dienen: Beſchränku Mm 
auf gewiſſe leichtere Delikte, Verzicht auf Strafnachſicht, ruf 
wendigkeit der Zuziehung eines Beiſtandes, oder Wide n 
innerhalb einer Woche. Wenn ferner das Unterwerfung 
fahren eine gerade im Intereſſe der Steuerzahler gettoſſich 
Einrichtung darſtellt, fo erſcheint es richtig, dem Steuerpf Ind 
tigen in allen Fällen da3 Recht zu geben, die Überweisen 
der Sache an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft zu beantrag 


VI. 


Es bedarf nicht erſt beſonderer Ausführungen, weshalb 
unerträglich erſcheinen muß, wenn Beamte der Reichsfin d 
verwaltung ſich mit der Beratung des Steuerpflichtigen 
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Ab 

dera von Gutachten befaſſen. Was in der Inflationszeit 
zandlich, wenn auch niemals entſchuldbar geweſen ſein mag, 
letzt unbedingt aufhören. 


VII. 
deu ne Verſtärkung der Rechte des Steuerpflichtigen be⸗ 
ice neswegs eine Verkürzung der Steueranſprüche des 
Der Q oder eine Verſchlechterung der Veranlagungsergebniſſe. 
eine Nuiſche Anwaltverein iſt im Gegenteil der Meinung, daß 
erbeſſerung des Rechtsſchutzes auch zu einer Ver⸗ 


beſſerung der Veranlagung und zu einer Verbeſſerung der 
Steuermoral führen wird und führen muß. Objektiv un⸗ 
richtige Entſcheidungen, ſowie Maßnahmen, die als Unrecht 
empfunden werden, untergraben die Steuermoral und ge⸗ 
fährden den Rechtsfrieden. Die deutſche Rechtsanwaltſchaft 
will bei dieſer Verbeſſerung der Steuerrechtspflege, die zu⸗ 
gleich eine Verbeſſerung der Rechtspflege überhaupt bedeutet, 
gern und freudig mitwirken; fie betrachtet es als ihre Aufgabe, 
durch Belehrung und Beratung dahin zu wirken, daß ein jeder 
ſeine Pflichten dem Reiche gegenüber reſtlos erfüllt. 


Kleinere Aufſätze. 


Numleweit iſt der Prozeßrichter an Maßnahmen von 
G. nss behörden gemäß S 155 286. gebunden? 


und Pemäß 8155 NEO. find die Entſcheidungen der Diſziplinar⸗ 
ab ein zwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Beitpunkte 
befinitt eichsbeamter aus feinem Amte zu entfernen, einſtweilig oder 
zu ent in den Ruheſtand zu verſetzen oder vorläufig feines Dienſtes 
di eben ſei, und über die Verhängung von Ordnungsſtrafen für 
rechtli 5 rteilung der vor dem Gerichte geltend gemachten vermögens⸗ 
„cen Ansprüche maßgebend. 
Reife r handelt ſich hierbei um die Aufzählung einer ganz beſtimmten 
joy, don Verwaltungsakten, an die der Prozeßrichter gebunden fein 
einige N Grund vorgenannter Beſtimmung lehnen in der Praxis 
amten ter im Falle einer vermögensrechtlichen Klage von Be⸗ 
® priori ein Eingehen auf den Klaganſpruch ab. 
wien beſteht daher das dringende Bedürfnis, nachzuprüfen, in⸗ 
Grund ft nach 8 155 der Prozeßrichter gebunden iſt. Seinen inneren 
„don ae $ 155 in der von Montesguieu aufgeſtellten Lehre 
balanei en drei getrennten, einander gleichgeſtellten, ſich gegenſeitig 
ſprechunsenden Gewalten“ 1). Die Verwaltung ſoll ſich nicht in Recht⸗ 
in Ber Rechtſprechung nicht in Geſetzgebung und Geſetzgebung nicht 
waltung und umgekehrt miſchen. 
nahmen 06 ſpricht es unumwunden aus, daß die Rechtſprechung Maß⸗ 
der Verwaltungsbehörden anzuerkennen und zu achten hat. 
ſetem dierbei ſoll und darf jedoch nicht verkannt werden, daß in un⸗ 
walt, eutigen Rechtsſtaat die Lehre von der Trennung der drei Ge⸗ 
Rechtz inſofern nicht konſequent durchgeführt ift, als Verwaltung und 
behörde echung dem Geſetz unterworfen und damit die Verwaltungs⸗ 
Erg ‚und der Richter dem Geſetzgeber untergeordnet ſind. 81 
drinn der Faſſung v. 22. März 1924 (REBEL. 299) ſagt aus⸗ 
eich „Die richterliche Gewalt wird durch unabhängige, nur dem 
unterworfene Gerichte ausgeübt.“ 
Unter 5 aber der Richter nur dem Geſetze, d. h. dem gültigen Geſetze, 
berechtiatfen iſt, folgt daraus mit logiſcher Konſequenz, daß der Richter 
materie iſt, das Geſetz auf ſeine Gültigkeit in formeller wie in 
ampfe Hinſicht zu prüfen. Nach jahrelangem unentſchiedenen 
hat ſich dann auch die Praxis unſeres höchſten Gerichtshofes, 
das Noc auf dieſen berechtigten Standpunkt geſtellt 2), desgleichen 
BG. v. 21. Okt. 1924 in JW. 1925, 90. 
hrgenpah die Verwaltungsbehörde dem Geſetze unterworfen ſei, iſt 
7 So beſonders ausgeſprochen, da dieſer Grundſatz einen Eck⸗ 


pfeil 
der uuſeres Rechtsſtaates im Gegenſatz zum abſoluten Polizeiſtaate 
akte Aus dieſem Grundſatze ift zu folgern, daß Verwaltungs- 


fing die ohne geſetzliche Grundlage oder gegen das Geſetz erlaſſen 
entbeh er rechtlichen Wirkſamkeit mangels geſetzlicher Zuſtändigheit 
ren und vom Prozeßrichter nicht beachtet werden dürfen. 
Bernie Frage, inwieweit der Prozeßrichter an Maßnahmen von 
naheſi tungsbehörden gebunden ift, wird einer dieſem Problem ſehr 
lit ludenden anderen Frage gleich beantwortet werden müſſen, näm⸗ 
von Berieweit der Verwaltungsrichter die freie Willensentſchließung 
etwaltungsbehörden zu überprüfen hat. 
fragen er iſt men ſich völlig einig), daß der Richter Ermeſſens⸗ 
barer der Behörden nicht nachprüfen darf, es ſei denn, daß offen⸗ 
ſchreigrmeſſensmißbrauch, z. B. Schikane, oder aber Ermeſſensüber⸗ 
B vorliegt. 
dings im Falle des Ermeſſensmißbrauches haudelt die Behörde aller⸗ 
Apr mer noch im Rahmen ihrer Zuständigkeit, aber in doloſer 
hier nichzum Nachteil des Betroffenen. Auf dieſen Fall wird man 
icht naher einzugehen haben, da dem Betroffenen dann jedenfalls 


N Vgl. Jellinek, Allgem. Staatslehre, 1914, S. 498. 
3 Rat NS. 111, 320: Görres, JW. 1924, 1566. 
Ange Il. Fleiner, 1913, S. 132 (89), 244 (8 15) und die dort 
geführte weitere Literatur. en 


eine Schadenserſatzklage gemäß 8 839 bzw. dem Beamtenhaftpflicht GG. 
von 1910 zu ſeinem Rechte verhilft ®). 

Wohl aber iſt wichtig, daß im Verwaltungsrechte der anerkannte 
Grundſatz feſtſteht, daß der Verwaltungsrichter zu prüfen hat, ob Er⸗ 
meſſensüberſchreitung, d. h. Handeln außerhalb der vom Geſetze feſt⸗ 
gelegten Ermeſſensgrenzen, vorliegt. Um wieviel mehr muß dieſer 
Grundſatz für den Zivilrichter maßgebend ſein, der ſogar das Geſetz 
auf ſeine Gültigkeit hin zu prüfen hat! 

8155 RBG. wollte nur Einwendungen der Parteien gegen 
Zweckmäßigkeit interner Entſchließungen der Behörden ausſchalten, 
um die Hoheitsgewalt der gejegmäßig handelnden Behörde vor Be⸗ 
einträchtigungen zu bewahren. Die Hoheitsgewalt der Behörde hat 
aber dort ein Ende, wo ſie durch das Geſetz begrenzt wird. Eine 
Überſchreitung dieſer Grenzen macht den Verwaltungsakt vogelfrei 
und überliefert ihn der richterlichen Nachprüfung. Wollte man 8 155 
RBG. anders auslegen, ſo ſchlüge man nicht nur jedem Rechts⸗ 
empfinden ins Geſicht, ſondern verleugnete ſogar die Grundgedanken 
unſeres Rechtsſtaates, der jede Handlung der Behörde dem Geſetz 
unterſtellt. 

Die notwendige Folge vorſtehender Gedanken läßt ſich dahin zu⸗ 
ſammenfaſſen: 

Behauptet ein Beamter, der z. B. wegen Dienſtunfähigkeit pen⸗ 
ſioniert ift, bei der Einkelagung von Gehaltsanſprüchen, er ſei in 
Wirklichkeit nicht dienſtunfähig, ſo iſt die Nachprüfung der Frage, 
ob Dienſtunfähigkeit vorliegt, dem Richter entzogen (vgl. RG. 110, 
263). Wendet derſelbe Beamte aber ein, die Peuſionierung entbehre 
überhaupt der geſetzlichen Grundlage, ſo hat der Prozeßrichter den 
Verwaltungsakt auf ſeine geſetzliche Grundlage zu prüfen und, im 
Falle eine ſolche fehlt, unter Feſtſtellung der Nichtigkeit ſo zu ur⸗ 
teilen, als wenn kein behördlicher Akt vorläge (vgl. dazu Schulze, 
Komm. zum Reichsbeamtengeſetz § 155 A. 1). 

Dieſen Standpunkt hat auch das NG. in zwei älteren Entſchei⸗ 
dungen vertreten e), und es iſt zu wünſchen, daß unſer höchſter Ge⸗ 
richtshof neuerdings die Auslegung des § 155 RBG. entſcheidend 
regelt, um die in vermögensrechtlicher Hinſicht ſonſt der Willkür der 
Behörden ausgeſetzten Beamten in ihren geſetzlich feſtgelegten Rechten 
zu ſchützen. 

Ref. Dr. Jaſchkowitz, Berlin⸗Charlottenburg. 


Heilnundige und Nechtskonſulenten. 


Nach dem geltenden Gewerberecht beſteht bekanntlich für Aus⸗ 
übung der Heilkunde volle Gewerbefreiheit. Es iſt keinerlei Vor⸗ 
bildung, Prüfung oder ſonſtiger Befähigungsnachweis vorausgeſetzt. 
Die Freiheit in der Ausübung der Heilkunde geht aber nach der jetzi⸗ 
gen Rechtslage ſogar ſoweit, daß nicht einmal die Möglichkeit einer 
Unterſagung der Tätigkeit wegen perſönlicher Unzuverläſſigkeit ge⸗ 
geben iſt. Unter den in 8 35 RGewd. aufgeführten Gewerben, die 
wegen perſönlicher Unzuverläſſigkeit unterſagt werden können, findet 
ſich zwar der Tanzunterricht, der Betrieb von Badeanſtalten, der Handel 
mit lebenden Vögeln, die Heiratsvermittelung, die gewerbsmäßige 
Auskunftserteilung und Beſorgung fremder Ziechtsangelegenheiten, 
aber nicht die Heilkunde. Gerade aber in einem Berufe, der in 
folhem Umfang auf perſönlichem Vertrauen beruht, müßte min⸗ 
deſtens die Möglichkeit gegeben ſein, Perſonen zu entfernen, die 


) Man wird jedoch hierbei davon ausgehen müfjen, daß ein 
„ſittenwidriger“ Staatsakt ebenſo rechtsunwirkſam iſt wie ein ſitten⸗ 
widriges Rechtsgeſchäft im Zivilrecht. Allerdings wird die Nichtig⸗ 
keit des Verwaltungsaktes erſt dann evident, wenn ſie vom Richter 
ausgeſprochen iſt. Dieſer Gegenſatz zum Zivilrecht erklärt ſich aus 
der einſchneidenderen Bedeutung von Staatshandlungen im Gegenjag 
zu Rechtsgeſchäftshandlungen der Staatsbürger. 

5) Vgl. RG. 37, 225, 241; vgl. ferner OVG. 77, 192. 
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[Juriſtiſche Wochenschr. 


lich bereits eines verbrecheriſchen Mißbrauchs ſchuldig gemacht haben. 
Dem Arzt kann wenigſtens, wenn ihm die bürgerlichen Ehrenrechte 
aberkannt ſind, die Approbation entzogen werden. Nicht approbierten 
Heilkundigen kann ſelbſt in dieſem Falle die Berufsausübung nicht 
unterſagt werden. — In einem Aufſatz in der Deutſchen Mediziniſchen 
Wochenſchrift 52. Jahrgang Nr. 29 weiſt ONGNat Dr. Lindenau 
auf die Mißſtände hin, die ſich aus einer Sachlage ergeben. Das 
OVG. hat in neueſter Zeit in 2 Fällen polizeiliche Verfügungen auf⸗ 
heben muſſen, in denen „Heilbundigen“ die Berufsausübung unter⸗ 
ſagt war. In dem einen Falle hatte ſich der Kl., der die Bauch⸗ 
maſſage ausübte, an 2 weiblichen Perſonen vergangen, der einen 
davon die Leibesfrucht abgetrieben, und war zu 6 Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Trotzdem mußte die Verfügung, die ihm die weitere Aus⸗ 
übung der Bauchmaſſage an weiblichen Perſonen unterſagte, aufge⸗ 
hoben werden. In dem anderen Falle hatte ſich ein Zahntechniker bei 
der Zahnbehandlung in ſchwerer Weiſe gegen eine Anzahl weiblicher 
Patienten vergangen. Auch gegen ihn konnte das Verbot der Aus⸗ 
Übung des Zahntechnikerberufes nicht aufrechterhalten werden. In 
dem Kampfe un die Freiheit der Heilkunde, der jetzt gerade anläßlich 
der Beratung zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten geführt 
wird, ſprechen gewiß auch gewichtige Gründe gegen die Einführung 
des allgemeinen ärztlichen Behandlungsmonopols. Gewiß ift es mög⸗ 
lich, auch ohne vorgeſchriebenen Bildungsgang und ohne Prüfungen. 
auf dem Gebiete des Heilweſens Hervorragendes zu leiſten. Es genügt 
die Nennung der Namen Heſſing, Kneipp und Lahmann! Vor allem 
würde auch die Abſchaffung der Kurierfreiheit praktiſch gar nicht 
durchführbar ſein und die Zahl der Verbotsgeſetze vermehren, die in 
den letzten Jahren infolge ihrer Undurchführbarkeit die Staatsautori⸗ 
tat geſchwächt haben. Etwas anderes iſt es aber, wenn man aus einem 
an ſich freigelaſſenen Berufe einzelne Perſonen, die ſich als unzuver⸗ 
läſſig und gefährlich erwieſen haben, entfernt. 

Der nichtapprobierte Heilkundige ſteht zur wiſſenſchaftlichen Me⸗ 
dizin ähnlich wie der Nechtskonſulent zur Jurisprudenz. Wenn ſich 
hier die Unterſagung der Berufstätigkeit im Falle der Unzuverläſſig⸗ 
keit als nützlich erwieſen und im gewiſſen Umfang zur Reinigung 
des Berufs geführt hat, muß das gleiche auch vom Berufe der Heil⸗ 
kunde gelten. Unter dieſem Geſichtspunkt ſollen die Ausführungen 
von Lindenau vor einem juriſtiſchen Leſerkreis unterſtrichen werden. 

RA. und Dozent Dr. Georg Baum, Berlin. 


ie Novelle zur Automobilverkehrsorduung 
v. 28. Juli 1926 und örtliches Polifeiverordnungsrecht. 

Die im Einklang mit den von den Ländern einheitlich im Reiche 
erlaſſenen allgemeinen Fahr⸗ und Straßenordnungen ſtehende Novelle 
zur Aut Verk. v. 28. Juli 1926 regelt eine Reihe von Materien, die 
bisher durch örtliche Polizeiverordnungen, die zum Teil nicht unerheb⸗ 
lich voneinander abwichen, geordnet waren. Es wird ſich nunmehr 
fragen, ob und inwieweit dieſe örtlichen Polizeiverordnungen angeſichts 
der Neuordnung der AutVerkO. noch Geltung haben. Dieſe Frage iſt 
insbeſondere für den Strafrichter von Bedeutung, da ihm eine dahin⸗ 
gehende Prüfung von Amts wegen obliegt. — Eine im Großſtadt⸗ 
verkehr beſonders wichtige und häufig praktiſch werdende Frage iſt 
das Verhalten des Kraftfahrzeugführers an Halteſtellen der Straßen⸗ 
bahn, ſofern dort Ein⸗ und Ausſteigeverkehr ſtattfindet. Die meiſten 
dahingehenden Polizeiverordnungen legen dem Kraftfahrzeugführer in 
dieſen Fällen die Pflicht des Langſamfahrens und der Abgabe von 
Achtungsſignalen auf — einige Polizeiverordnungen verlangen auch 
ein völliges Halten und Abſtoppen —. Demgegenüber ſchreibt die Neu⸗ 
ordnung in § 21 b Abſ. 2 vor: 

„An einer Halteſtelle haltende Schienenfahrzeuge dürfen 
auf der Seite, auf der die Fahrgäſte ein⸗ und ausſteigen, nur 
in Schrittgeſchwindigkeit und nur in einem ſolchen ſeitlichen 
Abſtand überholt werden, daß die Fahrgäſte nicht gefährdet 
werden.“ 

Hiernach ſind alſo all diejenigen Polizeiverordnungen rechts⸗ 
ungültig, welche weitergehende Pflichten an den Kraftfahrzeug⸗ 
führer ſtellen, alſo insbeſondere diejenigen Polizeiverordnungen, welche 
vom Kraftfahrzeugführer bei der Annäherung an Straßenbahnhalte⸗ 
ſtellen, an denen ſich Ein⸗ und Ausſteigeverkehr abwickelt, ein völliges 
Halten verlangen. Desgleichen würden Polizeiverordnungen der Rechts⸗ 
gültigkeit eutbehren, welche das Verhalten des Kraftfahrzeugführers an 
Straßenbahnhalteſtellen in einer anderen Weiſe regeln würden, als 
wie es § 21 b Abſ. 2 a. a. O. vorſchreibt, denn die Polizeibehörden 
der Länder ſind zum Erlaſſe von Polizeiverordnungen auf dem Ge⸗ 
biete des Kraftfahrzeugweſens nur inſoweit befugt, als die Beſtim⸗ 
mungen des Aut. dieſer Befugnis nicht entgegenſtehen (vgl. auch 
Oberländer ⸗ Bezold S. 392; Weitz, Das Neue Automobil- 
recht I S. 60 ff.). Das gleiche gilt für die übrigen Punkte, welche für 
den Kraftfahrzeugverkehr nunmehr einheitlich geregelt ſind, wie Inne⸗ 
haltung der rechten Wegeſeite (8 21), Ausweichen (8 21a), Recht der 
Vorfahrt (5 21 c), Zeichengeben (8 21 e), Zeichen der Polizeibeamten 
(821 7½, Aufſtellen von Kraftfahrzeugen im öffentlichen Verkehr (8219), 
Befahren der Fußwege (8 22 Satz 1). 

Dicſe Vereinheitlichung iſt nur zu begrüßen; denn bereits das 
BapObL®. hob in einem bedeutſamen Urteil v. 11. Mai 1926 — 


Revgeg. 1 Nr. 174/26 — die Schwierigkeiten für den ortsfrandeh 
Fahrer hervor, der ſich bei der Buntheit der verſchiedenen Po = 
verordnungen vor Einfahrt in größere Ortſchaften nach ihnen ce 
kundigen müſſe. — Die Novelle v. 28. Juli 1926 hat hier mejen! 
Fortſchritte geſchaffen. 30 
Ptäſidialſyndikus des ADAC. Dr. P. Weitz, München. 


Fündigkeit und gauwürdigkeit im preußi ſchen gergrect. 


Noch immer hält die bergrechtliche Praxis unter Führung d, 
preuß. OVG. an der althergebrachten, wenn auch „nicht gerade dür, 
ſichtigen“ Unterſcheidung zwiſchen abſoluter und relativer Bandai 
keit feſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß das Bemühen, beide Begke 


? 17 ie⸗ 
gegeneinander genau abzugrenzen, praktiſch immer von neuem Schr: 
rigkeiten bereiten muß. Sie ſind neuerdings in dem Fall Beide 


getreten, welcher jüngſt zu der unten S. 2316 abgedruckten 
des preuß. OVG. geführt hat. Und doch hatte ſchon Voelkel, 91 
abſolute und die relative Bauwürdigkeit“ (Ztſchr. f. Bergrecht 53, 1 in 
349 ff.), mit ausführlicher hiſtoriſcher und dogmatiſcher Begründung, 
überzeugender Weiſe dargetan, daß ein eſſentieller Unterſchied zue 
abſoluter und relativer Bauwürdigkeit nicht gemacht werden R in 
und daß der Begriff der „abſoluten Bauwürdigkeit“, „nachdem er dr 
der Zeit von 1865 bis 1907 feine Schuldigkeit getan habe, jetzt z 
mäßig zum alten Eiſen zu legen ſein dürfte“. Und der sitz 
Komm. zum AllgBerg®. 1, 1919, S. 151 erklärt es geradezu für eben 
möglich, eine auch nur einigermaßen ſcharfe Grenze zwiſchen * 
Begriffen zu ziehen. Die unten abgedruckte Entſch. des preuß. er 
hat zu den Problemen des konkreten Falles in einer Weiſe Stel? 
genommen, die bergrechtlich allgemeineres Intereſſe beanſpruchen nul 
Daß bei Beurteilung der Verleihungsfähigkeit eines Mi 
vorkommens nach 8 15 AllgBerg®. in feiner urſprünglichen F Ep 
auch die Menge und die Beſchaffenheit des Minerals in Bernd) . 
sieben ſeien, it ſchon in dem irt. des 090 v. 26 Okt, 1911 (3100 
f. Bergrecht 53, 392 ff.; fo richtig; Druckfehler bei Jay 1 S. 
richtig ausgeſprochen worden. Das Mineral muß alſo in ſolcher 0 
und Beſchaffenheit vorhanden ſein, „daß ſie vernünftigerweiſe no die 
Gegenſtand der wirtſchaftlichen Verwendung und Verwertung co 
Allgemeinheit in Betracht genommen werden kann“, wie das 0 
bet 
er 


neuerdings formuliert. 5 

Das Vorliegen dieſer Vorausſetzung hatte der Vorderricht chen 
einem Eiſenvorkommen von durchſchnittlichem Gehalt an metallif 
Eiſen von 17,9% verneint. Und dies trotz der unter Beweis gellt en 
Behauptung, es könnten nach dem jetzigen Stande der Eiſenh den 
kunde und bei den immer beſſer werdenden Anreicherungsmelhe 
auch geringhaltigere Erze, wenn ſie kalkhaltig ſind, ſehr wohl Aus⸗ 
männiſch gewonnen werden. Anerkennt man die Richtigkeit der Ana 
legung, die $15 ält. F. tatſächlich in der Praxis und Rechtſpr ge 
gefunden hatte und die ja ihre geſetzliche Sanktion durch die 
geſetzuovelle v. 18. Juni 1907 erhalten hat, jo wird man jagen m 
daß allein die iſolierte Betrachtung und Berückſichtigung des An- 
geſtellten Mineralgehaltes ſchon unmöglich mit Sicherheit zu der 
nahme führen kann, wie es im vorliegenden Falle geſchehen Hr un 
die ſog. Fündigkeit der Mutung nicht vorliege. Freilich Um 
welche ihrer Natur nach veränderlich find, wie z. B. die Ronjunlin) 
Wegeverhältniſſe, Bergarbeiterverhältniſſe, werden nur für die „n f 
tive Bauwürdigkeit“, die Rentabilität in Frage kommen (J eh 
S. 151). Dasſelbe wird für rein perſönliche Momente, etwa die gehen 
wärtigen Eigentumsverhältniſſe gelten müſſen. Dagegen wird man! 
die Beurteilung der „abſoluten Bauwürdigkeit“ den jeweiligen 5 des 
der Technik und die gegebenen wirtſchaftlichen Verhältniſſe des La fur 
als Koeffizienten nicht ausſchalten dürfen. Es ſpielen ſomit auch jr 
die Ermittlung der „abſoluten Bauwürdigkeit“ techniſche und wirt 
liche Erwägungen gleichzeitig eine Rolle, worauf ſchoͤn Iſay mit hier 
aufmerkſam gemacht hat. Muß der anzulegende Maßſtab auch auch 
ein objektiver ſein, ſo wird man doch nicht verkennen dürfen, daß do 
für die Feſtſtellung der „abſoluten Bauwürdigkeit“ Wandlungen e, 
Beurteilungsfaktoren nicht ohne Einfluß bleiben, ja einschneiden chen 
deutung erlangen können. Hier eben werden die Grenzen zölice 
abſoluter und ökonomiſcher Baumürbigkeit flüſſig. „Die Mögli per 
der bergmänniſchen Gewinnung“ erweiſt ſich ſomit verſchiedenklich 
dingt und wandelbar. So konnte in früheren Jahrzehnten die Ach 
arbeitung von Solen mit nur 11,5% Rohſalzgehalt noch „ derts 
erſcheinen“. Seitdem aber im letzten Drittel des vorigen Jahrhun rden 
zahlreiche und mächtige Steinſalzablagerungen aufgeſchloſſen 1 56 
ſind, werden nach der jetzigen Lage der Salztechnik und des 0 
marktes regelmäßig Solen von weniger als mindeſtens 5—6 00 em- 
ſalzgehalt zur Darſtellung von Kochſalz nicht mehr verwendet. ren. 
entſprechend iſt die Verleihungsgrenze neuerdings hinaufgeſetzt wo! des 
In überaus klaren und treffenden Ausführungen hat das Urtel 910 
Bergausſchuſſes, Abt. Sachſen, in Halle a. d. S. v. 21. Dez. Ihm 
(Ztſchr. f. Bergrecht 53, 138 ff.) dieſen Standpunkt eingenommen. © 
ſcheint die Auffaſſung von Müller⸗Erzbach (Das 1 zu 
Preußens und des weiteren Deutſchland, 1917, 154) nicht gere Tante 
werden, wenn fie das angeführte Beiſpiel der Verwertung bon Hau 
quellen ausſchließlich unter dem Geſichtswinkel der ökonomiſchen 
würdigkeit betrachtet. 
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bunte ai den vorſtehenden Ausführungen hervorgehobenen Geſichts⸗ 
aeg en dem erwähnten bedeutſamen Urteil des Halliſchen Berg⸗ 
fülle vorgeſchwebt. Damals mußten ſie zur Beſtätigung der Un⸗ 
Verüchſi, der eingelegten Mutung auf die Solguelle führen. Aber ihre 
falls chtigung und Anwendung hat das preuß. OVG. in dem Eiſen⸗ 
fahrens put Recht veranlaßt, wegen weſentlicher Mängel des Ver⸗ 
maligen ſe Entſcheidung des Vorderrichters aufzuheben. Bei der noch⸗ 
er gege Prüfung der Bauwürdigkeit des gemuteten Erzes iſt daher 
In vic anwärtige Stand der Technik gebührend in Rechnung zu ſtellen. 
Viren Erkenntnis der Rechtslage hat aber das OVG. auch dem 
ſamfeit ichen Faktor in ſeiner gegenwärtigen Geſtaltung Aufmerk⸗ 
zwar as schenkt und damit zum Ausdruck gebracht, daß der Maßſtab 
im fuf objektiver, aber kein ſtarrer fein müſſe und nicht ſozuſagen 
wird fer eren Raume angewendet werden dürfe. „Der Bergausſchuß 
luſte gen zu erwägen haben, ob in Berückſichtigung der großen Ver⸗ 
Reich busiſeverz, die das an Eiſenerz ſchon früher nicht reiche Deutſche 
zürch den Verſailler Friedensvertrag erlitten hat, an die Fündig⸗ 
her utung auf Eiſenerz nicht geringere Anforderungen als 
würdz 3 ſtellen jein werden, und ob daher nicht die abſolute Bau⸗ 
i = auch bei weniger als 250% Gehalt an metalliſchem Eiſen, 
gefochten d, erbergamt B. nach Lage der Akten bis zu ſeinem hier an⸗ 
Gültige Beſchluſſe vom Januar 1915 für die Anerkennung der 
ſein 7 Eiſenerzmutung verlangt hat, als gegeben anzuſehen 
c. kde. Aus dieſem durchaus billigenswerten Standpunkte des 
zelne yoeht gleichzeitig hervor, daß bei der Entſcheidung über eine ein- 
eſſe der utung auch die Frage, ob die Bergwerksverleihung im Inter⸗ 
a. Ügemeinheit gelegen fei, pofitiv in die Wagſchale fallen kann 
Die Cl kel, ice. J Bergrecht 58, 357). 
deundſäglierntſch. des OVG. iſt aber auch noch in anderer Hinſicht von 
ett „ blicher Bedeutung. Bekanntlich hatte das OVG. in der auch 
8 er angezogenen Entſch. v. 26. Okt. 1911 den Verſuch gemacht, 
—— e zwiſchen abſoluter und relativer (ökonomiſcher) Bauwürdig⸗ 
uch die Beſtimmung derjenigen Momente zu ziehen, die bei der 
il . der Wirtſchaftlichkeit zu berückſichtigen ſeien. Für die 
nicht 5 auf abſolute Bauwürdigkeit ſei nur Veſchaffenheit und Menge, 
tive u die Teufe maßgebend; die letztere komme nur für die rela⸗ 
von dauwürdigkeit in Frage (Jſay 151). Solcher Grenzziehung war 
Verla delkel und Iſay wohl mit Recht widerſprochen worden. 
Bergch t doch auch die abſolute Bauwürdigkeit gemäß 8 15 J Allg. 
moglich nicht nur, daß die Gewinnung des Minerals bergmlmniſch 
fon.) sei, ſondern daß feine Verwertung auch wirtſchaftlich, d. h. 
ht iſt. Ein Betrieb, der vorausſichtlich nicht rentabel iſt, führt 
zwar u wirtſchaftlichen Verwertung (Jſay a. a. O.). Nun betont 
chen Abb die neue Entſch. des OB. „daß die Frage der ökonomi⸗ 
und wi bauwürdigkeit, der Rentabilität außer Betracht zu laſſen ſei“ 
fü we: diefen Standpunkt ſogar „gegenüber den in dieſer Hin⸗ 
bereich irrtümlichen Ausführungen des von der Reviſionsklägerin 
reulicg, ten Gutachtens ausdrücklich hervorgehoben“ zu wiſſen. Er⸗ 
Zaſoß eivelſe fügt das OVG. jedoch den bedeutſamen einſchränkenden 
der Worm „ſoweit das (nämlich das Außerbetrachtlaſſen der Frage 
zwiſchen mischen Abbaumürdigkeit) bei der Flüſſigkeit der Grenze 
iſt“. ei abſoluter und ökonomiſcher Bauwürdigkeit überhaupt möglich 
(Ar, uk Standpunkt übrigens, den klar ſchon RG. v. 8. Mai 1901 
wird an 1. Bergrecht 43, 77) eingenommen hatte. (In dieſer Entſch. 
ſehun geführt, „daß insbeſondere auch die Abgrenzung der Voraus⸗ 
der Renta er bergmänniſchen Gewinnungsfähigkeit gegenüber denjenigen 
uter 
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bilität der Gewinnung, d. h. die Grenzlinie zwiſchen abſo⸗ 
relativer Bauwürdigkeit, eine flüſſige iſt und für den Einzel⸗ 
Minetasefel hervorrufen kann, ob die Geringfügigkeit des entdeckten 
Sigel nur den Bergbau unrentabel macht oder die Gewinnungs⸗ 
nügiicht überhaupt ausſchließt“.) Damit iſt auch vom OVG. die Un- 
eit ſcharfer Grenzziehung nunmehr anerkannt. 
Prof. Dr. Guido Kiſch, Halle a. d. Saale. 


Entgegnungen. 

eltung des Prenßiſchen Grundſtücksverkehrs⸗ 
ür vor dem 4. Auguſt 1925 getätigte Grund- 
N ſtücksveränßerungen.“) 

10. Feb: 8 16 des Pr. Grundſtücksverkehrsgeſetzes (GULRG.) v. 

r. 1923 (GS. 25) lautet: 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1926 außer Kraft.“ 

„Grund raus ſchließt Dr. Fritz Dannenbaum in der Broſchüre 
br 1, tncksſchwarzkäufe aus der Inflationszeit find gültig gewor⸗ 
Er u dem 1. Juli 1926“ 2), was der Titel der Broſchüre beſagt. 
Schwar iht aber in der Erörterung keinen Unterſchied zwiſchen 
für Rrökäufen und rechtsgültigen Käufen und legt nur dar, daß 
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tückwirß äufe von Grundſtücken jeder Art mit dem 1. Juli 1926 
nehmig end jede Verkehrsbeſchränkung durch den geſetzlichen Ge⸗ 
Faungezwang fortgefallen iſt und ihre Behandlung ſich lediglich 
N allgemeinen bürgerlich⸗rechtlichen Vorſchriften des BGB. re⸗ 
r in den Fällen rechtskräftiger Verſagung der Genehmigung 
1 
JW. Tall ud Hoche, Streitfragen in Schwarzkaufprozeſſen, 
) Bol. JW. 1926, 1773. 


gelt. 


Kleinere Aufſätze 


2281 


ic dem 1. Juli 1926 ſei das Grundſtücksveräußerungsgeſchäft ver⸗ 
nichtet. - 

Seine Ausführungen unterliegen den ſchwerſten Rechtszweifeln. 
Zunächſt iſt grundſätzlich die rechtliche Behandlung der gemäß 8 313 
BGB. formgültigen Grundftücksverkäufe und der wegen Formmangels 
nichtigen, insbeſondere der ſogenannten zwecks Steuererſparnis 
„ſchwarz“ geſchloſſenen Kaufverträge zu trennen. 

Formgültige Kaufverträge, die bisher unzweifel⸗ 
haft der behördlichen Genehmigung unterlagen, ſind nach der über⸗ 
einſtimmenden Meinung der Literatur nach dem Außerkrafttreten des 
GBRG. jeder behördlichen Verkehrsbeſchränkung enthoben (Wolf⸗ 
ſohn⸗Wolfſohn, Komm. GVkG. zu 816 Anm.; Hagelberg⸗ 
Friedländer, Komm. ebenda; Choue, Gruch. 68, 384). Aber 
alle dieſe Stimmen, mit Ausnahme der von Chone, beziehen ſich 
überhaupt nur auf formgültige Kaufverträge. Im übrigen unter⸗ 
liegt auch dieſe Anſicht Rechtszweifeln mit Rückſicht auf den 
geſetzgeberiſchen Zweck des GV. Nach den Ausführungen der 
amtlichen Begründung zur Geſetzesvorlage (Landtagsdruckſ. 1921/22, 
Nr. 4051) ſollten die wilden Verhältniſſe auf dem Grundſtücksmarkt 
in der Nachkeriegs⸗, insbeſondere der Inflationszeit die durch das 
Gli. ermöglichte behördliche überwachung des Grundſtücksmarkts 
rechtfertigen. Es iſt nicht ohne weiteres einzuſehen, warum bei Außer⸗ 
krafttreten des Geſetzes alles, was bisher infolge ſeiner Vorſchriften 
noch nicht endgültig geregelt war, mag es ſich um ein noch ſo wildes 
Inflationsgeſchäft handeln, in feinem derzeitigen Beſitzſtand end⸗ 
gültig verbleiben ſoll. Das GVkch. ift ein von Anfang an zeitlich be⸗ 
grenztes Ausnahmegeſetz für eine Übergangszeit. Die rechtsanaloge 
Anwendung der ſtändigen Rechtſprechung zur Fortgeltung aufgehobener 
oder veränderter Rechtsnormen bei Verletzung der Strafrechtsnorm 
eines zeitlich begrenzten Sondergeſetzes oder der eine unerlaubte Hand⸗ 
lung kennzeichnenden Übergangsbeſtimmung in der Beurteilung von 
Rechtshandlungen, die in der Zeit der Geltungsbraft der verletzten 
Vorſchrift getätigt find (vgl. RS. 21, 294; 32, 110; 50, 398; 53, 
255; 56, 196; 57, 209; RG. 99, 226), rechtfertigt m. E. die obigen 
Beweisgründe gegen die Stimmen der Literatur zur Auslegung des 
8 16 Urſprungsc Vz. Nach dieſer Vorſchrift befteht Genehmigungs⸗ 
freiheit nur für die Grundſtücksveräußerungen, die nach Außerkraft⸗ 
treten des GVG. vorgenommen find, nicht für diejenigen, welche vor 
dem 1. Juli 1926 vorgenommen wurden. 

In Wirklichkeit iſt aber das GULK®. nicht am 1. Juli 1926 
außer Kraft getreten, und zwar weil es ſchon auf Grund des 
Gef. v. 20. Juli 1925 (GS. 93) ab 4. Aug. 1925 für künftige Rechts⸗ 
geſchäfte außer Kraft geſetzt, und für alle vorgängigen Geſchäfte in 
Kraft geblieben war. Das ergibt der Wortlaut des Geſ. v. 20. Juli 
1925, welches am 4. Aug. 1925 in Kraft getreten iſt: 

„Das GVkG. v. 10. Febr. 1923 (GS. 25) tritt außer Kraft mit 
Wirkung für die Rechtsgeſchäfte (§ 1), welche nach dem Inkraft⸗ 
treten des vorliegenden Geſetzes neu abgeſchloſſen werden. Für alle 
übrigen Rechtsvorgänge verbleibt es bei der in den 88 1 und 15 
Satz 2 des Geſ. vorgeſehenen Genehmigungspflicht.“ 

Klarer kann m. E. ein Geſetz nicht feſtſetzen, daß es ſelbſt ohne 
zeitliche Beſchränkung gelten und mit dem Ausdruck „verbleiben“ den 
bisherigen Geſetzeszuſtand für einen beſtimmten Kreis von Veräuße⸗ 
rungsgeſchäſten aufrechterhalten, für einen anderen Kreis ſolcher Ge⸗ 
ſchäfte aber beſeitigen wollte. Für die künftig abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäfte ſollte das ganze Urſprungsgeſetz durch das Nachtragsgeſetz 
außer Kraft geſetzt werden, einſchließlich der Beſtimmung des 
816 GVbch., für die in der Vergangenheit geſchloſſenen Geſchäfte 
ſollte die Genehmigungspflicht verbleiben. Das ſelbſt unbeſchränkt 
geltende Nachtragsgeſetz wollte ſich nicht durch Aufrechterhaltung der 
Beſtimmung des § 16 des UrſprungsGG. noch einmal zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt aufheben. Die Argumentation Dannenbaums, 
Gründe für eine andere Abſicht des Geſetzgebers lägen nicht vor, alſo 
ergäbe der Sinn des neuen Geſetzes ſeine endgültige Beſeitigung am 
1. Juli 1926, iſt m. E. überaus unzulänglich. Die Meinung, nach der 
damaligen Stimmung des Landtags hätte dieſer die Fortgeltung des 
§ 16 des UrſprungsG. feſtgeſetzt, wenn er ſich der jetzt aufgeworfenen 
Rechtsfrage bei der Beſchlußfaſſung über das Nachtragsgeſetz bewußt 
geworden wäre, iſt nach meinen Informationen tatſächlich unrichtig. 
Ich will nur auf den Bericht des Ausſchuſſes für Gemeindean⸗ 
gelegenheiten des Preuß. Landtags v. 1. Juli 1925 verweiſen, der 
inſoweit von Dannenbaum in ſeiner Schrift nicht wiedergegeben 
wird. Hier wird davon geſprochen, daß das Nachtragsgeſetz eine 
wirkſame Hilfe für die Inflationsverkäufer von Grundſtücken fein 
ſolle oder wenigſtens ſein könne (lebenſo Wagemann, JW. 1926, 
2064; Hoche, JW. 1926, 1787). 

Das Ergebnis iſt: Die Genehmigungspflicht und das G Vä. 
gelten für alle vor dem 4. Aug. 1925 getätigten Grundſtücksver⸗ 
äußerungsgeſchäfte auch nach dem 1. Juli 1926 fort. 

2. Die gemäß 8 313 BGB. nichtigen Grundſtücksverkäufe, 
welche vor dem 4. Aug. 1925 getätigt ſind, insbeſondere die Schwarz⸗ 
verkäufe der Inflationszeit, bedürfen daher nach wie vor der Ge⸗ 
nehmigung, wenn die grundbuchliche Eintragung des Erwerbers nach 
dem Inkrafttreten des UrſprungsGG. erfolgte. Selbſt wenn aber alle 
vorſtehenden Ausführungen unrichtig und die Dannenbaumſche 
Meinung von dem Fortfall der Genehmigungspflicht ſeit dem 1. Juli 
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1926 richtig wäre, erſchließen ſich hier Rechtsfragen, die von Dannen⸗ 
baum nicht einmal angedeutet werden. Wie Dannenbaum (S. 4) 
unter Bezugnahme auf RG. 51, 1613); 85, 377; 87, 208; 93, 320 
richtig ausführt, werden regelmäßig „wohlerworbene Rechte“ durch neue 
Geſetze nicht aufgehoben. Auf Grund nichtiger Grundſtücksverkäufe kön⸗ 
nen aber die Käufer keine Rechte „wohlerworben“ haben, da nach den 
feſtſtehenden Grundſätzen der Rechtſprechung, insbeſondere des RG. und 
den poſitiven Geſetzesvorſchriften der 588 4 Bekm. Vk. landw. Grdſt. 
v. 15. März 1918 (RGB Bl. 123), 8 11 Gk. auch die Eintragung der 
Schwarzkäufer ins Grundbuch als Eigentümer keine Heilung des 
Formmangels gebracht hat. Aus welchen rechtlich⸗dogmatiſchen oder 
logiſchen Erwägungen ſoll eine bislang materiell unwirkſame Ein⸗ 
tragung beim Wegfall der ihre Wirkſamkeit hemmenden Genehmi⸗ 
gungspflicht Heilung des Formmangels gemäß 8 313 Satz 2 BGB. 
bringen? 8 313 Satz 2 VGB. bezieht ſich doch unzweifelhaft nur auf 
Eintragungen, denen zur Zeit ihrer Vornahme ein ſonſtiges geſetzliches 
Hemmnis der Wirkſamheit nicht entgegeniteht. 

Beſtritten iſt ſchon die Frage, ob im Falle nachträglicher, und 
zwar nachträglicher wirkſamer Genehmigung die alte Eintragung 
wirkſam wird, oder ob ſie wiederholt werden muß: 

KG. v. 21. Febr. 1907, ZBlF. 8, 65 Nr. 104; Güthe⸗ 
Triebel, 4. Aufl. zu 8 20 GBO. Anm. 51; Dernburg, 
Sachenrecht 4. Aufl. § 44 JI 4b; Fuchs, Grundbuchrecht I 
8 873 Anm. 36 7; Wolfſohn, IR. 1925 Sp. 646 verneinen 
die Wirkſamheit. Predari, GBO. 2. Aufl. Einl. § 1 111 2 
S. 19; Arnheim, GO. 2. Aufl. 8 20 Anm. 3; Achilles⸗ 
Strecker, GBO. 38, 39, 213; Kretzſchmar, Einführung 
in das Grundbuchrecht I bejahen die Wirkſamkeit auf Grund 
der Anſicht, daß die von den Gegnern als Mußvorſchrift be⸗ 
zeichnete Beſtimmung des 820 GBO. nur Ordnungsvorſchrift 
ſei. Auch KG. 1. JS. v. 22. Okt. 1925, JW. 1925, 2617 % 
bejaht die Wirkſamkeit unter Bezugnahme auf KGJ. 51, 144; 
ſcheinbar auch KG. 1. ZS. v. 14. Jan. 1926 — 1X 123/26 — 
Aufwertungskartothek 8 19 GBO. Karte 1 —, auch ſcheinbar 
Celle, JW. 1926, 1029 7. 

Erfolgt aber die Genehmigung nicht oder kann ſie nicht 
mehr erfolgen, weil die Genehmigungsbehörde nicht mehr exiſtiert, 
fo liegt der Schluß auf unheilbare Unwirkſamkeit viel näher 
als der auf ihre Heilung. Dann würde der ewige Schwebezuſtand 
theoretiſch eintreten, den RG. 106, 320 ausdrücklich als möglich be⸗ 
zeichnet, wenn die Parteien nicht die Genehmigung des Veräußerungs⸗ 
geſchäftes nachſuchen. Gerade dieſe Erwägung führt aber zur endlichen 
Beantwortung der Rechtsfrage. Die nach der unrichtigen Meinung 
Dannenbaums nicht mehr genehmigungsfähige Auflaſſung bliebe 
(ewig ſchwebend, alſo dauernd) unwirkſam, das ihr zugrunde liegende 
Kaufgeſchäft bliebe nichtig und erzeugte keine Rechtspflichten. Alſo 
könnte ſich der Verkäufer nach ſtändiger Rechtſprechung vor einer er⸗ 
neuten (nach Aufhebung des GVkG. als neuer Veräußerung wirk⸗ 
ſamen — KG. 1. 3 S., JurRdſch. 1926, Nr. 170) freiwilligen Auf⸗ 
laſſung vom Schwarzvertrage losſagen. Dann würde auch eine neue 
Eintragung des Käufers im Grundbuch ſtatt der mangels Genehmi⸗ 
gung unwirkſamen alten die Eigentumsänderung nicht herbeiführen 
(RG. Gruch. 51, 926; 57, 947); RG. 109, 351; OLG. Dresden, 
JW. 1926, 838 ). Nur im praktiſch ſeltenen Fall einer Beſtätigung 
des Kaufvertrages durch den Schwarzkäufer könnte die alte oder wie⸗ 
derholte neue Eintragung wirkſam werden, und es wäre noch zweifel⸗ 
haft, ob zur Beſtätigung eine neue Auflaſſung erforderlich wäre. 

Alles das iſt ſchon längſt aus rechtsanalogen Fällen des Vor⸗ 
mundſchaftsrechts bekannt. Eine genehmigungsbedürſtige Auflafjung 
iſt gemäß 8 1829 BGB. unwirkſam. Nach Eintritt der Volljährigkeit 
tritt an die Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts oder 
des Gegenvormunds die in das Belieben des Mündels geſtellte Ge⸗ 
nehmigung ſeitens desſelben (88 1829 Abſ. 3, 1832 BGB.). Stirbt 
das Mündel während des Schwebezuſtands, ſo geht die Genehmigungs⸗ 
befugnis auf ſeine Erben über (KGG. OLGRſpr. 4, 416 ff.; Stau⸗ 
dinger, Komm. z. BGB., 7./8. Aufl. zu 81829 Abſ. Ze). Die Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung vernichtet das Geſchäft endgültig, ſelbſt 
wenn es formgültig geſchloſſen war. Dieſe Verweigerung iſt in das 
Belieben des Veräußerers geſetzt. Die öffentlicherechtlichen Verhältniſſe 
der Herrſchaft des GVG. bedingen m. E. noch ſtrengere Anforde⸗ 
rungen an den Rechtsbeſtand des Veräußerungsgeſchäfts als die privat⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe des Vormundſchaftsrechts, deſſen Anforderungen 
an die Genehmigungsbedürftigkeit ſchon ſtreng genug find. 

Auch RG. 109, 351 iſt kein Gegenargument. Hier wird zwar 
folgendes erklärt: Die Parteien ſeien an die (abſtrakte und auch im 
Rahmen eines formnichtigen Kaufvertrags formgültige [RGR Komm. 
9313 Anm. 3 Abſ. 4 u. zit. Jud. ]) Auflaſſung durch Einreichung beim 
Grundbuchamt gemäß 8 873 II BGB. gebunden. Die Heilung des 
Formmangels durch Eintragung gemäß 8 313 Abſ. 2 BGB. trete daher 
auch bei vorgängiger Kondiktion der Auflaſſung gemäß 8812 BGB. 
auf Grund der Formnichtigkeit des Kaufvertrags ein. Hier aber iſt 
dieſe RcGEntſch. unanwendbar. Sie bezieht ſich nur auf eine wirk⸗ 
ſame, nicht auf eine mangels einer öffentlich⸗rechtlichen Genehmigung 


3) Vgl. JW. 1915, 145. 
) Vgl. JW. 1925, 1110. 


unwirkſame Auflaſſung. An wirkſame Auflafſungen find die = 
teien auch durch Einreichung beim Grundbuchamt nicht gebun 
Auch der Fortfall der Genehmigungspflicht kann eine winde iven 
erzeugen. Aus rein negativen Umſtänden können keine pe u 
Rechtspflichten erwachſen. Gerade dann, wenn die Genehmigung Ode 
den Fortfall des Genehmigungsrechts und der Genehmigungen ne 
unmöglich wird, muß aus der bisherigen ſchwebenden Unmirkjam ung 
die endgültige Unwirkſamkeit, d. i. die Nichtigkeit, der Auflall 
erwachſen. N. . 
B. Judikatur: DRG. Kaſſel v. 22. Juli 1926 bei = 
Dannenbaum ſche Anſicht. KG. Urteil v. 7. Juli 192 8. 
29 U 5088/26 — nimmt Fortgeltung des GVkG. an (Voſſg⸗ 
Recht und Leben v. 12. Aug. 1926 und 23. Sept. 1926). 
RA. Dr. John Wolfſohn, Berlin. 


B. Die vorſtehenden Ausführungen Wolfſohns treffen uch 
den Kern der Sache. Eine Betrachtung des Geſetzes ſelbſt führt zu 
Überzeugung, daß die Theſe Dannenbaums zutreffend iſt. ein 

Das Geſ. v 10. Febr. 1923 follte, wie der $ 16 ergibt, nut n 
zeitlich begrenztes Notgeſetz ſein. Das Geſ. v. 20. Juli 1925 hat 
dieſer Natur des älteren Geſetzes nichts geändert, insbeſondere 
§ 16 nicht berührt. Es enthält vielmehr einen klar zum Ausdruck 
brachten Abbau der Notgeſetzgebung nach dem erfolgten Wieder 
tritt normalerer Wirtsſchaftszuſtände. Hierfür ſpricht auch die auf? 
angezogene Außerung eines Nusſchußmitglieds „bei einer evtl. nde; 
hebung des Geſetzes ſollte man die Unſicherheit des Rechtszuſta ich 
mit beſeitigen; eine Aufhebung des Geſetzes käme aber j. E. zelt 
ſofort in Frage, weil eine Reihe von Geſchäften noch abgewichen, 
werden müßten“. Demnach iſt der Wille und Inhalt des Geſ. er 
20. Juli 1925 völlig klar: Das Gef. v. 10. Febr. 1923 wird ab 
baut, indem es für neue Veräußerungsfälle aufgehoben wird, 
rend es für ältere Rechtsgeſchäfte authentiſch interpretiert wird, elt 
mit dieſe älteren Fälle auf Grund geklärter Rechtslage abgewichen 
werden könnten. Für ſolche Abwickelung genügte ſelbſtverſtändlich 
Friſt bis zum 1. Juli 1926, d. h. faſt 11 Monate Weiſt doch ng 
Ge. v. 10. Febr. 1923 mit aller Schärfe auf größte Beſchleunig 9 * 
des Genehmigungsverfahrens hin: 8 9 ſetzt die ſofortige Mitteilun 1 
pflicht der Notare feſt und erhebt die Mitteilung zum Gene 
gungsantrag; 87 erfordert Entſcheidung über den Antrag 13 
drei Wochen mit dem Präjudiz der Genehmigung, 8 8 ſtellt die eb, 
Friſt für die Enlſcheidung über die Beſchwerde, wenn auch ohne pet? 
judiz. Bei dieſer Rechtslage mußte ohne weiteres vorausgeſetzt "ii, 
den, daß die älteren Rechtsgeſchäfte binnen 11 Monaten bequem 
gewickelt werden würden. das 

Dies wäre auch geſchehen, wenn nicht zahlreiche Verkäufe n, 
Genehmigungsverfahren mit Abſicht verſchleppt und verhindert Siefe 
indem ſie die Abgabe der Verſicherung gemäß 8 6 verweigerten. Der 
Verkäufer erfahren jetzt die logiſche und gerechte Wirkung ihres ber 
haltens, wenn das Geſ. v. 10. Febr. 1923 nunmehr endgültig 4 
Kraft tritt. Es heißt den Geiſt des Geſ. v. 10. Febr. 1923, wie 
jenigen v. 20. Juli 1925 von Grund auf verkennen, wenn man 
ewigen Fortbeſtand des Sperrgeſetzes für ältere Rechtsgeſchäfte 
nimmt, um dadurch die weitere Verſchleppung der Genehmigungs fur 
fahren und die Verewigung des Schwebezuſtandes 
zahlreiche Veräußerungsfälle juriſtiſch zu ermöglichen. Dies allein 
aber der Kern⸗ und Zielpunkt der Theorie, die den § 16 für ö 
gehoben oder gegenſtandslos erklären will. Niemals hat der . 
geber an einen derartigen Mißbrauch gedacht, der in volkswirtſ um 
licher Hinſicht zu den ſchwerſten Schäden und daneben zu zahlloſen 1 
fruchtbaren Rechtsſtreitigkeiten geführt hat. Das Sperrgeſetz iſt viel ; 
im öffentlichen Intereſſe erlaſſen, wie fein 8 4 auc , 
hervorhebt. Es geht davon aus, daß die Erteilung der Gene hart 
gung immer im Intereſſe beider Vertragsteile liegt, und A 
ihnen daher keine Beſchwerde dagegen. Wenn jetzt die Verkäufer 
Nichterteilung der Genehmigung erſtreben und durch Sabotierung 
Verfahrens praktiſch zu erzielen bemüht ſind, fo handeln ſie gegen eſſe 
Geiſt des Sperrgeſetzes und mißbrauchen das im öffentlichen J er 
erlaſſene Geſetz zu perſönlichem Vorteil. Betrachtet man aber dagen 
ſetz nach feinem klar erſichtlichen Geiste, fo ergibt ſich, daß das MT, 
liche Intereſſe die Kontrolle der neuen Rechtsgeſchäfte nicht meh ten 
fordert und daß für das Genehmigungsverfahren bezüglich der & 
Geſchäfte ein reichlicher Zeitraum gelaſſen war. Eine Verewigung des 
Sperrgeſetzes mit feinem Behördenorganismus wäre dem Ger ung 
Geſetzes direkt zuwider und kann daher im Wege der Ausleg richt 
nicht feſtgeſtellt werden. Der Wortlaut des Geſetzes aber ſp 
gegen die Verewigung, da der § 16 unberührt geblieben iſt. rö⸗ 

Der Unterſchied zwiſchen Rorrekten Geſchäften und Schwan, 
käufen iſt praktiſch ohne Bedeutung. In der Regel liegt eine fo w 
gerechte Auflaſſung vor. Wird dieſe nun mit dem 1. Juli 19 f 
nehmigungsfrei und damit rechtswirkſam, ſo folgt daraus die Noch.: 
ſamkeit der bereits erfolgten Eintragung im Grundbuche (ogl. men 
JW. 1925, 1395) oder es muß doch auf Grund der rechtswirkſcan d 
Auflaſſung die Eintragung des Erwerbers als Eigentümers im Saß 2 
buche nunmehr erfolgen. Dadurch tritt dann aber der 8 313 fi 
BGB. in Kraft. RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin 
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Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Derichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Justizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurl baum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
1 gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 
einer 9.39 B B.; 8256 880. Bei Ausſchließung 
alten ereinsmitgliedes wegen ehrloſen Ver⸗ 
ul; s iſt deſſen Klage auf Feſtſtellung der Un- 
eb igkeit dieſer Ausſchließung ſelbſt dann ge⸗ 
wenn es inzwiſchen freiwillig ausge⸗ 
8 und längere Zeit verſtrichen tft] f) 
eing. Nack. war Mitglied des beklagten eingetragenen Ver⸗ 
1. durch ach 96 der Satzungen erliſcht die Mitgliebichaft: 
kläru 0 freiwilligen Austritt, welcher durch ſchriftliche Er⸗ 
chrenge an den Vorſtand erfolgt; 5. durch Ausſtoßung inſolge 
it der richtlichen Spruchs. Durch Spruch des Ehrengerichts 
agege I. wegen ehrloſen Verhaltens ausgeſtoßen worden. 
un legte er die in 8 16 der Satzungen vorgeſehene Be⸗ 
De 5 die Mitgliederverſammlung ein. Dieſe verwarf die 
dem Jung. Darauf erhob der Kl. Klage gegen den Verein mit 
Ehren tage, feſtzuſtellen, daß feine Ausſchließung durch das 
afolgbſeiche wie durch die Mitgliederverſammlung zu Unrecht 
Ders ſei. 1. Zutreffend nimmt das BG. an, daß der Kl. die dem 
angel n vor dem Ehrengericht angeblich anhaftenden 
in den zicht mehr geltend machen kann, nachdem er auf dem 
der ip @hungen vorgeſehenen Wege der Berufung die Entſch. 
ſledervegfacberverſan mung herbeigeführt hat. Der Mit⸗ 
Früfuncrſammlung fand nach den Satzungen das Recht der 
in der 8 uneingeſchränkt, alſo auch nach der Richtung zu, ob 
lage Mi Verfahren des Ehrengerichts eine genügende Grund⸗ 
5 ie eigene Sachprüfung und Entſcheidung zu finden 
wegen wegen der gerügten Verfahrensmängel, insbeſondere 
gerchtg genügender Anhörung des Kl. die Entſch. des Ehren⸗ 
ber aufzuheben und dieſes zu einer nochmaligen Prüfung 
db branlaſſen ſei (RG. Warn. 1913 Nr. 182). 2. Die Frage, 
lamm! Kl. im Verfahren vor der Mitgliederver⸗ 
th lung in ausreichendem Maße Gehör gegeben ſei, 
falls be BG. unentſchieden. Es erachtet aber die Klage jeden⸗ 
Spru shalb nicht für gegeben, weil der Kl., nachdem ihm der 
Jahr der Mitgliederverſammlung bekanntgegeben war, über ein 
legende vergehen laſſen, bis er ſich zur Erhebung der vor⸗ 
das deen Klage entſchloß. In dieſem Verhalten des Kl. findet 
i zwar nicht eine Anerkennung des Spruchs hin⸗ 
einer Begründung, wohl aber den ſtillſchweigenden 
usschei des Einverſtändniſſes des Klägers mit ſeinem 
der Al den aus dem Verein, woraus gefolgert wird, daß 
llagen „nicht mehr auf die Feſtſtellung ſeiner Mitgliedſchaft 
fol 2 könne. Die von der Reviſion gegen dieſe Schluß⸗ 
kennt ug erhobenen Bedenken find begründet. Das BG. ver⸗ 
der gl. e Bedeutung des Klagebegehrens, wenn es meint, 
using; verlange lediglich die Feſtſtellung, daß er trotz feiner 
ein „ließung noch Mitglied des Vereins ſei. Der Kl. hat 
Born liches Intereſſe daran, daß die gegen ihn auf den 
ſclafſarfd eheloſen Verhaltens geftügten Ausschließungsbe⸗ 
u ur die geeignet ſind, ihn in ſeiner Ehre, ſeiner ſozialen 
werden ellſchaftlichen Stellung zu beeinträchtigen, aufgehoben 
— er hat deshalb auch ein Intereſſe an der als⸗ 
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Die Fat Ich halte die Entſch. des RG. für völlig zutreffend. 
znwirkf lellungsklage, daß der Beſchluß der Mitgliederverſammlung 
zann „om ſei, iſt an keine Friſt gebunden und ein Verzicht auf fie 
den Handlungen des Kl. nicht erblickt werden. 

Prof. Dr. Julius von Gierke, Göttingen. 
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baldigen richterlichen Feſtſtellung, daß dieſe Beſchlüſſe 
nicht rechtsbeſtändig ſind. In dieſem Sinne ſind ſeine 
Klaganträge unbedenklich aufzufaſſen. Geht man hiervon aus, 
ſo kann — von Bedenken grundſätzlicher Art ganz abge⸗ 
ſehen — keine Rede davon ſein, daß der Kl. dadurch, daß er 
ſich erſt nach längerer Zeit zur Erhebung der gerichtlichen 
Klage entſchloſſen hat, eine Klaghindernis geſchaffen hätte. 
Auch das BG. zieht aus dem Verhalten des Kl. nicht den 
Schluß, daß er die vom Verein angenommenen Gründe ſeiner 
Ausſchließung als richtig anerkannt habe. Hiernach wäre es 
für den Beſtand des Klaganſpruchs ohne Bedeutung, wenn 
der Kl. durch ſein Verhalten zu erkennen gegeben hätte, daß 
er ſich nicht mehr als Vereinsmitglied betrachte. Bedenken 
beſtehen aber auch gegen die Annahme des BG., daß durch 
ein ſolches Verhalten des Kl. ſeine Mitgliedſchaft wirklich er⸗ 
löſchen konnte. Nach den Satzungen (§ 6 Nr. 1) iſt der frei⸗ 
willige Austritt aus dem Verein an die Form der ſchriftlichen 
Erklärung an den Vorſtand gebunden. In anderer Weiſe 
konnte der Austritt nicht erfolgen. Übrigens würde es nach 
dem oben Geſagten auf den Klaganſpruch auch keinen Einfluß 
gehabt haben, wenn der Kl. nachträglich in wirkſamer Weiſe 
freiwillig aus dem Verein ausgeſchieden wäre; denn ſein 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung, daß er nicht infolge 
der ihn beeinträchtigenden Ausſchließung, ſondern infolge 
ſpäteren freiwilligen Austritts aus dem Verein ausgeſchieden 
ſei, wäre nicht in Abrede zu ſtellen. Das angefochtene Urteil 
konnte hiernach nicht aufrechterhalten werden. 
(U. v. 22. Febr. 1926; IV 479/25. — Celle.) [Ka.] 


2.8762 BGB.; 84 Abſ. 2 Rennwett⸗ u. Lott G. 
Die Aushändigung des Wettſcheines begründet 
keine unbedingte Verpflichtung für den Wett- 
unternehmer, wenn die Parteien eine entgegen⸗ 
geſetzte Vereinbarung getroffen haben. — Abzug 
des nicht gezahlten Einſatzes vom Gewinn.] 7) 

Das BG. hat es dahingeſtellt gelaſſen, ob die Wetten, 
wie der Bekl., der konzeſſionierter Buchmacher iſt, behauptet, 
unter der Bedingung abgeſchloſſen ſind, daß die dem Vater 
des Bekl. ausgehändigten zwei Schecks über 200 und 500 
Reichsmark am 5. April 1924 vor Beginn der Rennen ein⸗ 
gelöſt würden. Er iſt nämlich der Anſicht, daß der Wett 
unternehmer mit der Hingabe der Wettſcheine unbedingt 
verpflichtet werde und ſeine Verbindlichkeit nicht noch vom 
Eintritt einer mündlich vereinbarten Bedingung, insbeſondere 
von der Zahlung des zunächſt geſtundeten Einſatzes abhängig 
machen dürfe. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden: 
Wenn 8 4 Abſ. 2 Rennwett⸗ und Lotterie. ſagt, mit der 
Aushändigung des Wettſcheins werde die Wette für den Unter⸗ 
nehmer des Totaliſators und den Buchmacher „verbindlich“, 
ſo ſoll damit nur ausgeſprochen werden, daß durch die Aus⸗ 
händigung des Wettſcheins im Gegenſatz zu 8 762 Abſ. 1. 
Satz 1 BGB. eine klagbare Verbindlichkeit des Wettunter⸗ 
nehmers entſtehe, nicht aber daß jede Rennwette, über die 
ein Wettſchein ausgeſtellt ſei, unbedingt den Wettunter⸗ 
nehmer dem Wettenden gegenüber (bezüglich der Steuerſchuld 
ſ. 5 11 Abſ. 2 des Geſetzes) verpflichte. Es ſteht nichts ent⸗ 
gegen, daß die Parteien rechtswirkſam einc beſondere Ver⸗ 
einbarung treffen, wonach die Verbindlichkeit für gewiſſe 
Fälle nicht gelten oder nur beim Eintritt einer Bedingung 
wirkſam werden ſolle (vgl. Hellwig, Rennwett⸗ und Lot⸗ 
terie. S. 60 Nr. 10; Mirre, dasſ. S. 41 Nr. 6). Und 
zwar kann eine ſolche beſondere Vereinbarung auch mündlich 
getroffen werden. § 4 iſt nicht dahin zu verſtehen, daß der 


Zu 2. An und für ſich wird nach BGB. durch ein Spiel oder 
eine Wette eine Verbindlichkeit nicht begründet (8 762). Eine Aus⸗ 
nahme gilt nur für ſtaatlich genehmigte Lotterie⸗ und Ausſpielverträge 
($ 763). Danach müßten Rennwetten verbindlich fein, wenn das Unter⸗ 
nehmen eines Totaliſators und das Gewerbe des Buchmachers die nach 
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Wettvertrag der Schriftform unterliege, und daß der Wett⸗ 
ſchein alle weſentlichen Beſtandteile des Vertrags enthalten 
müſſe, vielmehr iſt der Wettſchein nur zur Aufnahme der 
gemäß 8 4 Abſ. 1 Satz 3 vom Reichsminiſter der Finanzen 
vorgeſchriebenen Angaben (vgl. § 10 der Ausf Beſt. v. 8. April 
1922) beſtimmt. Das BG. hätte daher zu der Behauptung 
des Bekl., daß der Vertrag unter der oben erwähnten Be⸗ 
dingung abgeſchloſſen ſei, Stellung nehmen müſſen. Zutref⸗ 
fend hat das BG. den Satz 3 des Abſ. 2 8 4 RennwettG. da⸗ 
hin ausgelegt, daß der Wettunternehmer den nicht gezahlten 
Einſatz immer nur von dem Gewinn für das Pferd abziehen 
dürfe, für das der Einſatz geſtundet iſt, daß alſo, wenn die 
Einſätze für drei auf einen Wettſchein verzeichneten Wetten 
nicht gezahlt ſind, von dem Gewinn für das eine Pferd nicht 
auch die Einſätze für die zwei anderen abgezogen werden 
können. 
(U. v. 12. Jan. 1926; 201/25 VI. — Dresden.) [Ru] 

3. 58 839, 852 BGB.; Pr. Gef. v. 1. Aug. 1909. 
Der Nachweis, daß der Geſchädigte nicht ander⸗ 
weit Erſatz zu finden vermag, kann auch im 
Prozeß gegen den Staat geführt werden. Die 
Verjährung des Anſpruchs beginnt erſt mit der 
Erlangung der Kenntnis, daß anderweit Erſatz 
nicht zu finden iſt.] f) 

Der Kl. iſt Mitglied der auf Grund des preußiſchen Ge⸗ 
ſetzes betreffend die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften vom 
1. April 1879 (GS. 297) durch Königliche VO. v. 10. Juni 
1901 geſchaffenen Dränagegenoſſenſchaft Baumgart⸗Lichtfelde. 
Dieſe hat ſatzungsgemäß eine Entwäſſerungsanlage gebaut, 
die ſich auch auf den Grundbeſitz des Kl. erſtreckt. Die An⸗ 
lage iſt durch einen von der Genoſſenſchaft angeſtellten Tech⸗ 
niker entworfen und nach Genehmigung durch die Staats⸗ 
behörde ausgeführt und 1908 durch dieſe abgenommen worden. 
Der Kl. macht geltend, ſeine Grundſtücke hätten durch die 
verfehlte Anlage dauernden, mit der Zeit immer erheblicher 
werdenden Schaden. In zwei Vorprozeſſen hat er die Ge⸗ 
noſſenſchaft auf Erſatz beſtimmter Teilbeträge dieſes Scha⸗ 
dens belangt. Seine erſte Klage wurde abgewieſen, weil, ob⸗ 
wohl die Genoſſenſchaft ihm für ſachgemäße Ausführung der 
Anlage und für Verſehen ihres Technikers hafte, aber nach 
dem Stand der damaligen Technik den Techniker kein Ver⸗ 
ſchulden treffe. In dem zweiten Rechtsſtreit wurde der An⸗ 
ſpruch dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt, 
im Nachverfahren über den Betrag iſt aber die Klage abge⸗ 
wieſen worden, weil nicht nachgewieſen ſei, daß der behauptete 
Schaden entſtanden ſei. Die jetzige Klage iſt gegen den Staat 
gerichtet. Sie iſt im November 1924 erhoben und macht den 
geſamten in den Jahren 1912 bis 1924 angeblich entſtandenen 
Schaden geltend. Sie ſtützt fi) auf 8 839 BGB. und das 
preußiſche Geſetz v. 1. Aug. 1909 und führt zur Begründung 
an, daß die ſtaatliche Aufſichtsbehörde bei Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung der Pläne und bei Abnahme der Entwäſſerungs⸗ 
anlage ihre Pflicht verletzt habe. Die Vorinſtanzen haben ſie 
abgewieſen, das RG. hat aufgehoben. Das BG. nimmt an, 


den 88 1, 2 des Rennwettgeſetzes v. 8. April 1922 erforderliche Er⸗ 
laubnis der Landeszentralbehörde erhalten hätten. Statt deſſen be⸗ 
ſtimmt § 4 Abſ. 2 dieſes Geſetzes, daß die Wette „für den Unter⸗ 
nehmer des Totaliſators und den Buchmacher verbindlich iſt“, „wenn 
der Wettſchein ausgehändigt oder die Wette in das Wettbuch ein⸗ 
getragen iſt“. Das Geſetz ſchiebt alſo die nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des BOB. einſetzende Verbindlichkeit auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt hinaus: die Wette ſoll erſt mit der Ausſtellung des Wett- 
ſcheins wirkſam werden. Mit Recht hebt aber das NG. hervor, daß 
fie nicht unter allen Umſtänden ſchon in dieſem Augenblick in Wirk- 
ſamkeit treten müſſe, ſondern daß es den Parteien irog Ausſtellung 
des Wettſcheins frei ſtehe, ihre Wirkſamkeit von dem Eintritt einer, 
ſei es auch nur mündlich vereinbarten Bedingung abhängig zu machen 
oder die wirkſam gewordene Wette an eine Reſolutivbedingung zu 
knüpfen. Denn es ſpricht nicht das Gerinafte für die Annahme, daß 
das Geſetz die durch Aushändigung des Wettſcheins zuſtande kom⸗ 
mende Rennwette für ein bedingungsfeindliches Rechtsgeſchäft habe 
erklären wollen. 
Prof. Dr. Titz e, Berlin. 


Zu 3. Der Kl. hat vorliegend alle in Betracht kommenden tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe genau gekannt und offenbar auch alle für ſeine 
Anſprüche weſentlichen geſetzlichen Beſtimmungen, denn er hat ſeit 
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der Anſpruch ſei verjährt (§S 852 BGB.). Der Kl. habe all, 
zur Grundlage ſeines Anſpruchs dienenden Tatsachen aft 
kannt, nämlich daß der Staat die Gründung der Genoſſen g he 
in Angriff genommen und geleitet habe, daß das stagg 
Meliorationsbauamt die Aufſicht über den Bau der ung 
wäſſerungsanlage geführt und die Anlage nach Fertigſtell 

abgenommen habe. Nach feiner eigenen Angabe habe er des 
1903 die ſtaatlichen Behörden auf die Fehlerhaftigkeit 11 
Plans hingewieſen. Schon ſeit 1915 behaupte er, da A 
Grundſtücke von der Anlage wegen diefer Fehler nur Scha 1 
hätten. Darnach ſei zunächſt mindeſtens ſein Anspruch der 
Erſatz der bis 1920 eingetretenen Schäden verjährt. nd 
auch die ſpäter entſtandenen könne er nicht mehr gene 
machen, denn dieſe ſeien nur Ausflüſſe eines und desſelben 
einheitlichen Schadens, der nach der Darſtellung des 1 
durch Amtspflichtverletzungen in den Jahren 1903—1908 be 
urſacht worden ſei. Aber auch wenn man den Anfpru da 
Erſatz der ſeit 1921 entſtandenen Schäden nicht als ver! fl. 
anſehen wolle, ſei die Klage inſoweit abzuweiſen, weil der 

nach § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. dieſe Schäden erſt von J 
Genoſſenſchaft erſetzt verlangen müſſe. Dieſe letzte Erwägn 
verkennt den Sinn des 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. Die geht 
fahrläſſige Amtspflichtverletzung gegründete Staatshaftung ue 
materiellrechtlich voraus, daß der Verletzte nicht auf an 1 
Weiſe Erſatz verlangen kann; es handelt ſich um einen a 
wendigen Teil der Klagbegründung. Daß diefe Vorausſebu 
vorliegt, kann auch in dem gegen den Staat geführten Rache 
ſtreit ſelber entſchieden werden; der Kl. iſt nicht gezwung en 
zuvor alle etwa ſonſt als Erſatzpflichtige in Frage kommen, 
Perſonen zu verklagen (RG. 96, 168). Aber auch die A 

führungen des angefochtenen Urteils, wonach der Ant sa 
verjährt fei, find rechtsirrig. Zwar kann der Ausführung! 

BG. nicht entgegengetreten werden, die dahin geht, daß en 
der eigenen Darſtellung des Kl. alle geltend gemadhn. 
Schäden, auch die in den letzten drei Jahren vor der N 
erhebung in die Erſcheinung getretenen, Teile eines ei 2 
lichen Geſamtſchadens ſeien. Es find Folgezuſtände der . 
geblich in den Jahren 1903 bis 1908 begangenen Amtspflac, 
verletzungen und waren als ſolche wenigſtens im allgemein, 

für den Kl., ſobald er überhaupt eine ſchädliche Einwirken 
der Anlage auf ſeine Grundſtücke feſtſtellte, alſo ſpäteſtens Int 
1915, vorherſehbar und konnten ſchon damals durch 4 

Feſtſtellungsklage erfaßt werden. Rechtsirrig aber iſt es, un 
das BG. die Verjährung unter allen Umſtänden ſchon jur 
in Lauf geſetzt meint, fobald der Kl. Kenntnis der in 5 

Urteil aufgeführten, zur Grundlage ſeines Anſpruchs dienen 1 
tatſächlichen Vorgänge hatte. Der Tatbeſtand der Stat 
haftung wegen fahrläſſiger Amtspflichtverletzungen um ret 
wie ſchon geſagt, auch die rechtliche Negative, daß kein ande 

Erſatzpflichtiger vorhanden iſt. Die Verjährung eines , 
ſpruchs aus § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. beginnt nicht früh 

als der Verletzte weiß, daß kein anderer Erſatzpflichtiget, pal 
it (Jes. 1915, 594 Nr 29). Man wird in der Regel Sn 
auch hier die Kenntnis der in Betracht kommenden Tatſa 


genügen laſſen können; aber in einem Fall wie hier, 


Jahren hartnäckige Vorprozeſſe gegen die Dränggegenoſſenſchaf In 
führt. Er hat ſich aber darüber geirrt, ob die ihm bekannten Tat! egen 
und die ihm bekannten Rechtsſäze einen Schadenserſatzanſpruch Eis 
die Waſſergenoſſenſchaft begründeten. Es liegt alſo ein ſog. 
ſumtionsirrkum vor. heb⸗ 
Das RG. hält dieſen Irrtum i. S. des 8 852 BOB. für ern 
lich, indem es meint, daß dieſer Irrtum unter Umſtänden eine Keine 
nis von der Perſon des Erſatzpflichtigen ausſchließe. Hierin lieg ure 
bemerkenswerte Durchbrechung des alten Rechtsgrundſatzes error Noe 
nocet, der ſeinerſeits wiederum auf der Fiktion beruht, daß 
Staatsbürger alle Geſetze und Rechtsvorſchriften kennen müſſen. ſichlg 
Das RG. iſt bei der Durchbrechung dieſes Grundſatzes vor iz 
es meint, daß man in der Regel auch i. S. des § 852 die Ken 
der in Betracht kommenden Tatſachen genügen laſſen konne und noch 
ganz beſondere Vorausſetzungen vorliegen müſſen, wenn außerdem inn 
Klarheit über die Rechtslage gefordert werden muß, um den 
der Verjährungsfriſt in Lauf zu ſetzen. les 
Die Entſch. entſpricht dem gefunden Rechtsempfinden des Bo unt 
welches den alten Juriſtenſatz von der Schädlichkeit des Rechtsirrnnt 
niemals in vollem Umfange als der Billigkeit entſprechend anerk g. 
hat. Das Urteil kann möglicherweiſe auch auf anderem Gebiete, “ 
bei der Anfechtung wegen Irrtums, von Bedeutung fein. 
IR. Dr. Riemann, 


6 


Breslau. 


mie 


— 


„Jahrg. 1926 Heft 19] 


tiere Rechtsüberlegungen angeſtellt werden müſſen, muß 
klar verlangen, daß der Geſchädigte auch über die Rechtslage 
wähnten Hier hat das BG. noch in dem zweiten der er⸗ 
ſproch en Vorprozeſſe in ſeinem Urteil v. 8. Mai 1922 ausge⸗ 
& Frl daß die Genoſſenſchaft grundſätzlich dem Kl. für 
Um me aus 1915 und 1916 aufkommen müſſe. Unter ſolchen 
abe nden kann man nicht ſagen, daß der Kl. vorher gewußt 
5 ke könne auf keine andere Weiſe als vom Staat Erſatz 
auf gen. Die Veriährungsfriſt kann alſo vorher nicht in 
geſetzt worden ſein. 
b. 4. Mai 1926; 388/25 III. — Marienwerder.) 
[Ku.] 


effer § 30 Abſ. 6, 7 Geſetz betr. Unterhaltung der 
1, Mil. Volksſchulen (BG.) v. 28. Juli 1906. — 
5 den Begriff der Auseinanderſetzung 
es; ein einzelnes Vermögensſtück i. S. dieſer 
eine tung fällt auch die gütliche Erledigung 
he Streites über die Rechte an einem Grund⸗ 
anerkdahin, daß der eine Teil als Eigentümer 
buch annt, dem anderen Teile das im Grund⸗ 
oi einzutragende Recht der Mitbenutzung auf 
15 auer der organiſchen Verbindung von Kir⸗ 
fond und Schulamt eingeräumt wird. Einer be⸗ 
ſetzu eren Form bedarf ſolche Auseinander⸗ 
N nicht. — 2. Es beſteht keine Rechtsver⸗ 
zug ung, wohl aber eine tatſächliche Vermutung 
ten der Kirchengemeinde an Vermögens⸗ 
N * verbundener Schul- und Küſterſtellen. 
end für die Frage des Eigentums iſt die 
niffückſichtigung aller tatſächlichen Verhält⸗ 
9 7 3. Der Rechtsweg iſt auch zuläſſig, wenn 
gange ſchluß des Oberpräſidenten nicht er⸗ 
ei 

ede ie Klage iſt auf Feſtſtellung des Eigentums des kla⸗ 
nutten Schulverbandes an dem vom Lehrer der Schule ge⸗ 
En Dienſtlande, hilfsweiſe auf Feſtſtellung des Nicht- 
nich ums der beklagten Kirchengemeinde gerichtet. Sie hat 
ern mittelbar eine Auseinanderſetzung in Anſehung des 
ege ögens der Parteien i. S. des 8 30 Abſ. 6, 7 VliG. zum 
uſtande, wesfalls ihr in Ermanglung einer Vereinbarung 

FR eteiligten ein Beſchluß des Oberpräſidenten voraufgehen 
nt Es handelt ſich vielmehr um einen privatrechtlichen 
mäß umsſtreit, für den die Vorinſtanzen den Rechtsweg ge⸗ 
ſowenf 13 GVG. ohne Rechtsirrtum zugelaſſen haben. Eben⸗ 
begehre kann an der Zuläſſigkeit des erhobenen Feſtſtellungs⸗ 
* Zweifel beſtehen. Der Gegenſatz zwiſchen Feſt⸗ 


dog gu 4. 1. Die Grüffde laſſen es zweifelhaft erſcheinen, ob nicht 
Angejn ne den Abſ. 6 und 7 des $30 VUG. eutſprechende Vermögens⸗ 
der Ganderſezung vorliegt. Gegenüber den Ausführungen im 1. Abf. 
began ründe wird unter Nr. 1 erwähnt, daß der Oberpräſident „an⸗ 
Dee ‚und in Verhandlungen mit dem Vorſtande des Kl. ein» 
9 er ſei, auch wird das Vorliegen einer bloßen Bereitſchaft zur 
neint nanderſetzung im letzten und vorletzten Abſatz der Nr. 1 ver⸗ 
1921 Da die Regierung in ihrem Beſtäligungsvermerk v. 25. Juli 

auf ein vorhergehendes Schreiben des Konſiſtoriums Bezug 


Br 
Just, ſo muß der Beſchluß des Schulvorſtandes den kirchlichen 
Beige" zugegangen fein. Mit Rückſicht darauf, daß dieſer 


Parteien i. J. 1913 gefaßt, die Genehmigung der Vereinbarung der 

gen b erſt im Juli 1921 erfolgt iſt, laßt ſich aber nichts dagegen 

Rläru aß das RG. als letztinſtanzliches Gericht noch eine weitere Auf⸗ 
ung wünſcht. 

5 5 Auch dagegen iſt nichts zu erinnern, daß der Rechtsweg vom 
wischen dann für zuläfjig erklart wird, wenn die Verhandlungen 
e Kirche und Schule nicht zu einem Beſchluß des Oberpräſi⸗ 
Vereinbaeführt haben, ihr von den zuſtändigen Aufſichtsbehörden als 
ball arung aufgefaßtes Ergebnis von der einen Partei vielmehr des⸗ 
Druck gefochten wird, weil ihre Erklärungen angeblich nur unter dem 
Erfäl des Regierungskommiſſars und unter der Vorausſetzung der 

ung gewiſſer Verſprechungen abgegeben ſeien. 
binterte Daß für das kirchliche Eigentum an dem Vermögen kom⸗ 
ie ter Lehrer⸗ und Küſterſtellen keine Rechtspermutung ſpricht, wie 
1. 25 erſeburger Generalkommiſſion in ihrer mehrfach zitierten Entſch. 
fön Febr. 1881 angenommen hat, daran iſt mit Recht vom RG. 

. ig feſtgehalten worden, außer in dem obenerwähnten Urteil, u. a. 

& dem Urt. v. 27. März 1886 (ROLL. 1887, 139). 
Marty Dagegen wird dem Satze, daß „höchſtens eine tatſächliche Ver⸗ 
Prüf 9 für das Eigentum der Kirche“ anzuerkennen ſei, nach näherer 
ung der geſchichtlichen Verhältniſſe ſelbſt dann widerſprochen wer⸗ 
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ſtellungsklage i. e. S. und Leiſtungsklage ſteht hier nicht in 
Frage. Es ſoll der Streit der Parteien darüber geſchlichtet 
werden, wem von ihnen das von beiden beanſpruchte Eigen- 
tum zuſteht. Das geſchieht im Wege der richterlichen Feſt⸗ 
ſtellung, ohne daß es noch des Nachweiſes eines beſonderen 
Intereſſes außer dem ſich aus dem Beſtrittenſein unmittelbar 
ergebenden bedarf. 1. Gegenüber dem Klaganſpruche hatte 
ſich die Bekl. auf die Verhandlung v. 17. Okt. 1913 berufen, 
die ein Vertreter des von ihr angegangenen Oberpräſidenten 
mit dem Vorſtande des Kl. aufgenommen habe, und die dem⸗ 
nächſt von der Regierung beſtätigt ſei. Nach der von ihr vor⸗ 
gelegten Abſchrift haben in dem zu H. am 17. Okt. 1913 
vor einem Regierungsrat als „Kommiſſar der Königlichen 
Regierung, Abteilung für Kirchen- und Schulweſen in Königs⸗ 
berg i. Pr.“ zufolge deren Verfügung v. 9. d. M. abgehaltenen 
Termine der Vorſteher und acht weitere Vorſtandsmitglieder 
des Kl. „nach eingehender Erörterung der Sachlage“ ein⸗ 
ſtimmig folgenden Beſchluß gefaßt und unterſchriftlich voll⸗ 
zogen: „Da die kirchlichen Stellen freiwillig der Eintragung 
eines Nutzungsrechts für den Geſamtſchulverband zuſtimmen 
wollen, geben wir unſeren in dem Beſchluſſe v. 3. Juli 1912 
enthaltenen Widerſpruch gegen die Eintragung der LKirchen⸗ 
gemeinde als Eigentümerin des im Dotationsplan v. 18. März 
1854/4. Aug. 1854 bezeichneten Ackerſtückes (Separationsrezeß 
v. 19. Mai 1849) in Größe von 20 Morgen 11 gr. Preuß. auf 
und beantragen nur, daß für uns das Nutzungsrecht für die 
Dauer der Verbindung des vereinigten Amtes grundbuchlich 
eingetragen werde.“ Unter dieſer Abſchrift befindet ſich in 
Urſchrift ein Vermerk der Regierung, Abt. für Kirchen⸗ und 
Schulweſen, v. 25. Juli 1921, laut deſſen die nach dem 
Schreiben des Evangeliſchen Konſiſtoriums v. 16. Febr. 1921 
nach § 30 Abſ. 7 WUG. v. 28. Juli 1906 zwiſchen den Par⸗ 
teien vereinbarte Vermögensauseinanderſetzung (des obigem 
Beſchluß entſprechenden Inhalts) ſchulauſſichtlich genehmigt 
iſt. Das LG., das ſchon aus anderen Gründen zur Abweiſung 
der Klage gelangte, hat unerörtert gelaſſen, inwieweit der 
vom Kl. in der Verhandlung v. 17. Okt. 1913 erklärte Ver⸗ 
zicht von Wirkſamkeit ſei. Das BG. dagegen hat ausgeführt, 
durch dieſe Verhandlung ſei eine Veränderung in der Rechts⸗ 
lage nicht eingetreten. Weder enthalte die dortige Verein⸗ 
barung eine Übertragung des Eigentums ſeitens des Kl. auf 
die Bekl., noch fei ſie eine endgültige Überweiſung eines Ver⸗ 
mögensſtücks i. S. des 8 30 VUG. Da eine Auseinander⸗ 
ſetzung i. S. dieſes Geſetzes nur habe vorbereitet werden 
ſollen, aber nicht durchgeführt ſei, ſo ſei in der dortigen Er⸗ 
klärung des Kl. nur eine vorläufige Bereitſchaft zu erblicken, 
die Auseinanderſetzung auf dieſer Grundlage auszuführen. 


den müſſen, wenn der Nachdruck auf das Wort „höchſtens“ gelegt 
wird. Ich muß meinen auf S. 1450 getanen Ausſpruch, daß ſich bei 
vereinigten Schul⸗ und Kirchenſtellen „in den meiſten Fallen der privat» 
rechtlich kirchliche Urſprung des Vermögens kaum leugnen laſſen 
werde“, reumütig zurücknehmen (ogl. unten Nr. 7a und b). 

5. Auch in obigem Urteil nimmt das NG., ebenſo wie in dem 
Urt. v. 12. Jan. 1926 (oben S. 1447) Bezug auf die Vorentſcheidung 
RG. 111, 57 (JW. 1925, 2441). Trotzdem muß der Satz, daß der 
Grundgedanke des Vu. der ſei, „daß die Kirche, nachdem der Schul⸗ 
verband Träger der Schullaſt geworden, von ihren auf Geſetz und Her⸗ 
kommen beruhenden Verpflichtungen befreit werde, ihr aber anderer⸗ 
ſeits die Rechte an den zugleich Schulzwecken dienenden Vermögens⸗ 
ſtücken belaſſen werden“, wiederholt beſtritten werden. Schon die 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſteht dieſer Auffaſſung entgegen. 
Sein Einbringen beruhte auf vorhergehenden Verhandlungen zwiſchen 
der Staatsregierung und der konſervativen, der freikonſervativen, der 
Zentrums⸗ und der nationalliberalen Partei, auf Grund deren zunächſt 
das verfaſſungsändernde Geſ. v. 10. Juli 1906 (GS. 333) erging. Die 
Regierung wollte ihr Geſetz nicht dem Schickſal des Zedlitzſchen 
Volksſchulgeſetzentwurfs ausſetzen und legte deshalb auf eine vorherige 
Verſtändigung auch mit den Freikonſervativen und Nationalliberalen 
entſcheidenden Wert. Niemals iſt darüber geſprochen worden, und nie⸗ 
mals hätten dieſe Parteien dem zugeſtimmt, daß für Volksſchulzwecke 
gewidmetes öffentliches Vermögen im damaligen Werte von ſchätzungs⸗ 
weiſe 150 Mill. Mark entſchädigungslos den Kirchen überlaſſen 
würde. Daß beim Erlaß des Geſetzes niemand hieran gedacht hat, 
dafür ſpricht, daß die beiden bei der Vorbereitung des Geſebes be⸗ 
teiligten Staatskommiſſare v. Bremen und Dr. Lezius in ihren 
Kommentaren (v. Bremen, Anm. 6 zu § 30; Lezius, Anm. 6 zu 
8 27 und Anm. 9 zu 8 30) die Zweckbeſtimmung der einzelnen Ver⸗ 
mögensſtücke als maßgebend für die Auseinanderſetzung bezeichnen (vgl. 
auch Herrmann, „Privatrechtliches Kircheneigentum und öffent⸗ 
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Sei es hierzu nicht gekommen, fo könne auch der Kl. erneut 
die Feſtſtellung ſeines Eigentums durchſetzen. Demgegenüber 
weiſt die Reviſion darauf hin, daß die Regierung in ihrem 
Genehmigungsvermerke v. 25. Juli 1921 die Vereinbarung 
als Vermögensauseinanderſetzung bezeichne, und daß aus dem 
genannten 8 30 gegen die Zuläſſigkeit von Teilauseinander⸗ 
ſetzungen nichts zu entnehmen ſei. Der Reviſion iſt zuzugeben, 
daß die Ausführungen des BG. weder erſchöpfend noch frei 
von Bedenken ſind. Seine Annahme, daß eine Auseinander⸗ 
ſetzung i. S. des § 30 Vc. nur habe vorbereitet werden 
ſollen, etwas Endgültiges aber nicht vorliege, erſcheint nach 
den bisherigen Feſtſtellungen weder tatſächlich noch rechtlich 
genügend begründet. Nach den Abſ. 6, 7 des 8 30 BUG. kann 
nicht nur bei der Trennung dauernd vereinigter Kirchen⸗ und 
Schulämter, ſondern auch unter Beibehaltung der Vereinigung 
eine Auseinanderſetzung zwiſchen dem Schulverband und der 
Kirchengemeinde über das Vermögen oder einzelne Ver⸗ 
mögensſtücke ſtattfinden. Eine Mitwirkung des Oberpräſi⸗ 
denten iſt dabei nur für den Fall vorgeſehen, daß nicht zwi⸗ 
ſchen den Beteiligten unter Genehmigung der beiden Auf⸗ 
ſichtsbehörden eine Vereinbarung zuſtande kommt. Dadurch, 
daß gegen den Beſchluß des Oberpräſidenten der ordentliche 
Rechtsweg eröffnet wurde, ſollte aber noch beſonders betont 
werden, daß bei der Auseinanderſetzung nicht die öffentlich⸗ 
rechtliche Zweckbeſtimmung der bisher gemeinſchaftlich be⸗ 
nutzten Vermögensſtücke maßgebend ſein, ſondern vielmehr die 
privatrechtlichen Geſichtspunkte den Ausſchlag geben ſollten 
(RG. 111, 57). Es unterliegt keinem Bedenken, unter den 
Begriff einer Auseinanderſetzung über ein einzelnes Ver⸗ 
mögensſtück i. S. dieſer Beſtimmungen auch die gütliche Er⸗ 
ledigung eines Streites über die Rechte an einem Grund⸗ 
ſtücke zu bringen, die dahin erfolgt, daß der eine Teil — hier 
die beklagte Kirchengemeinde — als Eigentümerin anerkannt, 
dafür aber dem anderen Teile — dem klagenden Geſamtſchul⸗ 
verbande — das im Grundbuch einzutragende Recht der Mit⸗ 
benutzung für ſeine Zwecke auf die Dauer der organiſchen Ver⸗ 
bindung von Kirchen- und Schulamt eingeräumt wird. Eine 
beſondere Form ſchreibt das Vu. ſelbſt für eine ſolche Aus⸗ 
einanderſetzung nicht vor. Mit dem BG. iſt allerdings an⸗ 


lich⸗rechtliche Schulverfaſſung. Eine Gefahr für die Landgemeinden.“ 
PrVerwBl. Nr. 35 und 36 von 1926 S. 365 ff. und 377ff.). Dafür 
ſpricht aber auch die Außerung des Führers des Zentrums am 22. Mai 
1906 (Sten Ber Abg. Sp. 5079), daß der Abſchnitt III des Geſetzes ſehr 
tief in das beſtehende Vermögen eingreife, allerdings mehr theoretiſch, 
da ja nur Vermögen, das bisher Schulzweckhen ge- 
dient hat, gleichviel wer Eigentümer des Vermögens 
war, weiter Schulzwecken erhalten bleiben ſolle. 

6. Unbeſtreitbar ſind die Unterrichtszwecken dienenden Schul⸗ 
gebäude auch bei verbundenen Küſter⸗ und Lehrerſtellen öffentlich⸗ 
rechtlich der Schule gewidmet. Das gleiche gilt von Turn⸗ oder Spiel⸗ 
platzen. Die Wohnräume und die zum Unterhalt des Stelleninhabers 
beſtellten Grundſtücke dienen gleichmäßig der Schule wie der Kirche. 
Wenn das NG. dieſes öffentlich⸗rechtliche Gebundenſein der ſtreitigen 
Vermögensſtücke unbeachtet laſſen will, jo widerſtreitet das dem Be⸗ 
ſchluß der Ver ZS. v. 27. April 1898 (RG. 41, 272), wonach die 
Staatsbehörde, „die über einen Anſpruch zu entſcheiden hat, auch zu⸗ 
ſtändig iſt, über alle Rechtsfragen zu befinden, von deren Beantwor⸗ 
tung die Entſcheidung über den Anſpruch abhängt. Die Zuſtändigkeit 
der Gerichte umfaßt auch die Fragen, welche öffentlich⸗rechtlicher Natur 
find.” Hiermit im Einklang ſteht die Auffaſſung des OLE. (Urteil 
v. 15. März 1894 OVG. 26, 266), wonach der Verwaltungsrichter trotz 
des 57 Abſ. 1 LVch. auch Privatrechtsverhältniſſe nachzuprüfen hat, 
ſoweit fie die Unterlage öffentlich⸗rechtlicher Verhältniſſe bilden. 

In Fragen, die weſentlich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts 
liegen, wird hiernach auch der Zivilrichter das öffentliche Recht nicht 
außer acht laſſen dürfen. Wie bedenklich der gegenteilige Standpunkt 
iſt, ergibt ſich ſchon daraus, daß das RG. in dem obigen Urteil die 
Rechtswirkung der von einem Regierungskommiſſar mit dem Schul⸗ 
vorſtande aufgenommenen Verhandlung v. 17. Okt. 1913, alſo einen 
zweifellos öffentlich⸗rechtlichen Akt, nach den privatrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen des 8 779 BGB. beurteilen will. 

7, Erfahrungsgemäß iſt allerdings kaum darauf zu rechnen, daß 
das RG. feine nunmehr ſchon in mehreren Urteilen vertretene An⸗ 
ſicht, daß bei der Vermögensauseinanderſezung zwiſchen Kirche und 
Schule nach 8 30 Abs. 6 und 7 Vll. lediglich das privatrechtliche 
Eigentum und nicht der Verwendungszweck der einzelnen Vermögens- 
ftücke in Betracht komme, bei erneuter Prüfung wieder aufgeben wird. 

Trotzdem braucht die Unterrichtsverwallung das gewaltige Ver⸗ 
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zunehmen, daß eine formloſe Vereinbarung nicht unmittelbar 
Rechtsänderungen herbeiführen kann, die das Privatrecht an 
beſondere Formvorſchriften bindet, und daß durch ſolche weder 
eine erforderliche Auflaſſung, noch die zur wirkſamen 
gründung einer ſchuldrechtlichen Grundſtücks⸗bereignungs⸗ 
verpflichtung notwendige gerichtliche oder notarielle Beurkun 
dung erſetzt werden konnte. Aber darum braucht es ſich im 
gegebenen Fall auch gar nicht zu handeln. Die Frage d 
Eigentums an dem ſtreitigen Grundſtücke war zweifelhaft u 
bisher durch eine rechtskräftige gerichtliche Feſtſtellung ni 
geklärt. Der einzige neben der Bekl. in Betracht kommen 
Prätendent war aber der Kl. Die Beſeitigung feines Wider“ 
ſpruchs genügte, wie ſich annehmen läßt, um dem Ei 
tragungsantrage der Bekl. den Erfolg zu ſichern. In der Ur 
kunde v. 17. Oft, 1913 iſt die Aufgabe des Widerſpruchs el 
klärt. Ob darin nicht eine im Wege des Vergleichs binden 
eingegangene Verpflichtung zur Unterlaſſung weiteren Wider“ 
ſtandes zu erblicken fei, hat das BG. bisher nicht geprüft. Der 
Kl. will allerdings ſeine Erklärung nicht als verpflichtend 
gelten laſſen, indem er ausführt, daß ſie nur unter einem 
Druck des damaligen Regierungskommiſſars und auf einige 
von ihm gemachte Verſprechungen hin abgegeben ſei, bie 
ſpäterhin von der Regierung nicht gehalten ſeien. Aber damit 
iſt weder eine Anfechtung gemäß 8 123 f. BGB., noch die 
Unwirkſamkeit eines Vergleichs nach 8 779 daſelbſt aus- 
reichend geltend gemacht; die bloße Enttäuſchung von, 
wartungen, zumal in betreff des Verhaltens eines Dritten, 
vermöchte den einfeitigen Rücktritt nicht zu rechtfertigen. Eben 
ſowenig kann dem BG. darin mangels näherer Begründung 
beigetreten werden, wenn es in der Erklärung des Kl. vom 
17. Okt. 1923 nur eine vorläufige Kundgebung der DM 
reitſchaft zur Auseinanderſetzung erkennen will, die mangels 
deren ſpäterer Durchführung den Kl. nicht hindere, erneut auf 
die Feſtſtellung ſeines Eigentums zu dringen. Was bisher 
vorliegt, ergibt keinen Anhalt für die Abſicht einer nur vor“ 
läufigen, unverbindlichen Erklärung; die Feierlichkeit der Ver 
handlung vor dem Regierungskommiſſar und das große Aus 
gebot von Vertretern des Kl. ſprechen zunächſt ebenſoſehr DA 
gegen, wie die abſchließende Faſſung der Erklärung und ihre 


mögen der vereinigten Küſter⸗ und Lehrerſtellen keineswegs wider⸗ 
ſtandslos den Kirchen auszuliefern. Auch wenn ſie ſich auf den Stand” 
punkt ſtellt, daß das privatrechtliche Eigentum für die Auseinander⸗ 
ſetzung entſcheidend fei, wird fie die berechtigten Anfprüche der Schule 
in den meiſten Fällen mit Erfolg geltend machen können. 

a) Zunächſt muß nachdrücklich beſtritten werden, daß das 0% 
meinſchaftliche Vermögen vereinigter Schul- und Kirchenſtellen ſich vol 
Erlaß des preuß. Laudrechts regelmäßig im Privateigentum der Kirchen 
befunden habe. Wie ich ſchon auf S. 1848/49 unter Bezugnahme auf 
Gierke (Dt. Geuoſſenſchaftsrecht Bd. 3 S. 802/04) hervorgehoben 
habe, iſt der Verſuch der Reformation, an die Stelle des kanoniſchen 
Anſtaltsprinzips dem Gedanken des Eigentums der Korporativen 
meinde zur Anerkennung zu verhelfen, größtenteils geſcheitert. 
das für kirchliche Zwecke beſtimmte Gut vor der völligen Verſtaal⸗ 
lichung oder Verſtadtlichung zu retten, mußte man zu der Necht 
anſchauung, daß das kirchliche Vermögen öffentlichen Zwecken gew 
metes Anſtaltsvermögen, eine, juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzende Str 
tung ſei, zurückkehren. Das als pia causa anerkannte kirchliche 
mögen war von vornherein nicht nur für Zwecke des Gottesdienste 
und der Seelſorge, ſondern zugleich für Schul⸗ und Wohlfahrtszwe in 
beſtimmt. Das Mittelalter kannte keine Trennung von Kirche un 
Schule; übrigens auch keine Trennung von Kirche und Staat in dem 
Umfange, in dem ſie heute Rechtens iſt. Herrmann weiſt d! 17 
q. a. O. für den Magdeburger Bezirk nach. Hier ſei auf die Verhält⸗ 
niſſe der Mark Brandenburg hingewieſen. Die Viſitatious⸗ und Kon 
ſiſtorialordnung Johann Georgs von 1573 kennt keine beſonderen 
Kirchengemeinden. Falls die Kirche in ihrem „Kaſten“ nicht genügende 
Mittel beſitzt, „ſoll der rath und obrigkeit ſamt der gemeine in ſtebte 
und dörfern, darzu hülfe zu tun und die kirche bauen zu laſſen ſchulbig 
ſein“. Daß mit der „Gemeine“ hier die politiſche Gemeinde 171 0 
fanden iſt, ift gerade kirchlicherſeits durch Juanſpruchnahme der en 
Berlin für die Tragung der Kirchenbaukoſten i. J. 1871 (Obertre. 
Erk. v. 14. Okt. 1871, Entſch. Bd. 66 S. 179) und in den Jahte⸗ 
1831/92 dargetan worden. Es war im 16. Jahrhundert fo, wie 95 
Magiſtrat von Berlin in einer Denliſchrift darlegt, in der er 1892 di 
Hilfe der Geſetzgebung gegen ein ihn auf Grund jener Beſtimmung 
der Konſiſtorialordnung verurteilendes Erkeuntnis erbittet: io 

„Kirchengemeinden im heutigen Sinne gab es nicht. D. 
vorhandenen Kirchen waren lediglich Stiftungen. Pfarrer U 15 
Kirchenväter vertraten daher die Kirche als Stiftung, nicht br 
Geſamtheit der Eingepfarrten oder der Gemeinde. Nat un 
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en Vorlegung zur Genehmigung durch die Aufſichts⸗ 
m = Aber andererſeits iſt bisher auch das wirkliche Zu⸗ 
30 ommen einer Vereinbarung i. S. der Abſ. 6, 7 des 
=. BUG. tatſächlich nicht ausreichend feftgeftellt. Die Ur⸗ 
A 17. Okt. 1913 enthält nur die einſeitige Erklärung 
genen chulvorſtandes. Vertreter der Bekl. waren nicht zu⸗ 
Fegent Die Erklärung iſt lediglich dem Regierungskommiſſar 
folie ber abgegeben. Daß ſie der Bekl. übermittelt werden 
und iſt aus der Urkunde ſelbſt nicht erkennbar. Ob, wann 
die An welcher Form ſie von der Bekl. angenommen und ob 
dem mahme dem Kl. mitgeteilt iſt, erhellt bisher nicht; aus 
it dsenehmigungsvermerke der Regierung v. 25. Juli 1921 
er Zuverläſſiges nicht zu entnehmen. Ohne weitere 
ſiche ang der tatſächlichen Vorgänge war hiernach eine 
uch 9 Beurteilung der Rechtslage nicht möglich. — 2. Aber 
liche abgeſehen von den jüngſten Ereigniſſen erſcheint die recht⸗ 
nicht Beurteilung der gegebenen Tatſachen durch das BG. 
Erte einwandfrei. Während das LG. im Anſchluß an das 
881 nis der Generalkommiſſion zu Merſeburg v. 25. Febr. 
5 (Kirchlu BO Bl. 1881, 125 f.) bei den Vermögensſtücken 
vermutdener Schul⸗ und Küſterſtellen von einer Rechts⸗ 
ung zugunſten des Eigentums der Kirchengemeinde 
Na ging und, unter Ablehnung der Erſitzungsmöglichkeit, den 
nicht weis eines anderen Erwerbsgrundes durch den Kl. für 
} gerührt erachtete, hat das BG. zwar den Erwerbsgrund 
gun Erſitzung ebenfalls verworfen, dagegen unter Mißbilli⸗ 
rule jener Rechtsvermutung die Annahme, daß das Land 
vieler der Kirche gehört habe, für nicht begründet erklärt und 
Köniachr den herangezogenen Akten des Staatsarchivs in 
us berg und der Regierung daſelbſt genügenden Anhalt 

0 r entnehmen zu können geglaubt, daß es Eigentum der 
Abſch lich alt H. geweſen ſei, bis es von dieſer, vor oder bei 
dige uß der Separation, der Schule, die inzwiſchen ſelbſtäu⸗ 
An Rechtsperſönlichkeit erlangt habe, übereignet ſei. Nicht 
eanſtanden iſt es nun zwar, wenn das B., übereinſtim⸗ 
Senn mit der Vorinſtanz, die Möglichkeit einer Erſitzung des 
daß dſtüds gegen die Kirche mit der Begründung abweiſt, 
eren der Verbindung des Lehrer⸗ und Kantoramtes 
liger Inhaber nicht lediglich zugunſten des Schul⸗ 


Obrigkeit waren die einzigen verfaſſungsmäßigen Organe der 
letzteren.“ 


Sni den Aufgaben dieſer frommen Stiftungen gehörte auch die 
Kirchlz ung und Unterhaltung der öffentlichen Schulen. Nicht ans 
19 lichen Quellen, nicht aus Zehnten oder Kollekten, ſondern aus 
irche inkommen der „gemeinen kaſten“ wurden die Baukoſten der 
Schuld e Schulen und Hoſpitäler, die Beſoldung der Kirchen⸗ und 
Ei lener beſtritten. Nicht von einer gar nicht eriftierenden Kirchen⸗ 
Were ſondern „von den einwohnern der dörfer“ wurden die 
Beite erhäufer, jo vor alters geweſen“ gebaut und gebeffert. „Die obrig⸗ 
ſiehend jedes orts mußten die bei einer jeden kirchen in ſtedten be⸗ 
Weſe en ſchulen ordentlich und nottürftig bauen“ und im baulichen 
Neben halten. Die dieſe Häuſer bewohnenden Küſter waren durchweg 
dr „Schulmeiſter“, in manchen Städten ſogar noch Stadt⸗ 
„reiber (dgl, die Ordnung der Viſitatoren für die Stadt Köpenick 
28. Okt. 1541). 


ra: widerſpricht alſo den geſchichllichen Tatſachen und iſt rechtlich 
lien für die vorlandrechtliche Zeit in Preußen von einem aus⸗ 
ii lich kirchlichen Eigentum Rorporativer Kirchengemeinden an den 
ch le und Schulzwecke beſtimmten Vermögensſtücken zu ſprechen. 
er ih iſt nur, ob das kirchliche Vermögen damals als Eigentum 
auch dlitiſchen Gemeinden angeſehen wurde, die heute nach dem VII. 
ich die Volksſchulen zu unterhalten haben, oder ob es als ein für 
huriſiſche und Schulzwecke gleichzeitig beſtimmtes, als fromme Stiftung 
u Niiche Perſönlichkeit beſizendes Zwechvermögen angefehen wurde. 
S. 37 allen Umſtänden hätte die Kirche, wie Herrmann a. a. O. 
mp mit Recht betont, die ausſchließliche Widmung birchlicher Ver⸗ 
gensgegenſtände für kirchliche Zwecke im Streitfalle zu beweiſen. 
Schul Durch das ALR. iſt an der engen Verbindung von Kirche, 
ich und Staat nichts Weſentliches geändert. Daß die Redaktoren 
5 Auſſtellung der Regeln in SS 160 und 170 den „Kirchengeſell⸗ 
en“, d. h. den einzelnen, korporativ organiſierten Kirchengemein⸗ 
N nicht Eigentum an Gegenſtänden überweiſen wollten, die ſeit mehr 
dien Jahren als ein für Kirchen⸗ und Schulzwecke gemeinſchaftlich 
endes Stiftungsvermögen anerkannt waren, wird kaum beſtritten 
deg 2 Daß nicht einmal alle Kirchengebäude unter der Herrſchaft 
denn LR. im Eigentum der örtlichen Kirchengemeinden ſtehen, dafür 
ja gt der Hinweis auf den Magdeburger Dem, der dem Staat ge⸗ 
Eigen auf die Kaſſer⸗Wilhelm⸗Gedächtnis⸗Kirche in Berlin, die im 
gentum einer 1903 errichteten, Rechtsfähigkeit befigenden Stiftung 


verbandes habe erſitzen können. Wie in dem Falle der vom 
BG. angezogenen Eutſcheidung des RG. in ZW. 1924, 1982 
würde es auch hier während des Fortbeſtehens der Amter⸗ 
verbindung an einem der Fortdauer des Eigentums der Be⸗ 
klagten widerſprechenden äußeren Zuſtande gefehlt haben, der 
Vorausſetzung der Erſitzungsmöglichkeit iſt; denn die Bell. 
würde durch ihren Organiſten, Kantor und Küſter dauernd 
in Beſitz und Nutzung ihres Grundſtücks geblieben ſein, ohne 
daß ſich feſtſtellen ließe, daß Beſiz und Nutzung im erkenn⸗ 
baren Widerſpruch mit ihrem Recht auch durch einen anderen 
geübt wäre. In der Reviſionsinſtanz iſt denn auch der Kl. 
auf dieſen Erwerbsgrund nicht zurückgekommen. Zuzuſtimmen 
iſt dem BR. ferner, wenn er die von der Generalkommiſſion 
in Merſeburg aufgeſtellte Rechtsvermutung zugunſten des 
Eigentums der Kirche ablehnt. Er befindet ſich dabei im Ein⸗ 
ange mit der feſtſtehenden Rechtſprechung des R., die die 
Entſcheidung immer den Verhältniſſen des Einzelfalls ent⸗ 
nommen und ohne grundſätzliche Anderung der Beweislaſt 
höchſtens eine tatſächliche Vermutung für das Eigentum der 
Kirche als begründet anerkannt hat (vgl. RG. v. 16. Febr., 
25. Febr. und 15. Okt. 1885 ſowie 16. März 1886 bei Arndt, 
die organiſch vereinigten Kirchen⸗ und Schulämter in Preu⸗ 
ßen). Ohne Rechtsirrtum hat das BG. daher von dem klagen⸗ 
den Schulverbande den Nachweis feines Eigentums gefordert 
und iſt bei deſſen Prüfung auf die geſchichtliche Entwicklung 
eingegangen. Rechtlich fehlſam aber, weil jenem Grundſatze 
der vollſtändigen Verückſichtigung aller tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe widerſprechend, erſcheint es, wenn es dabei den Umſtand, 
daß die Schule urſprünglich und lange Zeiten hindurch eine 
rein kirchliche Einrichtung war, als für die ſtreitige Eigen⸗ 
tumsfrage belanglos erklärt. In der älteſten, bisher zur Sache 
beigebrachten Urkunde, dem Protokolle v. 16. Juni 1738, 
welches anläßlich der unter König Friedrich Wilhelm I. an⸗ 
geordneten Prüfung der Schulverhältniſſe aufgenommen 
wurde, iſt die Schule ausdrücklich als Kirchſchule unter dem 
Organiſten, alſo einem Kirchenbedienten bezeichnet. Hatte die⸗ 
ſes Protokoll an der in Betracht kommenden Stelle auch nur 
den Unterhalt des Lehrers im Auge, ſo konnte doch dem 
Umſtande, daß unter den Einkommensgrundlagen der Stelle 


ſteht, und auf den Dom in Berlin, der einer, ſchon aus kurfürſtlicher 
Zeit ſtammenden Stiftung, der „Oberpfarr⸗ und Domkirche“ gehört. 


An der Eigenſchaft eines auch privatrechtlich gemein⸗ 
ſamen Zweckvermögens wird hinſichtlich des einer organiſch verbunde⸗ 
nen Küſter⸗ und Schulſtelle gewidmeten Vermögens dadurch nichts ges 
ändert, daß das ALR. den „Kirchenvorſtehern einer jeden Gemeine auf 
dem Lande und in kleinen Städten“ die Vertretung ſämtlicher „ge⸗ 
meinen Schulen“ überträgt (ALR. II, 12, 3 13), den Schulgebauden, 
übrigens nicht nur den Küſterſchulen, dieſelben Vorrechte, wie den 
Kirchengebäuden, verleiht (a. a. O. 5 18) und auf die Schulgrundſtücke 
und ſonſtigen Schulvermögensſtücke die Vorſchriften über das Kirchen⸗ 
vermögen für anwendbar erklärt. Nach ALR. ſind eben Kirche und 
Schule eng verbunden, und auch die Pfarrer müſſen durch Unter⸗ 
richtserteilung der Kinder zur Erreichung der Schulzwecke „tätig mit⸗ 
wirken“ (a. a. O. 8 49). 

c) Mit Recht hebt das RO, in dem obigen Urteil hervor, daß 
ſelbſt durch feine, „höchſtens tatjächliche Vermutung“ für das Eigen⸗ 
tum der Kirche an der Beweislaſt nichts geändert wird. Wie vor⸗ 
ſtehend ausgeführt, ſpricht die geſchichtliche Vermutung für ein gemein⸗ 
ſchaftliches Eigentum von Kirche und Schule. Zweifellos befinden ſich 
Klaſſenräume, Turn⸗ und Spielplatz im ausſchließlichen Beſitz und Ge⸗ 
brauch der Schule. In ſehr vielen Fallen find bei den im vorigen 
Jahrhundert ſtattgefundenen Separationen beſtimmte Grundſtücke aus⸗ 
drücklich der Schule zugewieſen. Wenn die Kirchengemeinden trotzdem 
das Alleineigentum an dieſen und an den für Schul⸗ und Kirchen⸗ 
zwecke gemeinſam dienenden Vermögensſtücken beanſpruchen, ſo müſſen 
fie die ausſchließliche Widmung der betreffenden Gegenftände für kirch⸗ 
liche Zwecke beweiſen. Dies iſt auch vom MG. in einem derartigen 
Falle ausdrücklich anerkannt (Urt. v. 25. Febr. 1885, 3Bl. d. UV. 
1886, 810). 

d) Wenn die Kirchengemeinden ihr alleiniges Eigentum an dem 
Schul⸗ und Kirchenzwecken gemeinſam gewidmeten Vermögen nicht 
nachweiſen können, andererſeits auch der Schulverband die Widmung 
des betreffenden Vermögensſtücks ausſchließlich für Schulzwecke nichl 
nachweiſen kann, ſo muß das Vermögen bei der Auseinanderſetzung 
zwiſchen beiden geteilt werden. Dies ergibt ſich aus den auch für 
öffentlich⸗rechtliches Eigentum geltenden 88 741, 742 B., mit benen 
in dieſer Hinſicht der 887 BGB. im Einklang ſteht. Daß bei einer 
Auseinanderſetzung gemäß 8 30 Abſ. 6 und 7 BUG. ein dem 387 
BGB. durchaus rechtsähnlicher Fall vorliegt, wird vom NG. zwar 
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auch „eine halbe feſte Hube“, die der Organiſt habe, aufge⸗ 
führt wird, nicht jede Bedeutung zugunſten der Bekl. ab⸗ 
geſprochen werden. Von irriger Grundauffaſſung beeinflußt 
erſcheint es auch, wenn aus dem Bericht des Pfarrers vom 
22. Dez. 1803 die Außerung über die „von der Dorfſchaft an 
die Schule ſeit undenklichen Zeiten willig abgetretene halbe 
Hube“ zu dem Schluſſe verwertet wird, daß damals die 
Dorfſchaft (die politiſche Dorfgemeinde?) noch Eigentümerin 
des Landes geweſen ſei, da ſonſt der Pfarrer dieſes Land als 
Kirchenland bezeichnet haben würde. Zuzugeben iſt anderer⸗ 
ſeits, daß an anderen Stellen desſelben Aktenhefts von dem 
dem Organiſten von der Dorfſchaft zur Nutzung abgetretenen 
oder überlaſſenen Lande, das ſie ihm weiter zu belaſſen be⸗ 
reit ſei, die Rede iſt, wobei freilich nach dem Inhalte der 
Verhandlungen wieder zweiſelhaft bleibt, ob hier nicht der 
Nachdruck auf der Herkunft des Dienſtlandes aus der Ge⸗ 
markung H. im Gegenſatze zu den übrigen, zu der Schulſtelle 
beitragspflichtigen Gemeinden lag. Auch wenn von der Fort⸗ 
dauer des Eigentums der politiſchen Gemeinde bis ins neun⸗ 
zehnte Jahrhundert ausgegangen wird, ſo rügt doch die Revi⸗ 
ſion ferner nicht mit Unrecht, daß es der Annahme des BG. 
von einer an den Schulverband, nachdem er die Rechtsfähig⸗ 
keit erlangt hatte, geſchehenen Übereignung bisher an der ge⸗ 
nügenden Begründung fehle; denn es iſt weder über Rechts⸗ 
grund und Zeit dieſer Übertragung, noch die rechtlichen For⸗ 
men, in denen ſie ſich wirkſam vollzogen habe, Tatſächliches 
feſtgeſtellt. Der Rückſchluß aber, den das BG. aus dem In⸗ 
halte des Rezeſſes von 1849 zieht, iſt nicht ſtichhaltig. Wäre 
die Bekl. bis zur Separation Eigentümerin des Schuldienſt⸗ 
landes geweſen, ſo würde daran weder dadurch, daß die Schule 
ſelbſtändig wurde und Rechtsperſönlichkeit erhielt, noch durch 
den Separationsrezeß ohne weiteres etwas geändert worden 
ſein, wie auch die Aufführung der „Schule“ im Rezeß als 
Eigentümerin der halben Hufe bei der rechtlichen Mehr⸗ 
deutigkeit dieſer farbloſen Bezeichnung für den Eigentums⸗ 
beweis zugunſten des Kl. nicht von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung ſein kann. Denn der Erwerb der Rechtsfähigkeit durch 
den Schulverband berührte als ſolcher das etwaige Eigentum 
der beklagten Kirchengemeinde nicht, und der Rezeß hatte zwar 
einen Austauſch des Schuldienſtlandes gegen anderes Land, 
nicht aber im übrigen eine Anderung der Rechtslage zum 
Gegenſtande; die Abfindungsgrundſtücke traten vielmehr in 
den bisherigen Rechtszuſtand des Eingeworfenen ein (vgl. RG. 


verneint (vgl. JW. 1926, 1447), aber ohne jede nähere Begründung 
(ogl. die Beſprechung von Dirkſen 1d ZW. 1926, 1448). 

8. Wie ſchon JW. 1926, 1450 erwähnt, befürwortet v. Rohr⸗ 
ſcheidt eine geſetzliche Klärung der Frage. Ich habe dem zugeſtimmt. 
Ein ſolches Vorgehen erſcheint aber bei näherer Prüfung politiſch ſehr 
gefährlich und deshalb kaum empfehlenswert. Wohl ſind die bisherigen 
Urteile des RG., durch welche das ganze, einer vereinigten Küſter⸗ und 
Lehrerſtelle gehörige, teilweiſe für Schulzwecke beſtimmte Vermögen 
entſchädigungslos den Kirchengemeinden zugewieſen iſt, von der poli⸗ 
tiſchen Preſſe, ſoviel ich ſehe, unbeachtet gelaſſen. Nur in Fachzeit⸗ 
ſchriften haben die Urteile des RG. ablehnende Kritik gefunden. Die 
Sache würde ſich ſofort ändern, wenn verſucht werden ſollte, durch 
Geſetz an die Stelle des ordentlichen Rechtsweges das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren in den Fällen des § 30 Abſ. 6 und 7 VG. zu ſetzen 
oder dieſe Beſtimmungen dahin geſetzlich zu ergänzen, daß bei der Ver⸗ 
mögensauseinderſetzung die bisherige Zweckbeſtimmung der einzelnen 
Vermögensſtücke maßgebend zu berückſichtigen ſei. Unter Hinweis auf 
die bisher der Kirche günſtigen Entſch. des RG. würde ein derartiges 
Geſetz in der die kirchlichen Intereſſen verteidigenden politiſchen Preſſe 
unter dem Kampfruf: „Geplanter Kirchenraub“, oder: „Neuer Kultur⸗ 
Rampf“ ſofort heftig angegriffen werden. Wenn irgend möglich, wird 
man eine ſolche Erregung der öffentlichen Meinung in unſerer leider 
ſchon ſo friedloſen Zeit vermeiden müſſen. Tatſächlich bietet ſich für 
die Unterrichtsverwaltung eine Möglichkeit, ein geſetzliches Eingreifen 
zu vermeiden und dabei doch die ſchutzbedürftigen Unterrichtsintereſſen 
zu wahren. 

9. Wenn das RG. das öffentliche Recht bei dieſen Auseinander⸗ 
ſetzungen nicht beachtet wiſſen will und die Streitfragen lediglich von 
privatrechtlichen Geſichtspunkten aus entſcheidet, ſo hindert dies die 
Schulbehörden nicht, die öffeutlich⸗rechtlichen, ſeit Jahrhunderten be⸗ 
ſtehenden Verpflichtungen der beteiligten Kirchengemeinden auf Grund 
des 8 46 Zufi®. in Anſpruch zu nehmen. Daß unter „Leiſtungen für 
die Schule“ auch dingliche und auch dauernde Leiſtungen gemeint ſind, 
iſt unbeſtritten (vgl. auch KommBer. AH. 1880/81, Druckſ. 103 
S. 39). Das OG. ſteht, wie bekannt, auf einem anderen Stand⸗ 
punkt, als das RG. Durch Inanſpruchnahme der verpflichteten Kirchen 


v. 29. April 1911 bei Arndt a. a. O. S. 38 f.; v. Rohr“ 
ſcheidt, Vu. 5. Aufl. $ 30 Anm. 5 S. 177). Die Bezeich, 
nung der Schule als Separationsteilnehmers ergibt dahe 
nichts Sicheres für die Eigentumsfrage, und ſollte ſelbſt im 
damaligen Verfahren der Schulverband irrtümlich als ber 
Eigentümer angeſehen worden fein, fo würde auch dies © 
Rechtsſtellung des wahren Berechtigten nicht beeinträchtigt 
haben. Wenn die Ausführungen des BU. über die W 
kungen der Separation anders zu verſtehen ſein ſollten, würd 
ihnen nicht beigetreten werden können. Ohne Grundlage! 
es ferner, wenn in dem BU. gejagt wird, daß die Zuteilung 
des ſtreitigen Grundſtücks im Rezeß auch als Neudotierung 
der Schule gemäß §8 101 f. der Gemeinheitsteilungsordnung 
mit Recht ſchaffender Wirkung angeſehen werden könne.! on 
einer Neuausſtattung der Schule enthält der Rezeß nichts! 
vielmehr iſt darin lediglich für die eingeworfene halbe Hu 
Dienſtlandes das Abfindungsgrundſtück von 20 Morge" 
11 Quadratruten gewährt. Dafür, daß in der Auseinander 
ſetzungsverhandlung v. 1. März 1876 die während einer Be 
kanz der Lehrerſtelle aufgelaufene Pacht für das Dienſtland 
vom Schulvorſtande der Kirchenkaſſe zuerkannt ift, vermah 
das BU. eine überzeugende Erklärung nicht zu geben. 17 
bisherige Begründung reicht hiernach nicht aus, die tatſächlich 
Schlußfeſtſtellung des BG. zugunſten des klägeriſchen Eigen 
tums an dem ſtreitigen Grundſtück aufrechtzuerhalten. 

(U. v. 22. Febr. 1926; 219/25 V. — Königsberg) an 


5. 88 45, 43, 38 RBG. Anrechnung der Aus 
bildungszeit, der Zeit ſonſtiger unentgeltliche 
Beſchäftigung eines Beamten, und der Zeit 9h 
vorübergehenden Vertretung erkrankter und 995 
urlaubter Beamter auf die ruhegehaltsfähih, 
Dienſtzeit. Begründung des Beamten verhält 
niſſes ſchon durch Übertragung und Leiſtung 
von Aufgaben, welche in den Bereich der IH 
ſtändigkeit von Beamten fallen.] 7) PR: 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob verſchiedene Zeita 
ſchnitte, während deren die Kl. und zwar in jedesmal ander 1 
Weiſe bei der Poſtverwaltung beſchäftigt war, auf die ruhege 
haltsfähige Dienſtzeit in Anrechnung zu bringen ſind. f 
BG. hat dies durchweg verneint. In bezug auf die Zeit von 
29. März bis 14. Juni 1898, welche der Ausbildung der Kl. 


auf Grund der 88 46, 160 Zuftß. kraft öffentlichen Rechts an 
daher, worauf Herrmann a. a. O. S. 378 zutreffend aufmerkſa 
macht, die Unterrichtsverwaltung dahin wirken, daß die Schulen MI 
entſchädigungslos enteignet werden, daß das den Kirchengemeind 8 
unter Außerachtlaſſung des öffentlichen Rechts zugeſprochene Pr ge 
Eigentum vielmehr eine nuda proprietas, und ihre auf der Widmu Pr 
gemeinſamen Vermögens für Schulzwecke beruhende örtliche Leistung 
pflicht erhalten bleibt. den 
10. An meinem Vorſchlage (JW. 1926, 1450) einer entſprechen 85 
Ausgeſtaltung des geplanten RVerwcher. wird hierdurch nichts geände 
RA. Dr. Fleiſcher, Berlin⸗Stegliz 


Zu 5. Das NG. erörtert in dem Urteil eine Anzahl von 
intereſſanten, praktiſch bedeutſamen Problemen des Reichsbeamt 
rechts. Seinen Ausführungen iſt durchweg beizutreten. 0 

I. Das RG. beſchäftigt ſich zunächſt mit der Frage, ob ori‘ 
845 Abſ. 3 Satz 2 RBG. die Anrechnung der Ausbildun 95 30 
auf die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit eines Reichsbeamten nur in * 
Falle zuläſſig iſt, daß der betreffende Beamte bereits während d 8 
Ausbildungszeit zu dem Reiche in einem Beamtenver hält 
geſtanden hat. Die Frage wird mit Recht bejaht, und zwar ei 
im Hinblick auf die Entſtehungsgeſchichte des 845 Abſ. 3 Saß * 
aus der ſich ergibt, daß nach dem Willen des Geſetzgebers eine Tal 9.5 
keit, die nicht auf einem öffentlich⸗rechtlichen, ſondern lediglich een 
einem privatrechtlichen Dienſtverhältnis beruht und die infolgedeſn g 
nicht zu einem Penſionsanſpruch führt, auch nicht zur Erhöhuln 
von Penſionsanſprüchen geeignet ſein ſoll. Für die Richtigkeit > 
vom NG. vertretenen Standpunktes ſpricht ferner der Zuſammenha in 
der Vorſchrift des § 45 Abſ. 3 Satz 2 mit den Beſtimmungen, lich 
Abſ. 1 und 2 und Abſ. 3 Satz 1 verb. mit 8 38 RBG., die in 
deutlich erkennen laſſen, daß der Geſetzgeber nur Zeiten der D im 
leiſtung für anrechnungsfähig erklären will, welche der Beamte 
Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. 192 

II. Das RG. legt weiter überzeugend dar, daß gemäß 845 Es 
Satz 2 RBG. außer der Ausbildungszeit auch die Zeit jonjtiger u 1 
enkgeltlicher Veſchäftigung eines Beamten in deſſen ruhegeha 
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i 
1 5 Telgraphendienſt gewidmet war, ſcheitert die Anrechnungs⸗ 
Alf ichleit nach der Anſicht des BG. daran, daß der 8 45 
a S. 2 RBG. die Zurücklegung der Ausbildungszeit im 
bei üenverhältnis vorausſetzt und daß dieſes Erfor⸗ 
neten bei der Kl. nicht erfüllt iſt. Die Auslegung der bezeich⸗ 
iſt 5 Geſetzesbeſtimmung, von der hierbei ausgegangen wird, 
5 zutreffend. Der Abſ. 3 iſt dem 8 45 durch das Geſetz vom 
878 at 1907 betr. Anderungen des RBG. vom 31. März 
aß inzugefügt worden, um die Annahme auszuſchließen, 
ge Reichsbeamter Anſpruch auf die Anrechnung jeglicher 
desc habe, gleichviel ob er haupt⸗ oder nur nebenamtlich 
Dien leigt und gleichgültig, ob ihm ein Entgelt für ſeine 
0 gewährt wurde oder nicht. In der Begründung zu 
gefüben Abſ. 3 entſprechenden Stelle des Entwurfs wird aus⸗ 
bet daß die an ſich der inneren Verechtigung entbehrende 
ſchöft ſellung der unentgeltlichen mit der entgeltlichen Be⸗ 
Ref 9 nur inſoweit zu billigen fei, als die erſtere wie die 
niſch ti ung im Vorbereitungsdienſt entſprechend den orga⸗ 
Rue Einrichtungen der Verwaltung auf die Erreichung 
men Dienſtſtelle gerichtet ſei, deren Inhaber ein Dienſteinkom⸗ 
lll dom Reiche beziehe. Daran ſchließt ſich der Satz: „Im 
die Fneinen wird davon auszugehen fein, daß eine Tätigkeit, 
höh icht zu einem Penſionsanſpruch führt, auch nicht zur Er⸗ 
ſtreben nd von Penſionsanſprüchen geeignet iſt.“ Das Be⸗ 
en des Geſetzgebers ift ſonach darauf gerichtet, die an ſich 
beſti wegs zuſammenfallenden Fragen, ob eine Beſchäftigung 
er Art einen Ruhegehaltsanſpruch erzeuge, und ob 
ea dieſer Beſchäftigung zugebrachte Zeit bei der Feſtſetzung 
Reiche des Ruhegehalts anzurechnen ſei, einer möglichſt 
ſem mäßigen Regelung zu unterwerfen (RZ. 84, 56). Die- 
nun tundgedanken gemäß iſt anzunehmen, daß die Anrech⸗ 
940 fahigkeit einer Zeit unentgeltlicher Beſchäftigung in 
Pes Abf. 3 S. 2 abgeſehen von der dort näher bezeichneten 
werd usſetzung, auch von der Vorbedingung abhängig gemacht 
fentlich ſollte, daß die unentgeltliche Tätigkeit auf einem öf⸗ 
an echtlichen und nicht lediglich auf einem privatrecht⸗ 
gebalts ienſtverhältnis beruht, welch letzteres zu einem Ruhe⸗ 
jeh ckeanſpruch und deshalb nach dem Standpunkt des Ge⸗ 
205 ers auch zu einer Erhöhung der Penſion nicht führen 
Saft, Diefe aus der Entſtehungsgeſchichte ſich ergebende Auf⸗ 
der go des Satz 3 wird beſtätigt durch den Zuſammenhang 
Abs Borſchrift mit den Beſtimmungen in Abs. und 2 und 
er , Sab 1 verb. mit 8 38, die ſämtlich deutlich ergeben, daß 
nun Geſetzgeber nur Zeiten der Dienſtleiſtungen für anrech⸗ 
ve fähig erklären will, welche der Beamte im Beamten⸗ 
aus hältnis zurückgelegt hat. Nun führt der BR. weiterhin 
1 daß mit der Ausbildung der Kl. als Telegraphengehilfin 
ſei Anſtellung nicht verbunden und nicht beabſichtigt geweſen 
auch ie denn die Kl. in jener Vorbereitungszeit dem Reiche 
weiß keine Dienſte geleiftet, ſondern zum Zwecke der Unter⸗ 
5 N ſolche von ihm empfangen habe. Dabei wird über⸗ 
ſchrif aß die Beamteneigenſchaft i. S. der Ruhegehaltsvor⸗ 
ſte ten des RBG. nicht nur durch die Kundgebung des An⸗ 
euungswillens der Dienſtbehörde, ſondern auch durch die 
rtragung einer Tätigkeit begründet wird, wie ſie in der 
1900 nur von Beamten verrichtet zu werden pflegt (JW. 
mit S. 1020 Nr. 8 und 1920 S. 556 Nr. 9). Die Befaſſung 
Ti ‚ner ſolchen nur von einem Beamten wahrzunehmenden 
daß gkeit behauptet aber gerade die Kl., indem ſie vorträgt, 
ihre Ausbildung nicht, wie der Bekl. geltend macht, unab⸗ 
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fähige d; 
je de Dienſtzeit einzubeziehen ift, und zwar 1. unter der Voraus⸗ 
bild 9, daß die betreffende Dienſtzeit als eine Fortſetzung der Aus⸗ 


muß ugs zeit zu betrachten iſt oder mindeſtens angenommen werden 
Tien aß ſie der Erreichung noch größerer Fertigkeit im künftigen 
(eu. als beſoldeter Beamter dient, ſowie 2. unter der Voraus⸗ 
reitz 9, daß der betreffende Beamte während der Ausbildungszeit be⸗ 
die Eigenſchaft eines Neichsbeamten erlangt hat. 
währ II. Dagegen bleiben Zeitabſchnitte, in denen ein Beamter noch 
end ſeiner Ausbildungszeit oder zwar bereits nach Abſchluß ſeiner 
Stell ungszeit, aber noch vor Innehabung einer etatsmäßigen 
Traut mit der Vertretung erkrankter oder beurlaubter Beamter be⸗ 
45 war, bei der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit gemäß 
ſich 9 3 Satz 1 und 8 38 Abſ. 1 REG. außer Betracht, weil es 
gehe ei dieſer Vertretung nur um eine ihrer Natur nach vorüber⸗ 
* Beſchäftigung handelt. An dieſer Rechtslage wird angeſichts 
dann er angeführten poſitivrechtlichen Vorſchriften des RBG. ſelbſt 
nichts geändert, wenn für den betreffenden Beamten ſchon wäh⸗ 
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hängig vom praktiſchen Dienſt in einem beſonderen Lehrzim⸗ 
mer, ſondern im Betriebsraum des Telegraphenamtes ſtatt⸗ 
gefunden habe und ſie ſehr bald nach ihrem Eintritt zur prak⸗ 
tiſchen Dienſtleiſtung am Apparat herangezogen worden ſei. 
Hätte ihr im Zuſammenhang mit dieſer Tätigkeit auch die 
Ausſtellung öffentlicher Urkunden, insbeſondere die Ausfer⸗ 
tigung von Telegrammen und in Verbindung damit die ſelbſt⸗ 
ſtändige Ausfüllung der am Kopf der Ankunftsformulare vor⸗ 
geſehenen Vermerke über Ort und Zeit der Aufgabe und Auf⸗ 
nahme obgelegen, ſo würde ſie Aufgaben erfüllt haben, welche 
in den Bereich der Zuſtändigkeit von Beamten fallen und den 
Gegenſtand eines privatrechtlichen Dienſtvertrags nicht bilden 
können (vgl. RGSt. 46, 286). Der Begründung des Beamten⸗ 
verhältniſſes durch dieſe Art der Beſchäftigung würden die 
Kundgebung abweichender Bedingungen bei der Verpflichtung 
der Kl. und die Beſtimmungen der allgemeinen Dienſtan⸗ 
weiſung für Poſt und Telegraphie vom Jahre 1891, Abſchn. 
X, nicht entgegengeſtanden haben, falls ihnen ein unzweideu⸗ 
tiger Hinweis auf ein privatrechtliches Dienſtverhältnis zu 
entnehmen wäre. Es bedarf hiernach, ſoweit die Zeit der Aus⸗ 
bildung der Kl. zur Telegraphengehilfin in Betracht kommt, 
noch der Erörterung des Sachverhalts in der vorbezeich⸗ 
neten Richtung. Auch hinſichtlich der Ausbildung im Fern⸗ 
ſprechdienſt in der Zeit vom 25. Januar bis 26. Februar 1899 
iſt noch die Feſtſtellung erforderlich, ob die Beſchäftigung der 
Kl. mit der Erfüllung von Aufgaben verknüpft war, deren Er⸗ 
ledigung nur durch einen Beamten erfolgen kaun. Dabei iſt 
jedoch hervorzuheben, daß falls ſchon die Ausbildung im Te⸗ 
legraphendienſt der Kl. die Eigenſchaft einer Beamtin ver⸗ 
ſchafft haben ſollte, auch dieſe weitere Ausbildung als im Be⸗ 
amtenverhältnis zurückgelegt zu gelten hätte. Die Zeitab⸗ 
ſchnitte, in welchen die Kl. mit der Vertretung erkrankter und 
beurlaubter Beamter betraut war, können, wie das Berufungs⸗ 
gericht richtig darlegt, in die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit des⸗ 
halb nicht eingerechnet werden, weil es ſich inſoweit um die 
Übertragung von Geſchäften handelt, die ihrer Natur nach 
vorübergehende ſind. Die Berückſichtigung einer ſolchen Be⸗ 
ſchäftigung wird durch § 45 Abſ. 3 Satz 1 verbunden mit 
38 Abſ. 1 RBG. ausgeſchloſſen. Sie iſt auch dann 
nicht zuläſſig, wenn durch die Art und Weiſe der Tätig⸗ 
keit der Kl. während der Ausbildungszeit ſchon vor⸗ 
her ein fortdauerndes Beamtenverhältnis begründet worden 
ſein ſollte. Gegenüber jenen poſitivrechtlichen Vorſchriften 
wäre dies belanglos. Die Zeiten endlich, welche ſich zwiſchen 
dieſe Vertretungstätigkeit hineinſchoben und in denen die Kl. 
— wie ſie behauptet auf Anregung der Telegraphenverwaltung 
— unentgeltlich am Telegraphenapparat gearbeitet hat, müſſen 
dagegen als eine Fortſetzung der Ausbildungszeit betrachtet, 
oder es muß mindeſtens angenommen werden, daß ſie der 
Erreichung noch größerer Fertigkeit im künftigen Dienſt als 
beſoldete Beamtin dienten. Von dieſem Geſichtspunkt aus ſind 
ſie in die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit einzubeziehen, auch dies 
jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß die Kl. während der 
Ausbildungszeit die Eigenſchaft einer Beamtin erlangt hat. 
Die Begründung zu 8 45 Abſ. 3 führt als einen der Vorſchrift 
in Satz 2 zu unterſtellenden Fall gerade den auf, daß ein un⸗ 
beſoldeter geprüfter Beamter bis zu ſeiner Anſtellung dem 

Reiche Dienſte geleiſtet hat. 
(U. v. 30. März 1926; 216/25 III. — Hamburg.) 25 
0. 


rend ſeiner Ausbildungszeit ein fortdauerndes Beamtenverhältnis zum 
Reiche begründet worden ſein ſollte. 

IV. Das RG. bekennt ſich endlich von neuem zu dem von ihm 
in den grundlegenden Eutſch. v. 12. Mai 1916 (vgl. JW. 1916, 
1020 8) und v. 20. März 1920 (ogl. IW. 1920, 556°) entwickelten 
Standpunkt, daß zur Begründung der Beamteneigenſchaft i. S. der 
Ruhegehaltsvorſchriften des RBG. nicht etwa die Kundgebung des An⸗ 
ſtellungswillens der Dienſtbehörde oder gar die Aushändigung einer 
Anſtellungsurkunde an den betreffenden Beamten erforderlich iſt, ſon⸗ 
dern daß bereits die Übertragung einer Tätigkeit genügt, wie ſie in 
der Regel nur von Beamten verrichtet zu werden pflegt. Bezüglich 
der Berechtigung dieſes in Rechtslehre und Rechtſprechung ſtark um⸗ 
ſtrittenen Standpunktes wird auf die treffenden Ausführungen von 
Arndt in ſeinen Anmerkungen zu den vorſtehend angeführten, in 
der SW. abgedruckten Eutſch. des RG. verwieſen. 


NA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M.⸗Gießen. 
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6. $1 Haft Pfl. Bei Gefährdung von Bahn⸗ 
transporten durch Verbrechen liegt höhere Ge⸗ 
walt nur unter beſ. Umſtänden vor.] f) 


Das BG. gelangt zur Klagabweiſung, weil es für dar⸗ 
getan erachtet, daß der Unfall durch höhere Gewalt verur⸗ 
ſacht iſt (S 1 HaftPflS.). Nach feinen Feſtſtellungen hat eine 
unbekannte, nicht zum Bahnperſonal gehörende Perſon in 
verbrecheriſcher Abſicht die Weiche bei dem Auſchlußgleis um⸗ 
geſtellt, um einen Zuſammenſtoß des Zuges mit den auf dem 
Auſchlußgleis ſtehenden Wagen herbeizuführen. Ein Ver⸗ 
ſchulden des Lokomotivführers liegt nicht vor, da feſtgeſtellt 
iſt, daß er ſofort, nachdem er die falſche Stellung der unbe⸗ 
leuchteten Weiche bemerkt hatte, noch vor Einfahrt in das 
Anſchlußgleis gebremſt hat. Das Weichenſchloß war, ins⸗ 
beſondere was die ſogenannte Schlüſſelabhängigkeit anlangt, 
in Ordnung, genügte auch den allgemeinen Anforderungen; 
der Schlüſſel iſt auch nicht etwa von dem betreffenden Bahn⸗ 
beamten verſehentlich im Weichenſchloß zurückgelaſſen worden. 
Dieſe Feſtſtellungen rechtfertigen indeſſen noch nicht die An⸗ 
nahme höherer Gewalt. Der dem Betriebtsunternehmer nach 
dieſer Richtung obliegende Beweis iſt ſo lange nicht als geführt 
zu erachten, als noch die Annahme zuläſſig erſcheint, daß der 
Unfall durch irgendeine mögliche und dem Unternehmer ver⸗ 
nünftigerweiſe zuzumutende Vorſichtsmaßregel hätte abge⸗ 
wendet werden können. Die Gefährdung von Bahntrans⸗ 
porten durch Verbrechen gehört an ſich zu den Ereigniſſen, die 
vom Unternehmer in den Kreis ſeiner Sicherungsmaßregeln 
zu ziehen ſind. Er hat den Bahnkörper in geeigneter Weiſe 
zu überwachen und Unbefugte von den Signal- und Weichen⸗ 
ſtellvorrichtungen abzuhalten. In verbrecheriſchen Eingriffen 
kann höhere Gewalt nur dann geſehen werden, wenn ſowohl 
bei der bezeichneten Überwachung wie bei der Abwendung un⸗ 
glücklicher Folgen eines trotz der Überwachung erfolgten ver⸗ 
brecheriſchen Eingriffs das höchſte nur denkbare Maß an 
Sorgfalt vom Unternehmer aufgewendet worden iſt (RG. 
JW. 1902, 591 Nr. 16 v. 13. Okt. 1904; Seuff Arch. 60, 
Nr. 170; RG. 70, 981)). Das angefochtene Urteil läßt aus⸗ 
reichende Darlegungen darüber vermiſſen, daß durch keine dem 
Bekl. zuzumutende Sicherungsmaßnahmen der Unfall hätte 
vermieden werden können. Beizutreten iſt der Urteilsbegrün⸗ 
dung nur inſofern, als eine ſtändige Bewachung der Weichen 
nicht durchführbar iſt und nicht verlangt werden kann. Da⸗ 
gegen fehlt es an einem genügenden Anhalt dafür, daß dem 
Bekl. nicht billigerweiſe zugemutet werden konnte, die Weichen 
der Anſchlußgleiſe in geeigneter Weiſe zu beleuchten. Die Be⸗ 
dienung der Weiche war dem Zugperſonal überlaſſen. Der 
Lokomotivführer hat die falſche Weichenſtellung deshalb nicht 
eher bemerkt, weil die im Schatten hoher Bäume liegende 
Weiche nicht beleuchtet war. Wenn er bei hellem Tageslicht 
in einer Entfernung von mehr als 100 Meter erkennen kann, 
ob die Weiche falſch oder richtig geſtellt iſt, dann liegt die An⸗ 
nahme nahe, daß er bei der Beleuchtung der Weiche den Zug 
rechtzeitig zum Stehen gebracht hätte und der Zuſammenſtoß 
vermieden worden wäre. Jedenfalls kann der dem Bekl. ob⸗ 
liegende Nachweis nicht geführt werden, daß das Unglück trotz 


Zu 6. Die Weiche, die das Privatanſchlußgleis von dem öffent⸗ 
lichen Verbehrsgleiſe der Kreisbahn abzweigt, war unbeleuchtet. Die 
Unterlaſſung dieſer Vorſichtsmaßregel fliegt nach den Umſtänden des 
Falles die Annahme der relativen Unabwendbarkeit des verbrecheriſch 
herbeigeführten Zuſammenſtoßes aus. Da die Weiche einen Zwiſchen⸗ 
punkt des öfſentlichen Verkehrsgleiſes bildete, fo war die Kreisbahn 
verantwortlich. Welche Vereinbarungen fie mit dem Privatanſchluß⸗ 
inhaber getroffen hat, iſt ohne Belang. Nach den Bedingungen der 
Reichseiſenbahn übernimmt dieſe, wenn nichts anderes vereinbart iſt, 
auf Koſten des Anſchlußinhabers die Bewachung, Bedienung und 
Unterhaltung der Anſchlußanlage einſchließlich der Abzweigungsweiche 
und aller zugehöriger Vorrichtungen. Sie erhebt dafür von dem An⸗ 
ſchlußinhaber gewiſſe Pauſchvergütungen, darunter beſonders für die 
Bewachung der Anſchlußanlage und für die Erleuchtung der Weiche. 
Die Zumutbarkeit der Anforderung, die Anſchlußweiche zu erleuchten, 
iſt hieraus zu erſehen. 

Was die Streckenbegehung anlangt, ſo behält das RG. dem BG. 
die Prüfung vor, welche Anforderungen über die tägliche regelmäßige 
Begehung hinaus geſtellt werden können. Die Notwendigkeit der käg⸗ 
lichen Streckenbegehung bildet zur Zeit den Gegenſtand von Erörte⸗ 
rungen in der Preſſe. Hierbei iſt eiſenbahnſeitig der Standpunkt ver⸗ 


1) JW. 1909, 80. 
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Beleuchtung der Weiche geſchehen wäre. Es kann auch nicht 
eingewendet werden, daß die in verbrecheriſcher Abſicht han 
delnde Perſon die zur Beleuchtung dienende Laterne aus A 
löſcht haben würde. Denn wäre die Einrichtung regelmäßig” 
Beleuchtung getroffen geweſen, jo hätte der Mangel der 
leuchtung als Warnungszeichen gewirkt und den Lokomo 
führer veranlaſſen müſſen, die Weiche mit der zur Verme 
dung eines Zuſammenſtoßes erforderlichen Langſamkeit zu — 
fahren oder ſie vorher zu unterſuchen. Da hiernach das 92 
liegen höherer Gewalt nicht rechtsbedenkenfrei feſtgeſtellt if, 
war das angefochtene Urteil aufzuheben. Bei der erneut 05 
Verhandlung wird das BG. auch noch zu prüfen haben, 
zumal mit Rückſicht darauf, daß nach den eigenen Behne 
tungen des Bekl. Anſchläge durch Weichenumſtellung feine? 
wegs zu den Seltenheiten gehören und ein ſolcher Anſchlog 
ganz in der Nähe der Unglücksſtelle anſcheinend vor die 700 
Falle ſtattgefunden hatte, die nur einmal täglich ſtattfinden 
Begehung der Strecke als ausreichend angeſehen werden kann. 
Für die Frage, inwieweit die in Betracht kommenden Sicht 
rungsmaßnahmen vernünftiger⸗ und billigerweiſe zugemut 
werden konnten, iſt insbeſ. auf RG. 21, 17/18 zu verweiſen. 
(U. v. 8. März 1926; 423ù25 IV. — Naumburg.) Ka. 


7. 89 278, 823, 844 BG B. Die in einem ſtädki⸗ 
ſchen Krankenhaus im Gebiete der Armenfäll 
forge unentgeltlich aufgenommenen Kran ” 
treten zur Stadt ausſchließlich in ein öffent 
lich⸗rechtliches Verhältnis. Die Rechtsgedanken 
der 88 278, 844 BGB. gehören auch dem öffent 
lichen Rechte an.] 7) ei 

Das Allerheiligen-Hofpital dient in erſter Linie gemein 
nützigen Zwecken. Seine Eigentümerin, die Stadtgemeinde Br. 
benutzt es zur Erfüllung ihrer öffentlich- rechtlichen Aufgaben 
auf dem Gebiete der Armenfürſorge. Sie gewährt in ihm mi 
telloſen Kranken unentgeltlich ärztliche Behandlung und in 5 
eigneten Fällen auch unentgeltliche Unterkunft und Pflege. Die 
Kranken kreten zu ihr lediglich in ein — privatrechtliche 15 
ziehungen ausſchließendes — öffentlich-rechtliches Verhältnis, 
Es finden aber auch vermögende Kranke auf Grund 0 
Dienſt⸗ oder eines anderen bürgerlich⸗ rechtlichen Vertrage 
gegen Zahlung einer nach Klaſſen verſchieden geregelten = 
gütung in dem Hoſpitale Aufnahme und ärztliche Hilfe . 
RG. 64, 231; 83, 711); 91, 134 und 263 2)). Danach beſtimmen 
ſich der Inhalt der ſtädtiſchen Leiſtungspflicht und die Folg 1 
ihrer Verletzung — ſoweit dieſe nicht nach den Grundſabe 
über unerlaubte Handlungen zu beurteilen ſind — in m 
einen Falle nach öffentlichem Rechte, in dem anderen nach NZ 
Vertragsrechte des BGB. Die H. und S. und K. find nun 
dem Hoſpital dadurch zu Schaden gekommen, daß fie, em 
Krätzekranke ſtatt mit der üblichen Schwefelſalbe, mit ein 
giftigen Chromgemiſch eingerieben wurden. S. und K. ſtarbee⸗ 
während H. nach längerem Krankenlager ihre Geſundheit WM — 
dererlangte. Die Giftſalbe iſt am 8. Jan. 1919 zum erf 1 
Male benutzt ſvorden. Daß es geſchah und geſchehen ko 
rechnet der Berufungsrichter der Stadt nicht als Verſchuld 
treten worden, daß eine unregelmäßige Begehung auch bei mach 
vorzuziehen ſei. Die Verkehrshäufigkeit, die Art der befahrenden 
und die Erfahrungen über Störungen auf der betreffenden S 
werden dafür mitbeſtimmend ſein. 

Den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Unfall und bag 
Unterlaſſen der Überwachung des Bahnkörpers behandelt RG. II ur 
18. Okt. 1904, ZW. 1904, 57712 = Senff Arch. 60,319 — Eilend" 
21,371. Die Möglichkeit, daß trotz der Vorkehrungen das Verben 
in einem unbeachteten Zeitpunkt doch verübt worden wäre, ſtellt 90% 
Tatbeſtand der höheren Gewalt nicht her. (In dem Urteil, JW. 1 
57712 Zeile 6 von unten heißt es irrtümlich „beſeitigt“ ſtatt „ 


geſtellt“.) 
IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 


Zu 7. Die Entſch. iſt auch in RG. 112, 291 abgedruckt. 

Kunſtfehler in Krankenhäuſern ſind wohl nie ganz zu nd 
meiden, find auch den Gerichten nichts Neues. Da eine Ausüben 
öffentlicher Gewalt in der Regel nicht in Frage kommt (bach 
etwa von der Behandlung in Militär⸗ und Polizeilazaretten, Fl 
und Recht 16 [1915], 494; OSG. Dresden in JW. 1919, 1979. 


1) JW. 1913, 976. 
2) JW. 1918, 260. 
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7 Er legt im Anſchluſſe an das Gutachten dar, daß die von 
gelben Farbe einer normalen Schwefelſalbe abweichende 
welch hegelbe Färbung der Giftſalbe den Krankenwärtern, 
10 die Einreibungen vornehmen, zunächſt nicht aufzufallen 
zeit chte, weil die in der Kriegszeit und der erſten Nachkriegs⸗ 
680 ü Vaſeline keine einheitliche Farbe gehabt und 
gleich b auch das Ausſehen der aus ihm hergeſtellten Salben 
aug enn Inhalts häufig geweſelt habe Die Salbe ſelbſt iſt 
7 einer der Stadt nicht gehörigen Apotheke bezogen. Daß 
bran dieſen Umſtänden die Hoſpitalärzte ſie vor ihrer Inge⸗ 
9 chnahme nicht zu unterſuchen brauchten, liegt auf der 
aft Es würde die einem Arzte zur Verfügung ftehende 
wollt und Zeit weit überſteigen, wenn man ihm zumuten 
vn te, jedes von ihm verſchriebene Medikament auf feine Zu⸗ 
enſetzung zu prüfen. Für dieſe iſt lediglich der Apotheker 
u wortlich. Dagegen ſieht das BG. für erwieſen an, daß 
Der bei den erſten Einreibungen am 8. Jan. ein großer Teil 
10 ranken lant geſchrien, ein anderer ſich erbrochen habe. 
dere Häufung dieſer bei Schwefeleinreibungen nur ſelten und 
ric e auftretenden Symptome — meint der Berufungs⸗ 
. . hätte die Wärter und Wärterinnen zu einer ſoforti⸗ 
Ent eldung beim Arzt und dieſen zu einer unverzüglichen 
u hung der Salbe veranlaſſen müſſen, deren fonderbare 
0 b nunmehr geeignet geweſen ſei, den Verdacht einer 
chend widrigen Zuſammenſetzung zu unterſtützen. Wäre das 
hehen, fo würden nach der Feſtſtellung des BG. noch am 
n. die Geſundheitsſchädlichkeit der Salbe erkannt und die 
E Bitungsfätte v. 9. und 10. Jan. vermieden worden fein. 
teilu eder hätten alſo die Wärter und Wärterinnen ihre Mit⸗ 
1 ngspfficht oder die Arzte ihre Unterſuchungspflicht ſchuld⸗ 
an verletzt. Soweit find die Ausführungen des BG. ſchlüſſig 
— bedenkenfrei. Im übrigen aber hat es dem Sachverhalte 
er in tatſächlicher noch in rechtlicher Hinſicht eine erſchöp⸗ 
ürdigung angedeihen laſſen. Durch die Annahme der 

ei unentgeltlichen polikliniſchen Behandlung wurde zwi⸗ 
begri ihr und der Stadt ein öffentlich⸗rechtliches Verhältnis 
zue kündet, das für dieſe die öffentlich rechtliche Verpflichtung 
den mer ſachgemäßen Leib und Leben der 9. nicht gefährden⸗ 
fon Behandlung und für die H. einen öffentlich⸗rechtlichen An⸗ 
8 ch darauf erzeugte. Über ihre allgemeine Fürſorgepflicht 
gi erwuchs der Stadt alfo gerade der H. gegenüber eine 
hafte ore Verpflichtung beſtimmten Inhalts, für deren ſchuld⸗ 
aufa, Verlegung durch die von ihr berufenen Hilfsperſonen fie 
Balentommen hat. Denn der Rechtsgedanke, der im 8278 
funden für das private Vertragsrecht ſeinen Niederſchlag ge⸗ 
auch hat, gilt, wie der Senat bereits in RG. 12, 6 (vgl. 
chli 98, 343) ausgeſprochen hat, auch für öffentlich⸗ 
— iche Verhältniſſe, es ſei denn, daß die Eigenart des einen 
ji des anderen feine Anwendung ausſchließe. Das trifft im 
ebenen Falle jedoch nicht zu; man würde vielmehr den Be⸗ 
üfſen er Fürſorge in ſein Gegenteil verkehren, wenn man die 
kra tlich⸗rechtlichen Beziehungen zwiſchen den in Gemeinde⸗ 
nkenhäuſern unentgeltlich behandelten Perſonen und den 
entheinden nicht in den Herrſchaftsbereich des im 8 278 BGB. 
haltenen Rechtsgrundſatzes fallen ließe. H. iſt am 8. Jan., 


anbot es ſich nur um die Haftung aus 88 31—89, 831, 278 BOB. 
einer gen, der letzteren namentlich darauf, was unter der Erfüllung 
x Verbindlichkeit zu verſtehen jet. 
ana c. 59, 197 verſagt dem von der (Invaliden⸗ Verſicherungs⸗ 
An t in ihrem eigenen Krankenhaus untergebrachten Kranken den 
an ac aus 8 278, weil kein Vertragsverhältnis zwiſchen den Par⸗ 
die beſtehe, die Verpflegung der Kranken in der Anſtalt lediglich 
nicht währung der der Anſtalt öffentlich⸗rechtlich auferlegten Leiſtung, 
9831 ber Erfüllung einer Schuldverbindlichkeit i. S. des BGB. jet; 
ſei anwendbar. 
Roß RG. 74, 163 JW. 1910, 934 verſagt dem Kranken, der auf 
Dritte des öffentlich-rechtlichen Knappſchaſtsvereins in dem einem 
anſp en gehörigen Krankenhaus aufgenommen war, den Schadenserſatz⸗ 
auf 10 gegen den Knappſchaftsverein, weil die Fürſorgepflicht nur 
ER ie Gewährung eines zur Behandlung geeigneten und bereiten 
» aber nicht auch auf die zum Zwecke der Heilung vom Arzte 
Ut eigenem Ermeſſen getroffenen Anordnungen gehe. — Die Ver⸗ 
füll ing und die Arzte der Krankenhäuſer werden alſo nicht als Er⸗ 
ungsgehilfen des Knappſchaftsvereins i. S. des § 278 anerkannt. 
RG. 91, 263 JW. 1918, 260 ſpricht den Hinterbliebenen 
Geiſteskranken, der von der Polizei in ein ſtädtiſches Kranken⸗ 
verbracht war, den Anſpruch auf Schadenserſatz zu mit der aus⸗ 
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und zwar, da ſie ſich um 7 Uhr früh in die Poliklinik be⸗ 
geben haben und ſchon gegen 9 oder ½10 Uhr vormittags wie⸗ 
der zu Hauſe geweſen ſein will, in den erſten Vormittagsſtun⸗ 
den mit der Giftſalbe eingerieben worden. Darin iſt, wie 
gezeigt, eine Fahrläſſigkeit der Pfleger und Arzte nicht zu fin⸗ 
den. Wäre aber bei Anwendung der verkehrsgebotenen Sorg⸗ 
falt am 8. Jan. zu einer Unterſuchung der Salbe geſchritten 
worden, jo würde nach der Feſtſtellung des BG. auch noch an 
demſelben Tage der dem Apotheker unterlaufene verhängnis⸗ 
volle Irrtum entdeckt worden ſein. Dann aber wäre es nicht 
nur ein Gebot der Menſchlichkeit, ſondern vor allem auch ein 
ſelbſtverſtändlicher Ausfluß der von der Stadt der H. gegen⸗ 
über eingegangenen öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung ge⸗ 
weſen, ſie, deren Namen und Wohnung aus den polikliniſchen 
Liſten feſtzuſtellen war, unverzüglich unter gleichzeitiger An⸗ 
gabe geeigneter Gegenmaßnahmen von dem Verſehen zu be⸗ 
nachrichtigen. Von dieſem Geſichtspunkte aus wird der Be⸗ 
rufungsrichter — erforderlichenfalls unter Zuziehung eines 
Sachverſtändigen — zu unterſuchen haben, ob eine ſolche Mit⸗ 
teilung die Geſundheitsſtörungen der H. vermieden oder wenig⸗ 
ſtens verringert hätte, d. h., ob und inwieweit ihre Unterlaſ⸗ 
fung für den Schaden der Kl. urſächlich geworden iſt. Freie 
lich wird auch eine der H. günſtige Feſtſtellung niemals ihren 
Anſpruch auf Schmerzensgeld zu rechtfertigen vermögen. Denn 
nach 8253 BGB. kann wegen eines Schadens, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, Entſchädigung in Geld nur in den durch 
das Geſetz beſtimmten Fällen gefordert werden. Damit hat 
der Geſetzgeber den Rechtsgedanken zum Ausdrucke gebracht, 
daß die Zufügung eines ſogenannten immateriellen Schadens 
eine privatrechtliche Verpflichtung zu deſſen Ausgleich in Geld 
in der Regel nicht erzeugt. Eine Ausnahme von dieſem Grund⸗ 
ſatze enthält 8 847 BGB., der dem Schädiger eine ſolche Er⸗ 
ſatzpflicht zwar bei Körper- und Geſundheitsverletzungen auf⸗ 
erlegt, aber nur dann, wenn ſie die Folgen unerlaubter Hand⸗ 
lungen i. S. des BGB. find. Aus § 847 BGB. kann daher 
kein Anſpruch gegen diejenigen hergeleitet werden, deren 
Haftung nur auf ſchuldhaften Zuwiderhandlungen gegen ver⸗ 
tragliche Verbindlichkeiten beruht (vgl. RG. 65, 171; JW. 
1910, 11218). Er trägt den Charakter einer Ausnahmebeſtim⸗ 
mung, der deshalb ſeine ſinngemäße Anwendung wie auf Ver⸗ 
tragsverhältniſſe, ſo auch auf ſchuldhafte Verſtöße gegen 
öffentlich⸗rechtliche Verpflichtungen verbietet. Die Schmer⸗ 
zensgeldforderung der H. wäre alſo nur begründet, wenn der 
Stadt neben einem ſolchen Verſtoße zugleich eine unerlaubte 
Handlung zur Laſt fiele. Auch nach dieſer Richtung weiſen die 
Ausführungen des Berufungsurteils Lücken auf. Zwar läßt 
ſich ſeine Annahme, daß die Stadt bei der Auswahl und An⸗ 
ſtellung der Arzte und Wärter, ſowie bei der Beſchaffung der 
Salbe die verkehrsgebotene Sorgfalt beobachtet hat, nicht be⸗ 
anſtanden. Einer Leitung des Einreibeaktes und ſeiner Über⸗ 
wachung bedurſte es nicht, da es ſich bei ihm um eine rein 
mechanische Verrichtung handelte, die geſchulten Krankenwär⸗ 
tern ohne weiteres überlaſſen werden durfte. Eine Haftung 
der Stadt aus 8 831 BGB. iſt daher nicht zu begründen. Da⸗ 
mit iſt die Stadt aber noch nicht völlig entlaſtet. Von der Lei⸗ 


drücklichen Begründung, daß trotz Eingreifend der Polizei der Rechts⸗ 
grund der Aufnahme nicht die öffentliche Fürſorge, ſondern der mit 
dem Kranken oder ſeinem Vertreter geſchloſſene Dienſtvertrag ſei. 

Auch Delius in VArch. 26, 90 lehnt die Verantwortung des 
Krankenhauſes gegenüber dem Kranken ab, deſſen Behandlung dem 
Krankenhaus von dem Armenverband oder der Verſicherungsanſtalt 
übertragen ſei. 

Dem ſchließt ſich OLG. Dresden in JW. 1919, 1975 an, das 
unter Bezugnahme auf die drei erwähnten RGGEntſch. die Anwen⸗ 
dung des 8 278 ablehnt, wenn es ſich um die Erfüllung einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verbindlichkeit handelt. Olshauſen hat gegen dieſen 
Teil der Cründe keine Bedenken. 

Dagegen iſt das Krankenhaus zahlenden Kranken gegenüber für 
jedes Verſehen verantwortlich (NG. 64, 231; 83, 71 = JW. 1913, 
976; 91, 134 in PrVerwBl. 28, 439), ſelbſt für den Unterhalt der 
von dem Kranken im Widerſpruch zur der Hausordnung erzeugten 
Kinder (RG. in Ztſchr. f. Heimatweſen 29, 262). 

Dieſe Unterſcheidung — nicht der objektiven Sorgfaltspflicht, 
aber doch der Verantwortung — zwiſchen zahlenden und anderweit 
berechtigten Kranken iſt bekämpft worden von Bucer ius in Pr⸗ 
VerwBl. 39, 250 (rechts); 40, 635; Kieſel in PrVerw Bl. 34, 181; 
Friedrichs in Arch. bürg. Recht 42, 45 (1916); derſ., Annalen 
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tung oder Überwachung der einzelnen Verrichtung durch den 
Geſchäftsherren iſt nämlich ſeine allgemeine Überwachungs⸗, 
Kontroll- und Unterweiſungspflicht zu unterſcheiden, für deren 
ſchuldhafte Verletzung er nach 8823 BGB. und eine Gemeinde, 
ſoweit die Verletzung ihren verfaſſungsmäßigen Vertretern zur 
Laſt fällt, nach den 88 31, 89 a. a. O. einzuſtehen hat. Welche 
Anforderungen an die allgemeine Überwachungspflicht eines 
Geſchäftsherren zu ſtellen ſind, wird ſich ſtets nach der Lage 
des Einzelfalles, insbeſondere danach richten, ob er mit Vor⸗ 
nahme einer Verrichtung und ihrer Beaufſichtigung ſachkundige 
Perſonen und ſolche betraut hat, deren Zuverläſſigkeit von 
ihm bereits erprobt worden iſt. Ganz wird ſich der Geſchäfts⸗ 
herr ſeiner Kontrollpflicht aber nur in ſeltenen Fällen ent⸗ 
ziehen dürfen. (Vgl. RG. 53, 53 ff., 276 ff.; 82, 206 ff.s); 95, 
18 ff.; 96, 810); JW. 1906, 54713, 745 16; 1909, 65910.) Im 
gegebenen Falle wird aus der Eigenſchaft der Stadt als Für⸗ 
ſorgepflichtigen, der die unbemittelten Kranken ihre höchſten 
Güter, Geſundheit und Leben, anvertrauen, zu folgern ſein, 
daß ſie durch ihre verfaſſungsmäßigen Vertreter Vorſchriften 
erlaſſen mußte, welche einerſeits die Verpflichtung der Wär⸗ 
ter, jede auffällige, von den regelmäßigen Beobachtungen ab⸗ 
weichende Wirkung eines Heilmittels, jede bei ſeiner Anwen⸗ 
tung zutage tretende außergewöhnliche Erſcheinung den Arzten 
zu melden, und andererſeits die Verpflichtung dieſer, bei ſol⸗ 
chen Meldungen unverzüglich geeignete Vorſichtsmaßregeln zu 
treffen, regelten. Aber damit iſt der Aufgabenkreis der Stadt 
noch nicht erſchöpft. Sie durfte ſich nicht damit begnügen, der⸗ 
artige Anordnungen zu treffen, fondern fie mußte ſich auch 
von Zeit zu Zeit in ſachgemäßer Weiſe von ihrer Befolgung 
überzeugen. Die Gründe des Berufungsurteils laſſen aber 
nicht erkennen, ob die Stadt ihrer allgemeinen Anweiſungs⸗ 
und Überwachungspflicht genügt hat. Verſtöße gegen ſie und 
ihre Urſächlichkeit für den eingeklagten Schaden muß aller⸗ 
dings die Kl. dartun, ſoweit ihr nicht etwa die Regeln des 
Prima facie-Beweiſes zur Seite ſtehen. Alſo auch von dem 
Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung aus bedarf der Fall 
H. noch weiterer Aufklärung. Bezüglich des jungen S. geht 
das BG. davon aus, daß durch die übernahme ſeiner Behand⸗ 
lung ſeitens des Hoſpitals trotz der Nichtzahlung eines Ent⸗ 
gelts zwiſchen ihm und der Stadt ein privatrechtlicher Vertrag 
zuſtande gekommen ſei. Würde das zutreffen, ſo wären die 
Klageforderungen der Mutter des S. unbegründet. Denn mit 
einer Vertragsklage könnte ſie nur einen Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch geltend machen, der in der Perſon ihres Erblaſſers in⸗ 
folge vertragswidrigen Verhaltens ſeiner Vertragsgegnerin 
bereits entſtanden war. Sie verlangt aber Erſatz für einen 
Schaden, den nicht ihr Sohn, ſondern den ſie ſelbſt erlitten 
hat, nämlich Erſatz für den Verluſt ihres geſetzlichen Unter⸗ 
haltsanſpruchs, der ihr zu Lebzeiten des Sohnes gegen ihn 
zugeſtanden hätte. Eine ſolche Forderung könnte ſie aber in 
Abweichung von dem Grundſatze, daß lediglich der unmittelbar 
Verletzte ein Recht auf Schadenserſatz hat, nur nach 8 844 
Abſ. 2 BGB., d. h. nur dann erheben, wenn der Tod ihres 
Sohnes auf eine der Stadt anzurechnende unerlaubte Hand⸗ 
lung ihrer verfaſſungsmäßigen Organe zurückzuführen wäre. 
Auf dem Gebiete des Vertragsrechts findet § 844 Abf. 2 
a. a. O. keine Anwendung. Dasſelbe gilt von dem Abſ. 1 da⸗ 
ſelbſt (vgl. IW. 1907, 71018; 1908, 9; NG. 104, 102). Nun 
hat aber das BG. für feine Annahme, daß ein privatrechtlicher 
Vertrag vorliege, eine Begründung nicht gegeben. Faſt hat es 
den Anſchein, als ob ſie ſich nur darauf gründe, daß S. nicht 
wie H. nach der Einreibung wieder nach Hauſe zurückgekehrt 
iſt, ſondern zwecks Heilung ſeiner Krätze in dem Krankenhauſe 
ſelbſt Unterkunft erhalten hat. Eine ſolche Aufnahme enthält 


des Deutſchen Reichs 1921/22, 217; derſ., Schadenserſatzanſprüche 
gegen Behörden 24 (1923). 1 

In der vorliegenden Entich. lehnt das RG. die ältere Rechtſprechung 
ab und ſpricht ausdrucklich aus, daß der Rechtsgedanke, der im 
5 278 BGB. für das private Vertragsrecht feinen Niederſchlag ge⸗ 
funden hat, auch für öffentlich⸗rechtliche Verhältuiſſe gelte. Dieſe 
Rechtſprechung wird dann nun wohl auch den Kaffenkranken zugute 
kommen. Ganz genügend iſt die neue Rechtſprechung freilich nicht, 
denn $ 278 ſpricht nicht von „vertragsmäßigen“, auch nicht von „pri⸗ 
vatrechtlichen“, ſondern von „Verbindlichkeiten“. Freilich ſteht er 


5) JW. 1913, 877. 
9 3. 1919, 721. 
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aber, wenn ſie unentgeltlich erfolgt, ebenſo wie eine ame 
lante polikliniſche Behandlung einen Akt öffentlich⸗ rechtlich 
Wohlfahrtsbetätigung, der zwiſchen dem Aufgenommenen 1 
der Stadt nur öffentlich⸗rechtliche Beziehungen entſtehen 1 5 
Gerade vom Standpunkte des öffentlichen Rechts iſt aber 
Entſcheidung, zu welcher der BR. von dem des bürgerliche 
Rechtes aus nicht gelangen durfte, zu billigen. Da die gift! 
Einreibung dem S. am 9. Jan. zuteil geworden iſt, ſo it ter 
einem für feinen Tod urſächlichen Verſchulden der Wärte! 
oder der Arzte nicht zu zweifeln. Ebenſo aber wie der Saß, 
daß ein Schuldner das Verſchulden ſeiner Erfültungsgehiliet 
wie fein eigenes zu vertreten habe, eine Norm nicht nur 115 
Privatrechts, ſondern auch des öffentlichen Rechts darſtel 0 
gehören auch die im $ 844 BGB. zum Ausdruck gelangten 
Rechtsgedanken gleichfalls dem bürgerlichen und dem öffe f 
lichen Rechte an. Ohne fie würde das öffentliche Recht an 
Lücke aufweiſen, die zu unerträglichen Ergebniſſen fül je 
müßte und die jeder inneren Berechtigung entbehren wier 
Gleichwohl kann die Entſcheidung des BG. z. Z. nicht aufrenſ 
55 
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erhalten werden, da die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, 
S., wenn er auch den für bemittelte Kranke geltenden 1 
nahmebedingungen entgegen einen Vorſchuß oder eine ſonſtig 
Vergütung an das Hoſpital nicht gezahlt hat, ihm gegenül fe 
doch eine Zahlungsverpflichtung eingegangen ift und auf bin 
Weiſe einen privatrechtlichen Vertrag mit der Stadt 90 
hat. Auch hier iſt daher noch eine genauere Klärung des Sa 
verhalts erforderlich, die ſich auch auf die Frage eines etwaiger 
Verſchuldens der Stadt bei Ausübung ihrer allgemeinen lber 
wachungspflicht (vgl. 88 823, 831, 889 BGB.) zu erſtrecken 


Sch. 


haben wird. 

(U. v. 8. Jan. 1926; 32/25 III. — Breslau.) 

8. 88 7, 1, 8,9 KG. Die Ausſchlußfriſt des 55 
K BG. wird durch Erhebung der Klage auch ZN; 
ſachlich unzuſtändigen Gericht gewahrt. — ® E 
Vorausſetzungen für die Abweichung von be 
grundſätzlich lebenslänglichen Anſtellung des 
Kommunalbeamten find in 89 KBG. abſchlit 
ßend geregelt: Ortsſtatut oder im Einzel * 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Danebe 
iſt es unzuläſſig, der Stadt die ſelbſtändige Un 
ordnung der zeitlichen Beſchränkung des Dienſte 
verhältniſſes eines beſtimmten Beamten ur 
übertragen. Die auf Grund folder unzuläffigt, 
Anordnung erfolgte Anftellung eines Beamte! 
auf beſtimmte Zeit hat die Folge der lebens 
länglichen Anſtellung. Ein Verzicht des Beam, 
ten auf ſeine lebenslängliche Anſtellung iſt 17 
dann anzunehmen, wenn er ausdrücklich, kla 
und beſtimmt erklärt iſt.] 

I Dem BG. iſt darin beizupflichten, daß die Kl. 4 
die Einreichung der Klage bei dem AG. W., die am lein 
Tage der ſechsmonatigen Ausſchlußfriſt des 87 KBG. erfo 90 
it, die Friſt gewahrt hat. Daß das Ach fachlich, unzuftändid 
war, iſt deshalb unerheblich, weil das LG. nicht etwa 1155 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließi 
zuſtändig war (vgl. Urteil des Sen. v. 22. Dez. 1925 1 
16/25). Aus demſelben Grunde kann dahingeſtellt bleiben 
ob das AG. W. und das LG. L., an das die Sache 4 
vom Ach. verwieſen worden iſt, örtlich zuſtändig ware, 
Jedenfalls war am Wohnfig des Bekl. kein ausschließlich 
Gerichtsſtand begründet. Der Bekl. hat aber, ohne die 2 
zuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptſache mündlich — 
handelt (vgl. $ 39 ZPO.). Die in der Reviſionsbegründ 


im Abſchnitt vom Inhalt der Schuldverhältniſſe, aber die Anwerdun 
der Abſchnitte 1, 3, 4, 5, 6 0 


durch 


des zweiten Buches iſt nicht auf Schl 
verhältniſſe aus privatrechtlichen Verträgen befchränkt. 9 
Eine eigentümliche Folge, die das NG. zieht, iſt, daß es dg, 
Schmerzensgeld aus $ 847 B&B. verſagt, wenn die ſchädigende Han 
lung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen eine Vertragspflicht enten 
Die Rechtſprechung iſt wohl nicht einheitlich in dieſem Sinne. Stan 
dinger, 9847, 83a Abſ. IV, ſagt unter Auführung vieler Beleg 
„Bei Erſatzanſprüchen, die ausſchließlich auf Vertrag beruhe ch 
$ 847 unanwendbar ... Bildet aber die Verletzung der Vertragsp age 
zugleich eine unerlaubte Handlung... jo kann, wenn die 9 
auf die unerlaubte Handlung geſtützt wird, auch Schmerzensgeld 
8 847 verlangt werden.“ IR. Karl Friedrichs, Iimenau 


ug, 1926 gen 19] 
für d; 1 
75 101 gegenteilige Meinung angezogenen Entſcheidungen 
Enteian ge, 23121 und NG. 92, 40 behandeln den 8 30 Preuß⸗ 
ausſchließ und leiten lediglich aus ſeiner Beſtimmung einer 
legenen lichen örtlichen Zuständigkeit des Gerichts der be 
Gericht Sache her, daß eine bei dem örtlich unzuſtändigen 
Hohen, gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes er⸗ 
erhehun se zur Friſtwahrung nicht genügt. Mit der Klag⸗ 
Degen 5, i einem ſachlich unzuständigen Gericht wird da⸗ 
ie ſachlic Ausſchlußfriſt des § 30 a. a. O. innegehalten, weil 
denn 2 55 Zuſtändigkeit hier keine ausſchließliche iſt. So iſt 
auch anerkannt worden (RG. 94, 133), daß die Friſt des 
beim ah Waſſerſtrch, v. 1. April 1905 durch die Klage 
muß tlic unzuſtändigen Gericht gewahrt wird. Dasſelbe 
W vorliegenden Falle gelten. — Das vom Reviſions⸗ 
Ach ggreiter noch angeführte Urteil IM. 1916, 1335 — 
v. 13 5 betrifft, ebenſo wie das Urteil des erk. Sen. 
„Dez. 1907 (III 179/07), einen Fall, in dem die Klage 


— 
Benannt als hier — vom örtlich unzuſtändigen Gericht ab⸗ 
der gen war. Die Annahme des BG., daß die Zuſtellung 


NH lage „demnächſt“ erfolgt und damit dem § 496 Abf. 3 
422 „genügt fei, ſteht im Einklange mit den in RG. 105, 
Rebiſton wickelten Grundſätzen. Die prozeſſualen Angriffe der 
vom in ſind ſonach unbegründet. — II. Dagegen kann der 
ſtimmt getroffenen fachlichen Entſcheidung nicht beige⸗ 
und gr werden. 81 des Ortsſtatuts, betreffend die Anſtellung 
„Die Aſorgung der Beamten der Stadtgemeinde W., lautet: 
des g. Mtellung der ſtädtiſchen Beamten — mit Ausnahme 
ordnung germeiſters, für welchen § 30 der rheiniſchen Städte⸗ 

en 15. Mai 1856 maßgebend iſt, ferner des Stadt⸗ 
Fanalweiſters und des Direktors der Gas, Waſſer⸗ und 
Fall „te, für welche die Anſtellung und Beſoldung von 

4 Fall geregelt wird, — erfolgt auf Lebenszeit, jedoch 
dem Zeitpunkt ab, in dem das 30. Lebensjahr und 
ährige Dienftzeit bei der Stadt zurückgelegt find.... 


brd fein ündigungsbefugnis auch dem Bekl. gegenüber wäh⸗ 
de Ste 


wunde Stadt werde auch wiederholt in der Anſtellungs⸗ 

a 4 
chen der Ausſchreibung lediglich eine Probezeit von einem 
Kind; vorbehalten fei, und daß nach feinem Ablauf eine 
müßige nicht mehr habe erfolgen können. Die formular⸗ 
Einer g Anſtellungsurkunde habe keine ſachliche Bedeutung. 
denn diatſcheidung dieſes Streitpunktes bedarf es nicht. Denn 
nome Kl. die Anſtellung des Bekl. an die vom BR. an⸗ 
irtſam kein Bedingungen geknüpft hat, ſo iſt ihnen die 
dorſchrifteit zu verſagen, da ſie mit zwingenden Geſetzes⸗ 
etorg; en an Widerſpruch ſiehen Nach 5 8 Abf. 1 Nc 
auf ge die Anſtellung der ſtädtiſchen Beamten grundſäblic 
der! alfnsseit Nach Ablauf des Probejahrs (8 10) iſt der 
N 1916 auf Lebenszeit Beamter der Kl. geworden (vgl. 
des 89 f 1280 1%, es ſei denn, daß eine der Ausnahmen 
der er, 0). 1 gegeben, daß eine Abweichung vom Grundſatze 
dorli „ ölänglichen Anſtellung durch Ortsſtatut oder im 
zehörde den Einzelfalle mit Genehmigung der Auſſichts⸗ 
ſtaluts feſtgeſetzt worden iſt. Der angeführte 81 des Orts⸗ 
au 5 Stadt findet nach ſeinem ausdrücklichen Wortlaut 
eſehene Stadtbaumeiſter keine Anwendung. Die dort vor⸗ 
2 funfzährige Dienſtzeit auf Kündigung gilt alſo für 
aber Der unmittelbar kraft Ortsſtatuts nicht. Das BG. mißt 
nern, Umſtande Bedeutung bei, daß 81 ausſpricht, die 
regelt 2 des Stadtbaumeiſters werde von Fall zu Fall ge⸗ 
gun 5 amit ſei, ſo führt es aus, der Stadt die Ermächti⸗ 
Kün inngeben, den Stadtbaumeiſter ſtatt lebenslänglich auf 
* R. "9 anzuſtellen, ohne daß es dazu der Genehmigung 
dem; clerungspräſidenten bedürfe. Hiervon habe die Kl. 
Dien zeit gegenüber Gebrauch gemacht und für ihn dieſelbe 
Geamfen auf Kündigung feſtgeſetzt, wie ſie für ihre ſonſtigen 
bas Bz nach dem Ortsſtatut gelte. An die Auslegung, die 
dem Ortsſtatut hat zuteil werden laſſen, iſt das 
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Reviſionsgericht gebunden (SS 549, 562 ZPO.). Die danach 
in ihm enthaltene Beſtimmung wird aber durch 89 Abſ. 1 
KBG. nicht gedeckt. Dieſer geſtattet, wie ſchon hervorgehoben, 
für ſtädtiſche Beamte Abweichungen von der lebenslänglichen 
Anſtellung nur, wenn ſie durch Ortsſtatut oder im Einzel⸗ 
falle mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt ſind. 
Die zweite Alternative ermöglicht die zeitlich begrenzte An⸗ 
ſtellung eines beſtimmten Beamten. Im Gegenſatze dazu muß 
das Ortsſtatut als objektive Rechtsnorm allgemeine Grund⸗ 
ſätze über die Art und Weiſe enthalten, in der für beſtimmte 
Beamtengruppen oder beſtimmte Beamtenſtellen von der 
lebenslänglichen Dauer der Anſtellung abgewichen werden ſoll. 
Unzuläſſig dagegen iſt es, der Stadt die ſelbſtändige Anord⸗ 
nung darüber zu übertragen, ob und wie bei der Anſtellung 
einer beſtimmten Einzelperſönlichkeit als Beamter das Dienſt⸗ 
verhältnis zeitlich beſchränkt werden ſoll. Eine ſolche Rege⸗ 
lung für den Einzelfall erfordert nach dem Geſetz die Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde, welches Erfordernis durch 
Ortsſtatut nicht beſeitigt werden kann. Dieſes kann an die 
Stelle der geſetzlichen Lebenslänglichkeit der Amtsdauer ftäd- 
tiſcher Beamten eine andere Regelung ſetzen. Dem von der 
Aufſichtsbehörde nicht kontrollierten Ermeſſen der Stadt darf 
es die Feſtſetzung der Amtsdauer nicht überlaſſen. Die Be⸗ 
ſtimmung in dem Ortsſtatut der Kl. ſo, wie das BG. ſie aus⸗ 
legt, läuft darauf hinaus, die nach dem Geſetz vorgeſchriebene 
Genehmigung des Regierungspräſidenten auszuſchalten. Das 
iſt nicht angängig. So iſt der bei der Anſtellung des Bekl. 
für fünf Jahre gemachte Kündigungsvorbehalt nur dann 
gültig, wenn die Aufſichtsbehörde ihn genehmigt hat. Das 
BG. entnimmt dieſe Genehmigung dem Schreiben des Re⸗ 
gierungspräſidenten in Koblenz v. 8. Febr. 1918, in dem er 
anläßlich der vom Bekl. gegen ſeine Kündigung eingelegten 
Beſchwerde die Stadt für kündigungsberechtigt erklärt. Es iſt 
ſchwer verſtändlich, wie dieſe Erklärung als zur Erfüllung der 
Vorausſetzung des SI Abſ. 1 KBG. ausreichend hat ange⸗ 
ſehen werden können. Denn der Bekl. iſt im Jahre 1913 
angeſtellt worden, ſein Probejahr 1914 abgelaufen. Damit 
iſt er lebenslänglicher Beamter der Stadt geworden, ſofern 
nicht damals ſchon einer der Ausnahmetatbeſtände des Ge⸗ 
ſetzes gegeben war. Nach der Auffaſſung des BR. würde der 
Regierungspräſident die Möglichkeit behalten haben, dem 
Bekl. noch im Jahre 1918, alſo nach mehreren Jahren, die 
erlangte lebenslängliche Anſtellung wieder zu nehmen. Dieſes 
Ergebnis läuft allen Grundſätzen auch ſchon des vor Erlaß 
der RVerf. geltenden Beamtenrechts zuwider und iſt deshalb 
zu mißbilligen. Die Unwirkſamkeit der von der Stadt über 
die Kündbarkeit des Bekl. getroffenen Beſtimmungen macht 
ſeine Anſtellung nicht nichtig. Vielmehr hat ſie als der ge⸗ 
ſetzlichen Regelung entſprechend, alſo auf Lebenszeit erfolgt 
zu gelten. Die Kündigungen, die die Kl. gegen ihn ausge⸗ 
ſprochen hat, waren überhaupt unzuläſſig, ſo daß ihre Ver⸗ 
einbarkeit mit 8 66 RMilc. nicht geprüft zu werden braucht. 
Das BG. hat der Klage in letzter Linie aber auch deshalb 
ſtattgegeben, weil das Beamtenverhältnis des Bekl., wenn 
nicht durch Kündigung, ſo doch jedenfalls dadurch beendigt 
worden ſei, daß es nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Heere 
durch beiderſeitiges Einverſtändnis in ein Privatverhältnis 
umgewandelt worden ſei. Eine ausdrückliche Erklärung ſeiner 
Zuſtimmung hierzu hat der Bekl. unſtreitig nicht abgegeben. 
Nach der Annahme des BG. konnte aber ſein ganzes Ver⸗ 
halten von der Kl. nur in dem Sinne aufgefaßt werden, daß 
er mit ihrem Anerbieten, auf Privatdienſtvertrag noch ein 
Vierteljahr beſchäftigt zu werden, einverſtanden war. In die⸗ 
ſem Sinne müſſe der Bekl. ſein Verhalten gegen ſich gelten 
laſſen. Dieſen Ausführungen liegen die Rechtsſätze zugrunde, 
die ſich im bürgerlichen Recht hinſichtlich der Auslegung von 
Willenserklärungen gebildet haben. Der BR. überſieht bei 
ihrer Anwendung aber, daß es ſich bei dem Beamten⸗ 
verhältnis um ein Verhältnis des öffentlichen Rechts handelt, 
auf das die Grundſätze des bürgerlichen Rechts nicht ohne 
Berückſichtigung ſeiner Eigenart übertragen werden können. 
Bereits in RG. 96, 302 1) iſt aus dieſer Eigenart hergeleitet 
worden (RO. 96, 304), daß Erklärungen von Beamten, die 
einen Verzicht auf ihre Rechte enthalten, nur dann zur 


1) JW. 1920, 44. 
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Grundlage behördlicher Entſchließungen gemacht werden dürf⸗ 
ten, wenn ſie beſtimmt und klar ſeien. Beſonders gelte das für 
Entlaſſungsgeſuche. Das Einverſtändnis, das Vorausſetzung 
der Entlaſſung eines Beamten ſei, ſei in zweifelsfreier Weiſe 
und Form einzuholen. Für auslegungsbedürftige Erklärungen, 
wie ſie im Geſchäftsverkehr unvermeidlich ſeien, ſei hier kein 
Raum. An dieſen Sätzen, die für Reichs⸗ und Staatsbeamte 
wie für Gemeindebeamte gelten (Urteil v. 11. Nov. 1921 
III 166/21), iſt feſtzuhalten. Sie treffen auch den vorliegen⸗ 
den Fall, der nicht etwa deshalb eine abweichende Beurtei⸗ 
lung erheiſcht, weil das Beamtenverhältnis des Bekl. durch 
ein — übrigens kurz befriſtetes — privatrechtliches Dienſt⸗ 
verhältnis erſetzt ſein ſoll. Denn daß er bei Aufgabe ſeiner 
Beamtenſtellung vorübergehend als Privatangeſtellter der 
Stadt weiterbeſchäftigt ſein würde, ändert nichts daran, daß 
die Erklärung, die das BG. aus ſeinem Verhalten heraus⸗ 
lieſt, ihm ſeine Rechte als lebenslänglicher Beamter genommen 
haben würde. Eine Erklärung, die einen ſo weit gehenden 
Rechtsverzicht des Beamten enthält, kann nur dann als vor⸗ 
liegend angeſehen werden, wenn er ſie ausdrücklich, mit 
klaren, unzweideutigen Worten abgegeben hat. Das iſt auch 
der durchaus zutreffende Standpunkt des Bürgermeiſters der 
Kl. geweſen, als er am 27. Nov. 1917 an den Bekl. ſchrieb, 
wenn dieſer ſeine Weiterbeſchäftigung im ſtädtiſchen Dienſte 
beantrage, ſo könne der Antrag nur dann erörtert werden, 
wenn er, Bekl., ausdrücklich auf ſein Recht aus der An⸗ 
ſtellungsurkunde verzichte. Dieſen ausdrücklichen Verzicht hat 
der Bekl. aber nicht abgegeben, die Kl. hat nicht auf ihm be⸗ 
ſtanden. So ſind die Folgen, die ſich nur an eine derartige 
Erklärung knüpfen ließen, nicht eingetreten. Der Bekl. iſt 
Beamter der Stadt geblieben. Zur Rechtfertigung des Klag⸗ 
begehrens ungeeignet iſt endlich auch die von der Kl. auf⸗ 
geſtellte Behauptung, der Bekl. habe nach ſeinem Ausſcheiden 
aus dem ſtädtiſchen Dienſt erhebliche Privateinnahmen als 
Inhaber eines Architekturbüros erzielt. Die Anſicht, daß er 
neben ihnen nicht auch noch Gehaltsanſprüche erheben könne, 
iſt rechtsirrig. Nach der Rechtſprechung des Senats (Warn. 
1916 Nr. 31) findet der in $ 615 Satz 2 BGB. für das 
bürgerlich⸗rechtliche Dienſtverhältnis ausgeſprochene Rechts⸗ 
gedanke auf das Beamtenverhältnis keine Anwendung. 
(U. v. 22. Juni 1926; 379/25 III. — Frankfurt S 
ch. 


**. 88 690, 705 RBD.; § 13 GVG.; § 80 Betr⸗ 
RG. — 1. Die Berufsgenoſſenſchaften find zwar 
Körperſchaften öffentlichen Rechtes, beſitzen 
aber keinen behördlichen Charakter. — 2. Für 
Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältnis der 
Angeſtellten, bei denen gemäß der nach 8 690 
RVO. erlaſſenen Dienſtordnung die Ordnungs⸗ 
ſtrafen der Verwarnung, Verweis oder Geld- 
ſtrafe ergangen ſind, iſt der Rechtsweg unzu⸗ 
läſſig, und zwar ſowohl bei ſachlicher Beanſtan⸗ 
dung als auch wegen Verfahrensmängel.] f) 

(U. v. 3. Nov. 1925; 589/24 III. — Berlin.) [Sch.] 


Abgedruckt JW. 1926, 566. 


Zu 9. Das vorliegende Urteil iſt in gleicher Weiſe von Be⸗ 
deutung für das formelle Recht zur Entkſch. von Streitigkeiten 
aus dem Dienſtverhältniſſe der Berufsgenoſſenſchaftsbeamten wie für 
das materielle Dienſtrecht dieſer Angeſtellten, insbeſondere die 
Frage der Einwirkung des Betriebsrätegeſetzes v. 4. Febr. 1920 auf 
die Anſtellungsverhältniſſe der Berufsgenoſſenſchaftsbeamten. 

Die materiellrechtlichen Fragen ſind in dem vorliegenden Urteil 
nur angedeutet, eine ſachliche Entſch. iſt jedoch wegen Unzuläſſigkeit 
des Rechtswegs abgelehnt worden. Das nach § 705 RVO. zuſtändige 
RWAmt hat dagegen zu dieſen Fragen nach verſchiedenen Richtungen 
hin bereits Stellung genommen. Einmal hat es ausgeſprochen, daß 
Strafen auf Grund der Dienſtordnung ohne Mitwirkung der Be⸗ 
triebsvertretung feſtgeſetzt werden (Entſch. des RVA. v. 11. Juni 
1924, AVN. S. 185). Zum anderen hat es entſchieden, daß eine Mit⸗ 
wirkung des Betriebsrats nach 8 74 Ver RG. nicht geboten ift, wenn 
Angeſtellte der Berufsgenoſſenſchaft auf Grund der PerſonalabbauVO. 
entlaſſen werden, ferner wenn ſolche Angeſtellte, die Mitglieder der 
Betriebsvertretung find, auf Grund der PerſonalabbauV O. in den 
einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden. Dabei wird auf § 96 Abf. 2 


* 10. Art. 131 RVerf. Die mit der Ausübung 
ſtaatlicher Zwangsgewalt betrauten Perſonen 
ſind ſtets Beamte, ſelbſt wenn ihnen das Lan 
desrecht die Beamteneigenſchaft' nicht beileß⸗ 
Soweit ſich aber die öffentliche Gewalt in u 
licher Fürſorge betätigt, iſt es Sache des e 
zelnen Landes, die Grenzen dieſer Aufgaben ie 
zulegen und zu beſtimmen, ob er dieſe Sürlordn 
aufgaben durch Beamte erfüllen laſſen oder 115 
Erledigung Privatperſonen überlaſſen will 

Die Frage, ob der beklagte Hamburger Staat für diele, 
Verſehen des Lotſen als eines Beamten haftet, iſt zu ent) ke 
den nicht nach dem vom BG. in den Vordergrund gerück 5 
8 27 a des Hamburger AG BGB. in der Faſſung des Geſ. d. 
26. Jan. 1920, ſondern nach Art. 131 RVerf. (RG. 102, 1 ach 
Inhaltlich decken ſich jedoch beide Vorſchriften. Auch Br 
Art. 131 RVerf. ſetzt die Staatshaftung voraus, daß ein Ge 
amter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen ch 
walt, die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflis 
verletzt hat, und zwar, wenn das auch nicht ausdrücklich 105 
ſagt iſt, ſchuldhafterweiſe. Im Gegenfatz zum LG. hat l. 
BG. die Haftung des Hamburger Staates für das vom die 
beim Lotſen des Dampfers begangene Verſehen verneint. sei 
Hamburger Hafenlotſen ſeien allerdings Staatsbeamte, 5 
die Ausübung öffentlicher Gewalt in geſundheits⸗, au ee 
täne⸗, zoll⸗ und verkehrspolizeilicher Beziehung anvertraut, ge 
Nach der beſonderen Dienſtanweiſung für Hafenlotſen = 
ihnen die Beſtimmung von Schiffsliegeplätzen, die Vertretn in 
des Hafenmeiſters, die Sorge für die allgemeine Ordnung e 
den Häfen und die Aufſicht über das Fahrwaſſer und mit 
Hilfseinrichtungen der Schiffahrt ob. Anders ſtehe es aber 
ihrer Tätigkeit beim Lotſen der ein⸗ und ausgehenden ret 
ihren Liegeplatz ändernden Schiffe. Nach § 5 des Hambnan 
Hafen. v. 2. Juni 1897 erhielten die 150 cbm Netto 
gehalt überſchreitenden Seeſchiffe bei der Einfahrt, bei Pen 
veränderungen und beim Verlaſſen des Hafens auf Veriaſchen 
einen Hafenlotſen, könnten jedoch zur Annahme eines No 
nicht gezwungen werden. Auch wenn ein Hafenlotſe an des 
ſei, verbleibe nach ausdrücklicher Vorſchrift die Führung 
Schiffes beim Schiffer. Der Hafenlotſe ſei weder Zwa ach 
noch Pflicht-, noch Führungslotſe, ſondern lediglich ein 1 ev 
freier Entſchließung des Schiffsführers im Privatvertrug 
wege angenommener und jederzeit nach unbeſchränktem Be⸗ 
lieben des Schiffers feiner Tätigkeit wieder entſetzbarer tali 
ratungslotſe, der als ſolcher gegen beſonderes Entgelt ſeien 
werde. Seine Dienſte gegenüber dem gelotſten Schiffe 1 on 
lediglich nautiſch-techniſcher Art, die von jedem ortsku 
Nautiker geleiſtet werden könnten. Neben der nautiſchen aus⸗ 
ratung könne der Lotſe zwar auch amtliche Funktionen ag 
üben. Ein ſolches Zuſammentrefſen verſchiedenartiger son 
keiten ſtehe hier aber nicht in Frage. Denn im vorliegt 
Falle ſei der Hafenlotſe, der Bekl., überhaupt nicht als aus- 
amter tätig geworden und habe keine öffentliche Gewalt. die 
geübt. Dieſe Ausführungen des BG. beruhen, ſoweit ſie f 
Stellung des Bekl. als Hamburger Hafenlotſe betreffen, 9 
irreviſibelem Hamburger Recht und ſind deshalb fü „un 
Reviſionsgericht bindend (88 549, 562 ZPO.). Aus den i 
ſtellungen des Vorderrichters ergibt ſich, daß der Bekl. be 
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U 
Betr NG. hingewieſen, wonach die Zuſtimmung der Vetriebsverttfende 
nicht erforderlich iſt, wenn eine auf geſetzlicher Verpflichtung 9210 
Entlaſſung vorliegt (RV A. v. 8. Dez. 1924, AVN. 25, 20, = erh 
Geh. ObgtegR. Prof. Dr. Ludwig Laß, Neubabelsb 
„ aber 
Zu 10. Mit dem Ergebnis kann man einverſtanden fe, ng 
auch nur mit dem Ergebnis, nicht dagegen mit feiner Begrün ſech 
Nach dieſer wäre die Entſch. ſicher anders ausgefallen, me 
nicht um irreviſibles Hamburger Recht gehandelt hätte. b ſo⸗ 
Was zunächſt die Frage anbetrifft, ob der Art. 131 NUM auf 
fortiges unmittelbares Recht enthält, jo beruft ſich der III. 8 
RG. 102, 32, das dieſe Frage in aller Ausführlichkeit behandutg zu 
doch die gegen eine ſolche Auslegung erhobenen Einwände m — pet 
widerlegen vermocht hat. Gerade, wenn man ben Zufälligke u in 
Entſtehung dieſes Artikels und den Außerungen der Abgeordn zeile 
der Nationalverſammlung, wie das RG. mit Recht ausführt, pom 
ausſchlaggebende Bedeutung beimißt, gerade dann muß man der ght 
RG. herbeigeführten Standpunkt für nicht gewollt und auch mn die 
halten, wonach ſich die Verantwortlichkeitsfrage in den Länder 
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en des Dampfers, bei der er lediglich den Schiffer nau⸗ 
bur n hat, überhaupt nicht als Beamter i. S. des Ham⸗ 
ichtopr Rechts, ſondern auf Grund eines mit dem Schiffer go⸗ 
en privatrechtlichen Dienſtvertrages tätig geweſen iſt. 
das d. entfällt die erſte Vorausſetzung des Art. 131 RVerf., 
Nun wiegen einer Amtspflichtderletzung eines Beamten. 
fle allerdings der Beamtenbegriff des Art. 131 nicht aus⸗ 
an nach Landesrecht zu umgrenzen. Beamte i. S. dieſer 
Befu ſungsbeſtimmung ſind vielmehr alle mit obrigkeitlichen 
unabhgüſen, mit öffentlicher Gewalt ausgeſtattete Perſonen, 
amten gig davon, ob ihnen das einſchlägige Landesrecht Be⸗ 
liche Geenſchaft beilegt oder nicht (RG. 105, 334 1)). Offent- 
mit; ewalt iſt zunächſt die ‚staatliche Zwangsgewalt. Die 
reich — Ausübung betrauten Perſonen ſind alſo für den Be⸗ 
aa des Art. 131 ſtets Beamte. Die öffentliche Gewalt ver⸗ 
68, 285 aber, wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung (RG. 
dungen ); 102, 32 und die dort angeführten weiteren Entſchei⸗ 
äti N) angenommen hat, auch in ſtaatlicher Fürſorge zu be⸗ 
ann; Wenn ein Fall fürſorgender Staatstätigkeit vorliegt, 
werden och nicht aus allgemeinen Grundſätzen entnommen 
ſtimme; Es ‚ut vielmehr Sache des einzelnen Staates, zu be⸗ 
ſtrecken wieweit er ſeine Tätigkeit in dieſer Hinſicht er⸗ 
weckn ill Es iſt eine von ihm zu entſcheidende Frage der 
9 laben fee ob er in das Gebiet der Fürſorge fallende 
eigene en ſelbſt erfüllen oder ob er ſie Privatperſonen zur 
bei nn Erledigung überlaſſen will. Inſofern muß alſo auch 
änder Anwendung des Art. 131 RVerf. für die Haftung der 
decht 5 zurückgegriffen werden auf das einſchlägige Landes⸗ 
„Nach ihm iſt zu entſcheiden, ob das Land kraft ſeiner 
Tr; h zewalt eine das Wohl feiner Angehörigen fördernde 
fin diet ſelbſt übernommen hat. Nur wenn das der Fall ift, 
d 18 mit dieſer Tätigkeit betrauten Perſonen Beamte i. S. 
Nücgſicht führten Verfaſſungsvorſchrift, dann aber auch ohne 
Stellnche darauf, ob das Landesrecht ihnen im übrigen die 
en von Beamten einräumt. Nach den Darlegungen des 
ratun ingsurteils hat der Hamburger Staat die nautiſche Be⸗ 
welche der im Hamburger Hafen verkehrenden Schiffe, bei 
began 5 Tätigkeit das der Klage zugrunde liegende Verſehen 
laden iſt, nicht in den Kreis der von ihm zu erfüllenden 
Krane einbezogen. Er hat ſie vielmehr der außeramtlichen 
der! tätigkeit der Hafenlotſen überlaſſen. Das konnte er trotz 
ten. N Hafenlotſen daneben noch auferlegten amtlichen Pflich⸗ 
Dumm © Lotſung der ein⸗ und ausgehenden Schiffe im Ham⸗ 
Öffengy: afen fällt demnach nicht in den Bereich der Ausübung 
de icher Gewalt. Die das Lotſen beſorgenden Perſonen han⸗ 
abei nicht als Beamte i. S. von Art. 131 RVerf., fo 
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loch f 
th ine Regelung gelroffen hatten, lediglich nach dem Art. 131 
Entſch oll, ganz abgeſehen davon, daß auch die anderen gegen die 
iderle des oh. ſprechenden Argumente von ihm nicht einwandfrei 
b. 20. gi worden find, auch nicht in dem Beſchluſſe des gleichen Sen. 
8 1923 (vgl. RG. 106, 34 ff.). 
der er Ausführungen des RG. zu widerlegen, dazu reicht natürlich 
ſondere ar Verfügung ftehende Raum nicht aus; das muß einem ber 
en Aufſatze vorbehalten bleiben. 
ya a zweiter Punkt in der Begründung, dem widerſprochen wer⸗ 
13247 n denen das RG. auf feine Entſch. RG. 105, 334 ff. JW. 
define Bezug nimmt, wo es ausgeführt hat, daß aus dem die 
endung d 
halb uad Ahr ein ſelbſtändiger Beamtenbegriff abzuleiten und des⸗ 
na 
gelle d des Landesrechts ausgeſchloſſen ſei. Wenn es auch hier 
8 
ren l zu begründen, fo überſieht es zunächſt, daß auch das 
big each auch mindeſtens hätte auseinanderſetzen müſſen. Hätte es 
eig f dann wäre die Annahme eines eigenen Beamtenbegriffs 
& r 
Jogar überhaupt nicht. 
alle nenn das NG. ſodann ausführt, daß Beamte i S. des Art. 131 


geſtatt obrigtzeitlichen Befugniſſen, mit öffentlicher Gewalt aus⸗ 
Landegreerſonen ſeien, unabhängig davon, ob ihnen das einſchlägige 
legu 515 Beamteneigenſchaft beilegt oder nicht, ſo iſt dieſe Aus⸗ 


aus drei weiteren Gründen vollig unhaltbar. Erſtens, weil fie 


9 JW. 1924, 1 
1924, 1360. 
*) IM. 1908, 413. 
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daß den Hamburger Staat die Verantwortlichkeit für die dabei 
von ihnen begangenen Verſehen nicht trifft. 
(U. v. 2. Julk 1926; 387/25 III. — Hamburg.) [Sch.] 


11. Art. 131 R Verf.; RGeſ. v. 22. Mai 1910. 1. Die 
dienſtliche Tätigkeit der Poſtbeamten gegenüber 
der Allgemeinheit ift regelmäßig nicht hoheits⸗ 
rechtlicher, ſondern privatrechtlicher Natur, 
insbeſondere auch innerhalb der Abwicklung des 
Poſtſcheckverkehrs. — 2. Verpflichtung des Rich- 
ters, auf den ihm unterbreiteten Tatbeſtand das 
richtige Geſetz anzuwenden, auch wenn die Par⸗ 
teien hierauf nicht hingewieſen haben.] 

Der Berufungsrichter leitet die Haftung der bekl. Deut⸗ 
ſchen Reichspoſt aus Art. 131 RVerſ. in Verb. mit dem RGeſ. 
v. 22. Mai 1910 her. Seine Feſtſtellung, daß der Poſtinſpektor 
K. in ſeiner Eigenſchaft als Poſtbeamter der H. fahrläſſiger⸗ 
weiſe eine falſche Auskunft erteilt und ſie dadurch in ver⸗ 
mögensrechtlicher Beziehung geſchädigt habe, iſt zwar rechtlich 
nicht zu beanſtanden, ſie würde aber die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung nur dann tragen, wenn die Auskunftserteilung als 
hoheitsrechtlicher Akt anzuſehen und deshalb die dem K. zur 
Laſt fallende Amtspflichtverletzung in Ausübung ihm anver⸗ 
trauter öffentlicher Gewalt begangen wäre. Das iſt jedoch im 
Gegenſatze zu der Auffaſſung des BG. zu verneinen. Als 
öffentlich⸗rechtliche Verkehrsanſtalt dient die Poſt zwar einer⸗ 
ſeits den Bedürfniſſen und Intereſſen der Allgemeinheit, ande⸗ 
rerſeits aber auch dem Reiche als Einnahmequelle, die nicht 
nur die Betriebskoſten decken, ſondern auch darüber hinaus der 
Reichskaſſe Überſchüſſe liefern ſoll. Die Poſtverwaltung ſchließt 
mit denjenigen, welche ihre Einrichtungen benutzen wollen, Ver⸗ 
träge ab, die im weſentlichen in den Herrſchaftsbereich des 
bürgerlichen Rechts fallen, wenn auch die Rechtsſtellung der 
Poſt der anderen Vertragspartei gegenüber in mancher Hin⸗ 
ſicht durch Sondergeſetze (vgl. z. B. 88 6—12 PoſtGG. v. 28. Okt. 
1871, § 9 PoſtG. v. 26. März 1914/22. März 1921) abwei⸗ 
chend von deſſen geſetzlichen Vorſchriften geregelt iſt. Infolge⸗ 
deſſen ſind auch die dienſtlichen Verrichtungen der Poſtbe⸗ 
amten, die ſie zur Vorbereitung, beim Abſchluſſe oder in Er⸗ 
füllung derartiger Verträge vorzunehmen haben und vorneh⸗ 
men, in der Regel nicht hoheitsrechtlicher, ſondern privatwirt⸗ 
ſchaftlicher Natur. Daß in Fällen, in denen privatwirtſchaft⸗ 
liche und öffentlich-rechtliche Aufgaben der Poſtbeamten inein⸗ 
ander übergreifen, einzelne ihrer Handlungen auch Ausflüſſe 
öffentlich⸗rechtlicher Gewalt darſtellen können, iſt freilich zu⸗ 
zugeben (vgl. RG. 91, 273; 104, 143; 107, 275). Sie werden 


dem Wortlaute der Beſtimmung Gewalt antut, die nicht von Per⸗ 
ſonen ſpricht, die in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen 
Gewalt ihre Amtspflicht verletzen, ſondern von „Beamten“. Zwei⸗ 
tens, weil nur Beamte im ſtaatsrechtlichen Sinne eine Amtspflicht 
haben, alſe bei anderen Perſonen, die öffentliche Gewalt ausüben, von 
einer ſolchen nicht geſprochen werden kann. Und drittens, weil dieſe 
Auslegung des RG. dem öffentlichen Rechte des Reiches und dem der 
Länder widerſpricht, nach dem für die Frage nach der Beamteneigen⸗ 
ſchaft im ſtaatsrechtlichen Sinne nicht die Art der amtlichen 
Tätigkeit, ſondern lediglich die Begründung eines öffentlich- 
rechtlichen Gewaltverhältniſſes ausſchlaggebend geweſen iſt und 
noch iſt. 

Der Irrtum in der reichsgerichtlichen Auffaſſung tritt ganz be⸗ 
ſonders ſcharf in Erſcheinung, indem es der ſtaatlichen Fürſorge durch 
Beamte in feinem Sinne nur die Fürſorge durch Privatperſonen gegen⸗ 
überſtellt, alſo überſieht, daß der Staat von jeher, ſeit dem Ausbruche 
des Weltkrieges aber in ganz beſonders großem Umfange, ſtaatliche 
Aufgaben, auch auf dem Gebiete der Hoheitsausübung, nicht durch Be⸗ 
amte im ſtaatsrechtlichen Sinne (auch nicht Privatperſonen überlaſſen), 
ſondern durch die ſog. Angeſtellten, alſo durch Perſonen hat erfüllen 
laſſen, die mit ihm in einem privatrechtliche Verhältniſſe ſtanden und 
ſtehen, alſo ihre Tätigkeit nicht als Privatperſonen, ſondern als 
Organe des Staates ausüben, ſo daß alſo deren Tätigkeit nicht eine 
private, ſondern eine ſtaatliche war und iſt. 

Mag der Rechtszuſtand, wonach die Beſtimmung des Art. 131 
nur eine Richtlinie für die Ländergeſetgebung rechtspolitiſch unbefriedi⸗ 
gend ſein; der durch die Auslegung des RG. geſchaffene erzeugt noch 
weit mehr Schwierigkeiten und Zweifel, darunter nicht wenige, die, 
wenn man nach der Begründung dieſes Standpunktes urteilen darf, 
von ihm nicht vorausgeſehen worden find. 

Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Apel, Berlin. 
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aber immer nur Ausnahmen bilden. Im gegebenen Falle iſt 
davon auszugehen, daß die von der Poſtverwaltung im Rah⸗ 
men des Poſtſcheckverkehrs mit den Poſtſcheckkunden geſchloſ⸗ 
ſenen Verträge ebenſo wie der Poſtanweiſungsvertrag dem Pri⸗ 
vatrechtsgebiete angehören. Die Kl. beſaß ein Poſtſcheckkonto. 
Auf dieſes beabſichtigte ſie von einem Schweizer Schuldner 
einen Geldbetrag überweiſen zu laſſen. Mit Rückſicht hierauf, 
alſo innerhalb ihres privatrechtlichen Intereſſenkreiſes, erbat 
ſie von K. Auskunft darüber, ob bei Geldüberweiſungen von 
der Schweiz nach Deutſchland derſelbe Umrechnungskurs gelte 
wie bei Überweiſungen von Deutſchland nach der Schweiz. In⸗ 
halt und Zweck der Frage deuten alſo ebenſowenig wie die be⸗ 
jahende Antwort des K. darauf hin, daß ein hoheitsrechtlicher 
Akt verlangt oder vollzogen worden ſei. Die Tätigkeit des K. 
iſt rechtlich nicht anders zu beurteilen, als die eines Poſt⸗ 
beamten, der am Schalter Briefmarken verkauft, Pakete an⸗ 
nimmt und ausgibt oder einem Reiſenden auf deſſen Erſuchen 
die Ankunfts- oder Abfahrtszeit einer Poſt mitteilt. Das durch 
ſie geſchaffene Rechtsverhältnis und ſeine Wirkungen beſtim⸗ 
men ſich daher nicht nach öffentlichem Recht, ſondern aus⸗ 
ſchließlich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Fehlt 
es aber auf ſeiten des ſchuldigen Beamten an einer Betätigung 
öffentlich-rechtlicher Gewalt, fo iſt für eine Haftung der Bekl. 
aus Art. 131 RVerf. kein Raum. 

(U. v. 18. Juni 1926; 281/25 III. — Breslau.) [Sch.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


** 1. [8 164 StGB. iſt nicht anwendbar, wenn die 
falſche Anſchuldigung bei einer ausländiſchen 
Behörde erfolgt, die ſich widerrechtlich in 
Deutſchland Amtsbefugniſſe anmaßt.] 


Die Verurteilung der Angekl. wegen falſcher Anſchul⸗ 
digung beruht auf Rechtsirrtum. Der § 164 StGB. dient in 
erſter Reihe und vorwiegend dem Schutze der ſtaatlichen 
Rechtspflege, und zwar ausſchließlich der deutſchen. 
Den Schutz fremdländiſcher Behörden bezweckt er nicht, am 
allerwenigſten ſolcher, die völkerrechtswidrig während des 
Friedens in deutſches Gebiet einbrechen und ſich widerrechtlich 
Amtsbefugniſſe anmaßen; die nur den deutſchen Behörden 
zuſtehen. Daß dieſe ſich während des Ruhreinbruchs der Ge⸗ 
walt beugen und, wie das Urteil annimmt, mit Dienſtſtellen 
der franzöſiſchen Beſatzung als Behörden verkehren mußten, 
iſt eine Frage, die mit dem Strafrechtsſchutz des § 164 StG B. 


Zu 2 u. 3. In den beiden Fällen, welche den Urteilen des 
1. und 2. StS. zugrunde liegen, hätte der Getäuſchte das mit dem 
Täter abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft ohne deſſen Vorſpiegelungen nicht 
vorgenommen. Das eine Mal gibt der Täter einen Austauſchwechſel 
der Bank zur Diskontierung, den ſie für einen Kundenwechſel hält, 
das andere Mal nimmt der Täter durch Überziehen ſeines Poſtſcheck⸗ 
kontos den Kredit der Poſt in Anſpruch, während dieſe glaubt, aus 
dem vorhandenen Guthaben des Täters zu zahlen. Daß der Irrtum 
der Getäuſchten vom Täter nicht nur benutzt, ſondern hervor⸗ 
gerufen iſt, mag in beiden Fällen angenommen werden — mit 
Sicherheit iſt es aus dem mitgeteilten Tatbeſtand nicht erſichtlich. 
Das Problem liegt in beiden Fällen in der Berechnung des 
Vermögensſchadens. 

Die rein juriſtiſche Vermögensauffaſſung, durch die Bin⸗ 
ding den Kriminaliſten vor dem „Modejoch wirtſchaftlicher Ver⸗ 
mögensauffaſſung“, vor dem „oft ſo ſchwer und unſicher zu hand⸗ 
habenden Wertbegriff“ (Lehrb. I, 239) bewahren zu können glaubte, 
erweiſt ihre Unbrauchbarkeit gerade im Betrugsrecht. Einen Ver⸗ 
mögensſchaden erleidet nach Binding derjenige, „der nicht erhält, 
was er von Rechts wegen beanſpruchen kann“ (a. a. O. 357). Aber 
abgeſehen von der Unterſcheidung zwiſchen vermögenswerten und 
nicht vermögenswerten Leiſtungen und den auf dieſe oder jene ge⸗ 
richteten Anſprüchen, kann in zahlreichen Fällen durch Irrtum 
ein Schaden hervorgerufen ſein, ohne daß vorher ein Anſpruch be⸗ 
ſtand. Es iſt „beim Vermögensſchaden die Berückſichtigung des 
Wertmomentes nicht zu entbehren“ (H. A. Fiſcher, Der Schaden, 
Jena 1903, S. 15). Binding umgeht einen Teil der Schwierig⸗ 
keiten durch die Annahme, aus den Vorberedungen erhalte die Partei 
einen Anſpruch auf Abſchluß des nach den Vereinbarungen von ihr 
erwarteten Vertrages. Juriſtiſch iſt dieſe generelle Annahme bindender 
Vorverträge unhaltbar (Hegler, VDB. VII, 426 Anm. 1), ſoziolo⸗ 


Rechtſprechung 


(Juriſtice Wochenſchrit 
192³ 


nichts zu tun hat. Die Anzeige der Angekl. vom Sept. . 

an den franzöſiſchen Ortsdelegierten in Duisburg fällt dahe 

nicht unter $ 164 StGB. 1 
(3. Sen. v. 10. Juli 1926; 3 D 423/26.) A. 


2. [s 263 StG B. Betrug. Vermögensbeſchſz 
digung durch Annahme eines Austauſchwechſe 
an Stelle eines Warenwechſels.] ) 

(I. Sen. v. 11. Mai 1926; 1D 250/26.) 


Abgedruckt JW. 1926, 2186. 


3. [8263 StGB. Betrug. Der Vermögen 
ſchaden kann darin liegen, daß der Geſchädig 1 
an Stelle ſofort verfügbarer Barmittel ein 
Forderung auf lange Sicht erhält.] 7) 


Der Vermögensſchaden des Poſtfiskus beſtand nicht 1 
darin, daß die Poſt die zu Unrecht der Sparkaſſe überlaſſenn 
Beträge nicht zinsbar verwerten konnte, ſondern nnehr 
darin, daß ihr überhaupt die ausgezahlten Gelder nicht MF 
zur Verfügung ftanden; daß fie ohne Verpflichtung aus ihre 
Vermögen Zahlungen leiſtete, für die ſie keine Deckung habt 
Das Poſtſcheckkonto der Sparkaſſe, von dem nur dem 15 
weiligen Guthaben entſprechende Beträge abgehoben wer 
durften, wies bei den Auszahlungen entgegen der Annah 
der Poſtſcheckbeamten in Wahrheit kein Guthaben auf. n. 
Poſt tauſchte für die der Sparkaſſe in bar oder durch le 
weiſung überlaſſenen Gelder nur eine Forderung gegen hr 
Sparkaſſe oder die Stadtgemeinde B. ein, die in ihrem z 
ſchaftlichen Werte dem des Beſitzes von Bargeld nicht 9 lo- 
kam. Das Urteil hebt beſonders hervor, daß damals die Ge 1 
beſchaffung außerordentlich ſchwierig war, daß die Oi 10 
gemeinde B. ſich um Veſchaffung einer Anleihe von 500 000, 
bemühte, ohne ihr Ziel zu erreichen, daß der Angekl. ſich MM) 
die beabſichtigte „unauffällige“ Deckung der Sparkaſſenſch 
nur auf die erhofften Anleihegelder angewieſen ſah, und, rer 
die Sparkaſſe die erhobenen Gelder zur Befriedigung iht 
kreditſuchenden Kunden brauchte. Damit iſt die Unmöglich 
einer ſofortigen Bartilgung der Schuld und die Minderwer 
keit der Forderung der Poſt von der StR. feſtgeſtellt. hie 
der Grundbeſitz und ſonſtiges Vermögen der Stadt für z 
Poſt eine Sicherheit darboten, aus der ſie ſich ſchließlich icht 
friedigung verſchaffen konnte, bedeutet nur, daß vorausſtg 
lich nachträglich Erſatz geleiſtet werden konnte, beſeitigte a 
nicht die Tatſache, daß die Poſt an Stelle ihrer verfügbaß 
Barmittel, deren Beſitz nach dem Urteile damals von auf 
ſonderem wirtſchaftlichen Werte war, nur eine Forderung 
lange Sicht erlangte. 

(2. Sen. v. 11. März 1926; 2 D 41/26.) A. 


S —— er 
giſch enthält ſie den kriminalpolitiſch wertvollen Gedanken, * 
Getäuſchte ſei immer dann am Vermögen geſchädigt, wenn er Kos 
Aufwendung nur unter der Vorausſetzung machen wollte, nt, 
ihm Vorgeſpiegelte wahr ſei. Dieſer ſubjektive Standen 
der den Vermöͤgensſchaden ausſchließlich nach dem Willen des 15 
täuſchten beurteilt, beſtimmte nach anfänglichem Schwanken die 91 
des Preuß. Obertribunals. Das NG, hat ſich umgekehrt in der Plz, 
entſch. v. 20. April 1887 (RGSt. 16, I ff.) der objektiven . 
tung angeſchloſſen, wie fie z. B. Hälſchner (Gem. dtſch. 
recht II S. 249 ff.) vertrat: es genügt nicht Kauſalzuſammen und 
zwiſchen der auf Täuſchung beruhenden Vermögensdispoſition n 
dem Ausbleiben eines vom Getäuſchten erwarteten Gewinns, 1 
Vermögensſchaden iſt die Differenz zwiſchen dem Geldwert 
Geſamtvermögens vor und nach der durch die Täuſchung bieſer 
gerufenen Vermögensdispoſition (RGSt. 16, I ff.). Entgegen 161%) 
objektiven Richtung des NG. iſt Rotering (GA. 47, 44 23 
Binding gefolgt. Rüdorff(⸗Stenglein) (4. Aufl. 9, in 
Nr. 11) wirft der Auffaſſung des RG. vor, ſie verkenne m per 
jenen angeblichen Betrugshandlungen liegende „Beeinträchtigund das 
Willensfreiheit“. Aber ein Widerſpruch gegen den Willen u fie iſt 
ſubjektive Intereſſe des Getäuſchten mag rechtswidrig ſein, U 9. 
darum nicht — ein Vermögensſchaden (jo ſchon Hälſchner en 
251)! Heute iſt die objektive, nach wirtſchaftlichen Geſichts tee 
meſſende Auffaſſung des RG. „gemeine Meinung“ (“. pi 7 
chmidt, 21. Aufl. S. 458 Anm. 6). Aber nicht in 8 gr) 
objektivem Sinn. Bereits der Plenarbeſchluß des RG. (16. 43, 
und die ihm vorangehenden Ausführungen der Referenten Ein / 
321 ff.) verlangen objektive Beurteilung des individuellen Ver⸗ 
zelfalles. Für den Getäuſchten, für ſeine konkret, halt, 
mögenslage muß — nach objektiver Beurteilung — ein wirt chen 
licher Schaden entſtanden ſein! In dieſem Verhältnis zwi 


4 


ya 


= 


a. 
nal. A 88 271, 380 StGB.; 8147 GewO. Ein „Perſo⸗ 
Karin eis“ ift eine öffentliche Urkunde, ohne 
Aus icht darauf, ob die Vorausſetzungen zur 
ar ſtellung eines ſolchen Ausweiſes gegeben 
erſtren Die Beweiskraft eines ſolchen Ausweiſes 
eines Tiles 15) die Berechtigung zur Führung 
Eels. 

den 2 iſt nicht zweifelhaft, daß der „Perſonal⸗Ausweis“, 
ausſtell der Angekl. i. J. 1922 auf den Namen Dr.⸗Ing. Z. 
Stche en ließ, eine öffentliche Urkunde i. S. des § 271 
als for iſt, und zwar ſelbſt dann, wenn ihm dieſer Ausweis 
88 29 licher „Paßerſatz“ erteilt wurde, wie dies jetzt durch 
613 a ff. der Bek. v. 4. Juni und 22. Dez. 1924 (RG Bl. J, 
geregelt 4) zur Paß O. v. 10. Juni 1919 (RG Bl. 516) 
den 0 iſt. „Denn auch wenn ſchon nach den i. J. 1922 gelten⸗ 
als Paßderöffentlichten Beſtimmungen ein Perſonalausweis 
den Betjag nur für Ausländer und Staatloſe, alſo nicht für 
länder Z. hätte ausgeſtellt werden dürfen, fo würde 
vom I. Zuwiderhandlung gegen dieſe Dienſtvorſchrift den 
ſtändi Polizeipräſidenten in Berlin⸗Charlottenburg als zu⸗ 
eis ger Paßbehörde formgerecht ausgeſtellten Perſonalaus⸗ 
leide ict ſeiner Eigenſchaſt als öffentlicher Urkunde ent⸗ 
allge, Die Ausſtellung eines ſolchen Ausweiſes blieb eine 
des Poliz ‚und ohne weiteres innerhalb der Amtsbefugniſſe 
hin 15 ideipräſidenten liegende Beurkundung, mochten immer⸗ 
nahme Einzelfall die ſachlichen Vorausſetzungen zur Vor⸗ 
der Amtshandlung gefehlt haben. Die Beweiskraft 


dh; i 
auf dirt em Maßſtab und der ſubjektiven Beziehung, 
densber er angewandt werden foll, liegt die Schwierigkeit der Scha⸗ 
(GS. 2 nung beim Betrug. Lehnt man freilich mit Stenglein 
ab, fo if 80 ff., insbe]. 119) jede von außen aufgedrängte Schätzung 
arteiwilh damit der objektive Standpunkt zugunſten des ſubjektiven 
deng 155 eus aufgegeben. Um der Berückſichtigung des ideellen Scha⸗ 
wiſſen ro. ittermaier die ſubiektive Beziehung ſtärker betont 
ſich ee 1924, 1877). Eckſtein (Goldt Arch. 58, 339 ff.) entfernt 
gebnis 5 in der theoretiſchen Formulierung, als im praktiſchen Er⸗ 
der en der Auffaſſung des RG., wenn für ihn als Maßſtab allein 
wirtſche give Wert maßgebend iſt, aber modifizierend ein allgemeiner 
die oh ſtlicher, alſo objektiver Wert für die Leiſtung des Gekäuſchten 
Der Fur; für die Leiſtung des Täters die untere Grenze bildet: 
un Nbeliebhaber iſt nicht am Vermögen geſchädigt, dem fein 
und der uflicher“ Liebling für einen guten Preis abgeſchwindelt iſt, 
Pferden Rennſtallbeſitzer iſt es ebenſowenig, dem an Stelle des Renn⸗ 
ſich m nicht minder wertvolles Arbeitspferd geliefert iſt! Wo 
Wer „nicht um typiſche Gebrauchswerte handelt, bemißt ſich der 
icktiver ind Gegenſtandes nach ſeiner Realiſierungsmöglichkeit. Ob⸗ 


. Wert iſt „Realiſationswert“ (Eckſtein a. a. O.). 


kehrt was gleiche Problem ſubjektiver und objektiver Einſtellung 
der leder bei der Frage, welche Anſätze zum Wertausgleich bei 
dp nsberechnung gebracht werden ſollen: muß der Wert der 


m che 
partetauſchten bewirkten Leiſtung zurückbleiben hinter der er⸗ 
Eck te! en oder der wirklich erlangten Gegenleiſtung des Täters? 
Damit un (a. a. O.) und RG. JW. 1924, 818 gehen den erſten Weg. 
kann * der objektive Standpunkt weitgehend preisgegeben. Man 
gründete enfalls bei der betrügeriſchen Nichterfüllung vertraglich be⸗ 
in diese r Anſprüche den entgangenen Gewinn, auf den der Getäuſchte 
L, 1) Fall ein Recht hatte, als Vermögensſchaden anſehen (RG. 
ertrag, ber wenn jemand durch Täuſchung zur Eingehung eines 
ſolges des bewogen wird, dann iſt das Ausbleiben des erhofften Er⸗ 
un 5 Reales, ſondern etwas, was nur bei ihm ſelbſt Wille 
ſub je ofellung beſchäftigt — ein nur für ihn ſelbſt maßgebender, 
und ertiver Wert. Es kommt daher auf die zwiſchen Leiſtung 
5 zaltener Gegenleiſtung beſtehende Differenz an. 
der Geh der Diskontierung „fabrizierter“ Austauſchwechſel erhält 
Zahlun auſchte eine formal gültige Wechſelverpflichtung. Was die 
wechſel bezähigkeit der Verpflichteten anlangt, ſo wird der Austauſch⸗ 
c der cg. Indiz der Zahlungsunfahigkeit ſein — es kann aber 
keit 55 Gefälligkeitswechſel eingelöſt werden und die Zahlungsfähig⸗ 
Es } einem Kundenwechſel verpflichteten Perſonen fraglich ſein. 
Unteren ich ob es für den Giratar einen wirtſchaftlichen Wert⸗ 
verpflichte macht, ob Ausſteller und Akzeptant lediglich wechſelmäßig 
er 


etwa ſind oder ob dieſer Rechtsbeziehung eine materielle Causa, 
iegt in Jarenübergang zugrunde liegt. Nach NGSt. 3, 35 (37) 
neben der Girierung eines Wechſels nicht die Verſicherung einer 
Rz, 125 Wechſel dem Indoſſanten zuſtehenden Gläubigerſchaft. 
den 90 95 dagegen mißt — abgeſehen von der Solvenzfrage — 


ſchloſſenadenwechſeln, „welche eine reale Grundlage in einem ge⸗ 
echfefopr: arengeſchäfte haben“, bei denen der Übernahme des 
zuwachs „gos durch den Verpflichteten ein entſprechender Vermögens⸗ 
20 hat d. Jegenüberſteht, einen höheren Wert bei. In RSSt. 22, 
dieſe Auff gleiche 3. StS. — ohne den Gegenſatz deutlich zu machen — 
iffafſung verlaſſen. RGSt. 27, 75 reprobiert vollends die dem 
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des Ausweiſes erſtreckte ſich aber auf die Berechtigung des 
Angekl. zur Führung des Titels Dr.⸗Ing. Denn anders als 
nach § 267 StGB. handelt es ſich im Falle des 8271 StGB. 
nicht um die Frage, ob durch Beifügung eines Zuſatzes, ins⸗ 
beſondere eines Titels zu dem richtigen Namen der Anſchein 
erweckt wird, als ſei der Genannte in Wirklichkeit eine andere 
Perſon (RGSt. 55, 173, 174 mit Entſch.; ſowie Goltd Arch. 
55, 310). Vielmehr kommt es in dieſer Beziehung für die 
Beweiskraft der Urkunde nach 8271 StGB. darauf an, ob die 
Berechtigung zur Führung des Titels eine rechtserhebliche 
Tatſache darſtellt, über die öffentlichen Beweis zu erbringen 
die Urkunde beſtimmt iſt. Dies trifft für Perſonalausweiſe 
zu, namentlich wenn ſie als Paßerſatz gelten ſollen. Denn 
ſolche Ausweiſe (vgl. z. B. das jetzt geltende Muſter, Anl. zu 
829 Paß Bek.) beſchränken ſich nicht auf Eintragungen, die 
(wie z. B. die Angaben über Geſtalt, Geſicht, Farbe der Augen 
und Haare, Kennzeichen, Lichtbild und Unterſchrift) einer Ver⸗ 
wechſelung vorbeugen und verhüten ſollen, daß der Ausweis 
von einer anderen als der darin bezeichneten Perſon geführt 
wird. Vielmehr enthält der Ausweis auch Angaben, die zu⸗ 
gleich (wie die Altersangabe, die auch für die ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte erheblich ift) oder lediglich allgemeine fremden⸗ 
polizeiliche Bedeutung für die Perſon des Inhabers haben. 
Zu den Eintragungen letzterer Art gehört neben der Angabe 
der Staatsangehörigkeit die des Standes oder Berufs, und 
wenn die Paßbehörde es hierbei für angezeigt hält, den Stand 
oder Beruf, vielleicht auch, wie z. B. bei Beifügung eines 


Urteil RGSt. 12, 395 „angepaßten Feſtſtellungen“ des LG. und 
präziſiert den neuen, von RGSt. 36, 367 aufgenommenen Stand⸗ 
punkt: Das Indoſſieren von Austauſchwechſeln muß nicht, kann 
aber unter Umſtänden einen Vermögensſchaden für die diskontierende 
Bank zur Folge haben. Dabei kommt es nicht darauf an, daß 
die Wechſelnehmer Austauſchwechſel erhielten, während ſie nur Kun⸗ 
denwechſel diskontieren wollten, daß ſie alſo „in den Wechſeln 
weniger erhielten, als ſie erwarteten“ (RGSt. 27, 79) — dieſe 
ſubjektive Schadensberechnung ſcheint RGSt. 29, 349 zugrunde 
zu legen, während Binding in der Polemik gegen RG. 12, 395 
(„recht bedenklich“!) dem Girieren von Austauſchwechſeln „Reine Be⸗ 
deutung“ beimißt (a. a. O. S. 357 Anm. 1). Sondern es kommt 
darauf an, ob auf Grund der beſonderen geſchäftlichen Beziehungen 
der Bank ihre Leiſtung den Wert der Austauſchwechſel objektiv 
überſtieg. So könnte im vorliegenden Fall ein gegenüber der Hingabe 
von Bargeld geringerer Wert der Austauſchwechſel z. B. darin liegen, 
daß die Bank, etwa im regelmäßigen Verkehr mit der Reichsbank 
oder auf Grund der Gepflogenheiten der mit ihr in Geſchäfts⸗ 
beziehungen ſtehenden Inſtitute, ſelbſt Kundenwechſel leichter girieren 
kann als Austauſchwechſel. (Vgl. Müller⸗Erzbach, Dtſch. Han⸗ 
delsrecht II, 426 f.). Ob und worin ein ſolcher „Realiſationswert“ 
beſteht, bedarf daher der beſonderen fatrichterlichen Feſtſtellung. 

Im zweiten Fall handelt es ſich um die gleichen Probleme. 
Es kommt nicht — ſubjektiv — darauf an, daß die Poſt nur bei 
ausreichendem Guthaben des Kontogläubigers auszahlen wollte. Daß 
ſie Kredit gewährte, während ſie einen Gläubiger zu befriedigen 
glaubte, erfüllt an ſich noch nicht das Tatbeſtandsmerkmal des 
Vermögensſchadens. Auch darf man nicht die von ihr erwartete 
Gegenleiſtung: wirkliche Überweiſungen auf das Poſtſcheckkonto, mit 
der tatſächlich geleiſteten: Begründung von Forderungen, in einen 
Wertausgleich zu bringen ſuchen. Sondern es kommt auch hier ledig⸗ 
lich darauf an, ob die Hingabe von Bargeld, objektiv beurteilt, 
wertvoller war als die Forderungen gegen die Sparkaſſe oder die 
Stadtgemeinde. Hierbei iſt der objektive Maßſtab keine formal⸗ 
juriſtiſche Beurteilung, ſondern eine wirtſchaftliche Bewertung, welche 
dann zur Annahme eines Vermögensſchadens kommen wird, wenn 
infolge ungewöhnlicher Bargeldknappheit und Bargeldbedürfniſſe der 
Gebrauchswert vorhandener Bargeldvorräte den Realiſierungswert 
gleich hoher oder gar höherer Forderungen überſteigt. Eine ſolche 
Feſtſtellung erſcheink nach dem Tatbeſtand des Urteils wahrſcheinlich. 

Prof. Dr. Max Grünhut, Jena. 


Zu 4. Unbeſtrittenes Begriffsmerkmal der öffentlichen Ur⸗ 
kunde ift es, daß die Behörde, die ſie ausſtellt, hierzu befugt iſt. War 
das Polizeipräſtdium an ſich zur Ausſtellung von Perſonalausweiſen 
an Suländer, nicht aber zur Ausſtellung an ſie als Paßerſatz be⸗ 
fugt, jo wäre dieſes Begriffsmerkmal gegeben, jedoch m. E. ein ande⸗ 
res, ebenſo unbeſtrittenes zu vermiſſen, die Wahrung der vorgeſchrie⸗ 
benen Form. Die Bezeichnung des Ausweiſes als Paßerſatz ſtellt ſich 
dann als weſentlicher, weil die Bedeutung der ganzen Urkunde rechts⸗ 
widrig abändernder Formmangel dar. Ob aber überhaupt jene Be⸗ 
fugnis zur Ausſtellung von Perſonalausweiſen an Inländer ge⸗ 
geben, läßt das Urteil nicht mit genügender Deutlichkeit erkennen. 
Eine Rechtsquelle wird nicht angeführt, nur ſelbſtverſtändlich iſt jene 
Befugnis nicht. Es iſt insbeſondere ſehr wohl denkbar, daß zu jener 
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Schriftſtellers⸗ oder Künſtlernamens, zugleich die Perſönlich⸗ 
keit des Ausweisinhabers durch Eintragung des ihm zu⸗ 
kommenden Titels näher zu kennzeichnen, ſo liegt das eben⸗ 
falls innerhalb der Beweiszwecke, für welche ein Perſonal⸗ 
ausweis ausgeſtellt wird. Wegen der Rechtserheblichkeit der 
Tatſache, daß jemand zur Führung eines Titels berechtigt iſt, 
braucht nur auf § 360 Nr. 8 StGB. und § 147 Nr. 3 Gewd. 
hingewieſen zu werden. 

(2. Sen. v. 22. Febr. 1926; 2 D 720/25.) A.] 


5. [S 2 VO. über die Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923. 82 a. a. O. iſt auch inſoweit rechts⸗ 
gültig, als er von dem Befragten Auskünfte 
verlangt, durch deren Erteilung dieſer ſich der 
Gefahr der Strafverfolgung ausſetzt.] 

Nach 81 VO. über Auskunftspflicht v. 13. Juli 1923 
(RGBl. I, 723) find die von der Reichsregierung oder der 
oberſten Landesbehörde beſtimmten Stellen berechtigt, über 
wirtſchaftliche Verhältniſſe, insbeſondere über Preiſe, jederzeit 
Auskunft zu verlangen. Verpflichtet zur Auskunft find nach 
8 2 Abſ. 2, wenn von einem Verband oder einer Vereinigung 
Auskunft verlangt wird, die Perſonen, die zur Vertretung 
oder Geſchäftsführung befugt ſind oder deren Vertreter. Ge⸗ 
mäß $3 Abſ. 2 kann auch mündliche Auskunft verlangt wer⸗ 
den. Beſtraft wird nach 8 6 Abſ. 1 Nr. 1, wer vorſätzlich die 
Auskunft, zu der er nach den genannten Vorſchriften ver⸗ 
pflichtet iſt, ganz oder teilweiſe verweigert. In der VO. iſt 
ein Auskunftsverweigerungsrecht des Befragten wegen Ge⸗ 
fahr einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung nicht vorgeſehen. Es 
beſteht daher auch nicht. Gegen die Rechtsgültigkeit einer 
ſolchen Beſtimmung ſind begründete Einwendungen nicht zu 
erheben. Die StPO. geht allerdings von dem Grundſatz aus, 
daß niemand gezwungen werden kann, ſich ſelbſt einer ſtraf⸗ 
baren Handlung zu bezichtigen. Demgemäß iſt nach $ 136 
Abſ. 1 daſelbſt der Beſchuldigte zu befragen, ob er auf die 
Beſchuldigung etwas erwidern „wolle“. Es ſteht ihm frei, 
jede Auskunft über die ihm zur Laſt gelegte Tat abzulehnen. 
Nach 8 55 StPO. kann ferner jeder Zeuge die Auskunft auf 
ſolche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm ſelbſt 
oder einem der dort bezeichneten Angehörigen die Gefahr 
ſtrafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. Es iſt jedoch 
nicht angängig, den erwähnten Grundſatz des Strafprozeß⸗ 
rechts dahin zu verallgemeinern, daß eine VO. der Rechts⸗ 
gültigkeit entbehre, wenn ſie außerhalb eines Strafverfah⸗ 
rens beſtimmten Perſonen unter Strafandrohung eine un⸗ 
eingeſchränkte Auskunftspflicht über gewiſſe wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe auferlegt. Vorſchriften ſolchen Inhalts ſind wäh⸗ 
rend der Kriegs- und der Nachkriegszeit in großer Anzahl er⸗ 
laſſen worden und in unbeſtrittener Geltung geweſen. Sie 
wollten den zur Auskunft Verpflichteten nicht zu einer Selbſt⸗ 
bezichtigung nötigen; das Bewußtſein der Auskunftspflicht 
ſollte ihn vielmehr von der Begehung ſtrafbarer Handlungen, 
wie Preiswucher, Verſchiebung von Getreidevorräten, Steuer⸗ 
hinterziehungen u. dgl., abhalten. Erſt nach Einleitung eines 


Zeit die Ausſtellung von Perſonalausweiſen an Inländer verboten 
war, damit ſie nicht praktiſch als Erſatz für Päſſe verwendet werden 
Könnten. 

Von größerer Tragweite, aber ebenſo ſtarken Zweifeln aus⸗ 
gefebt, iſt das, was das Urteil über den Umfang der Beweiskraft jener 
Perſonalausweiſe als Surrogate von Päſſen und damit der Päſſe 
ſelbſt ausführt. Das Paß, insbeſondere 88 1—4, und die Vo 
v. 4. Juni 1924 mit dem ihr beigefügten Formular laſſen eigentlich 
keinen Zweifel, daß der Paß nur dazu beſtimmt iſt, über die Perſon, 
über deren Identitat mit dem Inhaber der Urkunde auszuweiſen, und 
für den Perſonalausweis muß dies wohl erſt recht gelten. Die An⸗ 
gaben über Alter, Beruf ufiv. können dann nur den Sinn haben, 
dieſe persönliche Identität feſtzuſtellen, der Verwechſelung mit anderen 
Perſonen gleichen Namens vorzubeugen, und der Tatbeſtand des $ 271 
iſt ſohin nur dann gegeben, wenn die falſchen Angaben eine ſolche 
Verwechſlung bewirken. Die Paßbehörde iſt auch gar nicht in der 
Lage, mehr als jene perſönliche Identität beweiskräftig feſtzuſtellen. 
Darf ſie doch die Erteilung des Paſſes nur vom genügenden Ausweis 
über die Perſon, allenfalls vom Nachweis der Reichsangehörigkeit ab⸗ 
hängig machen (33 Bah®., § 7 VD. v. 4. Juni 1924), nicht aber von 
weiteren Nachweiſen. Es ſcheint ja auch, und das iſt für ſich allein 
entſcheidend, völlig ausgeſchloſſen, daß die Einzelangaben des Paſſes 
über Alter, Beruf oder gar über einen Titel in irgendeinem gericht⸗ 
lichen Verfahren den Beweis für die Richtigkeit der angegebenen Tat⸗ 


Strafverfahrens erwächſt dem zur Auskunft Verpflichteten De 
Recht, als Beſchuldigter unter Berufung auf die Stßo. 1 0 
Auskunft abzulehnen. Wortlaut und Zweck der hier ade 
rechtsgültigen Strafvorſchrift ſchließen auch eine einſchränkel er 
Auslegung dahin aus, daß der Befragte zur Auskunſtser g 
lung nur inſoweit verpflichtet ſei, als er ſich dadurch nicht er 
Gefahr einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung ausſetze. " dle 
ſtützt wird die Ablehnung ſolcher Einſchränkung durch 1 
Vorſchrift in 8 4 Abſ. 1 BO. Danach find die zuſtandige 
Stellen und die von ihnen Beauftragten, auch wenn fie WE, 
kunft vorher nicht verlangt haben, befugt, zur Ermittlung! 1 
tiger Angaben Geſchäftsbriefe und Geſchäftsbücher, ins 12 
dere auch Unterlagen für die Bemeſſung von Breifen und kn 2 
gütungen, einzuſehen ſowie Betriebseinrichtungen und Mä 

zu beſichtigen und zu unterſuchen, in denen Waren hergeſn 
gelagert oder feilzehalten werden oder in denen Gegenſt * 
zu vermuten ſind, über die Auskunft verlangt wird. 5 
dieſer Vorſchrift zuwider die Einſicht in Geſchäftsbriefe, iin 
ſchäftsbücher oder Unterlagen für die Bemeſſung von Pre 
oder Vergütungen nicht gewährt oder die Beſichtigung nicht 
Unterſuchung von Betriebseinrichtungen oder Räumen jr 
geſtattet, ift in 86 Abſ. 1 Nr. 2 VO. mit Strafe bed 
Auch aus dieſer Vorſchrift geht hervor, daß ſich na dr 
Willen des Geſetzgebers die Prüfungsftellen zur 7 uf. 
führung ihrer wirtſchaftlichen Aufgaben uneingeſchränkten 2, 
ſchluß über die in Frage kommenden Verhältniſſe, einſch g 
lich der Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe, verſchaffen 905 
fen. Dabei aufgedeckte Geſetzwidrigkeiten ſind ſie gemaß u- 
VO. befugt, der zuſtändigen Strafverfolgungsbehörde 23 
zeigen. Dieſe Gefahr berechtigt den Befragten nicht, der act 
fungsftelfe gegenüber jede Auskunft auf die innerhalb ih 

Befugniſſe geſtellten Fragen abzulehnen. a 

(2. Sen. v. 24. Juni 1926; 2 D 440/26.) 


Staatsgerichtshof für das Deutſche Nei 


1. 830 des Staatsvertrages über den Übergand, 17 
Waſſerſtraßen auf das Reich (RG Bl. 1921, 962 ff.) Fur 
Ziff. 3 Gef. über den StG. Der Antrag des Reichs, zu iſſe 
ſchelden, daß das Land Preußen verpflichtet iſt, ge zu 
Miniſterialdienſtgebäude dem Reich als Eigentum 
übertragen, wird zurückgewieſen. f) gar) 

Zwiſchen den Streitteilen — Deutſches Reich und tl 
Preußen — befteht eine Meinungsverſchiedenheit über die 8 bäude 
tung des Antraggegners (Preußen), gewiſſe Miniſterialdienſtg⸗ 
dem Antragſteller (Deutſches Reich) zu übereignen. eußen 

Die ſtreitigen Häuser find Teile eines früher dem Lande 1 ber 
ganz gehörigen Gebäudeblocks, in dem das preuß. Miniſter laat 
öffentl. Arbeiten untergebracht war. Seit dem Übergang der . die 
bahnen auf das Reich gehörten dem Antraggegner nur NO cr 
beiden ſtreitigen Häuſer. Sie wurden bis zum Übergang der iger!) 
ſtraßen auf das Reich nicht ausſchließlich, ſondern nur iberw jefen! 
für die Verwaltung der preuß. Waſſerſtraßen benutzt. Aus n Ger 
Grunde find ſich die Streitteile darfiber einig, daß die beibe 


— — —— 4 ats⸗ 
ſachen erbringen können; ſogar zum Beweis beſtrittener Tor 
angehörigkeit würde der Paß nicht genügen. Entfällt ſohin wurde, 
beſtand des 8 271, fo iſt, was anſcheinend nicht berückſichtigt 
der des 8 360 Ziff. 8 erfüllt. 
Prof. Dr. Kitzinger, Münchs 


zer 

Zu 1. In dem StaatsVertr., betr. den Übergang der el 
ſtraßen von den Ländern auf das Reich (G. v. 29. 7. 21 1 nac) 
961; 1922, 222) ſind Reich und vertragſchließende Lände. por 
§ 30 ſich darüber einig geweſen, daß es ſich um eine nt er 
laufige“ und „nicht vollſtändige“ Regelung handelte, die Engel 
gänzungen und Anderungen im Wege weiterer Vereine . 
bedarf. Die Möglichkeit, daß hierüber eine Einigung nich. ſah 
werde, vorausſehend traf man für ſolche Fälle orſorge = 3 G. 
eine Entſch. des StcßH. vor, dem ſpäter auch in § 17 Zit fol 
über den SCH. ausdrücklich die Zuständigkeit zur Entſch her 
cher Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Reich und Ländern Län 
tragen wurde. Wie Triepel (Streitigkeiten zw. Reich 21 zu⸗ 
dern, Feſtg. der Berl. Jur. Fakultät für Kahl 1923, 19% au 2 
treffend ausführt, handelt es ſich bei der dem StG. hie Ing 
wieſenen Entſcheidungsbefugnis nicht um eine „Rechtsentſchei 
wie ſie der StG. in der Regel, bei. auf Grund Art. 19 uff 
fällt, ſondern um ſeine Aufgabe, einen „Zwangsausgleich ßer un 
den ſtreitenden Teilen zu Schaffen, eine Aufgabe, die ihm & 


 Zaprg. 1926 Heft 19] 


bi 3 
Üben ht auf Grund des 84 Nr. 1 Staatsvertrags (St V.), betr. den 
1921. 1 der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich (RGBl. 


222 fi den Zuſatzvertrag (ZuſV.) mit Preußen (RG Bl. 1922, I, 


"N ſchädigung zu Eigentum zu übertragen. 
S 
der F. v. 9. Juli 1921 (RH Bl. 905) i. Verb. mit § 30 StV. und 
eſtimmung „zu 8 30“ des Buß. g 
hebt; er Antraggegner bittet um Abweiſung des Antrages und er⸗ 
banächſt den Einwand der Unzuſtändigkeit. 
fänd Einwand der Unzuſtändigkeit iſt unbegründet. Für die Zu⸗ 
eit des StGH. kommt es allein darauf an, was der Antrag⸗ 
Zur Eügehrt. Verlaugt wird eine Ergänzung des ZuſV. „zu 8 4“ 
Reich, hierüber iſt nach der Beſtimmung „zu 8 30“ i. Verb. mit 
bj.1 Sts. der Stch h. zuständig. a 
frei 9. n der Sache ſelbſt iſt der Standpunkt des Autragſtellers nicht 
„ot innerem Widerſpruch. Auf der einen Seite verlangt er eine 
des Zus. „zu 8 4“, die zur notwendigen Vorausſetzung 
ze in den Vereinbarungen der Vertragsparteien hat. Auf 
ren Seite begründet er ſein Verlangen mit der Behauptung, 
mung e Einigung der Streitteile über die Übereignung in der Beſtim⸗ 
Verein „u 8 4“ ihren Ausdruck gefunden habe. Danach wäre die 
ins barung über die Übereignung bereits erfolgt und für eine Er⸗ 
Denn 15 des ZuſV. durch den StG. in dieſem Punkte kein Raum. 
Doro; e in 8 30 StV. und in der Beſtimmung „zu $30” ZuſV. 
eine hene Entſch. des SSH. iſt keine bloß feſtſtellende, ſondern 
Streittontsbegründende. In Wirklichkeit hat indes eine Einigung der 
bedi eile über die Übereignung bisher nicht ſtattgefunden, die Vor⸗ 
"ung für eine Entſch. des StöH. iſt mithin gegeben. 
hierbei richtig iſt die Auffaſſung des Antraggegners, daß es ſich 
betriff um einen außerhalb des StB. liegenden Streit handle. Dieſer 
doll, vielmehr einen weſentlichen Punkt im Rahmen der bisher nicht 
aſer ig und endgültig erfolgten Regelung des Übergangs der 
daß, rſtraßen von den Ländern auf das Reich. Richtig dagegen iſt, 
wähnt die Ermächtigung des Stch H. zur Entſch. nur in den er⸗ 
waſſerſtt StV. wurzelt, ausſchließlich die Bedürfniſſe der Reichs⸗ 
ſtraßenverwaltung der Beurteilung zugrunde zu legen ſind, 
kuſchllodlen auf die Geſamtbedürfniſſe des RVerkMin. dagegen aus⸗ 
den haben. 
als u U ergänzen find die StV. durch den StCH., ſoweit ſich dies 
notwendig herausſtellt, i. S. der Zuſtände bei übernahme der 
bäude traßen durch den Antragſteller. Grundſatz war, daß die Ge⸗ 
ur Lern ihn übergehen ſollten, ſoweit ſie bisher von den Ländern 
be verwaltung der Waſſerſtraßen benutzt waren. Daraus folgt die 
nutzte ung der von den Ländern ausſchließlich für dieſe Zwecke be⸗ 
Nr 1 Gebäude, ſoweit ſie für dieſe Zwecke erforderlich waren (8 4 
ergab me 2 StV.) Aus der teilweiſen Benutzung zu dieſen Zwecken 
geben ſich die teilweiſe überlaſſung an den Antragſteller. Das Ge⸗ 
Dag Er hiernach die gemeinſchaftliche Benutzung ſolcher Gebäude. 
angem echt des Antragſtellers auf dieſe Art der Benutzung gegen eine 
Roger hene Entſchädigung wurde in 8 4 Nr. 4 St. feitgejegt. Die 
dern ub der Einzelheiten mußte den Vereinbarungen mit den Län⸗ 
berlaſſen bleiben (zu vgl. auch Geſetz über die Rechtsverhält⸗ 
rm er zum dienſtlichen Gebrauche einer Reichsverwaltung be⸗ 
en Gegenſtände v. 25. Mai 1873, 88 1, 2 Nr. 5, RGBl. 113). 
„Mine ſolche Vereinbarung ſtellte die Miniſterbeſprechung vom 
ſtreit zärz 1921 dar. Sie betraf aber nicht die Übereignung der 
n Gebäude, ſondern nur die Teilung ihrer Benutzung. 


er q; 
da ande 


der age 
Art. Vorſchrift des erwähnten Staats Vertr. vornehmlich in den 
Über we: 171 NBaf. und z. T. auch in § 43 des GM. 
1920 "EN Übergang der Staatseiſenbahnen auf das Reich (RGBl. 
folgt“ Übertragen iſt. Aus dem Weſen des Zwangsvergleichs 
leit iß die Entſch. des Stöß, wenn fie einen Zwangsausgleich 
vori nicht bloß feſtſtellend, ſondern rechtsbegründend iſt, wie die 
Sichssende Entſch. beſonders hervorhebt. Mit Recht bejaht der 
Warn kin Zuſtändigkeit und nimmt an, daß dieſe ſchon dann ge⸗ 
kr. wenn der Antragſteller, geſtützt auf §30 des Staats⸗ 
er bel ſen Ergänzung oder Anderung begehrt, ferner, daß 
des Steälusübung ſeiner Befugnis, Ergänzungen und Anderungen 
Reich as Bertr, vorzunehmen, ausſchließlich die Bedürfniſſe der 
dürfnisgaſſerſtraßenverwaltung zugrunde zu legen und Geſamtbe⸗ 
abe — des Reichsverkehrsminiſteriums auszuſcheiden hat, daß 
verwaluch bei Abwägung der Bedürfniſſe der Reichswaſſerſtraßen⸗ 
früherenug nicht unberückſichtigt bleiben darf, daß nicht nur die 
ſondern preuß. Waſſerſtraßen auf das Reich übergegangen find, 
Preußen auch die zahlreicher anderer Länder, woraus ſich ergibt, daß 
nicht allein für alle Bedürfniſſe der Reichswaſſerſtraßen⸗ 


Rechtſprechung 
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Auch die Beſtimmung „zu § 4“ ZuſV. ergibt keine Einigung 
der Streitteile über die Übereignung der beiden Gebäude. Wäre ſie 
erfolgt, ſo hätte dies in irgendeiner Weiſe zum Ausdruck gebracht 
werden müſſen. Die weiteren Vereinbarungen ſind jedoch nicht auf 
die für die Übereignung zu zahlende Entſchädigung beſchränkt, 
ſondern ganz allgemein „wegen der Miniſterialgebäude uſw.“ vor⸗ 
behalten worden. Der Antragſteller mag bei den dem Abſchluß des 
StV. und des ZuſV. vorangegangenen Verhandlungen an der Über⸗ 
eignung als „Bedingung“ feſtgehalten haben, aber er iſt damit nicht 
durchgedrungen. Gerade die Übereignung der anderen Häuſer des 
Gebäudeblocks beweiſt den Ausſchluß der ſtreitigen Gebaude von 
der Übereignung. Unterſtützend kommt die Beſtimmung „zu 8 4“ 
Nr. 2 ZuſV. hinzu, nach der die von dem preuß. Provinzialwaſſerbau⸗ 
behörden benutzten Gebäude grundſätzlich auch dann im Eigentum 
des Antraggegners verbleiben, wenn ſie ausſchließlich dieſen Behörden 
zur Verfügung ſtehen. Dieſer Zuſammenhang ſpricht dafür, daß die 
ganze Vertragsbeſtimmung „zu 8 4“ Gebäude behandelt, die nach 
dem ZuſV. im Eigentum des Antraggegners blieben. Der innere 
Grund hierfür iſt, wie die Nr. 2 a. a. O. zeigt, erſichtlich der, daß 
auch trotz des Übergangs der Waſſerſtraßen auf den Antragſteller 
beim Antraggegner noch Aufgaben auf dem Gebiete der Waſſer⸗ 
ſtraßenverwaltung zurückblieben, zu deren Bewältigung er Dienſt⸗ 
gebäude nötig hatte. 

Ebenſowenig rechtfertigen die ſpäteren Verhandlungen den er» 
hobenen Anſpruch. Beide Streitteile ſprechen in ihnen nur von 
einem „Mietverhältnis“, und gerade der Antragſteller iſt es, der 
dieſen Ausdruck zuerſt gebraucht. Ob es ſich dabei um ein Miet⸗ 
verhältnis i. S. des § 535 BGB. handelt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls hat der Antragſteller bei dieſen Verhandlungen 
keinen Anſpruch auf Übereignung erhoben und keine Einigung über 
die Übereignung behauptet, ſondern nur ein Gebrauchs recht ge⸗ 
gen Entſchädigung geltend gemacht. 

Eine vertragliche Einigung über die Übereignung iſt hiernach 
nicht zuſtande gekommen. 

Die Natur der Sache aber läßt die verlangte Übereignung 
nicht erforderlich erſcheinen. Aus dem baulichen Zuſammenhang 
kann ein ſolcher Anſpruch nicht hergeleitet werden. Auch ein Zu⸗ 
wachsrecht iſt dem Antragſteller in den Staatsverträgen, insbeſ. 
in 54 St., nicht eingeräumt worden. Für die Befriedigung ger 
ſteigerter Bedürfniſſe hat er ſelbſt zu ſorgen. Dabei iſt zu beachten, 
daß die Reichswaſſerſtraßenverwaltung nicht nur die früheren preuß. 
Waſſerſtraßen, ſondern auch die der anderen Länder umfaßt. Für 
die Befriedigung der hieraus erwachſenen Bedürfniſſe hat der An⸗ 
tragſteller keinesfalls aufzukommen. 

Endlich iſt auch nicht die Unmöglichkeit der gemeinſchaftlichen 
Benutzung beider Gebäude burch die Streitteile anzuerkennen, 
ſie hat vielmehr die jahrelange Erfahrung gegen ſich. Weſentlich 
veränderte Umſtände ſind ſeitdem nicht eingetreten. Der Austauſch 
einer preuß. Miniſterialabteilung mit dem Oberlandeskulturamt 
kann insbeſ. nicht als ein Umſtand erachtet werden, von dem 
Störungen oder Beeinträchtigungen der Reichswaſſerſtraßenver⸗ 
waltung zu beſorgen wären. 

Der Antragſteller hat mithin dem St6H. keine Unterlagen 
beigebracht, die eine Ergänzung der Staatsvertr. dahin notwendig 
machen, daß die Übereignung der ſtreitigen Gebäude auf ihn er⸗ 
forderlich ſei. Es muß ihm daher übetlaſſen bleiben, die Gebäude 
freihändig zu kaufen oder ſich verfaſſungsmäßig das Enteignungs⸗ 
recht verleihen zu laſſen. Auch iſt eine Ergänzung der Staats⸗ 
vertr. durch Entſch. des EICH. auf anderer Grundlage nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Eines Eingehens hierauf bedarf es indes zur Zeit 
nicht. 

(StGH., Entſch. v. 3. Juli 1926, StG H 9/25.) 


* 


verwaltung aufzukommen hat. Die Zuſtändigkeit des SCH. nach 
830 StV. oder Art. 171 RVerf. (und feiner hieraus fol- 
genden Beſetzung — 8 17 Ziff, 2 u. 3; § 18 Ziff. 2; 8 19; 31 
G. über den Stöß. —) iſt dagegen nicht gegeben, wenn der 
Antragſteller weder Ergänzungen noch Anderungen des StV. 
noch „Bedingungen der übernahme“ vom Stg. feſtgeſetzt zu 
ſehen wünſcht, ſondern die Auslegung beſtimmter Vorſchriften der 
RVerf. (3. B. Art. 97 Abſ. 1 u. 5) begehrt. Hier handelt es ſich 
nicht um einen Zwangsausgleich, ſondern um eine Rechts⸗ 
entſcheidung über eine Verfaſſungsſtreitigkeit i. S. Art. 19 PVerf. 
(vgl. 88 16 Ziff. 3, 18 Ziff. 1, 31 G. über den StG H.), worüber 
fi) der StchH. in feiner grundlegenden Entſch. v. 12. Dez. 1925 
(RG. 112 Anh. S. 33 JW. 1926, 1454 = PrVerwBl. 47, 307 
—Fiſchers Ztſchr. 59, 229) ausgeſprochen hat, in der er dem Reich 
die Befugnis zuerkannt hat, die ihm durch Art. 97 Verf. über 
tragenen Aufgaben der Reichswaſſerſtraßenverwaltung durch ſelbſt⸗ 
geſchaffene Behörden durchzuführen. 
Mindtat. Dr. H.⸗H. Lammers, Berlin. 
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gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Art. 36 RVerf.; SS 11, 193 StGB. Angeſichts 
des Art. 36 RVerf. iſt $ 11 StGB. gegenſtandslos ge⸗ 
worden. Der Abgeordnete genießt Immunität nur in 
ſeiner Rede vor der geſetzgebenden Körperſchaft oder in 
engſter Verbindung mit ihr. Ob eine Tätigkeit des Ab⸗ 
geordneten als Berufsausübung zu erachten iſt, bemißt 
ſich nach objektiven Merkmalen. Die Verhältniſſe der 
Neuzeit rechtfertigen keine von der bisherigen abweichende 
Auslegung des $ 193 RStG B. f) 


Art. 36 der Weimarer Verf. iſt aus der alten RVerf. (Art. 30) 
übernommen und hat die Vorſchrift nur auf die Mitglieder eines 
Landtages ausgedehnt. Er ſtimmt inſoweit mit dem 8 37 Abſ. 1 der 
BayVerfUrk., der zufolge der reichsgeſetzlichen Regelung keine ſelbſtän⸗ 
dige Bedeutung hat, und mit der Beſtimmung des 8 11 RStGB., die 
nun als gegenſtandslos augfehoben iſt, überein. Die materielle Trag⸗ 
weite dieſer Vorſchriften war und iſt gleich, ſo daß, was früher zu 
8 11 StGB. und Art. 30 der alten RVerf. verhandelt und erwogen 
wurde, auch in Anſehung des Art. 36 der neuen Verf. gilt. Unter 
der Herrſchaft des § 11 RStGB. beſtand nie ein Zweifel, daß ſich die 
Immunität der Abgeordneten auf die parlamentariſche Berufstätigkeit 
beſchränkt, die innerhalb des Hauſes im Plenum und in Ausſchüſſen 
ausgeübt wird. Für Kundgebungen außerhalb des Hauſes wurde das 
Privileg nur ausnahmsweiſe bei der Mitwirkung in amtlichen Depu⸗ 
tationen oder Kommiſſionen des Hauſes zugeſtanden. Keine Rede war 
davon, daß ſich die Straffreiheit auf anderwärts gemachte Außerungen, 
was auch ihr Anlaß geweſen ſein mag, z. B. auf ſolche bei der Wahl⸗ 
agitation, im ſonſtigen politiſchen Kampfe u. dgl. m. erſireckt. Dieſer 
Grundſatz ergibt ſich mit aller Deutlichkeit aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 11 RSIGB., wie fie von Hubrich in ſeinem Werke 
„Die parlamentariſche Redefreiheit und Diſziplin“ S. 364 geſchildert 
wird. Auch die Rechtslehre und Rechtſprechung war darüber einig 
(Binding, Handb. des Strafrechts, 8 141 IV A 20; Olshauſen, 
StGB., 8. Aufl., Anm. Za zu § 11; RGSSt. 2, 365 ff.). Der fachliche 
Inhalt des Geſetzes hat ſich nicht geändert. Mit Recht wird denn 
auch überwiegend in Anſehung des Art. 36 Verf. der Standpunkt 
vertreten, daß es bei der früheren Beſchränkung der verantwortungs⸗ 
freien Kundgebungen der Abgeordneten geblieben iſt (Frank, StGB., 
16. Aufl., Anm. II zu § 11; Leipz. Komm., 3. Aufl. in der Ein⸗ 
leitung von Lobe S. 91; Finger, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches S. 222; Kratzer, Die VerfUrk. des Freiſtaates Bayern, 
Anm. 3 zu 837). Dem Vertreter des Volkes iſt die freio Rede ge⸗ 
ſtattet im Intereſſe der Geſamtheit des Volkes, hinter das die gefähr⸗ 
deten oder angegriffenen Intereſſen einzelner Volksgenoſſen zurück⸗ 
treten müſſen, jedoch nach dem Sinne der Rechtsnorm nur vor der 
geſetzlichen Körperſchaft oder in engſter Verbindung mit ihr. 

In neuer Zeit ſind allerdings Meinungen bekanntgeworden, als 
umſchließe der Abgeordnetenberuf eine viel weitere Tätigkeitsſphäre. 
Ausübung desſelben ſoll danach auch ſein das ganze Auftreten in der 
breiten Hffentlichkeit, in Parteiverſammlungen, bei Vorträgen und 
ſelbſt in der Preſſe (Nawiasky, Bayer. Verfaſſungsrecht S. 182; 
Poetzſch, RVerf., Anm. 1 zu Art. 36, und ohne Widerſpruch 
Meiſer, Baygsipfl Z. 1923, 158). Dieſe Ausdehnung des Privilegs 
kann nur auf zeitpolitiſche und neuſtaatliche Erwägungen geſtützt 
werden. Aus dem Geſetze ſelbſt läßt ſich die neue Lehre nicht begrün⸗ 
den, weshalb ſie abgelehnt werden muß. Weder die neue Verfaſſungs⸗ 
form an und für ſich, noch die beſondere Vorſchrift des Art. 1 Abſ. 2 
mit Art. 21 RVerf. macht die behauptete Anderung notwendig, denn 
das Immunitätsrecht iſt eine ſelbſtändige, von der Staatsform un⸗ 
abhängige Einrichtung. Die Verhandlungen der Nationalverſammlung 
bei der Beratung der neuen Verfaſſung bieten nicht den geringſten An⸗ 
haltspunkt dafür, daß die anerkannten ſeitherigen Grundſätze über die 
Immunität verlaſſen werden ſollten. Zwiſchen „Beruf“ und „Amt“ iſt 
auch nach dem Sinn des Art. 36 der neuen RVerf. kein Unterſchied. 
Noch eine andere Erwägung ſpricht in gleicher Weiſe wie früher gegen 
jene Überſpannung des Immunitätsprinzips. Die Jurisdiktion der 
Gerichte beginnt, wo die Jurisdiktion des Parlaments oder ſeines 
Präſidenten, die allerdings nur in der Form des Ordnungs⸗ und 
Rügerechts wirkſam werden kann, aufhört. Dieſe hat wenigſtens nach 
der theoretiſchen Möglichkeit auch als ein gewiſſer Erſatz für jene zu 


Zu 1. Das Urteil hält ſich ſowohl in der Auslegung des 
Art. 36 RVerf., als in derjenigen des 8 193 RStGGB. durchaus im 
Rahmen der bisherigen geſamtdeutſchen Rechtſprechung und gibt inſo⸗ 
fern keinen Anlaß zu Bemerkungen. Es ſei indes einmal darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die in die neue Verfaſſung übernommene Formel „wegen 
der in Ausübung ſeines Berufes getanen Außerungen“ wenig glücklich 
iſt. „Außerungen“ iſt zu eng; „Ausübung ſeines Berufes“ iſt zu weit. 
Nawiasky (Bayer. Verfaſſungsrecht S. 183) hat ganz recht, wenn 
er ſagt, daß ſich der Abgeordnete auch außerhalb des Parlaments viel⸗ 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrit. 


dienen. Nach der auf § 28 BayVerflick. geſtützten Geſchüftsordnu 
des Bayer. Landtags v. 2. März 1923/1. Aug. 1924 8 31 mit 3° 
Abſ. 8 iſt ebenſo wie in der des Reichstags 88 89 ff., 33 nur Vorsehen 
getroffen für Aufrechterhaltung der Ordnung im Plenum und in 
Ausſchüſſen. Abgeſehen hiervon wäre vielleicht noch die Einführ 
eines nachträglichen Rügerechts für etwaige Ordnungswidrigkeiten . 
den ſeltenen Ausnahmefällen einer amtlichen Parlamentsabordnung fen 
Rechtsſtandpunkte aus denkbar. Undenkbar aber und ausgeſchiof 
iſt es, das Gebiet des Diſziplinarrechtes ſo weit auszudehnen, wie er 
der neuen Lehre die Immunitätsrechte reichen ſollen, der beſte em gl. 
gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen Entwicklung des Privileg? 
hierzu die Faſſung des 8 45 Abſ. 1 des Entw. der BayVerflick., 1 
837 Abſ. J. Auch die von Nawiasky empfohlene Rechtsanſe 
läßt übrigens keineswegs eine ſolche Erweiterung zu, wie fie die 9 
viſion begehrt. Die Handlung des Angekl. hat nicht einmal ger 
Grenzen einer Berufsbetätigung berührt. Er war nicht der Versen 
des Artikels, iſt demgemäß beim Abdruck auch nicht als perſöniie 
Urheber hervorgetreten, ſo daß es für niemand erkennbar war, mir 
ſich hier ein Abgeordneter an die Öffentlichkeit wendet und in ae 
licher Eigenſchaft Volksrechte wahrzunehmen ſucht. Ob eine Tüht ach 
des Abgeordneten als Berufsausübung zu erachten iſt, bemißt ſich O. 
objektiven Merkmalen, die hier völlig fehlen (Hubrich a. 5% 
S. 362). Die Anwendung der Rechtsvorſchrift der Verfaſſung über U 
Abgeordnetenprivileg hängt keineswegs, wie es die Reviſion hin — 
allein vom Willen des Volksvertreters ab (Laband, Das SU 
recht des Deutſchen Reiches [1911] I, 837 S. 355), Ein inne 
Willensvorgang, der ſich nicht im Rechtsleben zeigt, iſt ohne ſacht 
Bedeutung. Der Angekl. iſt durch die Immunität nicht geſchützt, fe mlt 
wenn er ſich den Inhalt des Artikels ganz zu eigen machen un olle. 
der Veröffentlichung eine Berufspflicht als Abgeordneter erfüllen w des 
Der Gedankengang der Verteidigung, es laſſe ſich das Handeln heit 
Abgeordneten und des Schriftleiters wegen der notwendigen Einen 
des perſönlichen Willens nicht trennen, ſcheitert alfo daran, daß g 
Handeln in erſterer Eigenſchaft nicht erfolgte, weil für die Erſcheime 
in der Außenwelt nur der privatberufliche Schriftleiter in Den 
kam. Eine andere Rechtsmeinung würde auch zu ganz unmögle d 
Ergebniſſen führen. Einer Zeitung, deren Schriftleiter ein Abge 
neter iſt, würde ein Freibrief verliehen, wenn man ſich für den "per 
falls ſtrafbaren Inhalt beliebig auf den Abgeordneten und ſein en 
vileg berufen dürfte. Hätte der Angekl., was kaum angend ieße 
werden kann, bei der Aufnahme des Artikels geglaubt, er gente 
hierfür den Rechtsſchutz des Art. 36 RVerf., jo hat er ſich in unbeger, 
lichem Irrtum über den Inhalt der ſtrafrechtlichen Norm der g 
faſſungsbeſtimmung befunden. — Vorſorglich hat ſich der Rev em 
Kläger auch auf den Schutz des 8 193 RStGB. berufen. Na 
geltenden Strafgeſetz wurde von der Rechtſprechung von jeher 
Grundſatz feſtgehalten, daß die Preſſe zwar wie jedermann das ut⸗ 
hat, Mißſtande, die ſich im öffentlichen Leben zeigen, oder verme ihr 
liche Mißſtände zu erörtern. Eine bevorzugte Stellung kommt 
jedoch nicht zu. Jenes Recht findet ſeine Schranke an anderen ficht 
gütern, insbeſondere am Ehrenrechte des Dritten. Von dieſer u 8 
(vgl. Leipz. Komm., 3. Aufl. Anm. 10 zu 8193 StGB.), die 1¹⁵ 
in früheren Entſch. vom BayObL®. vertreten wurde Gap b ung 
334), kann nicht abgewichen werden, auch nicht unter Berückſiche gn 
der Verhältniſſe der Neuzeit, wie RGSt. 56, 380 ff. mit guten rtei⸗ 
den dargelegt hat. Ebenſowenig nehmen in der Beurteilung die eqn 
und politiſchen Intereſſen eine Sonderſtellung ein. Hat ſich 11 
gekl. auch, wie er behauptet, bei dieſem Preſſeangriff zum gi als 
ſetzt, der ſeiner Partei naheſtehenden Arbeiterklaſſe zu helfen und per 
ſozialpolitiſchen Gründen die jugendliche weibliche Arbeiterſchaft per- 
ſchützen, fo handelte es ſich doch nicht um Dinge, die dem Angel. Hedi 
ſönlich nahe angingen. Das ift aber nach der damaligen Rechtsig 
Veröffentlichungen trotz des Parteiintereſſes Vorausſetzung für bie oc. 
wendung des § 193 RStccB. (Leipz. Komm. a. a. O. Anm. rdent⸗ 
Endlich wird von der Verteidigung das Verlangen nach dem * un 
lichen geſetzlichen Rechtsſchutz damit begründet, daß der Angelcl., als 
er nicht den Beruf i. S. des Art. 36 RVerf. ausgeübt hätte, do“) ur 
Abgeordneter und Volksvertreter die Rechte der ſchutzbedürftigen ahr⸗ 
Arbeiterſchaft gehörigen Volksgenoſſen wahrnehmen durfte und Wr. 
genommen habe. Auch damit kann die Reviſion nicht durchde alt 
Das ſtrafrechtliche Privileg iſt in Art. 36 RVerf. erſchöpfend gaucrd⸗ 
und Kann nicht darüber hinaus ausgedehnt werden. Auch der eee 
nete iſt, ſoweit er nicht amtlich tätig wird, den allgemeinen 8 
und insbeſondere denen, die den privaten Ehrenſchutz nach 88 1 im 
StGB. betreffen, unterworfen. Eine grundſätzliche Bevorzugu 


ich ill 
fach, z. B. wenn er in ſeinem Wahlkreis als Redner auftritt, Ni 
Ausübung feines Berufes befindet. Aber allerdings ift die AM 
tät trotz des Wortlauts des Art. 36 auf Derartiges nicht gem uber 
Der tiefere Rechtsgrund hierfür liegt darin, daß, wie in vorſtehen ie 
Urteilsbegründung treffend betont wird, die diſziplinäre aa 
das Parlament über feine Mitglieder ausübt (und die des A sit des 
fähig und bedürftig iſt), ſich nicht über diejenige Tätigk had 
Abgeordneten hinaus erſtrecken kann, die ſich im Parlamentsg 
abſpielt. Geh. Hofrat Prof. Dr. R. Thoma, Heidel 
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kan en des 8 193 RSt( B. kann ihm nicht eingeräumt werden (Leipz. 
482 je a. a. O. Anm. 10 c a. E. und OLG. Celle in Goldt Arch. 59, 
im ( Selbſt wenn man annimmt, daß unter beſonderen Umſtänden 
ferti inzelfall die Stellung des Abgeordneten zur Bildung eines Recht- 
zu gungsgrundes mitzuwirken vermag (vgl. Franke a. 4. O. Aum. IV 
Safer 11 StGB.), fo kann doch nicht anerkannt werden, daß eine 
ante nahme dann zutrifft, wenn es ſich um eine Preſſeäußerung 
geord t, die nach Form und Inhalt keinerlei Beziehungen zum Ab⸗ 
einn etenberuf erkennen läßt. Die Angriffe find überdies erfolgt auf 
be Gebiete, das zunächſt nur die Intereſſen einzelner Volks⸗ 
nicht en berührt. Man kann de lege ferenda darüber ſtreiten, ob 
gehe a lic) berechtigte oder zu rechtfertigende Gründe eine weiter⸗ 
3 Berückſichtigung verdienen. Allein nach dem geltenden Geſetze 
5 r beſondere Verhältniſſe und Beziehungen erfordert, welche 
eines äter als Verteidiger fremder Intereſſen auf Koſten der Ehre 
n Dritten legitimieren (NGSt. 28, 68). Eine ſolche Legitimation 
Schi einen Abgeordneten nicht allgemein und am wenigſten einem 
gesehn der zugleich Abgeordneker iſt und nur zufolge der preß⸗ 
werken e Verantwortung in Anſpruch genommen wird, zugeſtanden 
fürs War der Angehl. anderer Meinung, jo käme auch inſoweit 
alle 555 nicht beachtlicher Strafrechtsirrtum in Betracht. Unrichtig iſt 

„Dings die Erwägung des BG., daß die Anwendung des 8 193 
Wahre, ſchon deshalb zu verneinen iſt, weil der Angekl. nicht den 
onde des X, in dem ſich die fraglichen Vorgänge abjpielten, vertritt, 
1 * in einem anderen Wahlkreis gewählt worden ſei. Die recht⸗ 
Fee Befugniſſe und Pflichten der Abgeordneten leiten ſich unmittel⸗ 
Eg; aus dem Geſetze ab. Die Wahl iſt nur der Ernennungsmodus. 
eat dem Abgeordneten ein munus publicum, nicht die Inter⸗ 
Me ertertung feiner Wählerſchaft, ſondern die Wahrung und Förde⸗ 
Up der Intereſſen des geſamten Volkes (Art. 21 RVerf., 8 35 
1195 e Finger, Staatsrecht des Deutſchen Reiches 

BaHO5LB., 1. StS., Urt. v. 31. März 1926, NevNeg. I Nr. 519/25.) 
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Naar 8 114 Stegs. Die Abſicht des Täters muß bei der 

En 2 . darauf gerichtet ſein, den Willen des Beamten 
gen. 


gabe Dat der Täter die Meinung, daß er einen Anſpruch auf Heraus⸗ 
ie der ihm abgenommenen Papiere habe, und iſt feine Abſicht nur 
Rechts rch eine zwar energiſche, aber doch mit den Mitteln normaler 
in ein verfolgung drohende Eingabe die Behörde zu peranlaſſen, daß fie 
R neue ſorgfältigere ſachliche Prüfung der Rechtslage eintrete mit 
Anz von ihm erwarteten Ergebniſſe, daß es zur Anerkennung ſeines 
keine uchs und zur Aushändigung der Papiere komme, ſo begeht er 
9114 Beamtennötigung (Ebermayer, StGB., Anm. 2 Abſ. 4 zu 
9114 und die dort angeführte Rechtſprechung). Zur Anwendung des 

eff StGB. iſt es vielmehr erforderlich, daß der Beamte nach der 
for lung und dem Willen des Täters durch die Androhung in Be⸗ 
nia tis vor Verwirklichung des Übels verſetzt und durch dieſe Beſorg⸗ 
elne derurlaßt werden ſoll, ohne Rückſicht auf ſachliche Erwägungen 
ſich dern Verlangen des Nötigers günſtige Entſcheidung zu troffen, alſo 
affen Willen zu unterwerfen. Es kommt für dieſe Willensrichtung 
gabe r weſentlich darauf an, ob der Täter den Anſpruch auf Heraus⸗ 
Anſy ernſlich zu haben meint oder ob er weiß, daß er einen ſolchen 
guns uch nicht hat. Nur im letzteren Falle liegt die Abſicht der Nöti⸗ 
nicht lar zutage; im erſteren Falle kann ſie gegeben ſein, muß aber 

gegeben ſein. 

daß bes AG. hatte zugunſten des Angekl. anſcheinend angenommen, 

„ dieſer von feinem Anſpruch auf Herausgabe überzeugt war. Das 
nicht hat zu dieſem Punkte keine Stellung genommen. Es iſt deshalb 
dens mit Sicherheit nachzuprüfen, ob es bei Annahme des Verſchul⸗ 
gega des Angekl. von zutreffenden rechtlichen Geſichtspunkten aus⸗ 
fahr "gen iſt. Dieſes Bedenken iſt um ſo ernſtlicher, als nach den Er⸗ 
Verfa gen des täglichen Lebens es doch nicht gerade naheliegt, daß der 
fein, ſſer einer Eingabe an eine Polizeibehörde wirklich mit der Vor⸗ 
drop und der Abſicht handelt, Beamte dieſer Behörde durch An⸗ 
f ungen der hier verwendeten Art in Furcht zu verſetzen und dadurch 
ſachluntts handlungen zu bringen, die ſie ohne Drohung und bei rein 

(u sen Erwägungen ablehnen würden. 

HOBLG,, Urt. v. 4. Juni 1926, Revgteg. I Nr. 290/26.) 
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zun de 8360 Ziff. 11 StGB.; Art. 118 RVerf. Das Werben 
ick Austritt aus der Kirche iſt nicht verboten. Es iſt an 
von auch nicht unzuläſſig, dies im Wege der Verteilung 
den Plugblättern zu tun. Es kann ſich jedoch hierbei aus 
diefe gg. eitenden Umſtänden eine Sachlage ergeben, bie 
Unzuf erbung zur Ungebühr und nach 8 860 Ziff. 11 StGB. 
äſſig macht. 
de Fronleichnamsprozeſſion iſt ein öffentlicher Kultusakt einer 
Gen Religionsgeſellſchaft, durch den die Teilnehmer und die 
der Zuſchauer ein öffentliches Treuebekenntnis zu ihrer Kirche 


offentli 
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ablegen. Derartige kirchliche Akte haben Auſpruch auf öffentliche Ach⸗ 
tung. Die Verteilung des Werbeblattes angeſichts eines ſolchen Vor⸗ 
ganges an die überwiegend aus Katholiken oder nicht übelwollenden 
Angehörigen anderer Konfeſſionen beſtehenden Zuſchauer bedeutete nicht 
allein eine Verletzung der inneren religiöſen Gefühle der Angegangenen, 
ſondern einen groben Verſtoß gegen die allgemeine Verkehrsſitte und 
gegen das Schicklichkeits⸗ und Anſtandsgefühl der Allgemeinheit und 
war geeignet, den äußeren Beſtand der öffentlichen Ordnung zu ſtören. 
Auf Art. 118 RVerf. kann ſich der Angekl. nicht berufen. Das 
dadurch gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung darf nur 
innerhalb der Schranken der allgemeinen Geſetze, zu denen auch der 
den Schutz der Allgemeinheit bezweckende § 360 Ziff. 11 StGB. ge⸗ 
hört, ausgeübt werden. 
(BayObsG., Urt. v. 9. März 1926, RevReg. I Nr. 794/25.) 


Oberlandesgerichte. 
I. Freiwillige Gerichts barkeit. 


1. 58 7, 8, 10 PrGrVerkG. Die von einem Berliner Be⸗ 
zirksamt auf Grund des GrVerkG. v. 10. Febr. 1923 abge» 
gebene Verſagungserklärung iſt auch dann eine Erklärung 
der zuſtändigen Behörde, wenn der Verſagungsbeſcheid 
vor dem Inkrafttreten des Gef. v. 24. Mai 1923 von dem 
Oberpräſidenten wegen eines Verfahrensverſtoßes auf- 
gehoben worden iſt. Der Oberpräſident iſt nur im Inſtanzen⸗ 
zuge des Gr Verk. befugt, die Genehmigung zu erklären. 

Erſtes Erfordernis für die Eintragung des Amtswiderſpruchs iſt 
nach 8 54 GBO., daß die Eigentumsveränderung, gegen welche ſich 
der Widerſpruch richtet, unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften ge⸗ 
bucht worden iſt, und zwar muß die Geſetzesverletzung feſtſtehen. Nach 
der Anſicht der Vorinſtanzen liegt der Rechtsverſtoß hier darin, daß 
bei der Eintragung des Eigentums des Beſchwerdeführers die Vor⸗ 
ſchriften des GrVerkG. v. 10. Febr. 1923 nicht beachtet worden find. 
Da die Genehmigungspflicht der erſt nach dem Inkrafttreten des 
GrVerkG. vorgenommenen Auflaſſung an dem Beſchwerdeführer außer 
Zweifel ſteht, ſo durfte das Grundbuchamt den Eigentumswechſel zu⸗ 
gunſten des A. nur eintragen, wenn ihm nachgewieſen war, daß die 
behördliche Genehmigung entweder tatſächlich erteilt iſt (8 10 Nr. 2) 
oder nach 87 Abſ. 4 als erteilt zu gelten hat (8 10 Nr. 4). Eine 
dritte Möglichkeit gab es nicht. Die tatſächliche Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung kann von der Genehmigungsbehörde (87 Abſ. 3, 8 2 
Abſ. 1) oder bei Beſchwerde gegen den Verſagungsbeſcheid von der 
Beſchwerdeinſtanz ausgehen. Eine ſolche tatſächlich erklärte Genehmi⸗ 
gung lag dem Grundbuchamte nicht vor. Das Bezirksamt hat nur 
eine Verſagungserklärung abgegeben. Der Oberpräfident wiederum 
hat ſich darauf beſchränkt, den Verſagungsbeſcheid wegen eines Ver⸗ 
fahrensverſtoßes aufzuheben, ohne zur Erteilung der Genehmigung 
Stellung zu nehmen. Unerheblich iſt für die vorliegende Frage der 
Umſtand, daß nach 88 Abſ. 2 Satz 2 GrVerkd. die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung endgültig, d. h. unanfechtbar, und für die Gerichte bin- 
dend iſt. Dieſe Wirkung der Entjch. reicht nicht weiter als ihr In⸗ 
halt. Hat der Oberpräſident den Verſagungsbeſcheid nur wegen eines 
Verfahrensverſtoßes aufgehoben, ohne jedoch die Genehmigung zu er⸗ 
teilen, ſo liegt nur hinſichtlich der Aufhebung eine endgültige, die 
Gerichte indende Entſch. vor. Die Beurteilung der Rechtsfolgen, die 
ſich aus der Aufhebung ergeben, iſt damit den Gerichten nicht entzogen. 

Frei von Rechtsirrtum iſt auch die Annahme der Vorinſtanzen, 
daß die Rechtswirkung des §7 Abſ. 4 (8 10 Nr. 4) nicht nachgewieſen 
war. Dieſer Nachweis hat ſich zu erſtrecken auf den Zeitpunkt des 
Eingangs des Antrages auf Erteilung der Genehmigung und darauf, 
daß innerhalb der Friſt von drei Wochen (57 Abſ. 3) von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde keine Erklärung gemäß 8 7 Abſ. 3 dem Grund⸗ 
buchamte gegenüber abgegeben worden iſt. Der Zeitpunkt des Ein⸗ 
gangs des Antrages war hier durch die Beſcheinigung des Bezirks⸗ 
amts nachgewieſen. Erfordert wird allerdings eine Beſcheinigung der 
für die Genehmigung zuſtändigen Behörde über den Eingang des 
Antrags bei ihr (88 10 Nr. 4, 6 Abſ. 2, 7 Abſ. 3). Nun war die 
Zuſtändigkeit der Berliner Bezirksamter zur Abgabe der Genehmi⸗ 
gungs erklärung vor dem Gef. v. 24. Mai 1923 zweifelhaft. An⸗ 
erkannt hatte jedoch das KG. v. 25. Okt. 1923 — 1X 371/23 — ihre 
Befugnis, den Antrag für den Magiſtrat der Stadt entgegenzunehmen 
und für dieſen die Beſcheinigung zu erteilen. Auf dieſem Standpunkte 
ſteht offenſichtlich auch das erwähnte Geſetz, das die Zuſtändigkeits⸗ 
frage hinſichtlich dieſes Punktes nicht ausdrücklich regelt. Denn nur 
von dieſer Auffaſſung aus ift die Vorſchrift des Art. II Satz 3, ſo⸗ 
weit ſie die Anwendung des 87 Abſ. 4 für möglich erklärt, verſtänd⸗ 
lich. War hiernach auch der Zeitpunkt des Eingangs des Antrages 
durch die Beſcheinigung des Bezirksamts dargetan, jo fehlte es doch 
an der weiteren, in 8 10 Nr. 4 aufgeſtellten Vorausſetzung, nämlich 
daß innerhalb der Dreiwochenfriſt dem Grundbuchamt eine Erklärung 
gemäß 87 Abſ. 3 nicht zugegangen iſt. Dem Grundbuchamte gegen⸗ 
über iſt nämlich in dieſer Friſt von dem Bezirksamte eine Ver⸗ 

289 


2302 


Rechtſprechung 


Guriſtsche Wochenſchrit 


ſagungserklärung abgegeben worden. Dieſe Erklärung iſt auch als 
eine ſolche der zuſtändigen Behörde anzuſehen. Als die Ein⸗ 
tragung der Eigentumsveränderung vorgenommen wurde, war das 
v. 24. Mai 1923 (GS. 160) in Kraft. Nach deſſen Art. 2 Satz 2 
gelten die in dem bisherigen Verfahren bereits getroffenen Entſch. (82 
Abſ. 1 und 2) auch dann als von den zuſtändigen Stellen erteilt, 
wenn ſie von einem Bezirksamt ergangen ſind. Eine Ausnahme iſt 
nur gemacht für den Fall, daß trotz Verſagung durch das Bezirks⸗ 
amt mit Rückſicht auf 87 Abſ. 4 GrVerkG. die Eigentumsverände⸗ 
rung beim Inkrafttreten des Geſetzes bereits im Grundbuche ein⸗ 
getragen iſt (Art. 2 Satz 3). Daraus folgt für den hier vorliegenden 
Fall der Verſagung durch das Bezirksamt, daß die Verſagungs⸗ 
erklärung als von der zuſtändigen Stelle abgegeben gilt. Daran 
ändert der Umſtand nichts, daß die Verſagung, als das genannte Geſetz 
in Kraft trat, durch die Beſchwerdeentſcheidung des Oberpräſidenten 
aufgehoben war. K6SBeſchl. v. 27. Sept. 1923 — 1 X 340/23 (Recht 
1923 Nr. 1447) — hat allerdings ausgeſprochen, daß das Geſetz vom 
24. Mai 1923 nur auf ſolche Entſch. des Bezirksamts Anwendung 
finde, die bei ſeinem Inkrafttreten noch formell zu Recht beſtünden. 
Dieſer Grundſatz iſt jedoch bereits in der Entſch. v. 26. Nov. 1925 — 
1X 709/25 — eingeſchränkt und nicht auf die Fälle für anwendbar 
erklärt worden, bei denen die Aufhebung aus anderen Gründen als 
der Unzuſtändigkeit des Bezirksamts erfolgt iſt. Gilt hiernach die 
Verſagungserklärung v. 22. März 1923 als von der zuſtändigen Ge⸗ 
nehmigungsbehörde abgegeben, ſo liegen die Vorausſetzungen der 
88 10 Nr. 4, 7 Abſ. 4 GrVerkG. nicht vor. Wie KG. (1 X 497/23 
JW. 1924, 844; 1X 561/25; 1 X 574/25 = JurR. 1926 Nr. 171) 
ausgeführt hat, knüpft das Geſetz die Rechtſprechung des 87 Abſ. 4 
lediglich an das Schweigen der Genehmigungsbehörde, d. h. daran, daß 
dem Grundbuchamte gegenüber Reine der in $7 Abſ. 3 bezeichneten 
Erklärungen innerhalb der dreiwöchigen Friſt abgegeben wird. 
Geht dem Grundbuchamte friſtgemäß eine Erklärung zu, ſo kommt 
8 7 Abſ. 4 GrVerkG. nicht mehr in Frage. Die Angelegenheit iſt als⸗ 
dann endgültig erledigt, wenn die Erklärung eine Genehmigung ohne 
Einſchränkung iſt (8 8 Ab. 1). Iſt die Erklärung von anderer Art, 
fo bleibt die Angelegenheit vorläufig in der Schwebe (8 8 Abſ. 2). 
Enthält ſie eine Verſagung der Genehmigung, ſo iſt mit der Beſchwerde 
die Erteilung der Genehmigung zu erſtreiten. Die Rechtswirkung des 
8 7 Abſ. 4 iſt jedenfalls ein für alle Male durch die friſtgemäß ab⸗ 
gegebene Erklärung ausgeſchloſſen. Ihr Eintritt wird auch nicht durch 
eine im Beſchwerdeverfahren ausgeſprochene Aufhebung der Verſagung 
nachträglich ermöglicht. Iſt von der Genehmigungsbehörde innerhalb 
der beſtimmten Friſt dem Grundbuchamte eine Verſagungserklärung 
zugegangen, fo iſt nur noch die tatſächliche Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung möglich und zuläſſig. Hebt die Beſchwerdeentſcheidung den 
Verſagungsbeſcheid lediglich wegen eines Verfahrensmangels auf, weiſt 
alſo der Oberpräſident die Sache an die Genehmigungsbehörde zurück, 
ſo hat dieſe erneut zu dem Antrage Stellung zu nehmen. Eine neue 
Friſt gemäß 8 7 Abſ. 3 mit der Wirkung des 87 Abſ. 4 GrVerkch. 
beginnt in dieſem Falle nicht zu laufen. Eine etwa aus dem Beſchl. 
1 X 497/23 (JW. 1924, 844) herauszuleſende abweichende Anſicht ließe 
ſich nicht aufrechterhalten. Der Anſicht des Beſchwerdeführers, daß 
damit der Zweck des Geſetzes, innerhalb der Friſt yon drei Wochen 
nach Einreichung des Antrages die Genehmigungsangelegenheit zur 
Klärung zu bringen, vereitelt werde, kann nicht zugeſtimmt werden. 
Das Geſetz verpflichtet die Genehmigungsbehörde nur, binnen drei 
Wochen zu erklären, ob die Genehmigung erteilt oder verſagt werde. 
Geht die Erklärung dahin, daß die Genehmigung verſagt werde, ſo 
muß, falls der Antragſteller auf der Genehmigung beſteht, Beſchwerde 
eingelegt werden. Für die Erlaſſung der Beſchwerdeentſcheidung iſt 
zwar in 8 8 Abſ. 2 Satz 2 eine Friſt beſtimmt, dieſe hat jedoch nur 
die Bedeutung einer Anweiſung, ſo daß auch nach Ablauf der Friſt 
ergehende Beſchwerdeentſcheidungen wirkſam find (vgl. FJ. 1, 401). 
Hieraus folgt, daß ſich die Genehmigungsangelegenheit längere Zeit 
hinziehen kann. Jedenfalls iſt es unrichtig, daß das Geſetz die 
Schwebezeit auf die in 8 7 Abſ. 3 erwähnte Dreiwochenfriſt habe be⸗ 
ſchränken wollen. Dieſe Friſt gilt nur für die Erklärung, ob ge⸗ 
nehmigt werde oder nicht. Für die Wirkung dieſer Erklärung hin⸗ 
ſichtlich der Ausſchließung der Fiktion des § 7 Abſ. 4 GrBerk®. iſt 
es ohne Bedeutung, ob das der Erklärung vorausgegangene Verfahren 
der Genehmigungsbehörde den geſetzlichen Vorſchriften entſprochen hat 
oder nicht, ob insbeſondere gemäß 8 7 Abſ. 2 bei einer beabſichtigten 
Verſagung den Beteiligten zuvor Gelegenheit zur Außerung gegeben 
worden iſt. Die Erklärung für ſich allein hindert den Eintritt der 
genannten Rechtswirkung. Das Grundbuchamt iſt ja auch gar nicht 
in der Lage, die Ordunungsmäßigkeit des Verfahrens nachzuprüfen und 
auch nicht dazu berufen. Hat hiernach das Grundbuchamt die Eigen⸗ 
tumsveränderung eingetragen, ohne daß ihm die tatſächliche Erteilung 
der Genehmigung nachgewieſen war oder gemäß 8 10 Nr. 4 als erteilt 
zu gelten hatte, ſo iſt die Eintragung unter Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften des 8 10 Gr Verk. geſchehen. 
(K., 1. 3S., Beſchl. v. 20. Mai 1926, 1 X 313/260 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Karger, Berlin. 


II. Rechtsentſcheide in Miet und Pachtſachen. 
Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, Berlin. 


1. 88 8, 38 MietSchG. § 41 ZPO. Ein von bez 
Verwaltungsbehörde beſtellter Vertreter des Landre 
darf Mitgkied eines MEN. fein, wenn ſich die h 
übertragene Vertretungsbefugnis von vornherein 4 
Wohnungsmangelſachen nicht erſtreckt hat. 77 

Im Rechtsentſch. 17 1 108/24 (Hertel, Mieterſchutz Nr.“ 
iſt ausgeſprochen, daß bei Entſcheidungen des Kreis-MEN. über 3 
ſchlagnahme, die der Kreisausſchuß oder ein dieſem angegliedern 
Kreis⸗WA. vorgenommen hat, der Landrat desſelben Kreiſes nicht n 
wirken dürfe. Begründet iſt der Rechtsentſch. damit, daß in 12 
artigen Fällen der Kreisausſchuß ſelbſt Partei und der Landrat 4 
Vertreter des Kreisausſchuſſes nach außen geſetzlicher Vertreter 2. 
Kreiſes fei. Da nach 88 8, 38 Miet SchcG. die Vorſchriften der BP* 
über die Ausſchließung der Gerichtsperſonen ſinngemäß gelten, I 
kommt auch 8 41 Ziff. 4 ZPO., nach dem ein Richter von der = 
übung des Richteramtes kraft Geſetzes in ſolchen Sachen ausgeſchloſſ 5 
iſt, in denen er als Prozeßbevollmächtigter oder als geſetzlicher 
treter einer Partei aufzutreten berechtigt iſt oder geweſen iſt, auf 9 
Verfahren vor dem MEA. zur Anwendung. Die Beantwortung 10 
vorliegenden Frage hängt daher davon ab, ob ein zur Wertreil 


eines Landrats befugter Regierungsaſſeſſor auch dann als geſezleen 
Vertreter des Kreisausſchuſſes in Wohnungsmangelſachen anzuſe; 
ift, wenn die Tätigkeit der Wohnungsangelegenheiten beſonders an 
genommen ift. Es handelt ſich um eine Vertretungsbefugnis, die le kt, 
lich einem Akt der Verwaltungsbehörde ihre Entſtehung berbarnng 
Daß die Beſtellung einer anderen Perſon zum Vertreter des La ki 
trotz der geſetzlichen Regelung des 8 75 a. a. O. durch eine Anoden 
der Verwaltungsbehörde erfolgen kann, iſt anerkannten Rechtes 0 ih 
OVG. 10, 24; OL GRſpr. 18, 207). Eine derartige Vertretungs mn 1 
hat aber nicht wie die geſetzliche des § 75 einen feſtumgrenzten 
fang; ſie richtet ſich vielmehr in ihrem Umfange nach dem Verwalte 
akt, der fie begründet hat. Daß einem Verwaltungsbeamten b 
Verwaltungsakt ein Vertreter mit beſchränkter Vertretungsmacht gen 
ſtellt werden kann, läßt ſich mangels entgegenftehender Beſtimmun 
nicht bezweifeln. Wenn eine Verwaltungsanordnung des Regierun 7 
präſidenten dem Regierungsaſſeſſor ein Einſchreiten in Wohnun un 
mangelangelegenheiten unterjagt hat, fo liegt hierin eine Beſchrän n, 
der Vertretungsbefugnis, die den Vertreter hindert, in den Ange dez 
heiten, auf die ſich die Beſchränkung bezieht, als Vertreter des 1 mid“ 
aufzutreten. Er iſt daher nicht in vollem Umfange Vertreter des eine 
rats in deſſen Eigenſchaft als geſetzlichen Vertreters des Kreiſes; ines 
Vertretungsbefugnis begrenzt ſich vielmehr durch den Umfang * 
Auftrages. 


(KG., 17. 8 S., Rechtsentſch. v. 9. Juli 1926, 17 J 58/26.) . 
* 


N „ 
2. 6 2 RMietch. Als Vergleichsräume bei 1155 
ſetzung der Friedensmiete ſind Räume möglichſt glei 
Art und Lage geeignet. f) den 
Grundſätzlich hat das MEN. zu ermitteln, welche Räume 
ſtreitigen Räumen nach Art und Lage am nächſten kommen; ir 
Vergleich hat es dann die Räume heranzuziehen, die es unter ha 
wendung der erforderlichen Sorgfalt als die ähnlichſten ermittelt 40 
Unter dieſen Umſtänden kann der Fall eintreten, daß, ſei es man 
Vorhandenſeins ähnlicherer Räume, ſei es, weil das Me. dene 
Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt möglicherweiſe vorhal 


Zu 2. Die Entſch. ift zu billigen und hätte, da das 70% 


1412 das Erforderliche ausgeführt und auch gegenüber einer geg. 
teiligen Anſicht ausdrücklich aufrechterhalten habe. Da das 
grundſätzlich auf dem Standpunkt ſteht, daß eine Feſtſezunſ ten 
Friedensmiete ohne Heranziehung und Prüfung von Vergleichsobi äcıtt 
nicht erfolgen könne, fo ergibt ſich daraus von ſelbſt, daß zun an? 
Räume von gleicher Art und Lage als Vergleichsobjekte ii 
zuziehen find. Wenn aber derartige Vergleichsobjekte nicht aufzuf ufig 
find — ein Fall, der nach meiner Anſicht durchaus nicht Jo ben 
vorkommen wird — dann muß man ſich eben auch mit ſolchen un 
men begnügen, die nicht vollkommen gleicher Art und Lage ſind 3, 
Vergleichsobjekte verlangt das KG. für jede Feſtſetzung von Frie chtih 
mieten. Eine Ausführung in der Begründung des KG. iſt wi em, 
Sie ſtimmt auch mit meinen eigenen Ausführungen a. a. O. U jebig“ 
Nämlich, daß die Herbeiſchaffung von Vergleichsobjekten nicht teien 
lich Parteiſache, alſo etwa in dem Sinne iſt, daß, wenn die Par das 
auf Anſuchen des Men. Vergleichsobjekte nicht er ſtebt 
MEA. ohne Vergleichsobjekte entſcheiden könne. Das zei der 
gleich mir auf dem Standpunkt, daß, wenn die Parteien be 
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dun ee Räume zu ermitteln nicht in der Lage war, ſich nur Räume 
Mög ergleiche bieten, die mit den ſtreitigen Räumen eine verhältnis- 
geeign geringe Ahnlichkeit aufweiſen. In ſolchen Fällen find mangels 
Ahn, eterer Gegenſtände dieſe Räume zum Vergleich trotz der geringen 
4 mit den ſtreitigen Räumen heranzuziehen. Für den vor⸗ 
geſchoß n Fall ergibt ſich hieraus, daß auch für eine im erſten Ober⸗ 
Ref gelegene Wohnung mit Gasanſchluß eine im zweiten Ober⸗ 
ſcheinen gelegene Wohnung ohne ſolchen als Vergleichsraum geeignet er⸗ 
De kann; nämlich dann, wenn geeignetere Räume nicht vor⸗ 
nicht u oder trotz Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt vom MEN. 
ermittelt worden ſind. 


dach, 17. 3, Rechtsentſch. v. 22. April 1926, 17 Y 36/26.) [D. 
ES 


füge 8 16 Wohn Mang. Gegen Maßnahmen zur Durch⸗ 
ung einer rechtskräftigen Räumungsverfügung des 
zuge lll eine Beſchwerde an das MEN. in Preußen nicht 
gelaſſen. 5) 
ſchede dach § 16 des Wohn Mang. ſteht, wie bereits im Rechtsent⸗ 
1925 b. 4. Mai 1925 — 17 Y 37/25 — JW. 1925, 2259; Zur. 
Miez 1352; Preuß VerwBl. 46, 504; Grundeigentum 1925, 1882; 
ſcher eiſitzer 1925, 45; Rechtſpr. OLG. 44, 304; Vereinigung Deut⸗ 
gelen uc Heft 4, 177; Hertel, Mieterſchuz 3, 548, — naher bar- 
— worden iſt, gegen jede auf Grund dieſes Geſetzes getroffene Ver⸗ 
Uber des WA. dem Betroffenen die Beſchwerde an zus MEN. zu. 
Won Durchführung der getroffenen Anordnungen enthält das 
un in Mang. jedoch nur in § 11 die Ermächtigung, fie im Wege 
Ermächt baren polizeilichen Zwanges vorzunehmen. Wo von dieſer 
fire gung Gebrauch gemacht wird, richten ſich alſo die Voll⸗ 
nahmen gs handlungen nach dem Polizeirecht der Lander. Solche Maß⸗ 
besrecht ee es auf i ſondern auf nt Lan⸗ 
* a P 
en richtet ſich die Zulaſſung von Rechtsbehelfen gegen 
ſſtdſchnung von Vergleichsobjekten verſagen, das MEA. verpflichtet 
Nau t derartige Vergleichsobjekte herbeizuſchaffen und daß nur 
wenn trotz Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt es nicht 
Mag’ Vergleichsobjekte gleicher Art und Lage aufzufinden, das 
ſcheine von der Beibringung ſolcher Vergleichsobjekte befreit er⸗ 
arti 0 muß. Impossibilium nulla obligatio. Wenn nicht ganz gleich⸗ 
man ſic ume als Vergleichsobjekte ermittelt werden können, ſo muß 
fall I natürlich mit weniger gleichartigen begnügen. In dem Rechts⸗ 
Objekt in der Eulſch. des KG. zugrunde liegt, wurde als Vergleichs⸗ 
ohn r eine Wohnung im erſten Obergeſchoß mit Gasanſchluß, eine 
Ver el im zweiten Obergeſchoß ohne Gasanſchluß, als genügendes 
nich „bSobjekt angeſehen, eben weil ein anderes Vergleichsobjelkt 
iſt y vorhanden war. Das iſt ganz richtig und zutreffend. Erſtaunlich 
ſich 1 daß überhaupt eine Entſch. des KG. nötig war, um eine an 
en klare Sache jeftzuftellen. Immerhin wird dieſe Entſch. dafür 
obien Aichtigkeit bleiben, daß die Herbeiſchaffung von Vergleichs⸗ 
em nicht nur Sache des Parteibetriebes ift, ſondern auch von 
wegen durch das MEA. betrieben werden muß. 
auch Erleichtert wird die Heranziehung von Vergleichsobjekten jetzt 
ausn tech dadurch, daß nach dem Rechtsentſcheid des KO. v. 26. Mai 
dürfen msweiſe auch ſolche Räume zum Vergleich herangezogen werden 
ust u, für welche die Friedensmiete bereits feſtgeſetzt ift. Auf meine 
ich hiemende Bemerkung zu dieſem letzteren Rechtsentſcheid verweise 
Rermit. IR. Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 


des Ju 3. A. Der 8 11 Wohn Mang. kennt „zur Bekämpfung 
Zwan ohnungsmangels getroffene Verfügungen“ und „derartige 
nanntesmaßnahmen“, d. h. ſolche vermittels derer die zuerſt ge⸗ 
dur 0 en Verfügungen „im Wege unmittelbaren polizeilichen Zwanges 
wos geführt werden“. Die Verfügung iſt alſo die Grundlage des 
führnungsamtlichen Verfahrens, die Zwangsmaßnahme nur eine Aus- 
Bern handlung der Verfügung. 8 11 beſtimmt einerſeits, wie die 
ander dungen ſelbſt ausſehen ſollen, und daß fie zuzuſtellen find, 
8 erſeits gibt er der Gemeindebehörde das Recht zu unmittelbaren 
der Remaßnahmen zwecks Durchführung der Verfügungen. Schon 
2950 iechtzentſcheid v. 4. Mai 1925 — 17 J 37/5 — JW. 1925, 
wies darauf hin. 
auf Grrmäß 816 Wohn Mang. ſteht dem Betroffenen „gegen eine 
die g und dieſer Verordnung im Einzelfalle getroffene Verfügung“ 
Tehiop; werde zu. Alſo nur gegen eine Verfügung, nicht gegen eine 
dend ich auf eine Verfügung geſtützte Zwangsmaßnahme. Mithin iſt 
echtsentſcheid v. 22. April 1926 beizutreten. 
beſten — wirtſchaftlich iſt dieſe Löſung zu begrüßen. Das zeigt am 
er N er dem Rechtsentſcheid ſelbſt zugrunde liegende Sachverhalt: 
N mitte werdeführer war auf Grund einer rechtskräftigen Verfügung 
a ert worden. Trotzdem zog er in die Wohnung wieder ein (vgl. 
er die w 165). Hätte er ein erneutes Beſchwerdeverfahren, könnte 
Ms neckiſche Spiel bis in das Endloſe fortſetzen. 
eines 15 wäre allerdings, daß der Beſchwerdeführer auf Grund 
zum it Genehmigung des Wohnungsamts neu erworbenen Rechts 
wand weitenmal eingezogen wäre. Solchenfalls hätte er einen Ein⸗ 
gegen die Grundlage der an ſich rechtskräftigen Verfügung. 


fie ebenfalls nur nach dem Recht des Landes. Aus § 16 des Wohn⸗ 
Mang. kann die Zuläſſigkeit der Beſchwerde an das MEA. gegen 
die Vollſtreckungshandlungen nicht hergeleitet werden, weil dieſe 
Handlungen nicht Verfügungen auf Grund des WohnMangch. dar⸗ 
ſtellen. Auch nach preußiſchem Recht iſt eine Zuſtändigkeit des 
MEN. zur Nachprüfung ſolcher Vollſtreckungsmaßnahmen nicht be⸗ 
gründet worden. Deshalb iſt gegen fie eine Beſchwerde an das MEA. 
nicht zugelaſſen. Zur Nachprüfung der Vollſtreckungsmaßnahme ge⸗ 
hört auch die Prüfung, ob die Räumungsverfügung des WA. eine 
ausreichende Grundlage für die zwangsweise Durchführung iſt. Somit 
hat das MEA. auch nicht darüber zu befinden, ob es einer neuen 
Räumungsverfügung bedarf, wenn der Mieter nach zwangsweiſer 
Entfernung aus der Wohnung wiederum in dieſe eingezogen iſt und 
nochmals durch Zwang entfernt werden ſoll. 
(KG., 17. 3 S., Rechtsentſch. v. 22. April 1926, 17 Y 35/26.) ID.] 


Berlin. III. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


1. 8 313 BGB.; 88 6, 7, 10 Pr. Gr Verk.; 8873 BGB. Die 
nur einer Partei erklärte Genehmigung kann als Beſcheini⸗ 
gung über den Eingang des Antrages wirkſam ſein. Bedeu⸗ 
tung ungenauer Bezeichnung des Tages und des Vertrages. 
Irrtum der Behörde über die Genehmigungspflicht iſt un⸗ 
erheblich. Befugnis der Behörde, von der Verſicherung 
abzuſehen. Wirkſamkeit der Genehmigung zur Aufl. und 
Heilung des Formmangels nicht davon abhängig, daß die 
P. noch bei der Genehmigung am formungültigen Vertrag 
Rn die Aufl. nur noch nicht rückgängig gemacht 
iſt. 

Das Verlangen des Antragsgegners nach Aufhebung der be⸗ 
ſtätigten Verfügung ſtützt ſich auf die ihm ſpäter erteilte Genehmigung 
des Magiſtrats. Als Genehmigung iſt ſie nicht wirkſam, weil die Er⸗ 


Über den Einwand ware, wie der Rechtsentſcheid zutreffend bemerkt, 
nach dem für Zwangsmaßnahmen polizeilicher Art beſtehenden Son⸗ 
derrecht zu entſcheiden. Dabei iſt allerdings in Abweichung von der 
Anſicht des Rechtsentſcheides davon auszugehen, daß die Zwangs⸗ 
maßnahme nicht auf dem Polizeirecht beruht, ſondern auf 8 11 
Wohn MangcG. Das Polizeirecht wäre nur kraft desſelben an⸗ 
zuwenden. 

Sehr oft wird eine Anordnung der Gemeindebehörde, die inner⸗ 
lich eine Verfügung i. S. des 811 Wohn MangG. iſt, äußerlich 
das Gewand einer Zwangsmaßnahme des 8 11 tragen. So z. B. 
wenn im obigen Beiſpiel nicht der exmittierte Beſchwerdeführer in 
die freigemachte Wohnung eingezogen wäre, ſondern ſonſt ein Dritter, 
der ſein Recht zum Einzug vielleicht auf den Ablauf der dem Woh⸗ 
nungsamt geſetzten Friſten ftügen würde. Solche ſogenannten Räu⸗ 
mungsanordnungen (vgl. 8 13 Berliner Wohnungsnotrecht) beruhen 
auf dem Wohn MangG. und unterliegen daher der Beſchwerde des 
816. Mithin werden die angeblichen Zwangsmaßnahmen im Einzel⸗ 
falle auch auf ihre Grundlage zu unterſuchen ſein. 

Das iſt um ſo nötiger, als es noch eine weitere Gruppe von 
Zwangsmaßnahmen gibt, nämlich die Maßnahmen, die auf Grund 
Art. V des Notgeſetzes v. 24. Febr. 1923 bzw. Ausf. dazu vom 
28. März 1923 ergangen find. Auch für dieſe Zwangsmaßnahmen 
fehlt die Beſchwerde des 816 Wohn MangsG., weil ſie nicht auf 
dieſem Geſetz beruhen. Das gilt ſelbſt dann, wenn der Notmaßnahme 
entgegenſteht, daß der Unterzubringende nicht zu den in dem Not⸗ 
geſetz bezeichneten Perſonen gehört (vgl. Rechtsentſcheid v. 16. April 
1925 — 17 Y 56/26. RA. Dr. Hans A. Meyer, Berlin. 


B. Die ſcharfe Unterſcheidung zwiſchen Eingriffs maßnahmen 
und Vollſtreckungs maßnahmen iſt durchaus begründet. Nur die 
Maßnahmen der erſten Art ſind Verfügungen auf Grund des Wohn⸗ 
MangG. und deshalb mit der Beſchwerde nach 8 16 daſ. anfechtbar, 
die in Preußen an das MEN. führt. Die Vollſtreckungsmaßnahmen 
dagegen finden ihre Grundlage nicht im Wohn Mangck., das in 8 11 
S. 2 (wie vordem PrBO. v. 30. Nov. 1922, GS. 444) lediglich 
auf die Vorſchriften über polizeilichen Zwang verweiſt, ſondern 
in dem dieſen polizeilichen Zwang regelnden Landesrecht, für Preußen 
8132 LVG. v. 30. Juli 1883. Das beſondere Anfechtungsrecht in 
bezug auf wohnungsmangelgeſetzliche Verfügungen iſt deshalb auf die 
Vollſtreckungsmaßnahmen (aljo insbeſondere die zwangsweiſe Weg⸗ 
ſchaffung der eingebrachten Sachen des rechtskräftig vom Wohnungs⸗ 
amt zur Räumung Aufgeforderten) nicht anzuwenden. 

Die Beſchwerde über die Zwangsdurchführung der Räumung ge⸗ 
hört alſo nicht an das MA., ſondern iſt bei dem Regierungs⸗ bzw. 
Oberpräſidenten bzw. Landrat zu erheben. Daneben beſteht natürlich 
die allgemeine Aufſichtsbeſchwerde bei der Stelle, der der Vollſtrek⸗ 
kungsbeamte unmittelbar unterſteht, alſo in bezug auf ſtädtiſche 
Beamte beim Bürgermeiſter. RA. Brumby, Berlin. 


Zu 1. Die Entſch. iſt zu begrüßen. Es iſt davon auszugehen, 
daß der Beſchluß über Erteilung oder Verſagung der Genehmigung 
ausſchließlich auf Erwägungen hinſichtlich des öffentlichen Intereſſes 
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Klärung der Gemeindebehörde darüber, ob ſie die Genehmigung er» 
teilt oder verſagt, nach 87 Nr. 3 Satz 2 GrVerkGG. gegenüber dem 
Grundbuchamt abzugeben iſt, was hier bisher nicht geſchehen. Ihrem 
ſachlichen Inhalt nach kann die ſchriftliche Genehmigung gegenüber 
dem Erwerber aber die Erteilung einer Beſcheinigung über ſeinen An⸗ 
trag bedeuten, und dieſe Deutung, vom Senat in einem Falle ab⸗ 
gelehnt, wo die Genehmigung nichts darüber ergab, ob, wann und von 
wem ſie nachgeſucht worden war, erſcheint bei der Genehmigung an den 
Antragsgegner, die auf das Geſuch ſeines Vertreters vom 19. Jan. 1926 
Bezug nimmt, zuläſſig. Die Gültigkeit der Genehmigung kann ferner 
nicht deshalb in Zweifel gezogen werden, weil der Antrag nicht in den 
Formen des 8 6 geſtellt worden ſei. Seine Prüfung iſt vom Geſetz auch 
für den Fall der ſtillen Genehmigung der Gemeindebehörde zugewieſen; 
denn dieſe hat nach 8 6 den Eingang des Antrages, ſobald er nach 
ihrer Anſicht genügt, dem Antragſteller zu beſcheinigen, das Grund⸗ 
buchamt aber ſich an die Beſcheinigung zu halten (8 10 Nr. 4), und 
deren Erteilung iſt auch ſachliche Vorausſetzung des Friſtablaufs. Der 
Fall liegt aber nicht dadurch anders, daß der Magiſtrat erwähnt, er 
habe davon abgeſehen, die in 8 6 des Gef. zugelaſſene Verſicherung 
der Vertragsteile zu fordern, weil er in dem neu vorgelegten Ver⸗ 
trage nur unweſentliche Nebenbeſtimmungen zu dem bereits bekannten 
Vertrage ſehe und deshalb in erſter Linie die weitere Genehmigung 
überhaupt für entbehrlich halte. Ein Irrtum der Gemeindebehörde 
über die Genehmigungspflicht macht die ausdrücklich oder ſtill erteilte 
Genehmigung nicht hinfällig (JurR. 1926, 300). Die Gültigkeit der 
ſtillen Genehmigung iſt z. B. in den zahlreichen Fällen nicht in 
Zweifel gezogen worden, in denen die Gemeindebehörden der ihr mit 
dem Genehmigungsantrage angezeigten Veräußerung deshalb nicht 
widerſprochen haben, weil ſie bis zum Erlaß des Geſ. v. 20. Juli 1925 
mit der vom 1.35. des KG. geführten Rechtſprechung wegen der 
bereits vor dem 16. Febr. 1923 erfolgten Auflaſſung das Geſchäft 
nicht für genehmigungspflichtig hielten. Zudem hat der Magiſtrat 
auch den Fall der Genehmigungspflicht ins Auge gefaßt und danach 
gehandelt. Endlich trifft es zu, daß es im Ermeſſen der Gemeinde⸗ 
behörde liegt, ob fie die Verſicherung des 8 6 verlangen will. Die 
Vorſchrift ſoll der Behörde die Möglichkeit geben, die für ihre Ent⸗ 
ſcheidung geeigneten Unterlagen zu erhalten. Auch das RG. (Zur. 
1926, 562) iſt der Anſicht, daß das Bezirksamt den Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag ohne die Verſicherung des Verkäufers genehmigen kann. 
Den abweichenden Urteilen des 2.35. des KG. — 2 U 4720 und 
8257/25 v. 22. Sept. und 13. Okt. 1925 — vermag der erkennende 
Senat nicht zu folgen. Auch die Richtlinien des Oberpräſidenten der 
Provinz Brandenburg (Preuß VerwBl. 47, 20), ſoweit fie damit nicht 
im Einklang ſtehen, ſind für die Beurteilung der Gültigkeit der Ge⸗ 
nehmigung unerheblich. 

Die Genehmigung und die darin liegende Beſcheinigung iſt ſchließ⸗ 
lich nicht deshalb unwirkſam, weil ſie ſich dem Worte nach zunächſt auf 
den erſt 1926 vorgelegten Vertrag bezieht. Denn ſie läßt erkennen, 
daß der Magiſtrat ihn als Nebenvertrag zu dem bereits früher von 
ihm genehmigten Grundſtückskaufvertrage auffaßt. Der Magiſtrat 
hat alſo erkannt, daß die beiden Verträge eine Einheit bilden, und 
daß es ſich darum handelte, ob die Veräußerung unter den aus den 
beiden Verträgen hervorgehenden Bedingungen nach dem GrVerkb. 
zuzulaſſen ſei. Dagegen wäre die nachträgliche Genehmigung gemäß 
RG. v. 8. Juli 1925 — RG. 111, 359 — dann für gegenſtandslos zu 
erachten, wenn auch die beiden dem Magiſtrat zur Genehmigung vor⸗ 
gelegten Verträge die Vereinbarungen der Parteien nicht richtig wieder⸗ 
gäben. Der Senat hält das nicht für glaubhaft. Bei dieſer tatſäch⸗ 
lichen Beurteilung kommt es nicht darauf an, ob man mit KG. 
(2. ZS., Urt. v. 22. Sept. und 13. Okt. 1925) die nachträgliche Geneh⸗ 


beruht. Die Genehmigung iſt zwar Vorbedingung für die zivil⸗ 
rechtliche Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte, verfolgt aber öffentlich⸗recht⸗ 
liche Ziele. Daher unterliegt es auch lediglich dem Ermeſſen der Ver⸗ 
waltungsbehörde, welche Unterlagen ſie für die Prüfung erfordern 
will. Durch die Erteilung der Genehmigung können die beteiligten 
Parteien niemals beſchwert ſein; daher gibt es nach 8 8 Abſ. 1 gegen 
die Erteiligung der Genehmigung auch keine Beſchwerde. Wird die 
Genehmigung ausdrücklich oder ſtillſchweigend erteilt, ſo kann keine 
der Vertragsparteien dieſe Erteilung, ſei es im Verwaltungswege, ſei 
es im Zivilprozeß, anfechten. Es kann auch nicht Sache des Zivil⸗ 
gerichts, das nur auf Grund des Parteivortrags entſcheidet und an 
Anerkenntniſſe und Zugeſtändniſſe gebunden iſt, ſein, in eine Nach⸗ 
prüfung einzutreten, ob die der Verwaltungsbehörde vorgelegten 
Prüfungsunterlagen (Verſicherungen u. dgl.) ausreichend waren oder 
nicht. Die Vorſchriften des 8 6 des Gef. v. 10. Febr. 1923 ſind Ord⸗ 
nungsvorſchriften. Der Antrag iſt kein Formalrechtsgeſchäft, deſſen 
Rechtsgültigkeit von der Beifügung gewiſſer Anlagen abhäugig wäre. 
Der Antrag iſt vielmehr formfrei und kann ſogar ſtillſchweigend ge⸗ 
ſtellt werden, wie der Schlußſatz des § 9 ergibt. Erteilt die Ver⸗ 
waltungsbehörde die Eingangsbeſcheinigung, ſo liegt darin die Er⸗ 
klärung, daß ihr die beigefügten Prüfungsunterlagen genügen. In, 
der Mitteilung der Genehmigung iſt die Eingangsbeſcheinigung mit 
Recht gefunden worden. Schließlich folgt aus der öffentlich⸗rechtlichen 
Natur der Genehmigungsentſcheidung noch, daß es auf das Feſthalten 


Rechtſprechung 


. Juriſtiſche Wochenſchriſt 
migung eines formungültigen Kaufvertrages nach vorangegangene“ 
Auflaffung und Eintragung für unzuläſſig halt, wenn nicht me. 
beide Parteien daran feſthalten. Die Vereinbarungen, welche nach dem 
Willen der Parteien den Inhalt des Grundſtücksveräußerungsverkrag 
bilden ſollten, find hier zwar in zwei Vertragsurkunden niedergele 
beide aber wurden notariell beurkundet, und das RG. (JW. 19 0 
2602) halt dann die Vorſchrift des 8313 BGB. nicht für verletzt, a 
auch der Preis auf das Grundſtück und das Zubehör falſch eilig” 
worden fein, wenn der Zuſammenhang der Verträge nur im * 
von beiden Urkunden zum Ausdruck kommt. Im übrigen teilt d 
erkennende Senat den Rechtsſtandpunkt der erwähnten Urteile nich 
Der durch die Auflaſſung erfüllte formungültige Grundſtücksnaufſh, 
trag iſt nicht nichtig, ſondern ſchwebend rechtswirkſam (Zur. 1: b 
286). Grundſätzlich genügt es zur Heilung des Formmangels, das 
Parteien zur Zeit der Auflaſſung über den Inhalt der Verträf 
einig find (RG. 109, 1571)). Es liegt kein Anlaß vor, das an 0 
zu beurteilen, wenn die Auflaſſung noch der Genehmigung der 
meindebehörde bedarf; fie iſt dann zwar durch die Erteilung der du. 
nehmigung bedingt, für die Parteien ſelbſt aber unter dieſer Beding v 
verbindlich wie ſonſt (8 873 Abſ. 2 BB; RG. 102, 32)). Sie ke 
alfo nicht von einem Teil durch bloßen Widerruf vernichtet, ſonde 
nur nach den Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung zur N 
gefordert werden, und dann wird ſie erſt durch die freiwillige 4 
erzwungene Einigung rückgängig gemacht (RG. 111, 98). Bis dah 
iſt die Auflaſſung rechtbeſtändig und wenn, wie hier, die Eintrag 
nern war, alles Erforderliche geſchehen, um durch bi , 
nehmigung der Gemeindebehörde die volle Wirkſamkeit des 
vertrages und die Vollendung des Eigentumswechſels unmittelba 
herbeizuführen. 

(KG., 14. 3S., Urt. v. 11. Mai 1926, 14 U 2338/26.) 8 
Mitgeteilt von K&R. D. Cohn, Berlin. 


* 

Düſſeldorf. le 

2. 8148 BRD; 87 preuß. Kommunalbeamten®- 2 
Ausfegung des Verfahrens iſt nicht zuläſſig, wenn en 
Klage als zur Zeit noch nicht zuläſſig abgewieſen werde, 
müßte, weil zunächſt die Vorentſcheidung des Bezirksan 
ſchuſſes herbeizuführen iſt. F) I 

Die Gewerbelehrerin a. D. Frau K. hatte gegen die Stadt K, 5 
dem LG. K. Klage auf Ruhegehalt erhoben, ohne zunächſt Die Vor 
entſcheidung des Bezirksausſchuſſes gemäß 87 KommBeamtG. he fie 
zuführen, auf die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges hatte |. 
dann der Rechtſprechung des RG. folgend und Rechnung tragend 5 
Vorentſcheidung angerufen und es hatte auf ihren Antrag ge 
OG. daraufhin das Verfahren bis zur Erledigung des bei dem der 
zirksausſchuß ſchwebenden Verfahrens ausgeſetzt, auf Beſchwerde auf 
Bekl. hob das OLG. den Ausſetzungsbeſchluß auf Koſten der Kl. ach 
und wies das LG. an, dem Verfahren Fortgang zu geben, da 156 
8148 ZRD. die Ausſetzung des Verfahrens nach dem Ermeſſen, 
Gerichts zuläffig iſt, wenn die Entſcheidung des Rechtsſtreits bh. 5 
von der Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Neth ie 
verhältniſſes durch eine Verwaltungsbehörde, darunter aber nicht 
Vorfrage fällt, ob die nach 8 7 preuß. KommBeamtch. vorgeht 0 
Prozeßvorausſetzung erfüllt iſt, daß der Kl. zuvor eine Cute 
der Verwaltungsbehörde herbeigeführt hat, denn das iſt keine Entf * 
dung über ein Rechtsverhältnis, ſondern eine von Amts wegen 955 
treffende rein tatſächliche Feſtſtellung. Die ſachliche Entſcheidung ns 
Bezirksausſchuſſes über das Verlangen der Vorausſetzungen des 

e 100 

der Vertragsparteien an dem geſchloſſenen Vertrage überhaupt 115 
ankommt. Heben die Parteien den Vertrag auf, bevor er geneh men 
ift, fo kann freilich eine Genehmigung nicht mehr in Frage kom 
Liegt aber eine formgültige Auflaſſung vor, an die die Parteien nich 
$ 873 Abf. 2 BOB. gebunden ſind, jo hat die Verwaltungsbehörde in 
zu prüfen, ob die eine oder die andere Partei ſich an das Abko 
noch gebunden halten will oder nicht. 


RA. Dr. Hagelberg, Berlin. 


1) JW. 1925, 1489. 
2) JW. 1921, 574. 
„ 

Zu 2. Gegen die Entſch. an ſich wird ſich — vgl. indes 8 990 
Jonas III Nr. 1 Abſ. 1 a. E. und Abſ. 2 zu 8 148 0. 
S. 439 f — nicht viel einwenden laſſen. Nachdem aber das 
in ſeiner Rechtſprechung über die Frage der Anwendbarkeit 
87 KRommBeant®. bei Anſprüchen der Lehrer ſtädtiſcher h 
Schulen geſchwankt hat und vor allen Dingen in ftändiger ! 
ſprechung die Anrufung des Bezirksausſchuſſes auch noch 
Erhebung der Klage, ſogar noch in der Reviſionsinſtanz, 
zuläſſig erklärt, iſt mit der Aufhebung der Ausſetzung allen n 
allem mit der Anweiſung zur Fortſetzung des Verfahrens, den Walt 
den der Prozeßökonomie nicht gedient. Es mag ſchon Bahia 
bleiben — denn das iſt für die hier zur Entſcheidung ſtehenden 8 
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a 
10 05 aber, die allerdings eine Entſcheidung über ein Rechtsverhält⸗ 
hän ha iſt keine ſolche, von der die Entſcheidung des Gerichts ab⸗ 
Eur vielmehr iſt das Gericht gerade zu einer Nachprüfung dieſer 
nicht in ang berufen, jo daß eine Ausſetzung gemäß § 148 ZRO. hier 
ſachlich age kommt; es iſt vielmehr von dem Gerichte nur die tat⸗ 
keit de eſtſtellung zu treffen, ob die Vorausſetzung für die Zulaſſig⸗ 
echts b Klage überhaupt vorliegt, genau jo wie die Zuläſſigkeit eines 
ee die vorherige Zuſtellung des angefochtenen Urteils zur 
u chung hat und das Gericht dies von Amts wegen nachprüfen 
in der It dies nicht der Fall, fo muß das Gericht ohne Entſcheidung 
Hache ſelbſt die Klage als zur Zeit noch nicht zuläſſig abweiſen 
10 Tedermann, RommBeamtG,, 87 Anm. 11). 
LO. Duſſeldorf, 1. 8S., Beſchl. v. 25. Sept. 1924, 1 W 96/4) 


* 


damm. 


fi ar 88 912, 95 BGB. Überbau. Ein Gebäude iſt nur 

ihm tet weſentlicher Beſtand eines Grundſtücks, als es mit 

Leif verbunden iſt, alſo darauf ſteht. Der überragende 
{ft Beſtandteil des angrenzenden Grundſtücks. 


RG. Hamm, Urt. v. 5. Dez. 1925, 8 U 159/25.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Remy, Eſſen. 


Köln. = 


Shake 9 1 NHaftpfl®. Die Eifenbahn haftet nicht für 
wage Ei die durch einen Zuſammenſtoß mit einem Kraft⸗ 
die Ar auf nicht abgeſchranktem Überwege entſtehen, wenn 
dat y fſichtsbehörde den beſtehenden Zuſtand genehmigt 


Ir 4 kann der Bekl. kein Vorwurf daraus gemacht werden, daß 
motipt wem Übergang keine Schranken angebracht und dem Loko- 
beid führer erlaubt hat, mit 40 km Geſchwindigkeit zu fahren. Denn 
zuſchen von der Aufſichtsbehörde gut geheißen. Es iſt nicht ein⸗ 
ren er warum dieſe Zuſtimmung, ſelbſt wenn fie ſchon vor 20 Jah⸗ 

: eilt worden ift, heute überholt und ohne Bedeutung fein joll. 
komm enn der Verkehr auf der Straße D.—M. infolge des Auf⸗ 
ſo in ens der Kraftwagen ſich im Laufe der Jahre verſtärket hat, 
ſem orte weiteres anzunehmen, daß auch die Aufſichtsbehörde die⸗ 
zurück mſtand Rechnung getragen und ihre früheren Anordnungen 
digkeit sogen oder abgeändert haben würde, falls eine Notwen⸗ 


kennen hierzu vorgelegen hätte. Eine ſolche iſt aber nicht zu er⸗ 
richtung Die Bekl. hat mit Recht darauf hingewieſen, daß die Er⸗ 


wirtſch von Schranken an allen Übergängen der M.bahn ſchon aus 
Vetrien lichen Gründen untunlich iſt und daß auch während des 
isher es der Bahn an der in Frage kommenden Kreuzungsſtelle 
aus „niemals ein Unfall ſich ereignet hat. Es muß alſo als durch⸗ 
der Ceuugend angeſehen werden, wenn die Bekl. auf beiden Seiten 

aße vor und hinter dem Übergang in Entfernungen von 30 


0 
anſt cht ang —, ob es einer Behörde, wie der Verwaltung einer Stadt, 
verteidi eine derartige, nur dem Kl. Koſten verurſachenden Rechts⸗ 
Fedenfele 9 geltend zu machen, die ihr ſachlich keinen Vorteil bietet. 
00 erſcheint es aber in einem ſolchen Falle — und das hätte 
gemeſſen ©. in ſeinem Beſchluß zum i bringen ſollen — an⸗ 
erhandf durch eine entſprechende g. F. wiederholte Vertagung der 
zu geh, lung dem Kl., auch gegen den Willen des Bekl., Gelegenheit 
en, die angerufene Vorentſcheidung noch nachträglich zu erwirken 
Das erbeizuſchaffen, das iſt keine unzweckmäßige Prozeßverzögerung. 
v. 97 „. hat in dem ähnlich gelegenen Falle III 1010/23 (das Urteil 
und au. 1925 iſt u. a. in Nr. 4 der Mitt. des Vereins der Lehrer 
Verbanbrerinnen an höheren Schulen Rheinlands e. V. abgedruckt) die 
tiger 18 ung in der Reviſionsinſtanz am 28. Nov. 1924 nach ſtrei⸗ 
Reviſio erhandlung durch Beſchluß vertagt — eine Vertagung in der 
geben nsinſtanz iſt gewiß nicht häufig —, um dem Kl. Gelegenheit zu 
In dem en Bezirksausſchuß erſt um die Vorentſcheidung anzugehen. 
de gen erörterten Falle war übrigens bis zu dem alsdann von 
anberaumten Termine die Vorentſcheidung gegen den An⸗ 

l. ergangen, und es kam dann zu einem Vergleich. 


SR. Dr. Hugo Kaufmann I, Krefeld. 


gerich n 4. Obige Entſch. folgt den Gedankengängen der reichs⸗ 
II 280 (den Urteile v. 27% Jing 1925, IV 74/25; v. 7. Nov. 1925 
25 JW. 1926, 573; v. 3. Dez. 1925, IV 235/25. 

gefahr allen dieſen Fällen iſt die Entſch. auf die erhöhte Betriebs⸗ 
ſchaffen a geſtel, welche durch den ſchrankenfreien Wegübergang ge⸗ 
ein iſt und, wie die verhältnismäßig große Zahl der kurz auf⸗ 
bedenten folgenden Entſcheidungen zeigt, in der Tat eine recht 
Köln eine gilt — Wenn in dem obigen Fall ſeitens des OLG. 
zeitig Verſchulden der Bekl. mit Rückſicht auf die der⸗ 
den ite Genehmigung der Aufſichtsbehörde verneint wor⸗ 
worden 15 muß dem entgegengehalten werden, daß nicht nachgeprüft 
längeren wann die Genehmigung erteilt wurde. Wenn dies vor 

Jahren der Fall war und die Aufſichtsbehörde ſich ſeitdem 


und 90 m je 2 Warnungstafeln angebracht hat. Dies um jo mehr, 
als das Gelände durchaus überſichtlich iſt. 

Hiernach iſt der Klaganſpruch, ſoweit er ein Verſchulden 
der Bekl. vorausſetzt, unbegründet. 

Dagegen iſt weiter zu prüfen, ob nach dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt die Bekl. auf Grund des RG. v. 7. Juni 1871 i. Verb. 
mit § 17 Abſ. 2 KraftfcGeſ. v. 21. Juli 1923 für den dem Kl. er⸗ 
wachſenen perſönlichen Schaden verantwortlich iſt. Hierbei iſt 
nicht bloß das Verſchulden des einen oder anderen Teiles, ſondern 
es ſind alle Umſtände des Falls abzuwägen, insbeſondere die Be⸗ 
triebsgefahr beider Teile zu berückſichtigen. Nach dieſer Rich⸗ 
tung hin hat das LG. der Betriebsgefahr der Kl. nicht ausreichend 
Rechnung getragen. Daß der Kraftwagen des Kl. eine Höchſtgeſchwin⸗ 
digkeit von 20 km in der Stunde nicht überſteigt, hat dieſer zwar 
behauptet, es wird aber durch die Ausſage ſeines Wagenführers 
widerlegt, der die Höchſtgeſchwindigkeit des Wagens auf etwa 25 km 
ſchätzt. Wenn ſomit nicht zweifelhaft fein kann, daß der Wagen den 
Beſtimmungen des KraftfG. unterliegt, jo iſt doch offenbar, daß die 
mit der Benutzung des Kraftwagens verbundene Betriebsgefahr we⸗ 
ſentlich geringer iſt als die der beklagten Eiſenbahn. Vor allem iſt 
die letztere bedeutend erhöht worden durch das Fehlen der Sicherheits⸗ 
ſchranken an dem Bahnübergang. Wenn die Nichtanbringung der 
Schranken auch nicht ſchuldhaft iſt, ſo iſt ſie doch mitverurſachend 
für den Zuſammenſtoß geweſen und von der Bekl. zu vertreten. Es 
erſcheint deshalb angemeſſen, daß der Schaden, ſoweit er nach dem 
HG. zu erſetzen iſt, von beiden Teilen gleichmäßig getragen wird. 

(OLG. Köln 9. ZS., Urt. v. 4. Febr. 1926, 9 U 90/25.) 


* 
München. 

5. Art. 131 Satz 3 RVerf.; SI 194 ff. RBeamtG.; 
Art. 176 ff. Bay BeamtG. Bei Vorbehalt des Rücktrittes 
in den Staatsdienſt anläßlich des Ausſcheidens eines 
Beamten iſt der Rechtsweg für die Klage auf Gehalts- 
zahlung zuläſſig. ) 

Der Beſchwerdeführer, der zuletzt im bay. Staatsdienſt die 
Stelle eines Regierungsbaurates bei der Landesſtelle für Gewäſſer⸗ 
kunde bekleidete, wurde mit Entſchließung des Staatsminiſteriums 
des Innern auf fein Anſuchen aus dem bayerifchen Staatsdienſt ent⸗ 
laſſen und ihm der „Rücktritt in dieſen Dienſt auf die Dauer von 
drei Jahren vorbehalten“. Er hat um Wiederaufnahme in dieſen 
Dienſt mit Wirkſamkeit v. 15. Sept. 1923 an gebeten. Eine Wie⸗ 
deranſtellung hat er bisher nicht gefunden. Er will nun Klage er⸗ 
heben, mit der er die Gehalts- und Ruhegehaltsanſprüche geltend 
machen will, die ihm zuſtünden, wenn er mit Wirkung v. 1. Nov. 
1923 an wieder in ſeiner früheren Stelle angeſtellt worden wäre. Der 
Fiskus hat ſich demgegenüber auf den Standpunkt geſtellt, daß in⸗ 
folge ſeiner Entlaſſung dem Antragſteller trotz des ihm zuſtehenden 
Vorbehaltes wohl ein moraliſcher aber kein Rechtsanſpruch auf Wie⸗ 
deranſtellung zuſtehe. Das LG. hat ihm mit dem nun mit Beſchwerde 


mit der Nachprüſung der Verhältniſſe nicht mehr befaßt hat, ſo kann 
nicht zugegeben werden, daß die früher einmal unter ganz andern 
Verhältniſſen erteilte Genehmigung nun den Unternehmer für alle 
Zeiten entlaſtet, obwohl im Laufe der Jahre und namentlich ſeit Be⸗ 
endigung des Krieges der Verkehr auf den öffentlichen Straßen, 
insbeſondere der Kraftwagenverkehr, einen ungeahnten Aufſchwung 
genommen hat. Inſoweit kann die Entſch. nicht ohne weiteres Bil⸗ 


ligung finden 
RA. Dr. Boſch, Köln. 


Zu 5. Der ebenſo ſorgfältig wie ſcharfſinnig be⸗ 
gründeten, wichtigen Entid. iſt in allen Punkten 
zuzuſtimmen. 

A. Der Beſchwerdeführer beabſichtigt Klage zu erheben, um die 
Gehalts⸗ und Ruhegehaltsanſprüche geltend zu machen, die ihm zu⸗ 
ſtünden, wenn er auf Grund des bei ſeiner Entlaſſung aus dem 
Staatsdienſt mit dem bay. Staate vereinbarten Vorbehalts mit Wir⸗ 
kung vom 1. Nov. 1923 an wieder in ſeiner früheren Stelle an⸗ 
geſtellt worden wäre. Der Beſchwerdeführer will feine Gehalts- und 
Ruhegehaltsanſprüche dabei erſtens aus einem ihm durch ſtaats⸗ 
rechtlichen Vertrag eingeräumten „Recht“ auf Anſtellung, 
zweitens aus einer unerlaubten Handlung ableiten, die er 
inſofern als vorliegend betrachtet, als die den bay. Staat in ſeiner 
Sache vertretenden Beamten ſeine Wiederanſtellung unter Verletzung 
der ihm gegebenen verbindlichen Zuſagen, alſo rechtswidrig, unter⸗ 
laſſen hätten. 

B. I. Die Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs wird vom OLG. München mit Recht bejaht, und zwar 
ſowohl für den Fall, daß die Klage auf ein „Recht“ auf Anſtellung 
als auch für den Fall, daß die Klage auf unerlaubte Handlung (8 839 
BOB. in Verb. mit Art. 131 Abſ. 1 RVerf.) geſtützt wird. 

1. Gemäß § 149 RBeamtGG. und Art. 176 Abſ. 1 Bay BeamtG. 
war der Rechtsweg nur zuläſſig, für vermogensrechtliche Anſprüche 
der Reichsbeamten bzw. der bay. Staatsbeamten „aus ihrem Dienſt⸗ 
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angefochtenen Beſchl. v. 8. Mai 1926 unter Berufung auf die Recht⸗ 
ſprechung des RG. wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs das Armen⸗ 
recht verſagt. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig und begründet. Das LG. erachtet 
trotz der Beſtimmung des Art. 129 Abſ. 1 S. 3 Verf., wonach „für 
die vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten der Rechtsweg offen⸗ 
ſteht“, im gegebenen Fall den Rechtsweg nicht für gegeben, weil es 
ſich nicht um einen Anſpruch aus einem bereits begründeten 
Beamtenverhältnis handelt. Dieſer Standpunkt wird allerdings von 
der Rechtſprechung des RG. vertreten und er mag auch der Rege⸗ 
lung der Zuläſſigkeit des Rechtswegs, wie fie durch 88 149ff. 
RBeamtG. erfolgt war, entſprechen, wonach insbeſ. der Rechtsweg 
nur zuläſſig war für vermögensrechtliche Anſprüche der Reichsbe⸗ 
amten „aus ihrem Dienſtverhältniſſe“ und in den 88 150 ff., nament⸗ 
lich in 8 155 NBeamtG., eine Reihe poſitiver Einſchränkungen dieſes 
Grundſatzes erfolgt war; er mag auch dem Standpunkt der 
Art. 176 ff. Bay Beamtch. entſprechen, die ähnliche Einſchränkungen 
enthalten und in der Rechtſprechung (ſ. BahObsG. 11, 653 [661]} 
eine ähnliche Anwendung gefunden haben. Der Senat hat aber er⸗ 
hebliche Bedenken, ob er auch der durch die RVerf. erfolgten Rege⸗ 
lung entſpricht, die ſolche poſitive Beſchränkungen, nach denen der 
Rechtsweg nicht ſchlechthin für die vermögensrechtlichen Anſprüche der 
Beamten, ſondern nur für beſtimmte Teilanſprüche hieraus zuläſſig 
war, nicht kennt. RG. 104, 251 hat allerdings ſeinen früheren, da⸗ 
mals mit den befonderen Beſtimmungen des RBeamtG. begründeten 
Standpunkt (RG. 49, 3) auch für das geltende Recht feſtgehalten und 
ihn nun mit allgemeinen Erwägungen zu begründen verſucht, nämlich 
damit, „daß es einen im Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf einen. 
der Entſchließung der Verwaltungsbehörde unterliegenden hoheits⸗ 
rechtlichen Akt der Verleihung einer Beamtenſtelle nicht gibt“. Richtig 
iſt, daß in Fällen, in denen das freie Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörde entſcheidet, d. h. in Fällen, in denen ein Rechtsanſpruch über⸗ 
haupt nicht beſteht, ein Rechtsweg nicht gegeben iſt; aus dieſer Er⸗ 
wägung iſt im allgemeinen für Anſprüche der Beamten auf Anſtellung 
und für ſich daraus ergebende Anſprüche vermögensrechtlicher Art 
der Rechtsweg, ſei es nun der ordentliche oder der Verwaltungsrechts⸗ 
weg, ausgeſchloſſen; denn im allgemeinen beſteht kein Recht auf 
Anſtellung. Dieſe Erwägung ſchlägt hier nicht ein; denn hier liegt 
nach den Klagebehauptungen ausnahmsweiſe ein Recht auf Anſtellung 
vor. Richtig iſt weiter, daß auch, wenn ein Rechtsanſpruch im Gebiet 
des Beamtenrechts beſteht, hierfür nicht der ordentliche Rechtsweg ge⸗ 
geben ift, weil die Anſprüche aus dem Beamtenverhältnis öffentlich⸗ 


verhältnis“, d. h. aus einer durch Verleihung eines Amtes tatſächlich 
gegebenen Stellung des Beamten, aus „einem bereits begrün⸗ 
deten Beamtendienſtverhältnis“ (vgl. RG. 49, 1 ff.; BayObLG. 11, 
653 ff., insbeſ. 661). Durch die Beſtimmung des Art. 129 Abſ. 1 
Satz 4 Verf. iſt dieſe Beſchränkung der Zuläffigkeit des Rechtswegs 
auf einen beſtimmten Teil der vermögensrechtlichen Anſprüche des 
Beamten beſeitigt. Der Rechtsweg ſteht danach nunmehr für alle 
vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten offen, ohne Rüchſicht 
darauf, ob ſie in einem bereits beſtehenden oder in einem erſt zu 
begründenden Beamtendienſtverhältnis verankert ſind. Erforderlich iſt 
nur: 1. daß es ſich um Rechts anſprüche handelt, und 2. daß dieſe 
Rechtsanſprüche vermögensrechtlicher Art ſind. Die Voraus⸗ 
ſetzung zu 1. entfällt in der Regel bei Gehalts- oder Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen wegen Nichtverleihung oder wegen verſpäteter Verleihung 
einer Beamtenſtelle. Denn ein „Recht“ auf Anſtellung und damit auf 
Verleihung einer Beamtenſtelle oder auf Beförderung in eine höhere 
Beamtenſtelle, aus dem die hier fraglichen Anſprüche reſultieren müß⸗ 
ten, um den Charakter von Rechts anſprüchen zu beſitzen, iſt nach 
den allgemeinen Regeln des geltenden Beamtenrechts prinzipiell nicht 
begründet. Die Verleihung einer Beamtenſtelle bzw. die Beförderung 
in eine höhere Beamtenſtelle iſt vielmehr in das rechtlich nicht ge⸗ 
bundene, von den Gerichten nicht überprüfbare Ermeſſen der Ver⸗ 
waltungsbehörden geſtellt. Dagegen find, wie das OLG. München 
treffend ausführt, nach dem Wortlaut und Sinn des Art. 129 Abſ. 1 
Satz 4 MVerf. im Rechtsweg verfolgbare Rechts anſprüche dann ge⸗ 
geben, wenn die betreffenden Gehalts⸗ oder Schadenserſatzanſprüche 
wegen Nichtverleihung bzw. nicht rechtzeitiger Verleihung einer Be⸗ 
amtenſtelle aus einem ausnahmsweiſe begründeten „Recht“ 
auf Anſtellung hergeleitet werden. Dabei bleibt aber zu beachten, 
daß auch in dieſem Falle von dem Berechtigten im Rechtsweg nicht 
auf Verleihung einer Beamtenſtelle geklagt werden kann. Denn wenn 
dem aus dem Recht auf Anſtellung fließenden Anſpruch auf Ver⸗ 
leihung einer Beamtenſtelle auch der Charakter eines Rechts an⸗ 
ſpruchs unbedenklich zuzuerkennen iſt, ſo fehlt ihm doch die gemäß 
Art. 129 Abſ. 1 Satz 4 RVerf. erforderliche Eigenſchaft eines ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruchs. 

2. Gemäß § 839 BGB. in Verb. mit Art. 131 Abſ. 1 Satz 3 
N Verf. iſt der ordentliche Rechtsweg gegeben für die Geltendmachung 
von Schadenserſaganſprüchen wegen Amtspflichtverletzungen gegen⸗ 
über Dritten, die von einem Beamten in Ausübung von 
Hoheitsrechten begangen ſind. Schadenserſatzanſprüche wegen 
ſchuldhafter Nichtverleihung einer Beamtenſtelle fallen in der Regel 
nicht unter die Kategorie der nach 8 839 BOB. in Verb. mit Art. 131 


Rechtſprechung 
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rechtlicher Art find. Aus dieſer Erwägung ergibt ſich, daß der es 
tragſteller keine Klage auf Verleihung eines Amtes ſtellen ban 
Gegeben iſt aber der Rechtsweg für Anſprüche vermögensrechtli 
Art, die ſich aus einem Recht auf Anſtellung ergeben; denn hie Ir 
iſt durch die poſitive Beſtimmung des Art. 129 RVerf. der Rech — 
weg zugelaſſen. Einen Anſpruch dieſer Art will der Beſchwerdefügen 
geltend machen. Die Geltendmachung dieſer vermögensrechtlichen Bech. 
ſchwerde hervorgehobene Geſichtspunkt des 8 839 BEL. in? 5 
des Gehalts gewiſſer formeller Verwaltungsakte bedarf; denn ein 5 
mögensrechtlicher Anſpruch iſt nicht bloß ein ſolcher auf einen 
wiſſen, aus einer Gehaltsforderung ſich ergebenden Betrag, ſonde⸗ 5 
auch ein Erſatzanſpruch, der an die Stelle eines ſolchen Anſpruch 
wegen widerrechtlicher Nichterfüllung der zum formellen Bezug 
forderlichen Verwaltungshandlungen tritt. Boe⸗ 

Der Rechtsweg wäre aber weiter auch aus dem in der = 
ſchwerde hervorgehobenen Geſichtspunkt des 8 839 BGB. in 117 
mit Art. 131 Satz 3 RVerf. gegeben. In RG. 103, 429 — JW. 19° 
1124 hat das RG. den der Zuläſſigkeit des Rechtswegs für den Ze 
liegenden Fall entgegenftehenden früheren Standpunkt aufgegeben 
daß Amtspflichtverletzungen dann nicht die Grundlage eines per 
Rechtsweg geltend zu machenden Anſpruch bilden könnten, wenn 1 
Beamte in Ausübung von Hoheitsrechten gehandelt hat. Stellt nu 
ſich aber auf dieſen ſicherlich zutreffenden Standpunkt, jo iſt 1 
Rechtsweg auch hier gegeben; denn der Kl. behauptet, daß die den 
Fiskus in ſeiner Sache vertretenden Beamten die Wiederanſteuung 
unter Verletzung der ihm gegebenen verbindlichen Zuſagen alſo rech 
widrig unterlaſſen. RG. 103, 429 = JW. 1922, 1124 macht alle 
dings unter Berufung auf die Entſch. Gruchot 61, 142 ur a 
1921, 342 Ausnahmen für die Fälle, in denen die Pflichtverletzund 
in der Nichtanſtellung liegt. Takſächlich find aber dieſe beiden 1055 
teren Entſcheidungen mit dem allgemeinen, der Entſch. RO. — 
429 JW. 1922, 1124 zugrunde liegenden neuen Gedanken und 
einbar; es beruft ſich auch die Entſch. bei Gruchot 61, 142 zu ihn 
Stütze auf RG. 92, 306; und dieſe iſt in RG. 103, 429 = JW. 1 510 
1124 ausdrücklich aufgegeben. Es darf angenommen werden, daß v 
beiden Entſcheidungen in RG. 103, 429 JW. 1922, 1124 nur — g 
behalten wurden, um eine Plenarentſcheidung vermeiden zu Kön 

Bei dieſer Sachlage muß dem Antragfteller mindeſtens die Mol, 
lichkeit gegeben werden, die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweg 
neuerdings zur Entſcheidung der höchſten Inſtanz zu bringen. 

Auch ſachlich erſcheint die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslo⸗ 
Der Standpunkt des Fiskus, daß mit den im gegebenen Falle 


Abſ. 1 Satz 3 Verf. im ordentlichen Rechtsweg verfolgbaren = 
ſprüche. Denn ebenſowenig wie ein ſubjektives „Recht“ auf Anſtellnn 
beſteht nach geltendem Beamtenrecht auch regelmäßig dem Beamkeng 
wärter bzw. dem Beamten gegenüber eine Rechts pflicht der gr 
waltungsbehörden auf Verleihung einer Beamtenſtelle bzw. auf ner 
förderung in eine höhere Beamtenſtelle. In der Nichtverleihung el l 
Beamtenſtelle ſeitens der Verwaltungsbehörden kann alſo in der har 

nicht die gemäß $839 Abſ. 1 BGB. erforderliche Verletzung 1 
einem Beamten einem Dritten gegenüber obliegenden 1 
pflicht gefunden werden. Dagegen beſtehen gegen die Butäfiigkeh a 
ordentlichen Rechtswegs für die Geltendmachung von Schadenser it 
anſprüchen der hier fraglichen Art dann keine Bedenken, wenn 7 bes 


im vorliegenden Falle — ausnahmsweiſe ein ſubjektives „Recht fr 


Kl. auf Anſtellung und hiermit korreſpondierend eine der 
tungsbehörde dem Kl. gegenüber obliegende Rechts pflicht zur dem 
ftellung begründet iſt. RG. 103, 429 JW. 1922, 1124 ſteht 349 
nicht entgegen. Dieſer Entſch. — ebenſo wie RG. = ZW. 1921, 
und in Gruch tr. 61, 142 liegt der richtige Gedanke zugrunde ch 
für die Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen wegen 1 08 
verleihung einer Beamtenſtelle der Rechtsweg verſchloſſen iſt, DE en 
bei der Ausübung der Amterhoheit — regelmäßig — keine den arter 
waltungsbehörden dem einzelnen Beamten oder Veamtenante een 
gegenüber obliegende Amtspflicht gibt. Das RG. bringt in d 
Entſch. aber keineswegs zum Ausdruck, daß der Satz von der ichen 
zuläſſigkeit des Rechtswegs ohne jede Ausnahme, d. h. auch in en 
Fällen zu gelten habe, in welchem — wie vorliegend — für die ter 
waltungsbehörde einem einzelnen Beamten oder Beamtenanwal 
gegenüber ausnahmsweiſe eine Rechtspflicht zur Anſtellung ten- 
gründet iſt. Das OLG. hat dieſen Punkt m. E. verkannt. Anden 
falls hätte es ſeine, lediglich auf die Vermutung gegründete 5 
mentation, RG. 103, 429 — JW. 1922, 1124 habe die beiden ab 
des RG. — ZW. 1921, 342 und in GruchBtr. 61, 142 nur vorbe 


des OLG. München über die rechtliche Bedeutung des vom Belt. 
führer bei feiner Entlaſſung aus dem Staatsdienſt mit dem 
Staate vereinbarten „Vorbehaltes“ ſowie über die Zuläſſigkeit e, 
rechtlicher Verträge, welche die künftige Übertragung eines Amtes. 
treffen, für überzeugend. Wie ſchon NG. 53, 423 dargelegt hal, um 
etwaige Bedenken gegen die Verbindlichkeit derartiger Verträge er 
deswillen gegenſtandslos, weil es ſich dabei nur um eine Art delt 
Ausübung der Amterhoheit des Reiches oder Staates hau 
NA. u. Priv Doz. Dr. Carl Heyland, Frankfurt a. M. / Siehe 
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hätten Worten nur eine unverbindliche Ausſicht auf Wiederanſtel⸗ 


ſchlie gewährt worden ſei, widerſpricht dem klaren Wortlaut der Ent⸗ 
die ung v. 27. Aug. 1921. Wer ſich ein Recht „vorbehält“ ſtellt 
des Kl scheidung nicht in das Ermeſſen des Gegners. Die Erklärung 
ſich . läßt ſich nur ſo verſtehen, daß er auf ſeine aus der Anſtellung 
dend gebenden Rechte nicht ſchlechthin, ſondern nur gegen die bin⸗ 
; e Zuſage der Wiederanſtellung verzichtete. So ſpricht denn auch 
die 5 iſchließung des Staatsminiſt. des Innern v. 27. April 1921, 
ge zuerſt geftellte Urlaubsgeſuch ablehnte, ſich dahin aus, daß 
Re Entlaſſung aus dem bay. Staatsdienſt mit Gewährung des 
keit tes zum Rücktritt nach Maßgabe der Unterbringungsmöglich⸗ 
nicht nichts im Wege ſtehe. Der gegenteilige Standpunkt wird auch 
M von Reindl an der in der Gegenerklärung des Fiskus v. 
Außen, 1926 angeführten Stelle (Art. 10 Anm. 12) vertreten; Reindl 
nich ich über die Auslegung des Wortes „Vorbehalt“ überhaupt 
998 5 Evenſowenig ergibt ſich, worauf ſich der Fiskus weiter beruft, 
zur Sumbfägtice Unzuläſſigkeit des Eingehens einer Verpflichtung 
Ben iederanſtellung aus Art. 10 Abſ. 4 oder Art. 178 Nr. 3 
Aba abc, Aus den Verhandlungen zu Art. 10 Abſ. 4 (Verh d. K. d. 
man 1907/1908, Beil. Bd. III, 1093) läßt ſich nur entnehmen, daß 
en lich dem Beamten keinen Anſpruch auf Wiedereintritt 
beſonde en wollte; hier gründet aber der Kl. ſeinen Anſpruch auf 
Hank ren rechtsgeſchäftlichen Vorgang und die Rechtſprechung hat 
rechtliche Verträge über die künftige Übertragung eines Amtes 
1 für zuläſſig erklärt, weil ſie nur eine Art der Ausübung der 
Art 15800 des Reiches oder Staates enthalten (RG. 53, 423). 
biegen Nr. 3 BeamtG. aber hat, abgejehen davon, daß auch Reindl 
führ (. Art. 178 Anm. 2c) den hier vorliegenden Fall nicht an⸗ 
enen wie die Einleitung zu Art. 178 ergibt, nur Fälle im Auge, in 
waltu Entſcheidung nach dem pflichtgemäßen Ermeſſen der Ver⸗ 
liege ugsbehörde zu erfolgen hat, nicht aber Fälle, wie der hier vor⸗ 
laſſen e, in denen die Verwaltungsbehörde kein Ermeſſen walten 
ganz dann, ſondern eine Rechtspflicht zu erfüllen hat; hierbei kann 
wens z offenbleiben, ob Art. 178 BeamtG. gegenüber der den Rechts⸗ 
für ſchlechthin zulaſſenden Beſtimmung des Art. 131 Satz 3 PVerf. 
„vie Fälle des 8 839 BGB. noch Geltung beanſpruchen kanu. 
O8. München, Beſchl. v. 10. Juni 1926, BeſchwReg. 533/26 1.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Lemle, München. 


Berlin. IV. Strafſachen. 
Ro 1. 8 367 Ziff. 5 StGB.; 8 40 Pr. ApothekenbetriebsO. 


a, Meitice Anordnungen betreffend die Schließung von 
otheken an Sonntagen und zur Nachtzeit find gültig. 
ſeit ger Angekl. hat ſeine in B. in der F.ſtraße belegene Apotheke 


gehalten I. Sept. 1925 fortgeſetzt noch nach 8 Uhr abends geöffnet 
gejen en und Waren an Kunden verkauft. Er iſt deshalb wegen fort⸗ 
bee Übertretung der 88 1 und 6 der Anordnungen des Polizei⸗ 
0 enten in B. v. 24. Febr. 1920 in der Faſſung v. 2. Juli 1920 
95 12. Sept. 1923 betr. Schließung der Apotheken, und des 8 367 

„StGB. zu Strafe verurteilt. 
Wafer hauptſächliche Angriff der Reviſion geht dahin, daß zur 
Po Aung des Blankettſtrafgeſetzes in 8 367 Ziff. 5 StOB. eine 
Wie döeiverordnung erforderlich ſei. Das trifft aber nicht zu. 
lich — RG. v. 24. Sept. 1900 KG. 20 S. c. 122 bereits ausführ⸗ 
n me gelegt hat, will das StGB. in 8367 Ziff. 5 „Verordnungen“ 
> teren Sinne als Ausfüllung zulaſſen, wie fie im Polizei⸗ und 
bn angsrecht als Anordnungen, Vorſchriften, Reglements und 
9 a ahl bezeichnet werden. Dieſer Auffaſſung hat ſich auch eine große 
den der wiſſenſchaftlichen Bearbeiter des StGB. zugewandt, jo 
8 if, Note 41 Titel II Abſchn. 29; Olshauſen, Note a 
Ebe, 07 Ziff. 5; Schwartz, Note 12 zu 9 367 Ziff. 5, während 
teil ran er und Frank dieſe Frage nicht berührten. Das Gegen- 
über „auch daraus nicht zu folgern, daß in § 136 Abs. 3 des Geſetzes 
mit die allgemeine Landesverwaltung v. 30. Juli 1883, der zu dem 
Tim oligeinerorbnungscecht“ überſchriebenen ſechſten Titel gehört, be⸗ 
ordnn iſt? „Zum Erlaß der in 8 367 Nr. 5 StGB. gedachten Ver⸗ 
zu Fanden ſind auch die zuſtändigen Miniſter befugt.“ Hieraus iſt nur 
ordn. gern, daß auch die zuſtändigen Miniſter zum Erlaſſe ſolcher Ver⸗ 
ſchreipugen in der Form von Polizei O., wie ſie 8140 LVG. vor⸗ 
Reicher befugt find, wenn fie dieſe Form für erforderlich halten. Das 
au re, das in 8367 Ziff. 5 den Erlaß von Polizei BO. nicht vor⸗ 
flußt t, konnte durch die landesrechtlichen Beſtimmungen nicht beein⸗ 

werden. 
halten die von den Übertretungen handelnden $$ 360—370 StGB. ent- 
man dahlreiche Blankettſtrafgeſetze, welche die Ausfüllnormen in der 
in § „Alaltigften Weiſe bezeichnen, jo als „geſetzliche Beſtimmungen“ 
liche ee Ziff. 9, „polizeiliche Vorſchrift“ in 8361 Ziff. 6, „polizei⸗ 
Ziff 1 tordnungen“ in 8 367 Ziff. 2 „und Ziff, 16 und in 8 368 
Bolt als „Anordnungen“ in 8 360 Ziff. 12, 8 366 Ziff. 1, und als 
dei O.“ in 8360 Ziff. 10 und § 366 a SGB. 

Auge Wenn der 8 367 Ziff. 5 als Ausfüllnorm nur Poltzei8 O. im 

de gehabt hätte, jo würde er das ebenſo ausgeſprochen haben, wie 
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es in 8 366 Ziff. 10 und 8 366 a geſchehen iſt. Dazu kommt, daß in 
8366 Ziff. 5a, welche erſt durch das RGeſ. v. 13. Mai 1891 
(RG Bl. 107) eingeſchaltet iſt, auch nur von Verordnungen die Rede 
iſt; damit ſind gemeint die EVO. und die PoftD., welche ſicherlich 
keine Polizei OD. find. Es fei hierbei auch auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des § 367 Ziff. 5 im Vergleich zu der des 8 366 Ziff. 10 
StGB. hingewieſen: Der 8 345 Ziff. 4 Preuß StGB. (jetzt 9 367 
Ziff. 5) ſpricht von „Verordnungen“, der § 344 Ziff. 8 Preuß StGB. 
(jetzt § 366 Ziff. 10) dagegen von „Prlizei O.“. Schon damals hat 
der Geſetzgeber dieſen Gegenſatz in der Beſtimmung der Ausfüllnorm 
bewußt und abſichtlich aufgeſtellt und ſpäter bei Erlaß des StGB. 
feſtgehalten. Im Falle des 8367 Ziff. 5 StGB. genügen hiernach 
behördliche Verordnungen, die nach Form und Inhalt den über 
Polizei O. gegebenen Vorſchriften nicht zu entſprechen brauchen. So 
iſt auch die grundlegende preuß. Apothekenbetriebsordnung vom 
18. Febr. 1902, trotzdem ſie ebenfalls nicht in der Form einer 
Polizei“ O., ſondern als bloße Anordnung erlaſſen iſt, wie vom KG., 
ſo auch vom OVG. (Urt. v. 18. Febr. 1907, Böttger, Preuß. 
Apothekengeſetz S. 287, 399) als AusfVo. zur Apothekerordnung 
v. 11. Okt. 1801 und zum 8 367 Ziff. 5 StGB. inſoweit für gültig 
angeſehen, als ihre Beſtimmungen ſich mit der als Geſetz erlaſſenen 
revidierten Apothekerordnung decken. Weshalb hinſichtlich der die 
Apothekenbetriebsordnung in 8 40 abändernden Bekanntmachung des 
zuſtändigen Miniſters v. 23. Jan. 1920 weitere Anforderungen auf⸗ 
geſtellt werden ſollten, iſt nicht einzuſehen. Der Miniſter hat zugleich 
die örtliche Regelung der Reihenfolge der Schließungen von Apotheken 
der Entſch. des ihm in Medizinal⸗ und Apothekenangelegenheiten 
unterſtellten Regierungspräſidenten (in Berlin Polizeipräſidenten) 
überlaſſen. Eine ſolche Entſch. iſt in den eingangs erwähnten An⸗ 
ordnungen des Polizeipräſidenten von Berlin enthalten; die Be⸗ 
zeichnung als Polizei“ O. kommt dieſen Anordnungen nicht zu, da es 
ſich dabei lediglich um Maßnahmen zur Durchführung der Bekannt⸗ 
machung des Miniſters handelt, ohne daß Geſichtspunkte des Polizei⸗ 
verordnungsrechts in Frage kommen. Daß die beteiligten Apotheker 
in ihren dazu berufenen Vertretungen vor Erlaß der Anordnungen 
gehört worden ſind, ergibt die Auskunft des Polizeipräſidenten. Da 
die Anordnungen ſich nicht an die Allgemeinheit richten, iſt die Ver⸗ 
öffentlichung im amtlichen Nachrichtenblatt und die Mitteilung des 
Abdrucks an die beteiligten Apotheker als wirkſame Verkündung 
anzuerkennen. 

Die Anordnungen des Polizeipräſidenten finden, inſoweit ſie 
ſich mit der wochentäglichen Schließung der Apotheken von 8 Uhr 
abends ab befaſſen, ihre rechtliche Grundlage in der den 8 40 preuß. 
Apothekenbetriebsordnung v. 18. Febr. 1902 aufhebenden und durch 
eine neue Faſſung erſetzenden Bekanntmachung des preuß. Miniſters 
für die Volkswohlfahrt v. 23. Jan. 1920 (Amtsbl. d. Reg. in 
Potsdam S. 58). Die Befugnis des Miniſters für Volkswohlfahrt, 
dem die Oberaufſicht über die Apotheken übertragen iſt, beruht auf 
Tit. II 8 1 der revidierten Apothekerordnung v. 11. Okt. 1801, auch 
auf 8 136 Abſ. 3 LVG., inſofern hierin durch die Bezugnahme auf 
8367 Ziff. 5 StGB. der reichsrechtliche Begriff der „Verordnungen“ 
in dieſem Sinne unterſtellt iſt. Der von der Reviſion hervorgehobene 
Umſtand, daß es ſich bei den durch 8367 Ziff. 5 zu ſchützenden Be⸗ 
langen um ſolche polizeilicher Natur handelt, muß nicht etwa dazu 
führen, daß nun die zu dieſem Schutze erlaſſenen „Verordnungen“ auch 
in der Form der Polizei O. zu ergehen haben, wenn polizeiliche An⸗ 
ordnungen genügen, zumal ſie hier nicht an die Allgemeinheit ge⸗ 
richtet ſind, ſondern einen ganz beſtimmten, perſönlich begrenzten 
Kreis von Intereſſenten, nämlich den der Apothekenbeſitzer allein 
betreffen. 

Als zuläſſiger Gegenſtand der Verordnungen iſt hier die „Aus⸗ 
übung der Befugniſſe zur Zubereitung oder Feilhaltung der Arzneien“ 
anzuſehen; dazu gehört auch die Feſtſetzung der Zeiten für den Be⸗ 
trieb der Apotheken. Welche Erwägungen den die Oberaufſicht über 
die Apotheken führenden Miniſter zum Erlaß der BD. im einzelnen 
veranlaßt haben, iſt nicht beſtimmt erſichtlich. 

Der Reviſion iſt allerdings zuzugeben, daß $ 367 Ziff. 5 StGB. 
VO. vorausſetzt, die polizeilichen Charakter haben. Der 8 367 Ziff. 5 
entftarımt dem 8 444 des Entwurfs zum PreußStch B. v. 14. April 
1851, dieſer ſtand unter dem dritten Teil mit der Überſchrift: „über 
die Polizeivergehen und deren Beſtrafung“, ſowie unter dem 4. Titel 
mit der Überſchrift: „Vergehen in bezug auf die perſönliche Sicher⸗ 
heit“. Als Polizei vergehen find nach 8417 des Entwurfs nur 
ſolche Handlungen zu beſtrafen, welche durch Geſetze oder durch ver⸗ 
faſſungsmäßig erlaſſene obrigkeitliche VO. verboten ſind. Auch der 
5 345 Ziff. 4 Preuß StGB., in welchem der 8 444 des Entwurfs 
überging, ſteht unter dem Titel: „übertretungen in Beziehung auf die 
perſönliche Sicherheit.“ Daher iſt die Annahme berechtigt, 
daß der aus dieſem § 345 Ziff. 4 hervorgegangene und mit ihm gleich⸗ 
lautende § 367 Ziff. 5 StGB. nur polizeiliche VO. deckt, was 
auch 5136 Abſ. 3 LBS. beſtätigt. Demgegenüber will die Nevfſion 
aus den Eingangsworten und der Überſchrift der Bekanntmachung 
des Miniſters v. 23. Jan. 1920 herleiten, daß dieſe keinen polizei⸗ 
lichen Inhalt und Zweck habe, vielmehr lediglich das ſozialpolitiſche 
Gebiet einer Beſchränkung der Arbeitszeit zugunſten der Angeſtellten 
in Apotheken berühren wolle. Allerdings nimmt die Bekanntmachung 
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in ihrem Eingang Bezug auf Art. 3 der VD. der Reichsregierung 
v. 5. Febr. 1919 über Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und in 
Apotheken (RGBl. 176), die den § 105 b Abſ. 2 GewO. durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen erſetzt und in Art. 3 der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde die Befugnis zu weitergehenden Maßnahmen in betreff 
der Sonntagsruhe in Apotheken erteilt. Auch trägt die Bekannt⸗ 
machung im Amtsblatt die Überſchrift: „Geſchäftszeit der Apotheken“ 
und im Miniſterialblatt für Medizinalangelegenheiten (S. 64) die 
Überſchrift: „Erlaß betr. Dienſterleichterung der Apotheker.“ Es 
Kann dahingeſtellt bleiben, ob gegenüber der RVerf. v. 11. Aug. 1920 
Art. 7, 12, 13 eine landesrechtliche Regelung der Arbeitszeit zuläſſig 
iſt. In jedem Falle iſt bei der Beurteilung der Bedeutung und des 
Zweckes der Bekanntmachung des Miniſters v. 23. Jan. 1920 ein⸗ 
mal die Stellung des Miniſters für Volleswohlfahrt zu den Apotheken 
und dann die Eigenart des Apothekerbetriebes an ſich zu berückſich⸗ 
tigen. Die Apothekerbetriebsordnung v. 18. Febr. 1902 iſt von dem 
zuſtändigen Miniſter in der Form einer bloßen BD. erlaſſen. Die 
darin enthaltenen Beſtimmungen insbeſondere über die Einrichtung 
der Apotheken und die Zubereitung der Arzneien zielen offenſichtlich 
dahin, das zum Bezug von Arzneien gerade in Apotheken gezwungene 
Publikum vor Schädigungen an Leben, Geſundheit und Vermögen zu 
ſchützen, die durch mangelhafte Einrichtungen und leichtfertige Zuberei⸗ 
tungen erwachſen können. Einer beſonderen ſachlichen Begründung 
bedurften die einzelnen Vorſchriften nicht, wie auch die Ordnung ſelbſt 
in ihrem Eingange keinerlei Bezugnahme auf eine geſetzliche Grund⸗ 
lage aufweiſt. Der die Oberaufſicht über die Apothekenbetriebe füh⸗ 
rende Miniſter, jetzt der Miniſter für Volkswohlfahrt hat keine Ver⸗ 
anlaſſung, ſeine Anordnungen gegenüber den ihm unterſtellten Be⸗ 
trieben mit einer beſonderen Begründung zu verſehen. Wenn er es 
bezüglich der Sonntagsruhe „unter Berückſichtigung“ der VO. der 
Reichsregierung in ſeiner Bekanntmachung ausgeſprochen hat, ſo tat 
er ein übriges. Und wenn er den § 40 Betriebsordnung durch eine 
neue Vorſchrift erſetzte, die ihm in Hinblick auf die in der Nachkriegs⸗ 
zeit veränderten Verhältniſſe zweckmäßig erſchien, fo hatte er vorher 
den Apothekerrat gehört und ſich dadurch von der Durchführbarkeit 
dieſer neuen Regelung überzeugt. Daß ihm nur die Verkürzung der 
Arbeitszeit der Angeſtellten dabei als Ziel vorſchwebte, iſt trotz der 
erwähnten Überſchrift der Bekanntmachung nicht anzunehmen. Sie 
ſpricht auch nur von „Dienſterleichterung der Apotheker“, nicht 
der Angeſtellten. „Apotheker“ find aber nach der Apothekenbetriebs⸗ 
ordnung die Apothekenbeſitzer, nicht die Angeſtellten. Im Hin⸗ 
blick auf den bereits dargelegten Hauptzweck der Apothekenbetriebs⸗ 
ordnung iſt vielmehr die Annahme geboten, daß der Miniſter auch 
bei der Neufaſſung des § 40 den Schutz des Publikums gegen die oben 
bezeichneten Schädigungen bezweckt hat, die durch Überarbeitung der 
Apotheker und ihrer Angeſtellten und dadurch verurſachte unſach⸗ 
gemäße „Ausübung der Befugniſſe zur Zubereitung oder Feilhaltung 
der Arzneien“ entſtehen können. Ob der gleiche Erfolg durch Maß⸗ 
nahmen anderer Art, wie z. B. Schichtwechſel der Angeſtellten hätte 
erreicht werden können, iſt für die Frage der Wirkſamkeit der Ver⸗ 
ordnung ohne Bedeutung. 

Die Bekanntmachung des Miniſters verſtößt ſchließlich auch 
nicht gegen Titel III 8 2f. der revidierten Apothekerordnung vom 
11. Okt. 1801. Wenn hier derjenige Apotheker mit Strafe bedroht 
wird, „welcher die zugeſchickten Rezepte, es ſei bei Tage oder bei 
Nacht, nicht ſogleich ohne Aufhaltung anfertigt“, ſo iſt damit nicht 
der durchgängige Nachtdienſt in ſämtlichen Apotheken geſetzlich 
vorgeſchrieben; die Beſtimmung hat vielmehr nur die Apotheker im 
Auge, die des Nachts ihre Apotheken offen hielten und ſich darin 
betätigten. Dieſe Auslegung iſt bereits in den Miniſtererlaſſen vom 
30. Nov. 1907 und v. 13. April 1909 (Böttger a. a. O. 311) als 
zutreffend anerkannt, in denen der Schluß der Apotheken zur Nacht⸗ 
zeit abwechſelnd am gleichen Ort zugelaſſen iſt. 

KG., 1. StrS., Urt. v. 16. April und 14. Mai 1926, 1 8 246/26.) 
Mitgeteilt von KON. Geh. IR. Dr. Graeber, Berlin. 
* 
Breslau. 

2. 88 6 und 22 Maß⸗ und Gew. v. 30. Mai 1908. Der 
Begriff des „Bereithaltens“ wird nicht durch die bloße 
objektive Möglichkeit, feine vorhandene Waage zu be- 
nutzen, erfüllt. .) f 

Die Rev. erblickt die Verletzung der 88 6 u. 22 der Maß⸗ u. 
Send. darin, daß der Angeklagte nicht in Anwendung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen verurteilt worden ſei, obwohl er nach den Feſtſtellun⸗ 


Zu 2. Die Entſch. kann nicht befriedigen. Die Feſtſtellungen 
des Vorderrichters laſſen Näheres darüber vermiſſen, wie groß 
die Wirtſchaft des Angeklagten iſt, ob er ausſchließlich auf Weide⸗ 
wirtſchaft und Viehzucht eingeſtellt iſt, oder auch Getreide, Kar⸗ 
toffeln, Obſt, Milch, Milchprodukte u. ä. erzeugt und abſetzt. 

Der Tatrichter mag dem Angeklagten Glauben ſchenken, 
daß die Meßgeräte in den letzten Jahren nicht mehr zum Zu⸗ 
wägen an Händler und Fleiſcher gebraucht worden ſind, es bleibt 
dann aber weiter die Frage offen, ob nicht etwa Kontrollwägungen 
des Angeklagten zu den Feſtſetzungen von Abnehmerſeite bei Ver⸗ 
käufen — ſolche Kontrollen ſind vom Angeklagten nicht von 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


gen des angefochtenen Urteils die fragliche Waage zum Wägen 
im öffentlichen Verkehr bereitgehalten, alſo auch die Pflicht zu ven 
von ihm unterlaſſenen Nacheichung gehabt habe. Indeſſen er 
geben ſich aus den Urteilsfeſtſtellungen dieſe rechtlichen Folge 
rungen nicht. Vielmehr hat danach der Angeklagte unwider 
und durch das Zeugnis ſeines Bruders beſtätigt, angegeben, 
daß er die fragliche Waage zwar zu feinen perſönlichen Zwecken, 
nämlich zur Feſtſtellung der Gewichtsveränderungen ſeines i 
in den letzten Jahren aber nicht mehr zum Zuwägen an Händler 
und Fleiſcher benutzt habe. 0 
Wenn das AG. bei dieſer Sachlage zu dem Ergebnis 95 
langt iſt, die tatſachlichen Vorausſetzungen für die Anwendung d 5 
§ 6 des Geſ., nämlich die Anwendung oder Bereithaltung * 
Waage zum Wägen im öffentlichen Verkehr hätten ſich nicht nach, 
weiſen laſſen, und dabei den letzteren Umſtand (öffentl. Verkeht 
beſonders hervorhebt, ſo wird erkennbar, daß es aus der Nicht 
benutzung der Waage zu anderen als perſönlichen, außerha 
ſeines etwaigen gewerblichen öffentlichen Verkehrs liegenden 
Zwecken zugleich geſchloſſen hat, der Angeklagte habe die bei ihn, 
vorhandene Waage ſich nicht gehalten, um ſie im öffentlichen Ver 
kehr, nämlich bei Verkäufen von Vieh an Händler und Fleiſcher, 
zu benutzen. Zum Begriffe des Bereithaltens zu ſolcher Benutzung 
genügt keineswegs die bloße objektive Möglichkeit, daß eine vor 
handene Waage zu einem ſolchen Zwecke benutzt wird, ſondern 
zum Wägen im öffentlichen Verkehr Hält nur der bereit, der ois 
Waage zu dieſem Zwecke beſtimmt hat und ſie ſich mit bien 
Beſtimmung hält. Daran aber fehlt es im vorliegenden Falle au 
den tatſächlichen Erwägungen des Tatrichters, und daher iſt der 
Freiſpruch des Angeklagten gerechtfertigt. 
(OLG. Breslau, 1. StS., Urt. v. 8. Dez. 1925, 3 8 589/25.) 


* 
Frankfurt a. M. 1 

3. 88 77, 82 Eiſenbahn-Bau und Betriebsordnung 
88 413 ff. StPO.; Pr. Gef. v. 25. April 1883. ane 
Behörden ſind zur Regelung des Verkehrs auf den 15 
Bahnhofsvorplätzen befugt. Recht zum Erlaß polize 
licher Strafverfügungen. Recht des Betroffenen zum 
trag auf gerichtliche Entſcheidung. 

1. Die Reviſion ſtellt zunächſt zur Nachprüfung, ob die Deuſſche 
Reichsbahngeſellſchaft zum Erlaß derartiger Anordnungen, wie ſie hie 
in Frage ſtehen, noch berechtigt ſei, nachdem durch 817 NBahn®. BF 
ſtimmt ſei, daß die Stellen der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft kein 
Behörden oder amtliche Stellen des Reiches ſeien. Die Frage war 4 
bejahen. Nach 817 Abſ. 1 RBahnG. find die Stellen der Deutſche 
Reichsbahngeſellſchaft allerdings keine Behörden oder amtliche Stele 
des Reiches mehr. 8 17 Abſ. 2 beſtimmt aber ausdrücklich, daß 0 
deſſenungeachtet die öffentlich⸗rechtlichen Befuguiſſe in gleichem UM 
fang, wie ſie bisher den Stellen des Unternehmens „Deutſcher Re 1 
bahn“ zuſtanden, behalten. Aus Abſ. 1 folgt fomit, daß die Stelle 
der Reichsbahngeſellſchaft nicht mehr Behörden des Reiches It nr 
aus Abf. 2, daß fie öffentliche Behörden geblieben find und die öfter 
lich⸗rechtlichen Befugniſſe der früheren Reichsbahnbehörden behalte! 
haben. Zu dieſen Befugniſſen gehören, wie ſich aus der Begründunß 
des Geſetzes ergibt und auch bereits höchſtrichterlich anerkannt N 
insbeſondere die bahnpolizeilichen Befugniſſe (Sarter- Kittel, 0 
neue Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, S. 50 RG. 109, 931); RO 
JW. 1926, 5883). 3 den 

2. Die bahnpolizeilichen Befugniſſe der Eiſenbahn ſind in 11 
88 74 ff. und, ſoweit fie inſonderheit dem Publikum gegenüber . 
Betracht kommen, in den 88 77ff. der Eiſenbahnbau⸗ und Betried e 
ordnung v. 4. Nov. 1904 (RG Bl. 387) geregelt. Nach 8 77 haben 
Reifenden und das ſonſtige Publikum „den allgemeinen Anordnung 
die von der Bahnverwaltung zur Aufrechterhaltung der Oro 
innerhalb des Bahngebiets und im Bahnverkehr getroffen werd 
nachzukommen und den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform 7 
findlichen oder mit einem Dienſtabzeichen oder einem ſonſtigen 1 
weis über ihre amtliche Eigenſchaft verſehenen Bahnpolizeibenme 
Folge zu leiſten“. In dieſer Beſtimmung findet die dem Strafverfa eu⸗ 
zugrunde liegende, vom Vorſtand des Eiſenbahnbetriebsamts in auf 
wied unter dem 27. Juni 1925 getroffene Regelung des Verkehrs . 
dem Bahnhofsvorplatz, in der Bahnhofsvorhalle und auf der 725 
treppe des Bahnhofs Neuwied ihre Stütze. Wenn dieſe Regelung ig. 
allerdings als Bahnpolizei verordnung bezeichnet, fo iſt dies irrit 


vornherein beſtritten, — ſtattfanden; ſchon derartige Kontroll 
wägungen, durch die der Landwirt ſich gegenüber den Meſſungen 
und Wägungen ſeiner Abnehmer häufig zu ſichern ſucht, bed 24 
die Eichpflicht (vgl. OLG. Celle JW. 1924, 852; Kiel, IW. 1935, 
2057; München, JW. 1926, 17/3; Kiel, Urt. v. 30. Sept. 19 
8 182/25). gm 
Den Ausführungen des Gen. kann nicht gefolgt werben, och? 
der Nachweis einer beſtimmten Abſicht des Angeklagten, die N f 
geräte benutzen zu wollen, als erforderlich erachtet wird ( 


1) JW. 1925, 1612. 


1 


u 
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Um q 

u rlaß von Bahnpolizeiverordnungen im techniſchen Sinne des 
tegiernn ſind nur befugt: im Reich der Bundesrat, jetzt die Reichs⸗ 
alten J mit Zuſtimmung des Reichsrats (Art. 43, 7 Ziff. 2 der 
berg rf.; Art. 91 der neuen RVerf.) und in Preußen vor dem 
dor dang der Bahn auf das Reich der Verkehrsminiſter ($ 136 LVG. 


zu a. n Fritſch, Eiſenbahngeſetzgebung, 2. Aufl. S. 18 Anm. 42 
binge Hund, Grundzüge des Bahnpolizeirechts in Preußen, Tü⸗ 


polige 1910, S. 19 ff.); an die dem Miniſter nachgeordneten Bahn⸗ 
S. 28) ehörden iſt ein Verordnungsrecht nicht delegiert (Schu nch 
Eiſenba Es handelt ſich alſo bei der hier fraglichen Regelung des 
techniſ bnbetriebsamts in N. nicht um eine Polizeiverordnung in 
Sinn, ſondern um eine „allgemeine Anordnung“ i. S. 
„B88. (Fritſch a. a. O. Anm. 42 zu b; Schunck S. 45), 
der Vorſtand des Eiſenbahnbetriebsamts vermöge der ihm 
Jahn ol Eiſenbahnverfaſſung eingeräumten Stellung als örtliche 
Staats zeibehörde (8 11 Aſb. 1 der Verwaltungsordnung für die 
S un ſenbahnen in Preußen v. 15. Dez. 1894, GS. 1895, 11; 
als *. S. 26—28) befugt war. Dies iſt inſofern von Bedeutung, 
geſchri Bekanntmachung nicht in der für Polizeiverordnungen vor⸗ 
ern en Weiſe (vgl. 88 140 ff. LVG.) zu erfolgen braucht, ſon⸗ 
heit de Bekanntmachung genügt, durch die den Betroffenen Gelegen⸗ 
ehmen en wird, von dem Inhalt der Anordnung Kenntnis zu 
leicht ſi (Schunck S. 45 f.), z. B., wie hier, durch Aushang an einer 
1 g baren und jedermann zugänglichen Stelle des Bahnhofs. 
zweifel Auch fachlich iſt die erlaſſene Anordnung gerechtfertigt. Wenn 
der 377 fein könnte, ob auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen 
Verkehr, 7, 75 Abſ. 1 BBO. die Bahnverwaltung zur Regelung des 
Zweier * auf den ſog. Bahnhofsvorplätzen befugt iſt, ſo wird jeder 
die fie durch die ausdrückliche Beſtimmung des 8 78 Ziff. 7, wonach 
den Berwachung der Ordnung auf den Vorplätzen der Stationen 
etwas ahnpolizeibehörden obliegt, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften 
a talaanderes beitimmen, ausgeſchloſſen. Die bahnpolizeiliche Zu⸗ 
eigen zeit reicht allerdings nur ſo weit, als es ſich um die beſonderen, 
85 Nearteten Bedürfniſſe des Bahnbetriebs handelt (8 75 Abſ. 1 
Reit — 40 dieſem Umfang iſt jedoch die bahnpolizeiliche Zuſtändig⸗ 
iſt N das AG. mit Recht betont, eine ausſchließliche. Insbeſondere 
denn beit für ein Eingreifen der allgemeinen Polizei kein Raum; 
Polizei e beſondere Polizei geht der allgemeinen vor. Die allgemeine 
als 8! kann nur tätig werden, ſoweit es ſich um andere Aufgaben 
um di eigengearteten Bedürfniſſe des Eiſenbahnbetriebs, insbeſondere 
delt „e allgemeine Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung hat- 
S. 40 Aitſch S. 18 Anm. 43; Eger, Eiſenbahnrecht, 8 44, Bd. II 
noch Schunck S. sf, S. 10 bei Nr 8; ficht 42, 315; vgl. auch 
i des Miniſters für öffentliche Arbeiten v. 6. Juni 1889, 
den gi VOBl 325). Daß die Regelung des Droſchkenweſens auf 
berüt ſenbahnvorplätzen die beſonderen Belange des Eiſenbahnbetriebs 
ordnung wird vom AG. zutreffend dargelegt. Die hier fragliche An⸗ 
brtlichen des Eiſenbahnbetriebsamts hält ſich ſomit innerhalb ihrer 
lung 15 und ſachlichen Zuftändigkeit, und die entgegenſtehende Rege⸗ 
nicht der allgemeinen Polizeiverwaltung in N. kommt demgegenüber 
in Betracht. 
Nahnpol e den Vorſtänden der Betriebsämter die Verwaltung der 
ihnen olizei innerhalb ihres Geſchäftsbereichs übertragen tft, ſteht 
doliheigh, die Befugnis zur Verfolgung und Beſtrafung von Bahn⸗ 
und bertretungen 1. S. des preuß. Gel. v. 23. April 1883 (GS. 65) 
v. S. J 85 413 ff. StPO. zu (Anw. des Inn M. und des Juſt M. 
Anm an 1883, 81 Abſ. 2, JMBT. 223, JVBl. 152; Fritſch S. 93 
2: Schunck S. 57f.; Sarter⸗Kittel S. 50; Fiſchl, 


da 
108. 020. v. 28. Sept. 1925 u. v. 2. Nov. 1925, JW. 1926, 

x Garch. Kaſſel Urt. v. 25. Okt. 1923, JW. 1924, 853). 
der Augekle in Erwägung gezogen hat der Senat, daß ja 
Meßgergeglagte bei dem günſtigen Zuſtande der Benutzbackeit der 
an 1555 immerhin jederzeit zu einem Abſatz ſeiner Erzeugniſſe 
geblie adler und Fleiſcher und ſonſtige Dritte nach eigenen maß⸗ 
allen = Gewichtsfeſtſtellungen wieder übergehen kann. Denn in 

en Fällen, in denen der Angeklagte die Erklärung abgibt, 

leine Meßgeräte nur im inneren Betriebe verwendet hat 
gewehnliwenden will, ſind die Geräte nach Art ihrer Aufbewahrung 
Ve ch gebrauchsfertig, ihre Verwendung im eichpflichtigen 
Kiffen 9°, it daher jederzeit möglich und, falls Abſatz von Erzeug⸗ 
lie end überhaupt ſtattfindet, nicht ausgeſchloſſen, ja meiſt nahe⸗ 
Wige und zu erwarten, ſofern die Geräte zum Meſſen und 
gründun der abgeſetzten Erzeugniſſe geeignet find (vgl. die Be⸗ 
v. 91 ig zum Entwurf des Geſetzes, desgl. OLG. Stettin, Urt. 
1. Sept. 1925 JW. 1926, 1246). 
ſegeßen Solche Fälle zur Eichung zu erfaſſen, hat eben der Ge⸗ 
inzugeegden Begriff des Bereithaltens in den 88 6 u. 22 des Geſ. 

ter gt. Dieſer Zuſatz ſoll als eine Präventivvorſchrift be⸗ 
werden (dgl. Plato: „Die Maß⸗ u. Gew.“ 1912 41, 
2.9. Springer, Berlin W 9). 
. en Standpunkt hat das OLG. Breslau noch in ſeinem 
rägt ole. Nov. 1922, (845022 vertreten. Das vorl. Urteil 

ſolchen Erwägungen nicht Rechnung. 
RegRat Dr. Drewitz, Berlin. 
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Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, Ig. 66 [1926], 
S. 230; Friedrichs, Grundzüge des Polizeirechts, 1923, 5 171). 
Die Befugnis des Vorſtands des Eiſenbahnbetriebsamts in N. zum 
Erlaß der angefochtenen polizeilichen Strafverfügung iſt ſonach nicht 
zu bezweifeln. Es iſt auch nicht an dem, daß, wie der Generalſtaats⸗ 
anwalt meint, dem Betroffenen gegen die Strafverfügung nur die 
Aufſichtsbeſchwerde zuſtünde; er hat vielmehr (und nur dieſes, 8 11 
Abſ. 1, Anw. v. 8. Juni 1883) das Recht, durch den Antrag auf ge⸗ 
richtliche Entſcheidung (Widerſpruch, 8414 StPO.) die Sache vor 
die ordentlichen Gerichte zu bringen (Schunck S. 57; Fiſchl 
a. a. O.), eine Möglichkeit, auf die der Angekl. in der ihm zu⸗ 
gegangenen Strafverfügung auch ausdrücklich hingewieſen iſt. 

Da auch ſonſt ein Rechtsirrtum nicht erſichtlich iſt, war die 
Reviſion daher als unbegründet zu verwerfen. 

(Os. Frankfurt a. M., StS., Urt. v. 1. Juni 1926, 8 61/26.) 


Mitgeteilt von OHR. Dr. Zybell, Frankfurt a. M. 


Brieg. Tandgerichte. 

1. Art. 6 Staatsgeſ. betr. die Verfaſſung der ev. 
Landeskirchen v. 8. April 1924; Art. 7 Pr. AG. z. BGB. 
Ev. Kirchengemeinden bedürfen in Preußen zum Erwerb 
von Grundeigentum nicht der Genehmigung der jtaat- 
lichen Aufſichtsbehörde. f) 

(LG. Brieg, Beſchl. v. 28. Sept. 1925, 3 F 131/25.) 

Abgedr. JW. 1926, 1479. 


Zu 1. A. Anm. von KonſR. Prof. Dr. Friedr. Gieſe, 
Frankfurt a. M. 


} B. In JW. 1926, 954 habe ich dargelegt, daß in Preußen die 
Kirchen zur Annahme von Schenkungen und zum Erwerb von Grund⸗ 
ſtücken guch jetzt noch der Staatsgenehmigung bedürfen. Dagegen 
ſtimmt Gieſe JW. 1926, 1479 der Entſch. des LG. Brieg, die eine 
Genehmigung zum Grunderwerb nicht mehr für erforderlich hält, zu. 
Daß dabei meine Ausführungen nicht berückſichtigt worden find, mag 
wohl darauf beruhen, daß Gieſe ſeine Beſprechung bereits vor der 
Veröffentlichung meines Aufſatzes abgeſchloſſen hatte. 

Gieſe betrachtet den Wegfall der Staatsgenehmigung in letzter 
Linie als Ausdruck des der Verf. gemäß Abſ. 1 des Art. 137 zu⸗ 
grunde liegenden Trennungsprinzips, das er dahin verſteht, daß die 
Trennung die zu vermutende Regel und die vielfach beſtehende Ver⸗ 
bindung der Kirche mit dem Staat die nicht zu vermutende Ausnahme 
darſtelle. Man kann dieſe Auffaſſung hier als richtig annehmen, ohne 
zu unterſuchen, ob Abf. 1 des Art. 137 ſich nicht gegen die Einrich⸗ 
tung des landesherrlichen Kirchenregiments und die Verwaltung inner⸗ 
kirchlicher Angelegenheiten durch Staatsorgane oder ſtaatlich beſtellte 
Kirchenorgane (Anſchütz) richtet, und ob nicht die Stellungnahme zu 
der Frage vielmehr aus Abſ. 3 zu gewinnen wäre. Mit dieſem Grund⸗ 
gedanken iſt aber für die Entſcheidung der aufgeworfenen Frage nichts 
gewonnen. Gieſe folgert aus dem Trennungsprinzip, daß ein Spe⸗ 
zialtitel für das Erfordernis der Genehmigung erforderlich ſei; er ver⸗ 
mißt einen ſolchen Titel, ja, er verneint ihn für die evangeliſchen 
Kirchengemeinden wegen des Wortlauts des Art. 6 des Staats. 
v. 8. April 1924 und des aus der Entſtehungsgeſchichte erſichtlichen 
Willens des ſog. „Geſetzgebers“. Nun beſteht Einigkeit darüber, daß 
das Erfordernis der Staatsgenehmigung zum Grunderwerb der Kirchen 
heute ſich nicht von ſelbſt verſteht und auch nicht aus dem Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Staat und Kirche unmittelbar gefolgert werden könnte. 
Es ergibt ſich auch ſchon aus der Tatſache, daß die neuen Staats⸗ 
kirchengeſetze von einer Genehmigung zum Grunderwerb nichts ſagen, 
zur Genüge, daß der Staat heute gegenüber den Kirchen keinen Spezial⸗ 
titel für das Erfordernis der Genehmigung mehr in Anſpruch nimmt, 
alſo vom Geſichtspunkte der Staatskirchenhoheit den Grunderwerb den 
Kirchen geftattet. In dieſer Hinſicht bedarf es keines weiteren Beweiſes. 

Hiermit iſt aber die Frage der Genehmigungspflicht noch nicht 
erſchöpfend geprüft und entſchieden denn es iſt nun einmal Tatſache, 
daß nach Abſ. 1 des Art. 7 ABGB. der Grundſatz beſteht, daß in 
Preußen alle juriſtiſchen Perſonen zum Grunderwerb die Genehmi⸗ 
gung nötig haben. Dieſe Tatſache wird nicht ſchon dadurch aus der 
Welt geſchafft, daß in den Staatskirchengeſetzen äber das Erfordernis 
der Staatsgenehmigung nichts Beſonderes beſtimmt iſt. Was für alle 
juriſtiſchen Perſonen gilt, gilt auch für die Kirchen, es ſei denn, daß ſie 
davon ausgenommen ſind; inſoweit bedarf alſo die Befreiung eines 
Spezialtitels. Gieſe bezeichnet demgegenüber die Aufzählung der 
Fälle der Staatsgenehmigung in Art. Ga Staatskirchench. als erſchöp⸗ 
fend. Dabei iſt jedoch zunächſt nicht unterſchieden, ob die Aufzählung 
als erſchöpfend unter dem Geſichtspunkte der beſonderen Beziehungen 
zwiſchen Staat und Kirche oder als ſchlechthin erſchöpfend verſtanden 
ſein ſoll. Aus dem Zuſammenhang der Ausführungen wird man den 
Eindruck haben, daß Gieſe die Frage mit der Betrachtung unter dem 
erſteren Geſichtspunkte überhaupt für abgetan hält. Wie dem aber 
auch ſein mag, nach beiden Richtungen trifft die Anſicht von Gieſe 
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B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
u I. Reich. 
Reichsftinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München, 


x Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 
1. Gutachten. 
1. 85 301, 319 RAbgoO. Im Falle der Sicherungs- 
übereignung ſteht dem ſicherungs berechtigten Gläubiger 
auf Grund ſeiner durch die Sicherungsübereignung er⸗ 


9 nicht zu. Die Aufzählung der Fälle des Erforderniſſes der Staats⸗ 
genehmigung in dem genannten Art. 6 iſt ſelbſt unter erſterem Ge⸗ 
ſichtspunkte keine abſchließende, wie ſchon der folgende Art. 7 zeigt, der 
noch die Genehmigungspflicht für Umlagebeſchlüſſe feſtſetzt. In dem 
Geſetze über die Verwaltung des Ratholifchen Kirchenvermögens, deſſen 
§ 15 dem genannten Art. 6 inhaltlich völlig entſpricht, ift dieſer Fall 
der Genehmigungspflicht noch nicht einmal erwähnt, a 5 in dem 
früheren Vermögensverwaltungsgeſetze ausdrücklich aufgeführt war und 
noch fortbeſteht. Auch ſonſt ſinden ſich ſtaatliche Aufſichtsrechte, wie 
3. B. bei der Bewirtſchaftung der kirchlichen Forſten. Wie ich a. a. O. 
S. 954 näher dargelegt habe, kennzeichnen ſich die in den neuen 
Staatskirchengeſetzen aufgeführten Fälle als ſolche, die ſich aus der 
beſonderen Natur des Verhältniſſes von Staat und Kirche er⸗ 
geben. Wenn man ſie zuſammenfaſſend kennzeichnen will, kann man 
deshalb ſagen, daß in den Geſetzen die Fälle erſchöpfend aufgezählt 
ſind, die ſich aus der beſonderen Beziehung von Staat und Kirche 
ergeben, ſoweit dieſe nicht ſchon durch ſonſtige Geſetze geregelt iſt. 
Wenn aber die Sache ſo liegt, dann wird durch die neuen Geſetze eben 
die Frage nicht berührt, inwieweit ſich das Erfordernis der Genehmi⸗ 
gung aus allgemeinen Beſtimmungen ergibt. 

Dieſer Standpunkt iſt auch in der Begründung zu dem er⸗ 
wähnten Geſetz klar und mit voller Deutlichkeit ausgeſprochen worden. 
Wenn Gieſe ſich für feine entgegengeſetzte Auffaſſung auf die Be⸗ 
gründung zu dem Staatsgeſetze, betreffend die Kirchenverfaſſungen der 
evangeliſchen Landeskirchen, beruft und daraus den einleitenden Satz 
zu Art. 5 anführt, ſo iſt dabei zunächſt überſehen, daß dieſer Satz ledig⸗ 
lich von den Beſchränkungen aus der früheren Staatskirchenhoheit 
handelt; ſodann aber iſt überſehen, daß die Begründung nach Auf⸗ 
zählung dieſer Fälle als Schlußſatz wörtlich folgendes hinzufügt: 

„Außer den in Art. 5 aufgeführten Fällen kommen 
die geſetzlichen Vorſchriften über die Beſchränkungen der toten Hand 
in Betracht, die auch auf die Religionsgeſellſchaften 
Anwendung finden (vgl. Art. 6 u. 7 der PrachBGB.).“ Hier fteht 
alſo genau das Gegenteil von dem, was Gieſe meint. 

Ebenſo ſagt die Begründung zu dem hatholiſchen Geſetze, wie der 
S. 955 wiedergegebene Wortlaut beweiſt, klar und deutlich, daß die 
Nichterwähnung des Falles des Grunderwerbs nicht ſchon ſeine Be⸗ 
freiung, ſondern gerade ſeine Unterſtellung unter die Vorſchrift des 
Art. 7 bedeute. 

Es iſt alſo völlig unmöglich, zu behaupten, daß der Wille des 
„Geſetzgebers“ dahin gegangen wäre, das Erfordernis der Genehmi⸗ 
gung ſchlechthin zu beſeitigen. In Übereinſtimmung mit der Begrün- 
dung iſt auch bei der Beratung des Geſetzentwurfs immer wieder be⸗ 
tont worden, daß ein beſonderes Erfordernis der Genehmigung 
zum Grunderwerb für die Kirchen nicht mehr aufgeſtellt werde und im 
übrigen die Frage ſich nach den allgemeinen Geſetzen beantworte. 5 

Die einzige Frage, die hiernach übrig bleibt, iſt alfo die, ob die 
Befreiung für die Kirchengemeinden aus Abſ. 2 des Art. 7 gefolgert 
werden kann. In dieſer Hinſicht iſt der Wortlaut des Abſ. 2 auf den 
erſten Blick befremdlich, ich habe deshalb S. 955 Wert darauf gelegt, 
die Entſtehung und Bedeutung des Wortlauts des Abſ. 2 heraus⸗ 
zuſtellen. Danach hat Abſ. 2 die Bedeutung, daß das in Abſ. 1 für 
alle juriſtiſchen Perſonen ausgeſprochene Genehmigungserfordernis für 
eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts dann — aber nur dann — 
entfällt, wenn ſich aus den Sonderbeſtimmungen für dieſe Körperſchaft 
ergibt, daß ſie von der allgemeinen Regelung ausgenommen ſein ſoll. 
Nun berufen ſich das LG. Brieg und ebenſo der Kommentar von 
Güthe⸗Triebel, 4. Aufl. S. 1880, merkwürdigerweiſe für die 
Annahme der Befreiung der Kirchen darauf, daß das Erfordernis der 
Staatsgenehmigung zum Grunderwerb ſchon durch Art. 11 Abi. 1 des 
Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung v. 15. Mai 1918 
(GS. 55) aufgehoben worden ſei. Aber auch bei ihnen liegt ein offen⸗ 
bares Verſehen vor; denn Art. 11 hebt das Erfordernis nur für die 
Veräußerung auf und ſpricht von dem Falle des Grunderwerbs 
gar nicht. Es beſtand alſo das Erfordernis der Genehmigung zum 
Grunderwerb und zur Belaſtung bis zum Inkrafttreten der neuen Ge⸗ 
jege noch fort. Hinfichtlid, der Belaſtung ift es jetzt fortgefallen, weil 
inſoweit das Erfordernis für juriſtiſche Perſonen allgemein nicht mehr 
beſteht. 

Inzwiſchen hat das NY. v. 18. Febr. 1926 DNotV. 1926, 197 
bereits entſchieden, daß für die katholiſchen Kirchengemeinden eine Ge⸗ 


a 5 
worbenen Eigentums kein die Veräußerung hindern 
Recht i. S. des § 301 RAbgO. zu; der ſicherungs berech eie 
Gläubiger kann jedoch nach $ 319 RAbgO. vorzug sw 
Befriedigung aus dem Erlöſe verlangen. f) 

(RF, Gutachten v. 8. Juni 1926, VD 11/5 8.) 
Abgedr. JW. 1926, 2124. 


. 
nehmigung zum Grunderwerb erforderlich iſt. Ebenſo hat das ee 
Berlin im Beſchl. v. 19. Mai 1926 (16T 227/26) den Gan Tie 
des Berliner Synodalverbandes für genehmigungspflichtig erklärt gent 
Entſch. des KG. geht ſogar in ihrer Faſſung über den hier vertte 
Standpunkt hinaus, wenn ſie mit der Begründung, daß es f endes 
ein das Recht der betreffenden juriſtiſchen Perſonen neugeftalt un? 
Geſetz handle, ausführt, daß es einer ausdrücklichen Vein 
vorſchrift bedurft hätte. Dieſe Formulierung iſt ſchon deshalb ie ſich 
weil das Erfordernis der Ausdrücklichkeit ſehr vieldeutig iſt, wi 
3. B. im BGB. zeigt. Sie läßt ſich um fo weniger aufrechthalten ie 
die jetzige Faſſung des Abſ. 2 Art. 7 gerade darauf beruht, arsch 
Befreiung nicht auf den Fall einer ausdrücklichen Befreiungsvor bei 
beſchränkt ſein ſollte. Freilich läßt ſich dem entgegenhalten, daß da 
an die damals bereits beſtehenden Geſetze gedacht war. Do it ſich 
es einer ſolchen anfechtbaren Formulierung nicht; denn hier ergid echt” 
zweifelsfrei, daß die Aufzählung der aus beſonderen ſtaatskking in 
lichen Geſichtspunkten hergeleiteten Fälle der Genehmigungspf ür alle 
den Gef. v. 8. April 1924 und 24. Juli 1924 die Geltung der f 
juriſtiſchen Perſonen gegebenen Vorſchrift nicht ausſchließt. wollt 

Daß aber die neuen Geſetze die beſchränkte Aufzählung ge fend 
haben, beruht nicht nur auf der Unmöglichkeit, alle Fälle erſchö ber⸗ 
aufzuzählen. Die Beſchränkung entſpricht auch vor allem dem 7 
änderten Verhältnis zwiſchen Staat und Kirche. Als Re pen 
ſchaften find die Kirchen fortan nur noch den beſonders aufgez iſchen 
Fällen unterworfen; darüber hinaus entſcheiden die für alle 1 bor 
Perſonen geltenden Vorſchriften. Dieſe klare Sonderung müßt Rn 
allem die Zuſtimmung des Rechtslehrers und Syſtematikers edel 
Sie bietet auch praktiſche Vorteile, jo z. B. ben, daß künftige F 1 
terungen der für alle geltenden Vorſchriften ohne weiteres den der Ge, 
zugute kommen. Gegenwärtig aber beſteht das Erfordernis 5 en 
nehmigung zum Grunderwerb auch für die Kirchen. Es iſt den pie 
dringend anzuraten, eff e in Hi Fällen, 
Eintragung ohne ſie erfolgt iſt, unverzüglich einzuholen. 5 

1 Miniſterialrat 8 Schlüter, Charlottenburg 


Zu 1. A. Anm. RegR. Dr. Kuno Frieſecke. Glu 


B. Es handelt ſich um Konkurrenz zweier Gläubiger, des F 
als Steuergläubiger und des Sicherungsgläubigers (Sicherungseige 
tümers). Ralbgd. 
Die Klage des Sicherungseigentümers geht aus 8 301 ie 
hervor. Es handelt ſich darum, den § 301 RAbgd. auszulege Ane 
RAID. iſt ein Sondergeſetz. Zuzugeben iſt, daß der allge für 
Grundſatz wirtſchaftlicher Betrachtungsweiſe nach 8 4 NUBgD. 9 allen 
$ 301 RUbgD. gilt. Daher muß ſich der Sicherungsgläubiger 5 
laſſen, daß, unbeſchadet des Art. 153 RPVerf., bei der Frage ſand⸗ 
Veräußerung hindernden Rechts ſein Privateigentum auf ſeinen 5 ell 
artigen Gehalt zurückgeführt wird. Der Sicherungsgläubiger he u 
Recht auf dauerndes Eigentum, muß vielmehr von Anfang an eus 
gefaßt ſein, bei Befriedigung ſeiner Forderung die Sache wieder n ihm 
zugeben. Soweit er auf dem Wege des 8 319 R Abg. durch de aus 
vom NFH. zugebilligten Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung age 
dem Verſteigerungserlös Befriedigung erlangen wird, kann ſeine g oweit 
aus 8 301 RAbgdO, nicht als begründet anerkannt werden; io n 
wird er auch nicht durch Art. 153 RVerf. geſchützt; anders 3. B., u für 
er nachweiſt, daß auf abſehbare Zeit keine Ausſicht beſteht, 2 
die Befriedigung feiner Forderung hinreichenden Erlös zu erzie⸗ 

Den 9 80 Abſ. 1 Satz 1 RAbg O. möchte ich in dieſem Bulalll 
hang aus dem Spiel laſſen, da es ſich um Konkurrenz zwiſchen ischen 
gläubiger und Sicherungsgläubiger, nicht um das Verhältnis zb all 
Steuergläubiger und Steuerſchuldner handelt, für welch letzteres auf? 
der Geſichtspunkt des ſteuerlichen (wirtſchaftlichen) Eigentums ag 
geworfen werden kann. Die Klage des Sicherungsgläubigers iſt! dent 
lich aus 88 4, 301 RAbgO. zu beurteilen; fie iſt im Regelfall ae hlt, 
Grunde abzuweiſen, weil der Sicherungsgläubiger ja all das 0 
was den wirtſchaftlichen Kern ſeines Sicherungseigentums bildet, 5 
formale Rechtselement wegen 8 4 RAbgO. nicht maßgebend ſein eihwale 
Den Geſichtspunkt des ſteuerlichen Eigentums auf das proz weil 
Verhältnis der beiden Gläubiger anzuwenden, begegnet Bedenken, 
auf dieſe Weiſe eine methodiſche Unklarheit entſteht, die erben. 
zwiſchen Steuerrecht und allgemeiner Rechtsordnung verwiſcht echt 
Gerade hierüber muß aber völlige Klarheit beſtehen, wenn die por? 
ſprechung der bürgerlichen Gerichte den vom RF. richtigerweise 
gezeichneten Weg gehen ſoll. beren 

Es dürfte von Intereſſe ſein, zum Vergleich noch einen an 
Fall beizuziehen. blichen 

Nach § 26 Abf. 2 Ziff. 3 ABewert®. gehören zum gewerb 


Rechtſprechung 
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2. Entſcheidungen. 


Seſetitc8 2 Ziff. 4 UmfSt®, 1922 Kaliwerke, die anderen 
küdenſchaften gegen Entgelt den Gebrauch von Grunde 
inſowe i! r Ausbeutung von Erdöl überlaſſen, haben 


it Anſpruch auf Befreiung von der UmſSt. 7) 


den gen) Vertrag v. 24. April 1924 räumten bie Kaliwerke 8. 
werke Ben in O. das ausſchließliche Recht ein, einige den Kali⸗ 
Werke 0. gehörige Grundſtücke auf Erdöl auszubeuten. Die Koks⸗ 
Togenn. verpflichteten ſich, als Entſchädigung an die Kaliwerke einen 
Aue fl Förderzins zu zahlen, der nach Hundertſätzen der Ol⸗ 
der — berechnet wird. Das Finanzamt zog die Kaliwerke wegen 
Das fi dem Vertrage gezogenen Entgelte zur Umſatzſteuer heran. 
einge] te icgericht ftellte frei. Die von dem Vorſteher des Finanzamts 
ie Bont Rechtsbeſchwerde kann keinen Erfolg haben. Mit Recht hat 
it Okt tanz unter Anwendung der in der Entſch. des Senats vom 
ſütze 1 1922 VA 385/22 (RF. 10, 260) entwickelten Grund⸗ 
ſtüchen genommen, daß der Vertrag eine Verpachtung von Grund⸗ 
gegeben enthalte und ſomit die Steuerfreiheit aus 8 2 Ziff. 4 UmjSt®. 
als ſei. Der Anſicht des Finanzamts, daß der Vertrag entweder 
nicht z vertrag oder als Geſellſchaftsvertrag zu behandeln ſei, kann 
Betr ache kimmt werden. Ein Kaufvertrag kommt auf keinen Fall in 
dungs i Auch ein reiner Geſellſchaftsvertrag liegt nicht vor. Aller⸗ 
geſellſch urch den Vertrag zwiſchen den Beteiligten inſofern ein 
werber aftsähnliches Rechtsverhältnis zuſtandegekommen, als der Er⸗ 
EI Ausbeute verpflichtet, die Vergütung nach Bruchteilen der 
Stelle 5 bemeſſen iſt und die Grundſtückseigentümerin auch an 
beanin es Förderzinſes einen entſprechenden Teil der Ausbeute ſelbſt 
olge on Rann. Dieſe Vertragsbeſtimmungen haben aber nur zur 
9799 Paß gewiſſe Vorſchriften des Geſellſchaftsrechts, insbeſondere 
durch fi „zur Anwendung kommen können. Wirtſchaftlich wird 
zweck 5 an dem Weſen des Vertrags nichts geändert, deſſen Haupt⸗ 
und d. arin beſteht, dem Erwerber den Gebrauch der Grundſtücke 
(dgl. gt Genuß der auf ihnen zu gewinnenden Früchte zu gewähren 

5 Tan, Allg. Berggeſetz für die preuß. Staaten 2, 256 und 326). 


d., V. Sen., Urt. v. 23. April 1926, V A 135/26.) 


* 
1 


—— 


Betrien . 
die einer OHG. oder Kommanditgeſellſchaft auch die Gegenſtände, 
beteili Eigentum eines oder mehrerer oder aller an der Geſellſchaft 
di gten Geſellſchafter ſtehen und dem Betrieb dieſer Geſellſchaft 
umlage Damit erhöht ſich die Vermögenſteuer, die Aufbringungs⸗ 
ſind. und die Gewerbeſteuer, die von der Geſellſchaft zu entrichten 
die St erhebt ſich die Frage, ob die betreffenden Gegenſtände, wenn 
ermt euern von der Geſellſchaft beigetrieben werden, als Geſellſchafts⸗ 
(Steu gen behandelt werden können. Dieſe Frage iſt mit Becker 
im Ne und Wirtſchaft 1926, 23) zu verneinen. Aus der Zurechnung 
tecnunanlagungsverfahren folgt nicht ohne weiteres auch Zu⸗ 
980 % im Beitreibungsverfahren, mag im Veranlagungsverfahren 
926 — Satz 1 RAbgdo. oder eine ſpeziellere Beſtimmung, wie 
Renz . 2 Ziff. 3 RBewertch., beſtimmend fein. 

ON. Braitinger am Landesfinanzamt Stuttgart, z. Z. Berlin. 


Fiat 1. Es mag auffallend erſcheinen, daß der Vorſteher des 
10. 9 zamtes noch die Rechtsbeſchwerde einlegte, obſchon aus dem 
Natur ide der Entſch. die Anſicht des NFH. über die rechtliche 
N der ſogenannten Ausbeuteverträge hinreichend bekannt war. 
G Vorſteher hat das Rechtsmittel wohl hauptſächlich aus dem 
nach 50 eingelegt, weil er annahm, die Bemeſſung der Vergütung 
C abtechteilen der Ausbeute bewirke eine Anderung des rechtlichen 
Geſellſ ters des Vertrages nach der Richtung, daß er dadurch zu einem 
Geſant ftsvertrag werde. Allein dieſe Annahme iſt abwegig. Der 
dabur charakter des fraglichen Vertrages als Pachtvertrag wird nicht 
nung verändert, daß in einem Nebenpunkte, hier zwecks Berech⸗ 
Geſels Gegenwertes der Pachtleiſtung, Einzelvorſchriften aus dem 
ſchaftsrechte entnommen wurden. 
RA. Dr. Görres, Berlin. 


Gem! 2. Ein Hamburger Mühlenbeſitzer führt aus dem Ausland 
kauft ein, vermahlt es im Freihafengebiet zu Mehl und ver⸗ 
Umſa 2 an einen Großhändler im Inland. Dieſer beanſprucht 

Gleuefreiheit, die ihm verſagt wird. 

i kundſätlich ist die Einfuhr von der Umſaßſteuer befreit. 
ſetzt d It der Begriff der Einfuhr ſtaatsrechtlich zu verſtehen. Er 
lan aher voraus, daß die Ware ſich vor der Lieferung im Aus⸗ 
Einfuhr g der Lieferung im Inland befindet. Die Befreiung der 

ndr iſt nach einer doppelten Richtung hin aus wirtſchaftlichen 
KT erweitert: Es beftand einmal ein Intereſſe daran, die 
gebieten gewiſſer Warenreſerven in den Zollausſchlüſſen und Frei⸗ 
zu bind, wie z. B. Wolle, Baumwolle, Kaffee, Getreide nicht 
n een. „Ferner mußte auch der Einfuhrhändler gegenüber 
Unſaßſtennndiſchen Exporteur geſchützt werden, der ſonſt um die 

teuerquote billiger liefern würde. So entſtand eine doppelte 


2. 82 Nr. 1b UmſSt G. 1922 mit 8 11 B III AusfBeſt. 
z. UmſStG. Das Bearbeitungsprivileg des S 11 B III 
Ausf Beſt. z. UmſStG. nützt nur dem Bearbeiter, nicht 
deſſen Nachmann. f) 


Der Beſchwerdeführer, der einen Handel mit Lebensmitteln 
betreibt und von einem Mühlenbeſitzer im Hamburger Freihafen⸗ 
gebiet aus eingeführtem Getreide hergeſtelltes Mehl bezieht, iſt 
für den Weiterverkauf dieſes Mehles mit den im erſten Halbjahr 
1925 erzielten Entgelten zur Umſatzſteuer herangezogen worden. 


Die Rechtsbeſchwerde des Stpfl. konnte keinen Erfolg haben. 
Nach § 2 Nr. 1b d. UmſstG. find von der Beſteuerung ausge⸗ 
nommen die erſten Umſätze aus dem Ausland eingeführter Gegen⸗ 
ſtände im Inland, ſofern die vom Reichsrat näher bezeichneten 
Vorausſetzungen erfüllt find. § 11 A III AusfBeſt. z. UmſstG. 
Hiernach wird an erſter Stelle verlangt, daß die Gegenſtände 
des Umſatzes in der Freiliſte 1b ſtehen. Der Beſchwerdeführer 
hat Mehl umgeſetzt. Mehl, wie überhaupt Müllereierzeugniſſe, 
ſtehen nicht in der Freiliſte 1b. Eine Steuerbefreiung kann daher 
nicht Platz, greifen, ohne daß es darauf anzukommen hätte, ob die 
übrigen Vorausſetzungen der AusfBeſt. gegeben ſind. Mit Un⸗ 
recht beruft ſich der Beſchwerdeführer auf 8 11 B III Abſ. 1 
Nr. 5b AusfBeſt., wonach die Weſensart des Gegenſtandes ge⸗ 
wahrt bleibt, wenn Getreide gemahlen wird. Dieſe Vorſchrift würde 
dem Beſchwerdeführer nützen, wenn er Getreide, das auf der 
Freiliſte 1b ſteht, bezogen und vor der Weiterveräußerung gemah⸗ 
len hätte. Die Vorſchrift kam dem Lieferer des Beſchwerdeführers, 
dem Mühlenbeſitzer im Hamburger Freihafengebiet, zuſtatten, da 
dieſer Getreide, das auch auf der für die verlängerte Einfuhr 
maßgebenden Freiliſte 1a ſteht, in Mehl verwandeln durfte. 
Aus dem Umſtand, daß der Lieferer des Beſchwerdeführers das 
in Mehl verwandelte Getreide im Rahmen der verlängerten Ein⸗ 
fuhr ſteuerfrei umſetzen durfte, folgt nicht, daß auch der ſich an⸗ 
ſchließende erſte Umſatz im Inland ſteuerfrei zu belaſſen iſt. Wie 
ſchon die Verſchiedenheit der Freiliſte 1a und 1 b zeigt, kann ein 
und derſelbe Gegenſtand bei der verlängerten Einfuhr ſteuerfrei, 
beim erſten Umſatz im Inland ſteuerpflichtig ſein. Das Bearbei⸗ 
tungsprivileg des § 11 B III Ausfeſt. nützt nur dem Bear⸗ 
beiter, nicht deſſen Nachmann. 

(RFH., V. S., Urt. v. 15. Juni 1926, V A 66/26.) 


Erweiterung der Befreiungsvorſchrift. Es wurde einmal für ge⸗ 
wiſſe Waren deutſches Staatsgebiet, nämlich die Zollausſchlüſſe 
und Freibezirke gleichſam als Ausland behandelt; man ſpricht 
hier von einer verlängerten Einfuhr. Ferner wurde für ge⸗ 
wiſſe Waren der inländiſche Zwiſchenhändler bei der Weiterlieferung 
von der Umſatzſteuer befreit; es handelt ſich hierbei um den 
erſten Umſatz nach der Einfuhr. Dieſe beiden Ausdeh⸗ 
nungen der Befreiungsvorſchrift haben grundſätzlich miteinander 
nichts zu tun. Sie gelten beide für beſtimmte Waren, die, 
ſoweit es ſich um die verlängerte Einfuhr handelt, in der Frei⸗ 
liſte 1a, ſoweit es ſich um die erſten Umſätze nach der Einfuhr 
handelt, in der Freiliſte 1b ſtehen. Es gibt naturgemäß auch 
Waren, für die beide oben gekennzeichneten wirtſchaftlichen Gründe 
vorliegen und die daher auf beiden Freiliſten ſtehen. Das gilt 
für Getreide. Daraus ergibt ſich folgendes: 4 

Der Hamburger, der Getreide aus dem Ausland einführt, 
dies im Freihafengebiet lagern läßt und dann an einen Groß» 
händler im Inland verkauft, iſt ſteuerfrei. Das Freihafengebiet 
iſt dem Ausland gleichgeſtellt. Der Hamburger wird alſo ſo 
behandelt, als ob er Getreide vom Ausland nach dem Inland 
liefert. Der inländiſche Großhändler, der dieſes Getreide dann 
weiterverkauft, ift gleichfalls ſteuerfrei und zwar deswegen, weil 
es ſich bei ihm um den erſten Umſatz nach der Einfuhr handelt. 
Im vorliegendem Fall iſt das Getreide ſchon im Freihafengebiet 
zu Mehl vermahlen worden. Grundſätzlich hebt ein Verarbeitungs⸗ 
prozeß die Befreiungsvorſchrift auf, da immer Weſensgleichheit der 
Gegenſtände, die eingeführt und weiter veräußert werden, verlangt 
wird. Hiervon macht das Geſetz gewiſſe Ausnahmen; ſo ſchadet 
es nichts, wenn Getreide zu Mehl vermahlen wird. Daraus ergibt 
ſich, daß ſowohl der Hamburger Mühlenbeſitzer als auch der in⸗ 
ländiſche Großhändler ſteuerfrei ſind, wenn ſie das Getreide ver⸗ 
mahlen laſſen und dann das Mehl weiterliefern. Hier im vor⸗ 
liegendem Fall verlangt nun aber der inländiſche Großhändler auch 
Befreiung, trotzdem er nicht ſelbſt das Getreide zu Mehl hat 
vermahlen laſſen, ſondern dies im Hamburger Freihafengebiet ge 
ſchehen iſt. Mit Recht iſt ihm dieſe Befreiung verſagt worden, 
weil Mehl nicht auf der Freiliſte 1b ſteht. Er ſelbſt durfte alſo 
zwar das Getreide zu Mehl vermahlen laſſen, ohne ſteuerpflichtig 
zu werden, aber er durfte nicht ſchon Mehl als ſolches beziehen. 
Die Richtigkeit dieſer Entſcheidung wird ſofort klar, wenn der 
inländiſche Großhändler das Mehl direkt aus dem Ausland be⸗ 
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Reechtſprechung 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Zielke. 


1. 8333 RVO.; 8 20 VO. über Erwerbsloſenfürſorge 
vom 16. Febr. 1924. Im Wahlverfahren zum Ausſchuß einer 
Krankenkaſſe iſt der Ausſchluß einer ganzen Gruppe von 
Wahlberechtigten ſtets ein Mangel. 

8. 


(NVA., Entſch. v. 28. Okt. 1925, II K 35/25 B.) 


‚ Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. Art. 129 RVerf. Der Rechtsweg vor den Sprud- 
behörden der Reichsverſorgung gem. $ 88 Abſ. 1 des Preuß. 
Schutzpolizeibeamtencheſ v. 18. Aug. 1922 in Verb. mit 8 8 
des Reichsgeſ. über die Schutzpolizei der Länder v. 17. Juli 
1922 (RG Bl. I, 597) ſteht mit dem Art. 129 der RVerf. nicht 
im Widerſpruch. +) 

(RVGer., Urt. v. 8. Jan. 1926, M 11394/24. 13. Grundſatz Nr. 343.) 

Abgedr. JW. 1926, 1361. 


* 


2. 8 5 Abſ. 3 RVG. Die Gewährung eines Führer⸗ 
Hundes an Blinde fällt unter den Begriff der „Heil- 
behandlung“. Gegen ein Urteil des Verſorgungsgerichts, 
das die Gewährung eines Führerhundes betrifft, iſt des⸗ 
halb gemäß § 92 Abſ. 2 des Geſ. über das Verf. in Ver⸗ 
ſorgungsſachen der Rekurs ausgeſchloſſen. 


(RVGer., Urt. v. 19. Mai 1926, M Nr. 17992/25, 18, Grundf. 75 
A. 


* 


3. Die Worte „der Ernährer geweſen iſt“ in $ 45 
Abſ. 1 des RVG. können nicht nur auf die Zeit vor der 
Einziehung, ſondern dürfen auch auf die Zeit nach dem 
Ausſcheiden aus dem Militärdienſt bezogen werden. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes ſteht einer derartigen Auffaſſung 
und Anwendung des 8 45 Abſ. 1 RVG. nichts im Wege. Der Senat 
glaubte, ſie um ſo mehr vertreten zu müſſen, als die folgenden Worte 
„oder nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſte geworden wäre“ 
noch weiter gehen und gegenüber der Tatſache der beſtandenen Er⸗ 
nährereigenſchaft ſogar die bloße Wahrſcheinlichkeit ihres ſpäteren Ein⸗ 
tritts als vollgültige Erfüllung dieſer geſetzlichen Vorausſetzung an⸗ 


zogen hätte. In dieſem Fall muß er, trotzdem es ſich bei ihm 
um einen erſten Umſatz nach der Einfuhr handelt, die Steuer be⸗ 
zahlen, weil Mehl eben nicht auf der Freiliſte 1b ſteht. Wenn 
das Geſetz den Hamburger Mühlenbeſitzer in gewiſſem Umfange für 
ſteuerfrei erklärt, ſo iſt das nur geſchehen, damit dieſer dem Aus⸗ 
land gegenüber nicht benachteiligt wird. Dagegen iſt jede Folge⸗ 
rung abzulehnen, die darauf hinausläuft, daß hier eine Befſer⸗ 
ſtellung gegenüber dem Bezuge aus dem Ausland erfolgt. Dies 
würde aber geſchehen, wenn der inländiſche Großhändler das Be⸗ 
arbeitungsprivileg ſeines Vormannes ſich zunutze machen würde. 
Daher ſtellt die Entſcheidung mit Recht den Leitſatz auf, daß dieſes 
Bearbeitungsprivileg nur dem Bearbeiter, nicht aber deſſem Nach⸗ 
mann nützt. RA. Dr. Carl Becher, Berlin. 


Zu 1. A. Geh. Kriegsrat Mint. i. R. Dr. M. Wagner, Berlin. 
Abgedr. JW. 1926, 1617. 


B. Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob etwa die inzwiſchen 
erfolgte Aufhebung des RGeſ. über die Schutzpolizei der Länder die 
Richtigkeit der Entſch. des RVcher. vielleicht für die Zukunft 
zweifelhaft erſcheinen laſſen könnte. Das iſt aber zu verneinen. 
Am 14. Juli 1926 iſt allerdings das RGeſ. zur Aufhebung des Ref. 
über die Schupo der Länder v. 10. Juli 1926 in Kraft getreten. Dieſes 
Aufhebungsgeſetz (RGBl. I, 402) beſagt aber in feinem 82 ausdrück⸗ 
lich: Für die Rechtsverhältuiſſe der bis zum 14. Juli 1926 an⸗ 
geſtellten oder verſorgungsberechtigten Angehörigen der Polizei blei⸗ 
ben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. Damit iſt alſo völlig 
eindeutig klargeſtellt, daß alle diejenigen Polizeiangehörigen, die aus 
einer vor dem 14. Juli 1926 geſchehenen Anſtellung oder Penſio⸗ 
nierung im Polizeidienſte vermögensrechtliche Anſprüche erworben 
haben oder noch erwerben, dieſe — ſoweit es ſich um Verſorgung 
handelt — nicht vor den ordentlichen Gerichten, ſondern ausſchließlich 
vor den beſonderen Verſorgungsſpruchbehörden, in letzter Inſtanz mit⸗ 
hin vor dem RWGer., verfolgen können. 


Geh. Kriegsrat Miniſterialrat i. R. Dr. M. Wagner, Berlin 


erkennen. Eine andere, das wirkliche Beſtandenhaben der Grnähren, 
eigenſchaft rein auf die Zeit vor der Einziehung (nicht vor ‚met 
Tode) beſchränkende Auslegung würde ferner notwendig Al Be⸗ 
durch nichts zu rechtfertigenden Zurückſetzung ſowie ungleichen. ichen 
handlung der Anſpruchsberechtigten führen: jene, die ihren tatſächli 
Ernährer nach ſeiner Rückkehr aus dem Felde verloren ha 
könnten keine Berückſichtigung finden; dagegen müßten diejenige . 
bei denen das nur nach der geſetzlichen Fiktion („Ernährer Be ih 
wäre“) zutrifft, die Elterurente erhalten — in beiden Fällen natur 
das Vorliegen der übrigen geſetzlichen Erforderniſſe vorausgeſetzt. 


(RVGer., Urt. v. 7. Juni 1926, M Nr. 120035, 5.) A. 
* 


4. Art. 2, 11 der 9. Ergänzung des Beſol dungs 
Das Dienſteinkommen des Oberhofmeiſters der ehemal 
gen Großherzogin von Sachſen-Weimar⸗Eiſenach er 
feiner Hofſtelle floß ſchon vor der ſtaatlichen uma 
zung zum Teil aus Einkünften des Staates. Das 1 
dieſem Dienſteinkommen gewährte Ruhegehalt iſt deze 
als eine Vergütung aus öffentlichen Mitteln i. 9 
Art. 2 IV u. VI in Verbindung mit Art. 11 der 9. Ergänzun 
des BeſoldungsGeſ. v. 18. Juni 1923 anzuſehen. 1 

[ . 


(RVGer., Urt. v. 27. Mai 1926, M Nr. 248/25, 10.) 
* 


5. 86 Abſ. 2 des Offizierpenſions G. gilt nicht IMF 
Kriegsſtellen. 


(RVger., Urt. v. 31. Mai 1926, M Nr. 26973/23, 9 u. 10230 


* 
he“ 
6. Auch bei einem Umzug innerhalb desſelben Gg 
meindebezirks iſt die Umzugsentſchädigung des get 
VehrmahtVerf®. zu zahlen, wenn der Umzug ausgefl,, 
iſt, um den Übertritt in einen bürgerlichen Beruf zu 
möglichen oder weſentlich zu erleichtern. 


In dem Anſpruch des 8 16 des WVG. werden zwei verschiedene 
Tatbeſtände geregelt: einerſeits, unter welchen Vorausſetzungen " 
Umzugsentſchädigung gewährt wird, anderſeits, in welcher Höhe ren 
gewähren iſt. Aus der Faſſung der Geſetzesvorſchrift iſt nicht ) 
weiteres zu entnehmen, daß für die Gewährung der Entſchädigung 
ſich die angeführten beſonderen Nebenbeſtimmungen gelten ſollen, v ung 
mehr ſpricht die Faſſung dafür, daß ſich dieſe nur auf die Berechn — 
der Umzugskoſten beziehen. Als Beſtimmungen in dieſem Sinne 
men allerdings in Betracht die Beſtimmungen über die Umzugs ter 
der Reichsbeamten. In den AB., die dazu erlaſſen ſind und bie ac 
anderem auch den Begriff des „Umzugs“ regeln, iſt aber ausdrü d 
gejagt, daß dieſe Ausführungsbeſtimmungen die Fälle des 5.15 ei⸗ 
WVG. unberührt laſſen. Die Spruchbehörden haben deshalb volle Gen 
heit, ohne Rückſicht auf die von dem Bekl. angeführten Beſtimmu 1 
den Inhalt des 8 16 nach den allgemein geltenden Auslegung ref 
zu erſchließen, in der Hauptſache alſo aus dem Wortlaut, unter pol 
ſtänden unter Heranziehung der Begründung des Geſetzes. ier 
ausgehend beſteht kein Anlaß, im Anſchluß an die Begriffe des nen 
amtenrechts unter einem Umzug im Sinne des g 16 des WVG. ez 
ſolchen von Ort zu Ort zu verſtehen, vielmehr kann darunter, az he 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauch entſpricht, jede Verlegung ber glos 
nung, alſo auch eine ſolche innerhalb derſelben Gemeinde zwa 
verſtanden werden. Im übrigen kommt es nach dem klaren Worin 
des Geſetzes nur darauf an, ob dieſe Verlegung der Wohnung inch 
Übertritts in einen bürgerlichen Beruf ausgeführt wird. Es handelt re 
ſomit bei der Umzugsentſchädigung des § 16 um die Regelung er” 
beſonderen Falles, bei dem allgemeine Begriffsbeſtimmungen 4 
ſcheiden. Alle Zweifel werden ausgeſchloſſen durch die Begründung an 
Geſetzes, nach welcher die Vorſchrift beſtimmt iſt, den Übergang in e 
bürgerlichen Beruf zu ermöglichen oder zu erleichtern. Dieſem Vsbe⸗ 
würde es widerſprechen, wenn auf Grund einer engen Beg ger 
ſtimmung ein Angehöriger der Wehrmacht beim Eintritt in den bür 
lichen Beruf, alſo in dem Zeitpunkt, wo er ſeine Barmittel dein n 
braucht, mit Umzugskoſten belaſtet würde. Aus dieſen Erwägun 
geht aber auch hervor, daß ein nur gelegentlich des Übertritts in t 
bürgerlichen Beruf ausgeführter Umzug keinen Anſpruch auf die men 
ſchädigung gewährt. Vielmehr muß immer ein urſächlicher Zuſamt per 
hang zwiſchen dem Umzug und dem Eintritt in den neuen Berl R 
ftehen. Der Umzug muß dazu dienen, den Übertritt zu ermöglichen 
weſentlich zu erleichtern. Ob das der Fall iſt, iſt Tatfrage. 6 

(RBOer., Urt. v. 12. Juli 1926, M Nr. 5264/25. 2, Grundſab re 


Juriſtiſche Ba 


Jahrg. 1926 geſt 19] 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
a) Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


B » 
echter von OVG R. Geh. e on Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 
1 2 
folks 8. 15 ZuſtGGeſ. Der Beanftandung unterliegen nur 
wäre, Beſchlüfſe kommunaler Körperſchaften, die geeignet 
gefoch eine poſitive Wirkung zu äußern, wenn ſie unan⸗ 
— blieben. 
Baſch 5 Anlaß des Vorhabens des franzöſiſchen Pazifiſten Prof. 
einb . aris, im Rahmen einer von der Liga für Menſchenrechte 
tige A Verſammlung in Potsdam zu ſprechen, richtete der dor⸗ 
1924 ef bürgermeiſter an den preuß. Miniſter des Innern am 8. Okt. 
Abſchiſt Schreiben, in dem vor der Zulaſſung Bs gewarnt wurde. 
Reichs des Schreibens haben eine Anzahl von Behörden, auch oberſte 
ehörden, erhalten. 
den Ober Miniſter des Innern erließ darauf am 31. Aug. 1924 an 
jeine Mirbürgermeiſter zu Potsdam eine Verfügung, in der er ihm 
der Sr ißbilligung ausſprach und daran die Erwartung anknüpfte, daß 
inardeerbürgermeiſter in künftigen Fällen es an der notwendigen 
erf nung, in den Behördeapparat nicht fehlen laſſen werde. Dieſe 
gung iſt in der Preſſe veröffentlicht worden. 
Inner u ihr hat der Magiſtrat in einer Eingabe an den Miniſter des 
die & v. 18. Nov. 1924 eingehend Stellung genommen. Darauf faßte 
gende, dtverordnetenverſammlung zu Potsdam am 12. Dez. 1924 fol⸗ 
en Beſchluß: 


bürgerddie Stadtverordnetenverſammlung ſieht in der dem Herrn Ober⸗ 
Mißbemteiſter von dem Herrn Miniſter des Innern ausgeſprochenen 
Miniſte gung v. 31. Okt. 1924 eine Machtüberſchreitung des Herrn 
Beratung einen Mangel an Achtung vor dem Geiſte der Selbſt⸗ 
bürgerte Stadtverordnetenverſammlung ſpricht dem Herrn Ober⸗ 
meiſter ihr volles Vertrauen aus. 
fe de Stadtverordnetenverſammlung beſchließt, vorſtehende Ent⸗ 
urn ug dem Preuß. Staatsminiſterium, dem Preuß. Landtage, dem 
Reichskanzler und dem Reichstage zu übermitteln 
Magie Auftrage des Regierungspräſidenten zu Potsdam hat der 
anſta rat dieſen Beſchluß durch Verfügung v. 16. Dez. 1924 be⸗ 
geſchiich et, weil der Beſchluß die der Stadtverordnetenverſammlung 
dungs per zuſtehenden Befugniſſe überſchreite. Gegen dieſe Beanſtan⸗ 
waltun ſügung hat die Stadtverordnetenverſammlung Klage im Ver⸗ 
dungsder ſtreitverſahren mit dem Antrag auf Aufhebung der Beanſtan⸗ 
ſtatt erfügung erhoben. Der Bezirksausſchuß hat dem Klagantrage 
i. gen en, weil die Beanſtandung zwar zuläſſig, aber unbegründet 
gegen richtet ſich die Berufung des beklagten Magiſtrats: 
Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg haben 
hat. de gerſter Linie ſteht, wie der Bezirlesausſchuß richtig erkannt 
anſtan Frage, ob der Beſchluß der Kl. v. 12. Dez. 1924 überhaupt be⸗ 
fähig et werden konnte, ob er gemäß 9 15 Zuft®. beanſtandungs⸗ 
Re ei war. Über dieſe Frage beſteht eine umfangreiche und ſtändige 
"btediung des DRG. 
kommu ach ihr unterliegen der Beanſtandung nur ſolche Beſchlüſſe 
eignet naler Körperſchaften, die, wenn ſie unangefochten blieben, ge⸗ 
hat dun ern, eine poſitive Wirkung zu äußern. Die Beanſtandung 
Eben de Zweck, die Vollziehung der Beſchlüſſe zu verhindern. 
haupt eshalb ſetzt fie voraus, daß der zu beanſtandende Beſchluß über⸗ 
„geeignet iſt, eine pofitive Wirkung zu äußern.“ 
li daher kann ſie gegenüber Beſchlüſſen nicht ſtattfinden, die ledig⸗ 
ſchlüſſe en negativen Inhalt haben. Ebenſowenig aber können Be⸗ 
deren Seanftandet werden, welche einer Ausführung nicht fähig find, 
bloße Meibalt ſich vielmehr mit der Beſchlußfaſſung erſchöpft, z. B. 
teinungsäußerungen, ebenſo Beſchlüſſe, die bereits ausgeführt find. 
— Anwendung dieſer Grundſätze, an denen auch im vorliegen⸗ 
berord lle feſtzuhalten iſt, auf den beanſtandeten Beſchluß der Stadt⸗ 
er al getenverſammlung v. 12. Dez. 1924 führt zu dem Ergebniſſe, daß 
einzelne nicht beanſtandungsfähig zu erachten iſt. Zu den 
enthält Abſätzen des Beſchluſſes iſt folgendes zu bemerken: Abſ. 1 
verord nur die Außerung einer Meinung, einer Auffaſſung der Stadt⸗ 
durch netenverſammlung. Sie äußerte keine poſitive Wirkung, die 
Abſ. 2 „eanftandung beſeitigt werden könnte. Das gleiche gilt von 
Oberbu 3 Beſchluſſes, wonach die Stadtverordnetenverſammlung dem 
rgermeiſter ihr volles Vertrauen ausſpricht. 
u. bar er letzte Abſatz beichränkt ſich nicht auf Meinungsäußerungen 
8 . 155 greift vielmehr in das Gebiet des Handelns hinüber indem 
nen an bermittlung des in den vorangehenden Abſätzen Ausgeſproche⸗ 
war di ie im Beſchluß angegebenen Stellen ins Auge faßt. Indeſſen 
fo age Übermittlung ſchon vor der Beanſtandung ausgeführt worden, 
Wirk, auch in dieſer Hinſicht der Beſchl. v. 12. Dez. keine poſitive 
daher ig mehr äußerte. Dem Spruche des Bezirksausſchuſſes war 
Rau auch aus anderen Gründen, zuzuſtimmen. 
G., II. Sen., Urt. v. 14. Mai 1926, II B 28/5.) 


* 


. Rechtſprechung 
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2. 88 49a, 72 pr. Kreisordnung v. 13. Dez. 1872. 
Hat ein Amtsbezirk einen Teil ſeines Gebietes bei der 
Grenzregulierung an Polen verloren, jo hat der Reſtbe⸗ 
zirk nicht ohne weiteres die ganzen Laſten des früheren 
Verbandes zu tragen. f) 

Die angefochtene Zwangsetatiſierungsverfügung des Landrats 
geht von der Auffaſſung aus, daß bei Verkleinerung des Amts⸗ 
bezirkes dem verbliebenen Teile grundſatzlich die Pflicht obliege, die 
Laſten des Amtsverbandes in demſelben Umfange weiter zu tragen, 
wie ſie vor der Verkleinerung beſtanden hatten. Dieſer Auffaſſung der 
Rechtslage kann nicht zugeſtimmt werden. Die hier maßgebende Kreis⸗ 
ordnung v. 13. Dez. 1872 bietet dafür keinen Anhalt. Vielmehr ent⸗ 
ſpricht es, wie der ausdrücklich geregelte Fall des § 49 a Abſ. 3 a. a. O. 
zeigt, in dem eine Auseinanderſetzung zwiſchen den Beteiligten vor⸗ 
geſehen iſt, der Abſicht des Geſetzgebers, daß bei Gebietsveränderungen 
auch anderweitige Regelung der Laſten vorzunehmen iſt. Jedenfalls 
Können im Falle von Verkleinerungen der Amtsbezirke dem ver⸗ 
bliebenen Teile die vollen Laſten des bisherigen größeren Verbandes 
nicht ohne weiteres auferlegt werden. Daraus ergibt ſich ſchon die 
Unhaltbarkeit der angefochtenen Verfügung. 

(Pr. OG., II. Sen., Urt. v. 1. Dez. 1925, II B 41/24. 


* 


3. § 41 Gemeindewahl . v. 13. Febr. 1924. Der 
Wahlausſchuß darf, wenn 2 Wahlvorſchläge dasſelbe 
Kennwort tragen, nicht beide, ſondern nur den an 2. Stelle 
eingereichten zurückweiſen. 

Zu der Neuwahl der Gemeindevertretung in V. waren vier 
Wahlvorſchläge eingereicht worden, von denen der dritte als „Wahl⸗ 
vorſchlag der Parteiloſen von V.“, und der vierte als „Parteiloſe 
Liſte“ bezeichnet war. Der Wahlausſchuß hat beide Wahlvorſchläge 
nicht zugelaſſen, weil ſie nach ſeiner Anſicht ein und dasſelbe Kenn⸗ 
wort trugen. Hierzu war er nicht berechtigt. Nach 8 41 Abſ. 1 Gem⸗ 
Wahl. v. 13. Febr. 1924 ſoll jeder Wahlvorſchlag durch ein Kennwort 
bezeichnet werden, das ihn von allen anderen Wahlvorſchlägen deutlich 
unterſcheidet; irreführende Kennwörter ſind unzuläſſig. Für ſich allein 
betrachtet, genügte jeder der beiden nicht zugelaſſenen Wahlvorſchläge 
dieſen Vorſchriften. Auf keinen Fall durfte der Wahlausſchuß beide 
Wahlvorſchläge ausſchließen. Er durfte vielmehr nur denjenigen der 
beiden Wahlvorſchläge, welcher an zweiter Stelle eingereicht war, 
zurückweiſen, wenn er ihn von einem bereits vorliegenden, an ſich ein⸗ 
wandfrei gekennzeichneten als nicht genügend unterſchieden anſah, und 
es nicht mehr möglich geweſen war, dieſen Mangel durch Verhandlung 
mit dem Vertrauensmanne vor Feſtſetzung der Wahlvorſchläge zu be⸗ 
heben. Die geſetzwidrige Nichtzulaſſung eines Wahlvorſchlages ſtellt 
unter allen Umſtänden eine Unregelmäßigkeit dar, welche auf das 
Wahlergebnis von Einfluß geweſen ſein kann. Denn es iſt ſehr wohl 
möglich, daß ſich infolge dieſer Maßnahme ein Teil der Wähler ver⸗ 
anlaßt geſehen hat, entweder der Wahl fernzubleiben, oder für einen 
anderen Wahlvorſchlag zu ſtimmen, als es bei Mitzulaſſung des Wahl⸗ 
vorſchlages der Fall geweſen wäre. Ob dies wirklich in einem Um⸗ 
fange geſchehen iſt, welcher das Wahlergebnis beeinflußt hat, läßt ſich 
nicht feſtſtellen, bedarf aber auch nach $6 Abſ. 4 Ziff. 2 Gem Wahl. 
v. 12. Febr. 1924 nicht der Feſtſtellung. Wie der Bezirksausſchuß zu⸗ 
treffend ausgeführt hat, kommt es nicht darauf an, ob das Wahl» 
ergebnis durch die Unregelmäßigkeit tatſächlich beeinflußt iſt, ſondern 
darauf, ob es dadurch beeinflußt worden fein kann. 

(Pr. OVG., II. S., Urt. v. 7. Mai 1926, II C 65/25.) 


* 


4. 88 7, 54 Pr Verw.; PrGrVerkch. Gegen Er⸗ 
hebung einer Verwaltungsgebühr für Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung zu einem Grundſtückskauf iſt ein Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren nicht gegeben. 1) 

Zutreffend rügt der bekl. Magiſtrat, daß die Klage auf Frei⸗ 
ſtellung des zur Verwaltungsgebühr herangezogenen Kl. nicht zu⸗ 
läſſig ſei. Nach 88 7 und 54 PreVerwG. findet das Verwaltungs⸗ 


Zu 2. Die Zwangsetatiſierungsverfügung beruht auf dem 8 72 
der Kreisordnung. 

Danach kaun der Landrat eine derartige Verfügung erlaſſen, 
wenn ein Amtsverband es unterläßt oder ſich weigert, die ihm ge⸗ 
ſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Haushaltetat zu bringen 
oder außerordentlich zu genehmigen. 

Ein Amtsverband, deſſen Gebiet verkleinert iſt, hat naturgemäß 
nur für das Kleinere Gebiet zu ſorgen und entſprechend geringere 
Laſten zu tragen. 

JR. Dr. Riemann, Breslau. 


Zu 4. Die vorſtehende Entſch. behandelt nur die Frage der 
Zulaſſigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens und verneint dieſe mit 
überzeugender Begründung. Aber auch die materielle Frage, ob die 
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ſtreitverfahren nur in denjenigen Fällen ſtatt, für die es geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt (vgl. Brauchitſch, PreußVerwG. I, 23. Aufl. zu 
8 7 a. a. O.). Eine geſetzliche Beſtimmung, die für die hier ſtreitige 
Gebühr das Verwaltungsſtreitverfahren eröffnet, beſteht aber nicht. 
Insbeſondere kommen die S$ 69, 70 PreußKommunalAbgG. vom 
14. Juli 1893, betreffend Rechtsmittel gegen die Heranziehung zu 
Kommunalabgaben, nicht in Betracht. Denn um eine kommunale 
Abgabe handelt es ſich hier nicht. Gemeindeabgaben ſind nur ſolche, 
zu denen der Verpflichtete auf Grund der im Gemeinderechte liegenden 
autonomen Finanzhoheit der Gemeinde, auf Grund eines aus der Ge⸗ 
meindeabgabenverfaſſung entſpringenden Rechtes herangezogen werden 
kann (vgl. OVG. PreußVerwBl. Jahrg. 44 S. 111 und 45 S. 276). 
Die hier geforderte Gebühr iſt zwar eine öffentlich⸗rechtliche Abgabe. 
Sie iſt aber durch eine im allgemeinen Staatsintereſſe durch das 
Geſetz v. 10. Febr. 1923 geordnete Überwachung des Grundſtücksver⸗ 
kehrs (vgl. RG. 107, 261) ) veranlaßt worden. Zu ihrer Erhebung 
ſind die Gemeindebehörden als mittelbare Staatsbehörden zwecks Er⸗ 
füllung obrigkeitlicher Aufgaben berufen. Dieſe Gebühren ſind keine 
Gemeindeabgaben, ſondern ſtaatliche Verwaltungsgebühren nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes v. 29. Sept. 1923 (GS. S. 455); ſie verlieren 
dieſen Charakter nicht dadurch, daß gemäß 8 2 daſelbſt der Gemeinde 
die Hälfte des Erträgniſſes zufließt. Als Rechtsmittel iſt nach 87 
daſelbſt lediglich die Beſchwerde im Aufſichtswege zugelaſſen, ſofern 
nicht geſetzlich eine andere Regelung erfolgt iſt. Letzterer Ausnahme⸗ 
el liegt hier nicht vor. Das Verwaltungsſtreitverfahren war un⸗ 
zulaſſig. 

(PrOVG., II. Sen., Urt. v. 23. Febr. 1926, II C 43/25.) [K.] 

* 


5. 8 49 Gew. Wird in einem Teile der konzeſſio⸗ 
nierten Räume der Schankbetrieb mehr als 3 Jahre nicht 
ausgeübt, ſo erliſcht deshalb die Konzeſſion nicht für 
dieſen Teil. Zur Frage weſentlicher Anderungen an den 
lonzeſſionierten Räumen. 


Dem Kl. iſt i. J. 1887 vom Stadtausſchuſſe zu D. ein Erlaub⸗ 
nisſchein zum Betriebe der Schankwirtſchaft „in dem M. ſtraße 12 be⸗ 
legenen Hauſe“ erteilt worden. Es ſteht feſt, daß die Erlaubnis ſich 
mindeſtens bezogen hat auf zwei durch eine Flügeltür verbundene 
Zimmer und auf einen Saal, ferner, daß, bevor der Kl. am 1. April 


Gebührenordnung der geſetzlichen Grundlage ermangele, hätte verneint 

werden müſſen. Das Geſetz über ſtaatliche Verwaltungsgebühren v. 

29. Sept. 1923 bildet die Grundlage dieſer Gebührenordnung. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


1) JW. 1924, 1964. 


Zu 6. Das Urteil des OVG. bejaht die Frage, ohne zu unter⸗ 
ſcheiden, ob die Bahnwirtſchaft in die Bahnſteigſperre einbezogen ift, oder 
ob ſie auch ohne den Beſitz einer Fahr⸗ oder Bahnſteigkarte betreten 
werden kann. Es handelt ſich um einen alten Streit, in dem auch die 
ordentlichen Gerichte wiederholt Stellung genommen haben. In ihrer 
Rechtſprechung wie im Schrifttum hat ſich jedoch immer mehr die 
Auffaſſung durchgeſetzt, daß der Betrieb der Bahnwirtſchaften als 
Nebenbetriebe der Eiſenbahnunternehmung den Be⸗ 
ſtimmungen der GewO. nicht unterliege und ſomit einer Erlaubnis 
nach § 33 GewO. nicht bedürfe. Zuletzt hat das preuß. KG. durch 
Urt. v. 21. Okt. 1924 (J 8853/24/23) ſowie das R&St. 58, 138 
dieſen Grundſatz aus der Zweckbeſtimmung der Einrichtung 
heraus in richtiger Erkenntnis neuzeitlicher Verkehrsbedürfniſſe be⸗ 
ſtätigt (vgl. meine Ausführungen PrVerwBl. 47, 133). 

Um ſo überraſchender iſt es, daß das mitgeteilte Urteil des 
preuß. OVG. davon abſieht, ſich mit der herrſchend gewordenen Gegen⸗ 
meinung und insbeſondere den erwähnten Urteilen des RG. und KG. 
auseinanderzuſetzen; um ſo mehr als ſeine Entſch. zur Einleitung 
einer großen Zahl von Strafverfahren gegen Bahnwirte führen mußte, 
über die letzten Endes doch dieſe ordentlichen Gerichte zu entſcheiden 
haben. Das Urteil iſt auffallend knapp begründet und läßt zunächſt 
jedes Eingehen auf die Eigenart des Bahnwirtſchaftsbetriebes ver⸗ 
miſſen. Wenn es richtig wäre, daß das Verhältnis der Bahnwirte 
zur Eiſenbahn nicht anders als die Stellung des Pächters einer be⸗ 
liebigen Schankwirtſchaft beurteilt werden könne, daun träfe die Fol⸗ 
gerung des OVG. für die Konzeſſionsfrage zu. Es bedeutet aber eine 
Verkennung der Tatſachen, wenn den Bahnwirtſchaftsunternehmen 
kein anderer Zuſammenhang mit dem Eiſenbahnbetriebe zugeſtanden 
wird, als daß ihr Schankbetrieb „in gemieteten Eiſenbahnräumen mit 
Zuſtimmung der Eiſenbahnverwaltung erfolge“, und daß er „in mehr 
oder minder weitem Umfange von Reiſenden aufgeſucht und ſomit 
mittelbar den Zwecken des Reiſeverkehrs dienſtbar“ werde. Eine 
nähere Betrachtung des Weſeus der Bahnwirtſchaft und der Regelung 
ihres Betriebes gibt Aufſchluß über ihre enge Verknüpfung mit dem 
Betriebe der Eiſenbahnunternehmung. Sie iſt nicht nur räumlich mit 
dieſer verbunden, ſondern dank ihrer Zweckbeſtimmung in den Be⸗ 
trieb der Eiſenbahnunternehmung in einer Weiſe eingeordnet, daß ſie 
nicht mehr als ſelbſtändiges Unternehmen eines Dritten, das ein von 
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1925 den Branntweinausſchank in den durch die angegriffene Bohr" 
verfügung betroffenen Räumen wieder aufnahm, ſie länger als 3 Jahr 
als Blumenverkaufsläden vermietet geweſen ſind, und endlich ſteht übt 
daß in dem Saale bis zum 24. Jan. 1924 der Schankbetrieb ausge 1 
worden iſt. Wenn hiernach auch der Kl. während der in 8 49 Ab 
und 3 GewO. genannten Friſt einen Teil der zur Schankwirtſchaft I 
nehmigten Räume dieſem Zwecke entzogen hat, ſo folgt daraus be 
nicht, wie die Beſchwerdebeſcheide des Regierungspräſidenten und ache 
Oberpräſidenten mit dem Polizeipräſidenten annehmen, daß nun 10 
für dieſen Teil der Räume die Schankerlaubnis erloſchen ſei. Die! 
Erlaubnis iſt vielmehr, wie das OVG. bereits früher ausgeſproche 
hat (vgl. u. a. GewArch. 11,112), eine einheitliche, und 5 
mit dieſem ihrem rechtlichen Inhalte nicht vere! 
bar, daß ſie teilweiſe zum Erlöſchen gelangen könne, 
Der angegriffene Beſchwerdebeſcheid irrt alſo in rechtlicher Beziehung, 
wenn er die polizeiliche Verfügung als in dem Erlöſchen der Erlal 
nis begründet anſieht. daun 
Nun iſt freilich für die Beurteilung der angegriffenen Verfügt m 
nicht entſcheidend, ob die von der Polizeiverwaltung ſelbſt und N 
den Beſchwerdeinſtanzen für die Unterſagung des Schankbetriebs“ M 
gegebenen Gründe zutreffen. Es genügt, daß ſolche Gründe überhe 
beſtehen. In dieſer Beziehung kommt in Betracht, daß die gem 
833 Gewd. erteilte Erlaubnis nur für die in ihr bezeichneten RE det 
gilt. Werden daran weſentliche Anderungen vorgenommen, ſo wird € 
Betrieb in dem veränderten Lokale durch die urſprünglich erteilte dt 
laubnis nicht mehr gedeckt, der Betrieb wird ein unerlaubter un 
von der Polizei, und zwar nicht nur in den veränderten Teilen die 
Lokals, ſondern für das ganze Lokal unterſagt werden (vgl. u. 190) 
Urt. v. 8. Mai 1916 und 7. März 1918, PrVerwBl. 37, 764 u. 40, 


(Pr OG., III. Sen., Urt. v. 29. April 1926, III A 22/26.) 
* 


6. Bahnhofs wirte bedürfen einer Schanttonzeſſg 
nach $ 33 GewO. i. d. Faſſung des Not. v. 24. Febr. 192 
(Pr. OVG., III Sen., Urt. v. 10. Dez. 1925, III A 14/25.) 
Abgedr. JW. 1926, 735, 


* 


dem. Gewerbebetriebe der Eiſenbahnunternehmung unabhängiges 21 
ſein zu führen vermöchte, angeſehen werden kann. % 1 
Die Bahnwirtſchaft iſt als Anlage wie als Gewerbebetrieb me 
ein Teil der Eiſenbahnunternehmung. Sind doch die Wirtſchafts ra e 
nichts anderes als die Warteſäle, eingerichtet für das Wohl und 
Bequemlichkeit der Reiſenden und in dieſem Sinne von dem ſchen 
wirt verwaltet und bewirtſchaftet nach Weiſungen, die bei der Deutih 
Reichsbahngeſellſchaft durch ein ins einzelne gehendes einheit ng 
Vertragsſchema, die „Allgemeinen Bedingungen für die Verpac ge 
der Bahnwirtſchaften“, feſtgelegt find. Dieſe Allgemeinen Bedingung 
verhindern es, daß der Wirtſchaftsbetrieb „aus der Rechts“ 
Willensſphäre der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft ausſcheidet rile⸗ 
allein von den Entſchlüſſen des Bahnwirtes abhängt“. Das 0 ns 
rium, das dem OVG. für die Selbſtändigkeit des Wirtſch , 
betriebes maßgebend erſcheint, iſt ſomit bei den Bahnwirten der Aich 
ſchen Reichsbahngeſellſchaft nicht erfüllt. Vollends die perſon 
Unterſtellung des Bahuwirtes unter die eiſenbahndienſtlichen An {m 
nungen und die ausſchließliche Zuftändigkeit der Bahnpoliskt, n 
Bereiche der Bahnwirtſchaft beleuchten die Sonderſtellung, die aun 
Betrieben zukommt und an der der Umſtand, daß das Verhe acht 
des Bahnwirtes zur Eiſenbahn an ſich in die Rechtsform der 5 
gekleidet wird, nichts zu ändern vermag. 6 
In der Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnverpale e 
(Nr. 29 v. 22. Juli 1926: „Die Konzeſſion der Bahnwirtſchafhen 
S. 773 ff.) habe ich den hier nur angedeuteten Beſonderheiten in n 
Verhältnis der Bahnwirtſchaften zur Eiſenbahnunternehmung eine gen 
gehende Darſtellung gewidmet, die zur Ablehnung der rein for 
Auffaſſung des OVG. führen mußte. t mall 
Das Och. ſieht m. E. aber auch zu Unrecht in dem jeh u 
gebenden 8 16 Abſ. 5 NBahn®., wonach die Vorſchriften der © au 
auf den „Betrieb der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft nicht en 
zuwenden jind, eine bloße Wiederholung des §6 Gew., de gung 
„Gewerbebetriebe der Eiſenbahnunternehmung“ eine Ausnahmeſte da 
gewährt. Die neue Faſſung bedeutet vielmehr eine Klarſtelun chen 
nach der Terminologie des NBahnG. mit „Betrieb der wird 
Reichsbahngeſellſchaft“ die geſamte Geſchäftsgebarung bezeichnet der 
jo wenn nach § 2 der „Betrieb“ unter Wahrung der Intereſſer rt 
deutſchen Volkswirtſchaft nach kaufmänniſchen Grundſätzen at, 
werden ſoll, oder wenn im 8 5 Abſ. 18 das ausſchließliche Neo) und 
Betrieb der Reichseiſenbahn auf die Geſellſchaft übertragen wird Zu- 
wenn Abf. 3 dies dahin erläutert, daß das Betriebsrecht „a es en? 
behör einſchließlich der Bodenſeeſchiffahrt und der ſonſtigen daha 
betriebe“ umfaßt. Eine Einſchränkung des Betriebsbegriffes en be⸗ 
dagegen der § 31, der die Aufſichtsrechte der Reichsregierung oder 
handelt und in Ziff. 3 zum Erwerb anderer Unternehmungen 


1 
D 


> 


2 
Jahrg. 1926 Heft 19 
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U us $ 68 Pr. Pol G. v. 11. März 1850; $ 10 Titel 17 Teil 
die n. Die Polizei kann aus feuerpolizeilichen Gründen 
ſord ntfernung von Möbeln aus einem Treppenaufgang 
ern. 7 
auf & e Polizei in K. gab der Frau F. durch Verfügung auf, ihre 
9. Ste nd, gemeinſchaftlichen Korridor des 3. Stockes des Hauſes 
Br „ aufgeſtellten Möbel aus ordnungs⸗ und feuerpolizeilichen 
het zu entfernen. Die von Frau F. nach fruchtloſer Durch⸗ 
ab vn des Beſchwerdeverfahrens erhobene Klage wies das OVG. 
un folgenden Gründen: 
des 9 — Zuſtändigkeit der Polizei zu der Anordnung iſt auf Grund 
heben. I des Geſetzes über die Polizeigewalt v 11. März 1850 ger 
gefahr bel dort der Ortspolizei übertragene Fürſorge „gegen Feuers⸗ 
gefährti Bauausführungen ſowie gegen gemeinſchädliche und gemein⸗ 


umfaßt Handlungen, Unternehmungen und Ereigniſſe überhaupt“ 
(rin, auch die „vorſorgende Abwendung feuergefährlicher Zuſtände“ 


Aga drichs, Polizeigeſet 6 8 Anm. 2). Auch in der Entf). des 

m. 26. Juni 1896 ift anerkannt, daß 8 10 Titel 17 Teil II 
Going ie der Öffentlichkeit auf feuerpolizeilichem Gebiete drohenden 
Amen mit einſchließt. Ebenſo erkennt die Entſch. v. 22, Dez. 1911 
Taken ml. 60, 309) an, daß der Feuerpolizei ſowohl die Maß⸗ 
öſchu % zur Vorbeugung eines Brandes, als auch die Anftalten zur 
handelt“ des ausgebrochenen Feuers obliegen. Im vorliegenden Falle 
halten es ſich darum, den Treppenflur in einem Zuſtande zu er⸗ 
tätigun wie ihn die Feuerwehr für den Fall eines Brandes zur Be⸗ 
lich Er und zur Anwendung der Feuerlöſcheinrichtungen für erforder⸗ 
trachte lärt. Daß nur ein ſolcher Zuſtand als polizeimäßiger zu be⸗ 
ir em und von der Polizei mit ihren Machtmitteln erzwungen werden 
(pren 6 f bereits ausgeſprochen in der Entſch. v. 16. Nov. 1887 
Wa Verf. 9, 111). Dort war eine Verfügung ſtreitig, die das 
Brand von Kiſten unterſagte, um der Feuerwehr für den Fall eines 
Verf den Weg frei zu machen. Das Urteil erkennt an, daß dieſe 
im eng die Benutzung der Durchfahrten und Höfe des Grundſtücks 
grunskerſicherheitspolizeilichen Intereſſe regelt und auf der Rechts⸗ 
einfimage des 8 10 Titel 17 Teil II Ad ergehen konnte (über- 
Anm. 0. d auch Biermann, Privatrecht und Polizei, S. 176 
(Br. OG., 3. Sen., Urt. v. 26. Nov. 1925, III A 28/25.) 


* 


ſcheld t, 8.88 OG.; 88 92, 96 Gew. Gegen die Ent- 
gegen Ben der Innungsaufſichtsbehörde über Beſchwerden 
mitgli erhängung von Ordnungsſtrafen über ein Innungs⸗ 
4 Ru durch den Innungsvorſtand iſt in Preußen binnen 
en die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe gegeben. 
Bora af Grund Innungsſtatuts und des § 92 6 Gewd. verhängte der 
angehen der Bäckerinnung in K. über den der Innung als Mitglied 
— rigen Bäckermeiſter P. durch Verfügung v. 28. Jan. 1925 wegen 
— 


zur Er; 
Wan eteiligung an anderen Unternehmungen, „die nicht dem Be⸗ 
rea, weck der Reichsbahn dienen“, die Genehmigung der Reichs⸗ 


eg 
tun ung vorbehält. Danach fteht feſt, daß alle Veranſtal⸗ 
triebs der Reichsbahngeſellſchaft, die ihrem Be⸗ 
licht zweck, d. h. der Verkehrsbedienung, in beſtmög⸗ 
etr fer Form gewidmet find, als Beſtandteile ihres 
Da K des auch i. S. des 8 16 Abſ. 5 angeſehen werden müſſen. 
Reicht Bahnwirtſchaft in dieſem Sinne zum Betrieb der Deutſchen 
bisbongeſellſchaft gehört, ſo ergibt ſich daraus deutlicher als aus 
Vorſch herigen Faſſung des 8 6 GewO. ihre Freistellung von deren 
bargen. Auch dies glaube ich durch meine Ausführungen a. a. O. 


€ zu haben. 

Bl. m iſt der Einwand erhoben worden (Bandmann, PrVerw⸗ 
laffu,, 248), daß in der Einſetzung eines Bahnwirtes eine Über⸗ 
weden des Betriebsrechts zu finden ſei, das nach 8 12 RBahnG. 
und d. ganz noch teilweiſe ohne Genehmigung der Reichsregierung 
rieb Treuhänders auf Dritte übertragen werden darf. Unker Be⸗ 
ifenba t kann jedoch auch i. S. dieſer Vorschrift nur der geſamte 
des ahndienſt verſtanden werden, der aus Gründen der Erhaltung 
Streck enbahnmonopols weder für das ganze Netz noch für einzelne 
legu men in die Hand eines Dritten übergehen ſoll. Au eine Zer⸗ 
Uberlg s Betriebsrechts in einzelne Funktionen und ein Verbot der 
ſonſt Nung ſolcher Einzelbefugniſſe kann jedenfalls nicht gedacht ſein, 
die Ubardg nicht nur die Verpachtung von Bahnwirtſchaften, ſondern 
bernuberlaſſung jeden anderen Einzelgegenſtandes des Reichsbahn⸗ 
Abſ edens unmöglich fein; das aber ſtände im Widerſpruch zu 8 6 
liche J des Geſ., welcher der Geſellſchaft inſoweit ſogar das ding⸗ 

erfügungsrecht einräumt. 
8 beſteht ſchließlich keine Veranlaſſung, neben den Stellen 
5 chen Reichsbahn noch die Gewerbepolizeibehörden für die Zu⸗ 
Ag, > eines Schankbetriebes in den Warteräumen heranzuziehen. 
verwalt 19. März 1926 (Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahn⸗ 
tungen 1926, 463) hat ähnlich wie OLG. Stuttgart (Zeitung 
Deſ imneins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 1925, 1086) mit aller 
mtheit ausgeſprochen, daß auf Grund des 8 17 RBahnG. „die 


gung 


Übertretung der Vorſchriften über das Verbot des Nachtbackbetriebs 
eine Ordnungsſtrafe von 200 Reichsmark, weil er im November 1924 
noch weit über 9 Uhr abends hinaus mit Hilfe eines Arbeiters Back⸗ 
arbeit ſelbſt verrichtet habe und durch andere habe verrichten laſſen. 
Die von P. hiergegen erhobene Beſchwerde an die Innungsaufſichts⸗ 
behörde, den Magiſtrat in K. (Nr. 3 Buchſt. d der preuß. Ausf Anw. 
zur GewO. v. 1. Mai 1904), wies der Magiſtrat durch Entſch. v. 
18. März 1925 als unbegründet zurück, und zwar mit dem Hinzu⸗ 
fügen, daß gegen fie gemäß 88 92 c, 96 Abſ. 7 GewO. binnen vier 
Wochen die Beſchwerde beim Oberpräſidenten zuläſſig ſei, 
während nach der Rechtſprechung des OVG. gegen die von Innungs⸗ 
aufſichtsbehörden gefällten Entſcheidungen über Beſchwerden gegen die 
Verhängung von Ordnungsſtrafen über ein Innungsmitglied durch den 
Innungsvorſtand in Preußen die Klage im Verwaltungsſtreitverfah⸗ 
ren gegeben ift, die als „Beſchwerde“ i. S. des 8 96 Abſ. 7 GewO. gilt 
(vgl. OVG. 68, 409 bzw. GewArch. 22, 69). 

Die zufolge der falſchen Rechtsmittelbelehrung eingelegte Be⸗ 
ſchwerde gelangte auf dem Umwege über den Oberpräſidenten als 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren an den Bezirksausſchuß, der ſie 
wegen Verſpätung abwies. 

Gegen dieſe Entſch. richtet ſich die vom Kl. eingelegte Berufung, 
die indeſſen als unzuläſſig ohne Eingehen auf die Sache ſelbſt zurück⸗ 
zuweiſen war. 

Die im Verfahren nach 88 926, 96 Abſ. 7 GewO. und 125 
Abſ. 2 Zuft@. ergehende Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes über Auf⸗ 
ſichtsentſcheidungen der Innungsaufſichtsbehörden wegen Ordnungs⸗ 
ſtrafen, die der Innungsvorſtand gegen Innungsmitglieder verhängt 
hat, iſt nach der ausdrücklichen reichsgeſetzlichen Vorſchrift in 8 96 
Abf. 7 a. a. O. endgültig. Dieſe Vorſchrift, als eine Beſtimmung des 
Reichsrechts, geht der allgemeinen Regel über die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung gegen erſtinſtanzliche Urteile des Bezirksausſchuſſes in 8 83 
preuß. Land Verw. vor und fällt unter den dort vorgeſehenen Aus⸗ 
nahmefall, daß, abweichend von dieſer allgemeinen Regel, ein Urteil 
erſter Inſtanz des Bezirksausſchuſſes für endgültig erklärt iſt. Des⸗ 
halb unterliegt eine derartige Entſch. keinerlei weiterer Anfechtung mit 
Berufung oder ſonſt einem ordentlichen Rechtsmittel, ſo daß auch auf 
offenſichtlich vorliegende formelle Mängel des Verfahrens des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes in höherer Inſtanz nicht eingegangen werden kann. 

(Pr OG., 3. Sen., Urt. v. 18. Febr. 1926, III B 62/25.) 
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ganze Fülle der öffeutlich⸗rechtlichen Befugniſſe“, die den früheren 
Reichsbahnſtellen zugeſtanden haben, darunter auch die gewerbepolizei⸗ 
lichen Befugniſſe, auf die Stellen der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft 
übergegangen ſeien, und daß die Reichsbahnſtellen daher, „wenn auch 
keine unmittelbaren Reichsbehörden, ſo doch öffentliche Behörden ge⸗ 
blieben ſind und das Vertrauen von ſolchen genießen“. Daß die 
Reichsbahn die an die Perſon des Schankwirtes zu ſtellenden An⸗ 
forderungen in mindeſtens gleicher Weiſe wie die allgemeinen Ver⸗ 
waltungsbehörden erheben wird, kann von ihr um ſo mehr erwartet 
werden, als ſie neben den zu wahrenden hoheitsrechtlichen Belangen 
auch ein eigenes Intereſſe daran hat, nur Wirte von beſter Eignung 
in ihren Bahnwirtſchaften zu dulden. Über die Bedürfnisfrage aber 
Kann allein die Eiſenbahnbehörde das richtige Urteil gewinnen, da 
nur ſie den notwendigen Einblick in den Reiſeverkehr, um den es 
ſich doch handelt, und in die Beſonderheiten des Eiſenbahnbetriebes 
hat, ſodaß ihre Mitwirkung niemals entbehrt werden könnte. 
Gerade der behördliche Charakter der Stellen der Deutſchen 
Reichsbahngeſellſchaft und die Tatſache, daß dieſe auf dem vorliegenden 
Gebiete kraft beſonderer reichsrechtlicher Ermächtigung gewerbepolizei⸗ 
liche Hoheitsrechte des Staates auszuüben hat, wird in der Stellung⸗ 
nahme des preuß. Inn M. überſehen, die in dem Urteil des OVG. 
mitgeteilt iſt. Die Urteilsbegründung macht ſich dieſe Stellungnahme 
zwar nicht ausdrücklich zu eigen, doch dürfte die Urteilsfindung nicht 
unbeeinflußt davon geblieben ſein. Ich habe mich daher a. a. O. 
S. 776/77 auch mit dieſen Ausführungen des preuß. Inn M., die 
die Reichsbahngeſellſchaft als eine „auf ſelbſtändige Wirtſchaft ein⸗ 
geſtellte Geſellſchaft ohne behördliche Eigenſchaft“ bezeichnen, und die 
auch in anderen Punkten m. E. durchaus unzutreffend ſind, des 
näheren auseinandergeſetzt. RegR. Dr. Jaeger, Eſſen. 


Zu 7. Bei dieſem Urteil dürfte es ſich darum handeln, daß in 
einem gemeinſchaftlich von mehreren Parteien benutzten Flur, der 
gleichzeitig den Zugang zu höheren Stockwerken darſtellte, der freie 
Durchgang durch Möbel verſperrt worden war. Bei ſolcher Sachlage 
mag das Eingreifen der Polizei ausnahmsweiſe ſich durch feuer⸗ 
polizeiliche Rückſichten gerechtfertigt haben. Jedenfalls handelt es ſich 
um einen Grenzfall. Es ließe ſich ſonſt mit den Gründen des Urteils 
jedes Eingreifen in die Aufſtellung von Möbeln in Privatwohnungen 
rechtfertigen. Man wird aber nicht zu befürchten haben, daß das 
OVG. ſoweit habe gehen wollen. 

IR. Dr. Lövinſon, Verlin. 
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9. 5 37 Gew. Polizeiliche Geſichtspunkte, nicht 
Willkür und Schikane müſſen den Grund der Verſagung 
für eine Polizeierlaubnis bilden. f) 

Die maßgebliche VO. des Polizeipräſidenten über den Betrieb 
von Kraftomnibuſſen enthält allgemeine Vorausſetzungen für die Er⸗ 
teilung der Erlaubnis, bei deren Nichterſüllung die Erlaubnis verſagt 
werden muß (8 3) oder doch kann (§ 4), und dieſe Vorausſetzungen 
liegen ſämtlich auf dem Gebiete der Verkehrspolizei, für das der 
Polizeipräſident zuſtändig iſt und für welches die Regelung nach 
$ 37 GewO. erfolgen darf. An ſich find alſo die Beſtimmungen 
zuläſſige, und es könnte ſich höchſtens fragen, ob die Entſcheidung 
über das Erfülltſein der gedachten Vorausſetzungen im Einzelfalle 
durch die VO. ſo, wie geſchehen, in das bloße pflichtmäßige Ermeſſen 
des Polizeipräſidenten geſtellt werden durfte, ſo, daß er allein be⸗ 
ſtimmen darf, ob der Unternehmer die nötige Zuverläſſigkeit und die 
zu dem Unternehmen nötigen Mittel wirklich beſitzt bzw., ob die 
zum Nachweiſe derſelben beigebrachten Unterlagen hierfür genügen, 
und daß er ferner allein entſcheidet, ob ein Bedürfnis nicht vorliegt, 
oder ob die Zulaſſung nicht zweckmäßig erſcheint, oder ob verkehrs⸗ 
oder ſicherheitspolizeiliche Bedenken vorliegen und ob ein anderer 
Unternehmer die Intereſſen der Sicherheit und Leichtigkeit des allge⸗ 
meinen öffentlichen Verkehrs beſſer gewährleiſten würde als gerade 
die Kl. In allen dieſen Beziehungen greift aber der Grundſatz durch, 
daß, ſoweit die PolVO. ausdrückliche Normen nicht gibt und nach 
der Natur der Sache auch nicht geben kann, ſo daß die Lücke durch 
das Ermeſſen der Polizeibehörde ausgefüllt werden muß, inſoweit bei 
Prüfung der Verſagungsgründe nur zu fordern iſt, daß polizei⸗ 
liche Geſichtspunkte, nicht etwa Willkür oder Schikane, den 
Grund der Verſagung bilden. Ebenſogut, wie die Pol O. ſich 
darauf beſchränken konnte, nur die Einführung einer Erlaubnis vor⸗ 
zuſchreiben, ohne Näheres über zuläſſige Verſagungsgründe anzu⸗ 
geben, ſo daß diesbezüglich alles dem polizeilichen Ermeſſen über⸗ 
laſſen blieb, ebenſogut konnte ſie auch der Polizei diejenigen be⸗ 
ſchränkteren Ermeſſensbefugniſſe zuweiſen, die ihr hier durch die 
88 3, 4 PolVO. gewährt worden find. 

(PrOVG., III. Sen., Urt. v. 29. April 1926, III B 4/26.) 


* 


10. 8 15 Allg BergG. Zur Frage der Fündigkeit einer 
Mutung auf Eiſenſtein. 

Streitig iſt allein die Fündigkeit der von der Reviſionsklägerin 
eingelegten Mutung auf Eiſenerz. Darin, daß dieſe noch nach den 
Beſtimmungen des 8 15 AllgBBergG. in feiner urſprünglichen Faſſung 
zu beurteilen iſt (vgl. Art. IX des Geſ., betr. Abänderung des Allg. 
Berg. uſw. v. 18. Juni 1907, GS. 119), iſt dem Bergausſchuſſe nur 
beizutreten. Hiernach iſt nach der Auslegung, die das OVG. dem 
§ 15 AllgBergG. im weſentlichen in Übereinſtimmung mit dem RG. 


Zu 9. Dem Streit lag offenbar eine polizeiliche Verfügung 
zugrunde, die ſich auf die Pol VO. ſtützte. Die allgemeine Zuſtändig⸗ 
Reit zum Erlaß von Pol VO. über den Betrieb von Kraftomnibuſſen 
gibt $ 37 Gewd., der zugleich die maßgebende geſetzliche Dele⸗ 
gation enthält. Daher können ganz allgemein durch Pol VO. über die 
Bedingungen zur Zulaſſung zum Fuhrgewerbe Beſtimmungen ge⸗ 
troffen werden (vgl. Johow Jahrb. 9, 179). Indes kann die Pol VO. 
nicht ſchlechthin die Unterſagung des Gewerbebetriebs der Polizei⸗ 
behörde freigeben, ſondern ſie muß ſelbſt beſtimmte Grundſätze auf⸗ 
ſtellen, aus denen ſich die Handhabung der polizeilichen Befugniſſe 
ergeben (PrVerwBl. 27, 139). Solche allgemeine Grundſätze find 
hier in den 88 3 und 4 der VO. aufgeſtellt geweſen. Daher war für 
das OVG. die Frage die, ob dieſe Grundſätze genügend beſtimmte 
waren, oder ob nicht dem Ermeſſen des Polizeipräſidenten ein zu 
weiter Spielraum gelaſſen war. Mit Recht hat das OLG. dieſe 
Frage verneint und die Rechtsgültigkeit der VO. feſtgeſtellt. Die 
ſämtlichen Fragen, die der Prüfung der Polizeibehörde unterliegen, 
halten ſich im Rahmen des 837 Gewd. und der notwendigen Be⸗ 
ſtimmungen der PolVO. Daß bei Ausübung des polizeilichen Er⸗ 
meſſens Willkür und Schikane ausgeſchloſſen bleiben muß, ergibt fi) 
rechtsgrundſätzlich aus der Natur jeder PolVO., als einer zweiſeitig 
verbindlichen Rechtsnorm (Roſin, Polizeiverordnungsrecht, 2. Aufl. 
S. 34, 100). Danach müſſen ſtets polizeiliche Geſichtspunkte den 
Ausſchlag geben, und nur ſolche berechtigen die Polizeibehörde zur 
Verſagung der gewerblichen Erlaubnis (OVG. 54, 382; 59, 374). 
Bleibt die Polizeibehörde aber in dieſem Rahmen, fo unterliegt die 
Feſtſtellung der Tatſachen für die Verſagung der Erlaubnis lediglich 
ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen (OVG. 59, 282). 

Die Unzuläſſigkeit rein willkürlichen Vorgehens iſt in der Recht⸗ 
ſprechung des OVG. ſtets anerkannt. Im Einklang damit befindet 
ſich das RG., wenn es von dem behördlichen Ermeſſen reine Will⸗ 
kürhandlungen ausſchließt und für ſolche zivilrechtliche Haftung an⸗ 
nimmt (RG. 99, 256; JW. 1926, 1150). g 


RA. Dr. Georg Benkard, Frankfurt a. M. 
Zu 10. Vgl. dazu Aufſatz Kiſch, oben S. 2280. 


und den Bergbehörden gegeben hat (vgl. OVG. 60, 444), bavon aug 
zugehen, daß der Vorſchrift des § 15 a. a. O. dann genügt iſt, 5 
nach der Art des Fundes von dem bergmänniſchen Abbau die Ö weile 
rung einer ſolchen Menge zu erwarten iſt, daß fie vernünftiger“ 
noch als Gegenſtand der wirtſchaftlichen Verwendung und Verwer. r 
für die Allgemeinheit in Betracht genommen werden kann. Das 
liegen dieſer Vorausſetzung verneint der Vorderrichter, indem er Nur 
Grund eigener Sachkenntnis feſtſtellt, daß ein Eiſenvorkommen, 8 an 
es, wie im vorliegenden Falle, nur einen durchſchnittlichen Geha der 
metalliſchem Eiſen von 17,9% habe, nicht geeignet ſei, Gegenſtand 
bergmänniſchen Gewinnung zu ſein. fl. 
Der Vorderrichter mußte aber zu der in dem Schriftſatze be 
v. 22. Juni 1916 unter Beweisantritt aufgeſtellten Behauptung ‚rien? 
lung nehmen, es könnten nach dem jetzigen Stande der Eiſenhü den 
kunde und bei den immer beſſer werdenden Anreicherungsmethe 
auch geringhalterige Erze, wenn ſie kalkhaltig ſind, ſehr wohl und, 
männiſch gewonnen werden. Da der Vorderrichter dieſe Behaupt 
die für die Beurteilung der Frage, ob ein Fund vernünftigerweiſe in 
als Gegenſtand wirtſchaftlicher Verwertung für die Allgemeinhei 
Betracht genommen werden kann, von weſentlicher Bedeutung 
nicht gewürdigt hat, ſo leidet ſein Verfahren inſofern an wesen 
wangen Der Beſcheid v. 24. Sept. 1924 mußte daher aufge) 
werden. 
(PrOG., III. Sen., Urt. v. 3. Dez. 1925, III C 8/25.) 


* 
l 180% 
II. 5 16 Pr. Regulativ v. 22. Febr. 1892; 88 180, 17, 
186 350. Die auf der Straße erfolgte Zustellung Dig 
Urteils eines Bezirksausſchuſſes an den Gehilfen 
Rechtsanwalts einer Partei iſt unzuläſſig. J) 0b 
Nach der vom Gerichtshof eingeholten amtlichen Auskunft bo⸗ 
Poſtamts in L. iſt die in der Urkunde über die durch die Poſt 
wirkte Zuſtellung des Urteils des Bezirksausſchuſſes enthaltene fell 
ſcheinigung unrichtig. Der betreffende Brief, enthaltend das Ur N 
iſt vom Briefzuſteller „unterwegs“ dem im Büro des Rechtsan ene 
S. beſchäftigten Lehrling Sch. übergeben worden, der nach em 
Bekundung vor dem Bezirksausſchuß werktäglich morgens pot 
Briefträger entgegengeht und von ihm auf der Straße die Then 
ſachen entgegennimmt. Die Zuſtellung iſt damit auf eine des 
Geſetzen nicht entſprechende Art erfolgt. Denn nach 8. 1 N08. 
Regulativs für die Bezirksausſchüſſe v. 28. Febr. 1884 per 
f. d. inn. Verw. S. 37) finden auf die in deren Namen zu as 
wirkenden Zuſtellungen die Vorſchriften des Regulativs für un. 
Verw. v. 22. Sept. 1881, jetzt b. 22. Febr. 1892 (MBL. fed un 
Verw. S. 133), Anwendung. Nach $ 16 Ziff. VI des letzteren e 
lativs gelten für die Ausführung der Zuſtellungen die 88 1 Da 
186 ZPO. Nach 8 183 Abf. 2 a. a. O. kann zwar einem 
anwalte, der in feinem Geſchäftslokale nicht angetroffen wird, 


. 
Zu 11. Die Entſch. iſt unzweifelhaft richtig. Sie wird geren, 
durch den klaren Wortlaut von § 183 ZPO.: „Wird ein Rec die 
anwalt .. in ſeinem Geſchäſtslokal nicht angetroffen, jo kann 
Zuſtellung an einen darin anweſenden Gehilfen oder Schreiber 
folgen.“ Die auf der Straße erfolgte Zuſtellung an den 
lehrling war deshalb unbedingt wirkungslos, davon abgeſehen, 
der Poſtbote nicht einmal die Vorbedingung feſtgeſtellt hakte ob, % 
der Rechtsanwalt in ſeinem Geſchäftslokal anzutreffen war. Die gr 
des DVG. ift um fo weniger zu bezweifeln, als $183 in einem Je 
ſammenhange gleichartiger Vorſchriften ſich findet. Alle dieſe per 
ſtimmungen ordnen an, daß zunächſt die Zuſtellung an den Ebel icht 
ſucht werden muß und nur dann, wenn er in dem Geſchäftslokal Ge⸗ 
angetroffen wird, die Zuſtellung an einen daſelbſt anweſenden 2, 
hilfen oder ähnliche Perſonen erfolgen darf (vgl. 8 183 Abſ. 1 gi 
$184 3PO.). Dieſer Formalismus, der im allgemeinen berechtg der 
kaun freilich unter Umſtänden ſchwer erträglich fein. Findet z. e den 
Poſtbote das Büro verſchloſſen, trifft er dann aber auf der Treppe d 
Bürovorſteher, der gerade kommt, um das Büro aufzuſchließen, pe / 
bewirkt er die Zuſtellung an den Bürovorſteher auf der Tret . 
ſo iſt die Zuſtellung nach der klaren Geſetzesvorſchrift und! ſich 
Zwar wird dieſe Härte gemildert durch 8 187 ZPDO.: „Erg ger 
aus den Erklärungen einer Partei, daß eine ihr unter 
letzung der Vorſchriften der 88 181 —186 zugeſtellte Ladung in be⸗ 
Hände gelangt iſt, ſo iſt die Zuſtellung als mit dem Zeitpunkt pie 
wirkt anzuſehen, in welchem die Partei nach ihren Erklärung er⸗ 
Ladung erhalten hat.“ Verweigert aber ein Kaufmann in einem hilft 
artigen Falle die Erklärung, daß ihm die Ladung zugeſtellt it, 19 au 
es nichts, wenn ſich die Zuſtellung auch ſonſt mit Sicherheit on 
weiſen läßt; und für den Fall, daß es ſich nicht um Zuſtellung, ich 
Ladungen, ſondern anderen Schriftſtücken handelt, hilft 8 187 9 ſich 
falls nichts. Und jo kann der oben entſchiedene Fall, der an 
juriſtiſch nichts Intereſſantes bietet, doch für den Geſetzgeber des 
tigen Zivilprozeſſes ein Anlaß fein, weitere Milderungen des 
ſtellungsformalismus eintreten zu laſſen. „ Pr. 
IR. Striemer, Königsberg 1.5 
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2 8 ordnungsmäßig zugeſtellt werden, daß die Zuſtellung an einen 
elf okal anweſenden Gehilfen oder Schreiber erfolgt. Die Zu⸗ 
gesehen an einen Gehilfen auf der Straße iſt aber nicht vor⸗ 
Leſchäſtsloß daher nicht zuläſſig. Außerhalb der Wohnung oder des 
9 slokals kann nach § 180 a. a. O. vielmehr nur zu eigenen 
48 440 des Adreſſaten wirkſam zugeſtellt werden (vgl. OVerwG. 


r N 
deshalt zweiwöchige Friſt hatte daher noch nicht begonnen, konnte 
auch nicht verſäumt werden. i 


r. Ob., III. S., Beſchl. v. 4. Febr. 1926, III ER 163/25. 
* 


der 5 § 11 Städte. f. d. öſtl. Prov. Die Unterhaltung 
Rtge ürgerſteige obliegt in der Regel der Gemeinde. 
verurdenſtehendes Ortsrecht kann weder durch Polizei⸗ 
kung „ung noch durch Ortsſtatut mit verpflichtender Wir⸗ 
gegenüber der Polizeibehörde eingeführt werden. +) 
gr all bleibt zu prüfen, ob die Stadtgemeinde zu der von der 
derpffie tdeibehörde angeordneten Leiſtung nach öffentlichem Rechte 
un chtet iſt. Es iſt anerkannten Rechtens, daß da, wo nicht auf 
feige einer Obſervanz ein anderer zur Unterhaltung der Bürger⸗ 
(vgi, verpflichtet iſt, dieſe Verpflichtung der Gemeinde obliegt 
ſteige⸗ itter, Hdwörterb. der preuß. Verw. Bd. 1 S. 355 „Bürger⸗ 
„Das grund Bd. II S. 927 „Wegebaulaſt“; Germershauſen, 
Yun „Wegerecht in Preußen“ III. Aufl. I. Bd. 8 27 Ziff. 3 S. 376). 
haltund Anfrage des Gerichtshofs, ob in L. die Pflicht zur Unter⸗ 
9 der Bürgerſteige der Stadtgemeinde oder obſervanzmäßig 
traßenanliegern obliege, hat der Magiſtrat dieſer Stadt erklärt, 


ter zu verſehen und denſelben ſtets in gutem Zuſtande zu 
„und durch eine PolVO. vom Jahre 1861 ſei unter Zu⸗ 
cundbeh. der Stadtverordnetenverſammlung die Verpflichtung der 
den. eſitzer auf die Legung von Granitplatten ausgedehnt wor⸗ 
die Un dernoch habe in L. eine Obſervanz beſtänden, nach welcher 
tor erhaltung der Bürgerſteige den Anliegern oblag. Dieſe ob⸗ 
heition abge Verpflichtung ſei dann ſpäter im Intereſſe einer ein⸗ 
zogene Regelung ortsſtakutariſch feſtgelegt worden. Die hier ge⸗ 
kann 1 Schlußfolgerung beruht auf Rechtsirrtum. Durch PolVO. 
altun ach feſtſtehender Rechtsſprechung die Verpflichtung zur Unter⸗ 
ge fan der Bürgerſteige der Polizeibehörde gegenüber nicht eine 
et, ſondern nur, fofern ſie anderweit rechtlich begründet 
ere her geregelt werden. Durch Ortsſtatut kann auch das letz⸗ 
we . geſchehen. Ferner kann ſich eine Obſervanz nicht bilden, 
bung, wonach die Unterhaltung der Bürgerſteige erfolgt, 
11 auf Pol VO. beruht und durch fie vermöge eines Irr⸗ 
kann m ihre rechtliche Wirkſamkeit veranlaßt worden iſt. Es 
1843 „ daher nur fragen, ob ſich etwa bereits vor dem Jahre 
ie Beine Obſervanz gedachten Inhalts in L. gebildet habe. Für 
lei Untenhung dieſer Frage bieten die vorliegenden Akten keiner⸗ 
Anhalt age, und es fehlt dem Gerichtshof auch ſonſt an jeglichem 
mudalt. 


uß ab In Ermangelung der Feſtſtellung einer ſolchen Obſervanz 
echts er angenommen werden, daß auch in L. der regelmäßige 
alt Rand beſteht, wonach die Polizeilaſt der Bürgerſteigunter⸗ 
80 9 der Gemeinde obliegt. 
Br Bl., IV. Sen., Urt. v. 7. Jan. 1926, IV B 12/25.) 


* 


aus 13. § 69 Komm AbgG. Gegen die Forderung der Vor- 
die zahlung der Gewerbeſteuer gemäß der Verordnung über 
1922 orläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer v. 23. Nov. 

8 S. 519) find die Rechtsmittel der 88 69ff. des Kom- 
griffs abgabegeſetzes gegeben. Vorausſetzungen und Be⸗ 

merkmale des Freiſpruchs. 

Heron ach 869 KommAbg®. ſteht dem Abgabepflichtigen gegen die 
Ein dehung (Veranlagung) zu... Steuern ... der Einſpruch zu. 
Parag beranziehung zu einer kommunalen Abgabe im Sinne dieſes 
von graphen liegt immer dann vor, wenn ein beſtimmter Betrag 
wag 8 Abgabepflichtigen als eine Gemeindeabgabe gefordert wird, 
— o auch nur um eine vorläufige Forderung handeln 


der Gen 12. Der 8 11 Sto. für die öſtl. Prov. geſtattet nicht, eine 
We baneinde obliegende Polizeilaſt, beſonders auf dem Gebiete des 
iſt este durch Ortsſtatut den Anliegern aufzuerlegen, das 
und ſtehendes Recht (Brauchitzſch, Bd. 3 Anm. 2 zu 8 11 Sto. 
herein de Zitate). Eine Ausnahme macht nur auf Grund des 
We e einigungsgeſetzes vom 1. Juli 1912 (GS. 187) die Laſt der 
und einigung. Die bekannte Auseinanderſetzung zwiſchen RG. 
dachte , (RG. 76, 164 gegen OVG 64, 450), durch die das ge⸗ 
Gren Geſetz nötig wurde, kann noch jetzt zur Beleuchtung der 
U der Gemeinde⸗Autonomie in Zweifelsfallen dienen. Das 

rteil zeigt hierfür wieder ein praktiſches Beiſpiel. 

SR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 


(vgl. OVG. PrVerwBl. 11, 357f.). Der Abgabepflichtige kann ein 
erhebliches Intereſſe daran haben, daß er von der vorläufigen Ab⸗ 
gabenzahlung freigeſtellt und daß ihm daher auch gegenüber ſolchen 
Forderungen der Rechtsſchutz der 88 69, 70 KommAbgG. nicht ger 
mindert wird. Die Forderung der ſtreitigen „Vorauszahlung“ iſt 
nun begrifflich nichts anderes als ſolche „vorläufige Steuerforde⸗ 
rung“. Nach welchen Merkmalen die Feſtſetzung dieſer vorläufigen 
Anforderung erfolgt, ob nach der Abgabenhöhe des Vorjahrs oder 
ſonſtwie, iſt dabei unerheblich. Ebenſo wird an dieſer Rechtslage 
dadurch nichts geändert, daß die Vorauszahlung nur für einen Teil⸗ 
abſchnitt des endgültigen Veranlagungszeitraums, nämlich für einen 
Monat, angefordert war. Mit Rückſicht auf die außerordentliche 
Zeit der ungeheuren Geldentwertung iſt in Art. II § 1 des Geſ. zur 
Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts vom 
8. Aug. 1923 (GS. 377) in der Faſſung des Art. 3 des Gef. vom 
1. Sept. 1923 ausdrücklich die Vorauszahlung für den kurzen Ab⸗ 
ſchnitt eines Monats vorgeſehen. Da die Vorauszahlungen ge⸗ 
mäß Art. III Abs. 2 der VO. über die vorläufige Neuregelung der 
Gewerbeſteuer v. 23. Nov. 1923 (GS. 519) zu endgültigen Abgabe⸗ 
zahlungen wurden, würden die Abgabepflichtigen jedes Rechtsſchutzes 
beraubt ſein, wenn man ihnen die Rechtsmittel der 88 69 ff. Komm⸗ 
AbgG. nicht zugeſtehen wollte. 5 
(Pro., Entſch. v. 2. Dez. 1924 (VIII C 29/24.) 


b) Bayern. 
Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von OStA. Klee, München. 


1. 580 BGB. Zum Begriff „der öffentlichen Stif⸗ 
tung“ und „der Stiftung des öffentlichen Rechts.“ 

Der Begriff der öffentlichen Stiftung ſteht im Gegenſatze zum 
Begriffe der privaten Stiftung und hat ſich im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts in der Entwicklung des bayeriſchen Rechts dahin aus⸗ 
gebildet, daß darunter diejenigen Stiftungen zu verſtehen ſind, deren 
Zweck ein öffentliches Intereſſe hat und die wegen des öffentlichen 
Intereſſes der Zweckbeſtimmung Gegenſtand einer beſonderen ſtaat⸗ 
lichen Fürſorge ſind, ſo daß darunter regelmäßig alle Stiftungen 
fallen, die der ftaatlichen Kuratel unterliegen. 

Auch Familienſtiftungen ſind unter dieſen Vorausſetzungen 
öffentliche Stiftungen. 

Die Tatſache allein aber, daß eine Stiftung öffentliche Zwecke 
verfolgt und unter ſtaatlicher Aufſicht ſteht, macht ſie noch nicht zu 
einer Stiftung des öffentlichen Rechts; ein Antrag, eine 
dahingehende Beſtimmung in das Ausführungsgeſetz zum BGB. 
aufzunehmen, wurde abgelehnt. Der Begriff der öffentlichen Stif⸗ 
tung iſt vielmehr der weitere und kann in ſich ebenſogut Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts wie des öffentlichen Rechts einſchließen (ogl. 
Staudinger, BGB. 1903 Bd. 1 S. 92 Anm. 4; Becher, Mat.⸗ 
Abt. IV Bd. 1 S. 893, 901; Staudinger, Vorträge S. 165; 
Seydel, Staatsr. 2. Aufl. Bd. II S. 724 zu Note 7; Bl. f. adm. Pr. 
Bd. 50 S. 273, 278; BayVerwGH. Bd. 21 S. 59, 61; Fleiſch⸗ 
mann, Wörterbuch des Verwaltungsrechts Bd. II S. 540). 

Der Begriff der „Stiftung des öffentlichen Rechts“ iſt in § 89 
BGB. hervorgehoben, aber nicht umſchrieben worden. Dagegen wurde 
einerſeits in der II. Kommiſſion zur Beratung des Entwurfs eines 
Bürgerlichen Geſetzbuches die privatrechtliche Stiftung als eine 
Stiftung bezeichnet, die auf einem Privatrechtsgeſchäfte beruht, es 
ſei denn, daß fie nach ihrer beſonderen Beſchaffenheit dem Oxganis⸗ 
mus des Staates oder der Kirche derart eingefügt iſt, daß ſie aus 
dieſem Grunde unter die Kategorie der öffentlich⸗rechtlichen 
Stiftungen fallt (Staudinger, BGB. a. a. O.). 

Andererſeits wurde auch in den Motiven zu Art. 26 des Ent⸗ 
wurfs eines Geſetzes betr. die durch die Einführung des BGB. ver⸗ 
anlaßten Anderungen der ſeit 1919 erlaſſenen Geſetze — Becher, 
Unt. Abt. V Bd. II S. 77 — als weſentliches Merkmal für die dem 
BGB. entſprechende Begriffsbeſtimmung der Stiftung des öffentlichen 
Rechts verlangt ein organiſcher Zuſammenhang der Stiftung mit dem 
Staat, einer Gemeinde oder einem ſonſtigen Verband oder einer An⸗ 
ſtalt des öffentlichen Rechts, der die Stiftung ſelbſt zu einer öffent⸗ 
lichen Einrichtung macht; dabei wurde betont, daß eine Stiftung nicht 
ſchon deswegen als Stiftung des öffentlichen Rechts anzuſehen iſt, weil 
ſich mit ihren Zwecken ein öffentliches Intereſſe verknüpft. 

Das BagObech hat ſich in den Urteilen v. 2. Nov. 1914 und 
31. Jan. 1925 (ZivS. Bd. 15 S. 873 und Bd. 24 S. 51) hinſichtlich 
der Körperſchaften des öffentlichen Rechts, für die ja die gleichen Be⸗ 
urteilungsgrundlagen gelten, wie für die Stiftung des öffentlichen 
Rechts auf den gleichen Standpunkt geſtellt und für die Entſcheidung 
der Frage, ob es ſich um eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
handelt, neben dem auf die Erfüllung öffentlicher Intereſſen gerich⸗ 
teten Zwecke der Korporation vor allem als maßgebend erklärt, ob 
ſie als eine in das Staatsgefüge eingegliederte öffentliche Einrichtung 
ſich darſtellt. \ 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche a 


Die praktiſche Folge der durch 5889 BGB. geſchaffenen Unter⸗ 
ſcheidung iſt u. a. auch die, daß jedenfalls überall da, wo in zeitlich 
nachfolgenden Beſtimmungen von Stiftungen des öffentlichen Rechts 
die Rede iſt, nur ſolche Stiftungen verſtanden werden können, für 
welche die bei den Geſetzgebungsverhandlungen im Reiche wie in 
Bayern übereinſtimmend feſtgeſtellten Begriffsmerkmale zu⸗ 
treffen. Es kann daher keine Rede davon ſein, daß dermalen bei. 
der Auslegung von Landesgeſetzen, die auf Stiftungen des öffent⸗ 
lichen Rechts Bezug haben, ein anderer Begriff der Stiftung des 
öffentlichen Rechts Maß zu geben habe, als wenn es ſich um die Aus⸗ 
legung eines Reichsgeſetzes handelt. 

(Bay G., 3. Sen., Entſch. v. 12. April 1926, Nr. 67/25.) 


e) Württemberg. 


Württembergiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Dr. Natter, Stuttgart. 


1. Art. 4, 9, 115 württ. BO.; Art. 60, 65 württ. Verw⸗ 
RPflG. Verlegung einer Bauſtraße. Die Anderung eines 
beſtehenden Ortsbauplanes kann verſagt werden, wenn 
ſie zu einer Verletzung erheblicher Intereſſen Dritter 
führen würde. 1) 


Die Anderung beſtehender Ortsbaupläne bedarf gemäß Art. 9 
Abſ. 1 BO. in Gemeinden wie K. der Genehmigung des Bezirksrats, 
wobei die Beſtimmungen des Art. 4 Satz 2 und 3 BD. entſprechend 
anzuwenden ſind. Hiernach hat der Bezirksrat in ſolchen Fällen das 
Recht und die Pflicht, die Genehmigung zu verſagen, wenn der Orts⸗ 
bauplan mit dem Geſetz in Widerſpruch ſteht, das öffentliche Wohl 
ſchäbigt, erhebliche Intereſſen Dritter ohne genügenden Grund beein⸗ 
trächtigt oder wenn die Vorfchriften über Erlaſſung und öffentliche Be⸗ 
kanntmachung des Plans nicht eingehalten ſind. Dieſe Vorſchriften 
gelten, falls einer der Beteiligten gegen die Entſcheidung des Betzirks⸗ 
rats Beſchwerde an das Miniſterium des Innern erhebt (Art. 10 
Abſ. 1 B0O.), auch für die Entſcheidung des Miniſteriums. Von den 
angeführten 4 Fällen ſtanden nach der Einſprache und nach dem Be⸗ 
ſchwerdevorbringen des Sch. zur Prüfung der Baupolizeibehörden die 
beiden Fragen, ob durch die Verlegung der Straße das öffentliche 


Wohl geſchädigt und ob die Intereſſen des Beſchwerdeführers ohne 


genügenden Grund beeinträchtigt werden. Für Bejahung der erſteren 
Frage führt der Beſchwerdeführer die nach ſeiner Anſicht eintretende 
Schädigung der Überſichtlichkeit des Straßenzugs ins Feld. Nun iſt 
die Fürſorge für die ordnungsmäßige, ſichere und unbeläſtigte Abwick⸗ 
lung des Straßenverkehrs durch entſprechende Feſtſtellung der öffent⸗ 
lichen Straßenzüge und der hierbei zu betätigende Schutz der Geſamt⸗ 
heit und des einzelnen, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften hierüber 
beſtehen, im weſentlichen dem freien Ermeſſen der Verwaltungsbehörden 
anheimgegeben. Die Anfechtung der Entſcheidung des Miniſteriums 
des Innern mittels der Rechtsbeſchwerde war daher in dieſer Richtung 
gemäß Art. 13 Abſ. 2 VerwRpflG. ausgeſchloſſen. Was das Vor⸗ 
bringen der ungerechtfertigten Beeinträchtigung erheblicher Intereſſen 
ohne genügenden Grund aubelangt, ſo hätte der Beſchwerdeführer nach 
Art. 13 Abſ. 1 VerwRpPflG. in dieſer Hinſicht nachzuweiſen gehabt, 
daß die angefochtene Entſcheidung rechtlich nicht begründet iſt und daß 
er hierdurch in einem ihm zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer 
ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit belaſtet iſt. Dieſen Nachweis 
hätte er aber nicht zu erbringen vermocht. Die Möglichkeit der Ver⸗ 
letzung eines ſubjektiven Rechts des Beſchwerdeführers wäre hier aller⸗ 
dings nicht ausgeſchloſſen geweſen. Der Vorſchrift, daß die ungerecht⸗ 
fertigte Beeinträchtigung erheblicher Intereſſen Dritter zur Verſagung 
der Genehmigung führen ſoll, liegt der Gedanke zugrunde, daß zwar 
die Privatintereſſen den öffentlichen Intereſſen im allgemeinen nach⸗ 
zuſtehen haben, daß jedoch im Einzelfall eine Abwägung von pri⸗ 
vatem und öffentlichem Intereſſe ſtattzufinden habe und daß das 
Privatintereſſe dann, wenn es ſich hierbei als das wichtigere er⸗ 
weiſen ſollte, dem öffentlichen Intereſſe gegenüber nicht hintangeſtellt 
werden dürfe. Träſe letzteres gleichwohl zu, fo läge eine Verletzung 
privater Intereſſen ohne genügenden Grund vor und es wäre die Ge⸗ 


Zu 1. Die Annahme des Vorliegens eines ſubjektiven Rechts 
ließe ſich darauf gründen, daß in Art. 9 Abſ. 1 in Verbindung mit 
Art. 4 BD. die Verſagung der Genehmigung der Anderung eines 
Ortsbauplaus unter beſtimmten Vorausſetzungen den Baupolizei⸗ 
behörden vom objektiven Recht zur Pflicht gemacht iſt und daß 
ſomit hier ein zwingender Rechtsſatz vorliegt, der außer zum Schutz 
der allgemeinen öffentlichen Intereſſen zum Schutz beſtimmter Einzel⸗ 
intereſſen zu dienen hat mit der Maßgabe, daß der Einzelne, deſſen 
Intereſſe der Rechtsſatz dient, ein beſtimmtes Verhalten der öffent⸗ 
lichen Gewalt verlangen kann (vgl. auch Fleiner, Inſtitutionen 
des deutſchen Verwaltungsrechts 5. Aufl. S. 162; Geier, Wüg . 
16, 119). 

RA. Dr. Natter, Stuttgart. 


nehmigung zu verſagen. Dabei iſt zu beachten, daß erhebliche Im 
eſſen ſolche find, deren Verfolgung rechtlich und fittlich erlaubt Ver- 
die zugleich für die Beteiligten nach ihren wirtſchaftlichen und 
mögensverhältniſſen von ſolcher Bedeutung ſind, daß ihre Verleß 
als beſonders ſchwerwiegend zu erachten wäre. 

(Württ VerwßH. Urt. v. 18. März 1925.) 


d) Sachſen. 
Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


1. 5 4, 172, 173 ſächſ. Gemd.; 8 73 ſächſ. VRPflch 
831 OrganiſationsG. Gewerbliche Konzeſſionsangelegen 
heiten ſind keine eigenen Geſchäfte der Gemeinden; 
übertragenen Geſchäften ſteht den Gemeinden gegen Wer 
ſcheidungen der Oberbehörde die Anfechtungsklage nich 
zu, da fie nicht als Beteiligte anzuſehen find.) 1 

Ein Beſcheid des Stadtrats zu A., daß eine Gaſtwirtskonzeſſih 
als erloſchen anzuſehen ſei und für eine Neuerteilung kein Bedürſe., 
beſtehe, iſt von der Kreishauptmannſchaft aufgehoben worden. witz 
hiergegen von der Stadtgemeinde A. erhobene Anfechtungsklage 
das OVG. Dresden als unzuläſſig ab: lich 

Bei der Erteilung von gewerblichen Konzeſſionen handelt es It 
nicht um ein eigenes Geſchäft der Stadtgemeinde; wenn OFT, 
auch auf Grund der örtlichen Verhältniſſe zu prüfen hat, ob die Vos 
ausſetzungen für eine Konzeſſionserteilung gegeben find, fo iſt gle 
wohl der 8 4 Abſ. 2 GemO. nicht anwendbar, vielmehr ergibt ſich a 
der Tatſache, daß der Reichs⸗ und Landesgeſetzgeber die Vora ” 
ſetzungen für die Erteilung gewerblicher Konzeſſionen im einzelnen . 
regelt haben, daß es ſich um ein übertragenes Geſchäft a 
Der Stadtrat hat ſonach in feiner Eigenſchaft als untere Able 
waltungsbehörde, mithin als mittelbare Staatsbehörde entſchieden re 
Entſch. greift nicht in den Rechtskreis der Stadtgemeinde ein. ber 
kann als Organ der Staatsgewalt eine ihr nicht zuſagende Entſch. ı.; 
Oberbehörde nach ſtändiger Rechtſprechung nicht anfechten und iſt i ji 
an dem Verwaltungsſtreite i. S, des § 73 BerwNechtapfi®. beteil 

(Sächſ. OVG., 1. Sen., Urt. v. 21. April 1925.) 


„ 


* 


2. 897 ſächſ. GemO. verbunden mit g 37 Gewd. un 
3 d. Gel. v. 27. Juni 1921. Der regelmäßige Verkehr Pin 
raftomnibuſſen auf öffentlichen Straßen und BIN, 
gehtüber den Gemeingebrauch nicht hinaus. Die Regeln 
des Verkehrs und die gewerbepolizeiliche Erlaubnise nge 
lung ſind durch $9 V Biff. 6 der Ausf Bd v. 15. Sept I) 
(GBl. 547) in rechtsgültiger Weiſe der Staatspolize ne 
hörde zugewieſen. Der wegeunterhaltungspflichtige eit, 
meinde ſteht zur Wahrung ihrer Intereſſen ein 
wirkungsrecht im gewiſſen Umfange zu. f) } jon 
Der Stadtrat in K. hatte dem ſtädt. Betriebsamt die Konzellin 
für ein Kraftomnibusunternehmen innerhalb des Stabtgebietes e ben, 
die Kreishauptmanuſchaft hatte ſie im Aufſichtswege wieder aufgeho eil 
Hiergegen richtete die Stadtgemeinde die Anfechtungsklage u. a., 2 


! 
Zu 1. Die Entſch. entſpricht dem vom OVG. ſtändig Seele 
Grundſatze, daß einer Gemeinde in übertragenen Geſchäf 
gegen die Entſcheidungen der Oberbehörde die Anfechtungsklage ea? 
ſagt iſt. Hat die Oberbehörde nicht, wie hier, über einen Rekurs 1 
ſchieden, ſondern dem Selbſtverwaltungskörper im Auffichtswege en 
Anweifung erteilt, wozu fie nach 8173 Gemd. in übertragen 
Geſchäften befugt iſt, jo kann der Selbſtverwaltungskörper ge er⸗ 
8 173 eine Entſch. des OVG. darüber herbeiführen, ob die * 
teilte Anweiſung ein übertragenes oder ein eigenes Geſchäft bett duen, 
Von großer praktiſcher Bedeutung iſt die Frage, ob in Ö ine 
wo ein Selbſtverwaltungskörper in eigenen Geſchäften he 
Entſcheidung gefällt hat, der hiervon Betroffene die ordentlichen N G. 
ntittel (Rekurs und Anfechtungsklage) hat, wie dies in 831. 2 
vorgeſehen iſt, oder ob ihm durch 8172 GemO. die Rechts mitte oft” 
nommen worden find. In 8172 GemO. ift beſtimmt, daß den worde 
verwaltungskörpern in eigenen Geſchäften von der Oberbehl, 


„(Beſchlußbehörde) unter beſtimmten Vorausſetzungen Anweiſung 
9 


en 
erteilt werden dürfen. Durch dieſe Beſtimmung iſt dem Betroſſe g 
nach der Anſicht von Streit, Komm. zur GemO. das M e 
OrgG. gewährte Recht des Rekurſes nicht entzogen. Das OVG. 
ſich der Streit ſchen Anſicht angeſchloſſen. * 
RA. Dr. Taeſchner, Leipzih 
inn 
Zu 2. A. Die Entſch. iſt bedenklich. Die gewerbliche Konze 
eines Kraftomnibusunternehmens für das Stadtgebiet iſt zwar aber 
ein übertragenes Geſchäft, die Ausübung des Unternehmers grel 


SD. Jahrg. 1926 Heft 19] 


Rechtſprechung 


2319 


ir 1 8 37 Gewd. und den einſchlägigen Beſtimmungen der GemO. 
75 aßgebliche Entſchließung vorbehalten ſei, ferner, weil die Entſch. 
G0 eibenshauptmannſchaft in das gemeindliche Selbſtverwaltungsrecht, 
Das 88 und Eigentum am öffentlichen Verkehrsraume eingreife. 
Klage G. wies die Klage als unbegründet ab und führte aus: Die 
durch 05 an ſich zuläflig, denn die Entſch. der Kreishauptmannſchaft, 
gehoben die dem ſtädt. Betriebsamte erteilte Genehmigung wieder auf⸗ 
inſtanzli wurde, ſtellt ſich der Stadtgemeinde gegenüber als eine zweit⸗ 
ie En Entſch. dar und betrifft den Rechtskreis der Stadtgemeinde, 
aſcken dit als Beteiligte i. S. des § 73 Abſ. 1 VerwRechtspflc. an⸗ 
m iſt. Sachlich iſt die Anfechtungsklage jedoch unbegründet. Die 
ſtand ung der Kraftomnibuslinien fällt unter $37 GewO. und 
zentralbe Ortspolizeibehörde zu, die nach 8 155 GewO. durch die Landes⸗ 
Na ehörde beſtimmt wird, vorliegendenfalls dem ſtädt. Polizeiamt. 
5 — nun durch das Gef. v. 27. Juni 1921 (Sächſ. GBl. 199), betr. 
3 Jungen im Polizeiweſen, beftimmt worden iſt, daß das Miniſterium 
und een die Zuſtändigkeit und den Geſchäftskreis der Sicherheits⸗ 
Übrigen ſtanglbehörden und ihr Verhältuis zueinander und zu den 
komite ſtaatlichen und gemeindlichen Polizeibehörden zu regeln habe, 
ſtog es Miniſterium durch die Ausf O. v. 15. Sept. 1922 dem 
en Polizeipräſidium die Aufſichtsführung über das 
für diebuweſen ſowie die Erteilung und Entziehung von Konzeſſionen 
. unter 837 GewO. fallenden Verkehrsgewerbe überweiſen. Die 
nach hi insbeſondere 84 Gem., ſteht dem nicht entgegen, wenn ſchon 
recht ieſer Beſtimmung die Gemeinden kraft ihres Selbſtverwaltungs⸗ 
dir Aue eigenen Angelegenheiten ſelbſtandig verwalten, wozu auch 
iche Verwaltung der öffentlichen Wege gehört. Aus 897 GemO. 

zu ben ih daß die Sicherheitspolizei einſchließlich der Verkehrspoltzei 
dem übertragenen Geſchäften gehört und ihre Handhabung 
emeinderat nur inſoweit obliegt, als ſie nicht der Staat auf 

ſelbſt n Ermächtigung oder vertragsmäßiger Vereinbarung 


Die Gemeinde hat dagegen d ihr i 

gen das von ihr in Anſpruch genommene 
15 öfen after. Dieſes Recht hat ſie jedoch nur unbeſchadet des 
tigen Velüchen Wegen beſtehenden Gemeingebrauchs. Nach den heu⸗ 
wege erhältniſſen muß die Gemeinde die Benutzung der Verkehrs⸗ 
Stra Kraftwagen aller Art dulden. Hiernach ſtellt das Befahren 
ah hen mit Kraftomnibuſſen, auch wenn fie in regelmäßigen Zeit⸗ 
raum en verkehren und ihnen Halteplätze auf öffentlichem Verkehrs⸗ 
er zugewieſen werden, keine genehmigungsbedürftige Sonderbenutzung 
meinde de dar. Gegen eine übermäßige Benutzung kann ſich die Ge⸗ 
Slraß nach Maßgabe des 8 24 der BD. v. 15. Sept. 1922 (betr. 
Tegebaugrkehr mit ſchweren Laſten) und unter Umſtänden nach 8 17 
en v. 12. Jau. 1870 (betr. Koſtenbeitrag des Unternehmers für 
970 Ger Wegeabnutzung) ſchützen. Weiter können die Gemeinden nach 
gebend ewO. auf die Tarifgeſtaltung für Omnibuslinien einen maß⸗ 
hr ben; Einfluß ausüben, da die Ortspolizeibehörde die Taxen nur 
Sgließlich timmeng mit der Gemeindebehörde feſtzuſetzen befugt iſt. 
v. 2 lich ſind die Intereſſen der Gemeinden auch durch 83 des Gef. 
gemei Juni 1921 gewahrt, inſofern die ftaatlichen Polizeibehörden all⸗ 
Oelogen Polizeiverordnungen in ſtraßen⸗ und verkehrspolizeilichen An⸗ 
lasen dere nur im Einvernehmen mit der Gemeindeverwaltung er⸗ 

en. 


(Sächſ. Oh, I. S., Urt. v. 26. Febr. 1926.) 
E 
8 153 Sächſ. Allg. Bauch. Solange die Bau- 


aub hörde nicht über die zur Genehmigung eines 
orhabens erforderlichen Ausnahmebewilligungen 


8. 
Neligeibe 


unmi 9 N 8 . 
mende Dat in die gemeindliche Verwaltungspolizei ein, denn der Ge⸗ 


ie Veri die Verwaltung des öffentlichen Verkehrsraumes ob. 
94 0 erwaltung iſt ein eigenes Geſchäft der Gemeinde i. S. des 
— Das regelmäßige Befahren des öffentlichen Verkehrs⸗ 
buslinf mit Kraftomnibuſſen, die Einrichtung von beſtimmten Omni⸗ 
leb nen geht u. E. über den Gemeingebrauch des öffentlichen Ver⸗ 
em ante hinaus. Die Verkehrspolizei, die vorliegendenfalls von 
Ein aatlichen Polizeipräſidium gehandhabt wird, kann daher nur im 
und nehmen mit dem Stadtrat als Inhaber der Verwaltungspolizei 
er Wegehoheit handeln. 
RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


Nee. Nach 837 RGewO. regelt die Ortspolizei den öffentlichen 
Tadel aller Transportmittel innerhalb des Orts, während für das 
Die ſen noch die Zuſtimmung der Gemeindebehörde hinzutreten muß. 
einer uterſagung des Betriebes iſt möglich, wenn dieſe Maßregel in 
Unia; olizeiderorbmung vorgeſehen iſt (OVG. 3, 297). Gegen die 
geſtaltn gang ist der Rekurs das zuläſſige Rechtsmittel, für deſſen Aus⸗ 
ſchrelbang die 88 40, 20, 21 RGewd. gewiſſe Mindeſtgarantien vor⸗ 
ef Hier hat nicht der Unternehmer gegen die Verſagung der 
igli nis Rekurs eingelegt, ſondern die Gemeinde als ſolche, ſo daß 
regel 5 die Zuſtändigkeitsfrage geprüft iſt. Ob ſachlich die Maß⸗ 
gericht er Staatspolizei gerechtfertigt war, konnte das Verwaltungs⸗ 
nicht entſcheiden, da es von dem Unternehmer in dieſem Per⸗ 


entſchieden hat, darf von ihr nicht über einen gegen 
das Bauvorhaben überhaupt erhobenen Widerſpruch ent⸗ 
ſchieden werden. Umfang der Prüfungspflicht der Bau⸗ 
polizeibehörde. J) 1 

Der Baubewerſber A. hatte bei dem Stadtrat beantragt, ihm für 
fein Bauvorhaben Ausnahmen von beſtimmten baurechtlichen Vor⸗ 
ſchriften zu bewilligen. Bevor noch hierüber entſchieden wurde, erhob 
ein Grundſtücksnachbar gegen das Bauvorhaben wegen des gewerb⸗ 
lichen Charakters des Neubaus Widerſpruch. Der Stadtrat wies den 
Widerſpruch zurück, weil nachbarliche Rechte nicht verletzt ſeien. Die 
Kreishauptmannſchaft als Baupolizeibehörde zweiter Inſtanz trat dem 
Beſchluſſe des Stadtrats bei; das OVG. hob den Beſchluß auf: 

Das eingeſchlagene Verfahren enthält eine Rechtsverletzung, denn 
ob der Widerſpruch gegen ein Bauvorhaben begründet iſt oder nicht, 
hängt weſentlich davon ab, ob die Ausnahmen von den geſetzlichen 
Vorſchriften dem Baubewerber bewilligt werden. Die Baupolizeibehörde 
hat übrigens bei Prüfung derartiger Geſuche des Baubewerbers nicht 
nur zu erörtern, ob die Vorſchriften, deren Nachſicht in Frage fteht, 
dem Schutze des widerſprechenden Nachbars dienen, ſondern es hat 
unabhängig von ſubjektiven Nachbarrechten auch zu prüfen, ob das 
Bauvorhaben den bau⸗, geſundheits⸗, feuerpolizeilichen und ſonſtigen 
öffentlichen Geſichtspunkten entſpricht. Auch hiergegen hat die Kreis⸗ 
hauptmannſchaft berſtoßen, inſofern fie den Widerſpruch nur unter dem 
Geſichtspunkt der Beeinträchtigung nachbarlicher Rechte gewürdigt hat. 

(Süchſo G., I. S., Urt. v. 17. Juli 1925.) 


e) Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 


1. Art. 129 Abſ. 1 RVerf. über bie Offenhaltung 
des Rechtsweges für vermögensrechtliche Anſprüche der 
Beamten ſchließt eine Entſcheidung von Verw Behörden 
oder VerwGerichten über ſolche Anſprüche nicht aus, ſo⸗ 
weit nicht die Beſchreitung des Rechtswegs dadurch ge⸗ 
hindert wird. 

Der Rechtsweg ſteht nach der Verfaſſung nur „offen“, d. h. er 
darf letzten Endes dem Beamten für vermögensrechtliche Anſprüche 
nicht verſchloſſen werden. Soweit die Landesgeſetzgebung entweder eine 
Vorentſcheidung ausdrücklich zuläßt oder auch die Entſcheidung durch 
eine Verwaltungsbehörde nicht ausdrücklich ausſchließt, bleiben daher 
die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte berechtigt, über der⸗ 
artige Anſprüche vorbehaltlich des Rechtswegs zu entſcheiden. 


(Thür G.., Urt. v. 15. Juli 1925, A 2/25, Jahrb. 10, 83.) 
* 


2. Ein VerwAkt, durch den dem Betroffenen eine 
Vergünſtigung gewährt wird, kann nicht lediglich aus dem 
Grunde zurückgenommen werden, weil die Behörde den 
Sachverhalt nachträglich anders beurteilt. 


(Thürd G., Urt. v. 25. Nov. 1925, A 11/25, Jahrb. 10, 104.) 


* 


fahren zur Beurteilung dieſer polizeilichen Maßregel nicht angerufen 
war. Warum das ſtädt. Betriebsamt den gegebenen Weg nicht ein⸗ 
geſchlagen hat, bleibt auffallend. 

IR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 


Zu 3. Das OVG. hat in früheren Entſcheidungen betont, daß 
die Baupolizeibehörde über Ausnahmebewilligungen von baurechtlichen 
Erforderniſſen geſondert von der Baugenehmigung zu entſcheiden habe 
und daß die Genehmigung eines angezeigten Bauvorhabens noch nicht 
genüge, um eine ſtillſchweigende Dispenſationserteilung zu unterſtellen. 
Eine ſolche kommt nur in Frage, wenn ſich die Baupolizeibehörde bei 
der Beſchlußfaſſung über das ihr vorliegende Vaugeſuch deſſen bewußt 
geweſen iſt, ſie bewillige mit deſſen Genehmigung zugleich eine Aus⸗ 
nahme von der Regelvorſchrift; wo es an dem Nachweiſe dieſes Willens 
fehle, könne eine ſtillſchweigende Dispenſationserteilung nicht an⸗ 
genommen werden (OVH. Jahrb. Bd. XIV S. 212). Ob dieſe Anſicht 
richtig iſt und nicht auf eine Mentalreſervation hinausläuft, erſcheint 
zweifelhaft. Im vorliegenden Falle hatte der Stadtrat den Wider⸗ 
ſpruch des Nachbars gegen das Bauvorhaben zurückgewieſen, ohne zu⸗ 
vor über die Ausnahmebewilligungen Entſchließung gefaßt zu haben, 
ja ohne überhaupt das Bauvorhaben genehmigt zu haben. Das war 
unzuläſſig, und deshalb iſt die Entſch. des DVG. zutreffend. 

RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 
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3. Der Einzelne hat im allgemeinen keinen im Verw.⸗ 
Rechtswege verfolgbaren Anſpruch auf polizeilichen Schutz 
oder auch darauf, daß die Gemeindeaufſichtsbehörden von 
den ihnen zuſtehenden Befugniſſen Gebrauch machen. 

Es gibt daher kein Klagerecht, um die Beſeitigung einer Be⸗ 
läſtigungen verurſachenden Anlage (Bedürfnisanſtalt) durch Eingreifen 
der Polizeibehörden oder der Gemeindeaufſichtsbehörde zu erzwingen 
(Urt. v. 25. Nov. 1925 zu A 16/25, Jahrb. 10, 107). Ebenſo läßt 
ſich mit der Anfechtungsklage nicht durchſetzen, daß die Polizei gegen 
die Beſchäftigung weiblicher Angeſtellten in einem Schankwirt⸗ 
ſchaftsbetriebe einſchreitet. Denn die Anfechtungsklage ſetzt voraus, 
daß die angefochtene Anordnung „den Kl. in ſeinen Rechten verletzt“. 
Die Entſcheidung darüber, ob Veranlaſſung gegeben iſt, gegen einen 
Gewerbebetrieb auf Grund der Beſtimmungen über die Beſchäftigung 
weiblicher Angeſtellter in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften vorzugehen, iſt 
aber lediglich Sache des pflichtmäßigen Ermeſſens der Polizeibehörden. 

(Thür OG., Urt. v. 18. Juni 1924, 8/24, Jahrb. 10, 4.) 
* 


Bei der Ermittlung des durch „Beiträge“ zu 
deckenden Aufwands für eine Gemeindeveranſtaltung iſt 
gegebenenfalls auch der Wert von Grund und Boden, den 
die Gemeinde aus Kämmereivermögen für die Veranſtal⸗ 
tung verwendet, in Anſatz zu bringen. 


(Thüroch., Urt. v. 20. Mai 1925, 0 27%4, Jahrb. 10, 58.) 


* 

5. 829 3. Steuer NotVO.; 89 Thür Steuer Not. Als 
Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ſind nur ſolche Leiſtun⸗ 
gen öffentlicher Körperſchaften anzuſehen, die auf Grund 
und unter Einhaltung der reichs und landesrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen 
(Bundes bzw. Reichsratsbeſtimmungen v. 31. Okt. 1918 
und v. 10. Jan. 1920, Reichs geſ. v. 12. Febr. 1921 und vom 
26. Juni 1921/28. März 1923 uſw.) gewährt worden ſind. 


(Thür Vc., Urt. v. 23. Juni 1926, C 50/26.) 


) Hamburg. 
Hanſeatiſches Verwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsrat Direktor Dr. Krüß, Hamburg 

1. Polizeilicher Zwang zur Führung von Fahrten- 
büchern durch die Inhaber eines Kraftfahrgeſchäfts iſt 
nicht zuläſſig. 

Kl. betreiben ein Möbeltransport⸗ und Kraftfahrgeſchäft mit ver⸗ 
ſchiedenen Autos und Geſpannen. Die Pol.⸗Beh. (Bell.) hat ihnen 
auferlegt, ein Fahrtenbuch zu führen, aus dem ſich Fahrzeugnummer 
Tag und Stunde der ausgeführten Fahrt ſowie Name des Fahrers 
ergeben und dieſes Buch auf Verlangen vorzulegen, weil ſie ſich ge⸗ 
weigert haben, bei Feſtſtellungen von Übertretungen der Verkehrs⸗ 
vorſchriften die ſchuldigen Fahrer anzugeben. Das HambG. hat die 
Anordnung aufgehoben. 

Hat einer der klägeriſchen Fahrer gegen verkehrspolizeiliche 
Vorſchriften verſtoßen, ſo ſind die Kl. nicht verpflichtet, den Fahrer 
der Bekl. namhaft zu machen. Dafür fehlt die Rechtsgrundlage. Wenn 
aber die Bekl. dem Kl. die Führung eines Fahrtenbuches auferlegt 
hat, um ſo gegebenenfalls durch deſſen Vorlage die ſchuldigen Fahrer 
zu erfahren, dann liegt auch darin nichts anderes als das Verlangen 
17 Auskunft, das die Kl. bisher berechtigterweiſe zurückgewieſen 
haben. 

Die Frage, ob eine Polizei O., durch die die Eigentümer 
von beſtimmten Kraftfahrzeugen Fahrtenbücher zu führen haben, über⸗ 
haupt zuläſſig wäre, mag dahingeſtellt bleiben. Auch dann wäre das 
Vorgehen gegen die Kl. nicht berechtigt, da fie dann jedenfalls be⸗ 
anſpruchen könnten, daß ſolche Polizei BO. auch wirklich erlaſſen 
wird und davon gleichmäßig alle Eigentümer von Kraftfahrzeugen 
beſtimmter Art betroffen werden. Sie brauchen nicht zu dulden, daß 
ſie allein, und zwar, weil ſie von einem ihnen zuſtehenden Rechte 
Gebrauch gemacht haben, einem ſchärferen Zwange unterworfen 
werden als andere Eigentümer von Kraftfahrzeugen gleicher Art. 

(Hanfeat. Verm&er$., Urt. v. 22. März 1926, 20/26.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Preußen. 
preußiſcher Gerichtshof 
zur Enkſcheidung von Kompetenzkonſlikten. 

1. Die Kloſterkammer in Hannover gehört nicht zu 
den Provinzialbehörden, die nach 8 5 Abſ. 1 VO. v. 1. Aug. 
1879 zur Erhebung des Kompetenzkonflikts befugt find. f) 

Die Schaffung der Kloſterkammer beruht auf dem Patent über 
die Errichtung einer allgemeinen Klofterkammer in Hannover vom 
8. Mai 1818 (Hannov. GS. I, 45). Das Patent erklärt es für rat⸗ 


ſam, die Verwaltung des geiſtlichen Gutes, insbeſondere der Ein 
künfte der aufgehobenen Stifte und Klöſter, in eine Adminiſtra 
zu vereinigen und ſie durch eine eigene, unter unmittelbarer 

ſicht der Staats⸗ und Kabinettsminiſterii ſtehende Kloſterkan n 
führen zu laſſen. An ſie haben ſich alle zu wenden, die in ek 
gelegenheiten des ihr zur Verwaltung übergebenen geiſtlichen © von 
etwas zu verhandeln haben; andere Amtsſtellen haben ihr die en 
ihr für erforderlich gehaltenen Nachrichten und Berichte zu erſta 1 
und ihre Anweiſungen zu befolgen. An dem dadurch umſchriebe ige 
Charakter der Kloſterkammer iſt durch das Grundgeſetz des Kon 15 
reichs Haunover v. 26. Sept. 1833 (Hannov. GS. I, 286) nichts IT 
ändert, ebenſowenig durch die ſpätere Einverleibung in Nr eg 
Entſprechend dem Patent heißt es auch im 8 79 Abſ. 2 4 
verfaſſungsgeſetz v. 6. Aug. 1840 (Hannov. GS. I, 141): „Die ein 
waltung dieſes — vormals klöſterlichen — Vermögens gebührt a er⸗ 
der vom König dazu beſtellten Behörde“, das iſt eben die Kloſt 8 
kammer. Es iſt ſchon hiernach nicht zu bezweifeln, daß der Klo 
kammer in Hannover die Eigenſchaft einer Staatsbehörde beizule 
iſt; es ergibt ſich das auch aus weiteren Beſtimmungen, die in 8 60 
Verhandlung vor dem Gerichtshofe vorgetragen find (vgl. z. B. U 
26 der Amtsordnung v. 16. Sept. 1852 — Hannov. GS. 311 859 
8 23 der Geſchäftsordnung für die Landdroſteien v. 25. Sept. 1 ; 
— Hanno. G. 348 —, die von dem zuftändigen Miniſter für ner 
Kloſterkammer erlaſſene Geſchaftsordnung v. 19. Jan. 1911, feln 
eine Publikation der Königl. Großbritanniſch⸗Hannoverſchen Klose 
kammer v. 20. Juli 1819 — Hannov. GS. III, 116 Nr. 62 , 
Ferner iſt anzuerkennen, daß ſich der Wirkungskreis der Klo 
kammer auf das Gebiet einer Provinz — Hannover — erſtrecht ke 
daß fie ſelbſt dem Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Vol 
bildung unterſtellt iſt. Aber damit wird ſie noch nicht zu 1979. 
Provinzialverwaltungsbehörde i. S. des 85 Vo. v. 1. Aug. & 
Der Gerichtshof hat im Urteil v. 14. Febr. 1880 (Ml. f. d. "ge 
1880, 77), das ſich mit der Befugnis des Landesdirektors zur ie 
hebung des Kompetenzkonflikts befaßte, ausgeſprochen, das Me 
habe, wenn es die Zentral⸗ und Provinzialverwaltungsbehörden bie 
befugt erkläre, den Kompetenzkonflikt zu erheben, dabei nur den 
unmittelbaren Staatsbehörden im Auge gehabt und die Behörd 
gemeint, welche die allgemeinen Intereſſen des Staates und r. 
Provinzen zu wahren und zu überwachen, die allgemeinen Lande 
angelegenheiten zu verwalten haben; ſollten unter Provinzial 
waltungsbehörden alle ſolche Inſtanzen verſtanden werden, d io 
Tätigkeit ſich überhaupt auf ein provinzielles Gebiet erſtreckt, 
würde eine Vielſeitigkeit der zur Erhebung des Kompetenzkonflt ut 
befugten Behörden eintreten, welche leicht zur Verwirrung un ſich 
Geltendmachung einſeitiger Geſichtspunkte führen könnte. Ahn 0. 
beſchränkt auch das OVG. das Recht zur Konfliktserhebung (81 88 
v. 13. Febr. 1854) auf ſolche Provinzialbehörden, die nach Huf 
Organiſation vornehmlich mit der Wahrnehmung ſtaatlicher 620 
ſichts⸗ und Regierungsrechte betraut find (MBl. f. d. i. V. 1880, 1 
Hieran iſt im weſentlichen feſtzuhalten. Jedenfalls können als 11 dit 
vinzialverwaltungsbehörden im Sinne der VO. v. 1. Aug. 1879 be 
ohne weiteres alle diejenigen Staatsbehörden augeſehen werden, “ih 
Wirkungskreis eine Provinz oder einen größeren Bezirk von 7 
umfaßt, vorausgeſetzt, daß ſie der Landeszentralbehörde une l 
bar unterſtehen. Um eine ſolche Staatsbehörde als Provin en 
verwaltungsbehörde im Sinne der VO. v. 1. Aug. 1879 ee 
zu laſſen, muß vielmehr mit Rückſicht auf die begriffliche Beden val. 
des „Rompetenzkonflikts zwiſchen den Gerichten und den Verne 
tungsbehörden“ noch ein weiteres Merkmal hinzutreten: Sie geil 
mit der Wahrnehmung von ſtaatlichen Hoheitsrechten betraut 19 
die als Ausflüſſe der Gebietshoheit erſcheinen, muß alſo ein 
wenn auch organiſatoriſch abgeſonderter — Teil der allgeme 


richten und den Verwaltungsbehörden v. 1. Aug. 1879 erklärt i 

Abſ. 1 als zur Erhebung des Kompetenzkonfliktes nur die BAT, 
und die Provinzialverwaltungsbehörde für befugt. Nach dem erhänen 
den 8113 Abſ. 1 des Geſ. über die allgemeine Landesverwaltung ng 
30. Juli 1883 find die Zentral⸗ und die Provinzialverwaltu aden 
behörden auch für die im Verwaltungsſtreitverfahren zu verhandel ie 
Angelegenheiten zur Erhebung des Kompetenzkonflikts befugt. 2 
Frage, welche Behörden als „Provinzialverwaltungsbehörden ge 9 
dieſer Vorſchriften anzuſprechen ſeien, iſt durch eine reichhaltige deb 
ſprechung des Gerd. f. KompKonfl. ziemlich erſchöpfend geklärt h in 
Vgl. das Verzeichnis der Behörden, welche eine ſolche Befugnts ge 
Anſpruch genommen haben, bei Stölzel, Rechtſprechung des mit 
richtshofs zur Entſch. der Kompetenzkonflikte, 1897, S. 611. den 
Nachtrag von 1899, S. 30; hier wird unterſchieden zwiſchen A. mid 
Behörden, deren Befugnis anerkannt ift, B. ſolchen, deren Be 
aberkannt iſt, C. ſolchen, deren Befugnis nicht ſtändig an⸗ oder us 
erkannt iſt. Hieraus ergibt ſich, daß ſchlechthin nur Selbſtverwalku ats 
und Kirchenbehörden von der Befugnis ausgeſchloſſen, dagegen Sta ale 
behörden auch dann für befugt zu erachten find, wenn fie kei wol 
gemeine Landesverwaltung führen, ſondern einzelnen Spezialn Pro 
tungszwecken dienen. So wurde die Befugnis z. B. auch dem nom 
vinzialſchulkollegium, der Provinzialſteuerdirektion, dem Generall 


Zu 1. A. Die VO. betr. die Kompetenzkonflikte zwiſchen ben 
tal 
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Staats 

des wivervallung fein (vgl. Fritze⸗Werner, Prozeßvertretung 
of u, S. 18 ff.). Gerade an dieſem Erforderniſſe fehlt es der 
u den er. Sie iſt als Verwaltungsbehörde für das gejamte 
malianden Zwecken ausſchließlich beſtimmte geiſtliche Gut im ehe⸗ 
den . önigreich Hannover geſchaffen. Sie verwaltet und vertritt 
damon eigener Rechtsperſönlichkeit ausgeſtatteten „Allgemeinen 
en Kloſterfonds“, eine aus dem ſtaatlichen Vermögen 
9 milde Stiftung (vgl. OVG. 57, 226 ff.). Mögen ihre 
über anders befugniſſe in Anſehung jenes Vermögens — auch gegen⸗ 
ihre Sen Amtsſtellen — noch ſo weitgehende ſein, jedenfalls bleibt 
ten Ber gkeit auf die Verwaltung des für ſpezielle Zwecke beſtimm⸗ 
ihr ang gens. beſchränkt; ſtaatshoheitsrechtliche Funktionen ſtehen 
behörden ben nicht zu. Sie iſt deshalb auch keineswegs Staats⸗ 
mit hegeitgeichzuſtellen, die Staatsvermögen im Intereſſe des Staates 
iſt die eitsrechtlichen Befugniſſen verwalten. Aus dieſen Erwägungen 
Befugnis der Kloſterkammer zur Erhebung des Kompetenz⸗ 


* 
den 85 Die Kloſterkammer in Hannover gehört nicht zu 
1879 ropinzialbehörden, die nach 8 5 Abſ. 1 VO. v. 1. Aug. 
1 Sar Erhebung des Kompetenzkonflikts befugt ſind. 


wegz / 

weſch (GS. 241) begreift unter „Abgaben und Leiſtungen, 
oder für Kirchen ... auf Grund einer notoriſchen Orts- 
ange Dezirksverfaſſung erhoben werden“, wie die dort 
nut ſogene Kabinettsorder v. 19. Juni 1836 erkennen läßt, 
egen 
infenliber dem ſäumigen Schuldner ein „Erhobenwerden“ 
der Gehe kommt, das ſind nur ſolche, die ein Mitglied 


n 
Obterordnungsverhältnis ſtehende Perſon verſchuldet. 


privat 
dafür a 


gibt zung der Klage auf unvordenkliche Verjährung er- 
Da nat ohne weiteres die Zuläſſigkeit des Rechtswegs. 
zug zwe unvordenkliche Verjährung auch, und ſogar vor⸗ 
bedars le, öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe ergriffen hat, 
ern. es vielmehr tatſächlicher Anführungen, aus denen 
Ben „sehen ſoll, daß im Streitfalle die Rechtsübung im 
37 Btfein eines dem bürgerlich⸗rechtlichen Gebiet an⸗ 
Reteenden Rechts erfolgt ſei. Die Zuläſſigkeit des 
prüfe wegs iſt für Klage und Widerklage geſondert zu 
auf die Wenn die Erhebung des Kompetenzkonflikts nicht 
(dom 1 Klage beſchränkt wird, ſo iſt er als auch auf die 
erach onfliktskl. ſelbſt erhobene) Widerklage erſtreckt zu 
und Vor Beitritt des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt 
olksbildung zur Konfliktserhebung. f) 
ober die Kirchengemeinden M. und G. im Regierungsbezirk Han⸗ 
derte haben am 30. Dez. 1899 gegen den Allgemeinen Kloſterfonds, 
mit Fra durch die damals Königliche Kloſterkammer zu Hannover, 

"genden Anträgen Klage erhoben. Es möge feſtgeſtellt werden: 
der S. daß der Allgemeine Kloſterfonds verpflichtet iſt, im Bezirke 

irchengemeinde M. ſämtliche Kirchen⸗ und Pfarrlaſten — aus⸗ 


Mı 
ey nebſt Intendantur, dem Oberbergamt, der Oberpoſtdirektion, 
tion eneralkommiſſion, der Eiſenbahndirektion, der Rentenbankdirek⸗ 
und erkannt. (Vgl. das Verzeichnis ſowie Stölzel, Rechtsweg 
aeg, Nbotenzkonflikt in Preußen, 1901, S. 364, auch v. Bitters 
kanme der preuß. Verw. 1 1911, S. 1053) Da nun die Kloſter⸗ 
Geſichte unbeſtritten eine Staatsbehörde bildet, fo kann ihr unter dem 
waltu punkt ihrer Beſchränkung auf eine Spezialaufgabe der Ver⸗ 
9 jene Befugnis nicht abgeſprochen werden. Daher iſt die Be⸗ 
0 der Begründung auf das Urteil v. 14. Febr. 1880 verfehlt; 
ieſes letztere Urteil die Rechtsauffaſſung vertritt, daß die Befug⸗ 
befindet den Behörden der allgemeinen Landesverwaltung zuſtehe, ſo 
richts es ſich im Widerſpruch mit der übrigen Judikatur des Ge⸗ 
Er eee, Beachtenswert iſt dagegen der Hinweis des vorliegenden 
1880 tniſſes auf die Entſch. des preuß. OB G. in MinBl. f. d. i. Verw. 
niſſeg 62, vollends aber das Argument des vorliegenden Erkennt⸗ 
ſei » die Behörde müſſe — was bei der Kloſterkammer nicht der Fall 
Seren der Gebietshoheit fließende Hoheitsrechte auszuüben haben. 
ini 1 dürfte, obwohl ein Grenzfall vorliegt, dem Erkenntnis trotz 
mit, go Bedenken doch zuzuſtimmen fein. Von Intereſſe iſt, daß hier⸗ 
Vefugnigftt ich feſtſtellen konnte, erſtmalig für die Kloſterkammer die 

isfrage geprüft — und verneint — worden iſt. 
Prof. Dr. Friedr. Gieſe, Frankfurt a. M. 

B. Vgl. auch nachſtehende Entſch. v. 31. Okt. 1925, Pre 2895. 
erheben 2. 1. Daß ein Kompetenzkonflikt, der von einer zu ſeiner 
einer bis nicht berechtigten Behörde erhoben iſt, durch den Beitritt 
iſt under. Befugnis beſitzenden, übergeordneten Behörde wirkſam wird, 
edenklich. Auch iſt nichts dagegen zu erinnern, daß die zur 


n 


genommen lediglich ſolche Laſten, welche durch beſondere Kirchengeſetze 
ausſchließlich den Parochianen ausdrücklich auferlegt ſind — über 
den Umfang der bisherigen Leiſtungen hinaus nach Maßgabe des je⸗ 
weiligen Bedürfniſſes allein zu tragen, namentlich auch die durch das 
Kirchen. v. 2. Juli 1898 geſchaffenen Mehrlaſten; 

2. daß der Allgemeine Kloſterfonds ſerner verpflichtet iſt, über 
den Umfang ſeiner bisherigen Leiſtungen hinaus den Geiſtlichen der 
Kirchengemeinde G. nach Maßgabe der jeweiligen Anforderungen allein 
zu beſolden und namentlich die in dieſer Beziehung durch das er⸗ 
wähnte Firchen®. geſchaffenen Mehrlaſten zu tragen, unter Ausſchluß 
der Verpflichtung der Kirchengemeinde G., Pfarrlaſten durch Um⸗ 
lagen aufzubringen. 

Zur Begründung ihrer Klage führen die beiden Kirchengemeinden 
folgendes an: 

Das Kloſter M. ſei i. J. 1196 durch den Grafen Konrad von 
Roden geſtiftet worden. Zu dem Kloſter habe eine Kloſterkirche ge⸗ 
hört, die ſeit alters ſtändig vom Kloſter unterhalten worden ſei. Auch 
nach der Reformation habe ſich das Kloſter in Beſitz und Verwaltung 
des Kloſter⸗ und Kirchenguts erhalten. Im Dreißigjährigen Kriege 
aber habe das Kloſter M. das Vermögen im weſentlichen an den 
Landesherrn durch Einziehung verloren. Der Landesherr habe das 
eingezogene Vermögen zu einer beſonderen Gütermaſſe vereinigt. Auf 
dieſe Gütermaſſe ſeien die Verbindlichkeiten übergegangen, die auf 
dem eingezogenen Kloſter⸗ und Kirchengut geruht haben, während die 
Verwaltung züberſchüſſe zur ausſchließlichen Verwendung für ſonſtige 
geiſtliche und Lehrzwecke beſtimmt worden ſeien. Die Gütermaſſe ſei 
der Grundſtock für den heutigen Hannoverſchen Allgemeinen Kloſter⸗ 
fonds, aus der dafür i. J. 1650 in Hannover errichteten Kloſterkaſſe 
ſei die preußiſche Kloſterkammer erwachſen. Alle vermögensrecht⸗ 
lichen Verpflichtungen, die früher dem Kloſter M. als Inhaber des 
dortigen Kloſter⸗ und Kirchenguts zur Erhaltung der Kloſterkirche und 
zur Befriedigung der geiſtlichen Bedürfniſſe obgelegen hätten, ſeien 
auf dieſe Weiſe im Wege der Univerſalſukzeſſion auf den Kloſterfonds 
übergegangen. Die Kloſterkirche ſei von jeher Parochialkirche für die 
Parochie M. geweſen. Die Einwohner hätten dem Kloſten den Zehnten 
ſowie ſonſtige Gefälle und Abgaben entrichtet, wohingegen das Kloſter 
für ſämtliche geiſtliche Bedürfniſſe der Einwohner geſorgt habe. In 
der Parochie M. habe niemals ein Kirchenärar (fabrica ecclesiae) 
beſtanden. Schon daraus ergebe ſich, daß das Kloſter und ſpater der 
Kloſterfonds die Verpflichtung habe, alles zu gewähren, was ſonſt 
vom Arar oder bei deſſen Unzulänglichkeit von der Steuerkraft der 
Einwohner aufgebracht werden müſſe. In der Tat habe das Kloſter, 
ſpäter der Kloſterfonds, ſeit unvordenklicher Zeit alle Kirchen⸗, Pfarr⸗ 
und ſonſtigen geiſtlichen Laſten allein getragen, ausgenommen ſolche 
Laſten, die durch beſondere neuere Kirchengeſetze ausſchließlich den 
Parochianen auferlegt ſeien, und zwar ſeien die Laſten nach Maßgabe 
des jeweiligen Bedürfniſſes getragen, auch wenn dasſelbe gegenüber 
den früheren Bedürfniſſen und Leiſtungen ſich als eine Erweiterung 
dargeſtellt habe. Beide Teile hätten die Überzeugung gehabt, daß eine 
rechkliche Verpflichtung vorliege. Unter den Einwohnern ſei es alter 
Glaubensſatz geweſen: „Wir haben keine Kirchen⸗ und Pfarrlaſten, 
ſolche liegen ausſchließlich der Kloſterkammer ob.“ Die Kirchen⸗ 
gemeinde befinde ſich alſo ſeit unvordenklicher Zeit im Beſitz des 
Rechtes, vom Kloſter, ſpäter vom Kloſterfonds, die Beſtreitung aller 
kirchlichen Laſten — mit Ausnahme der geſetzlich ausſchließlich den 
Parochianen obliegenden — beanſpruchen zu können. 


Verwaltung und Vertretung des Hannoverſchen Kloſterfonds berufene 
Kloſterkammer als eine zur Erhebung des Kompetenzkonflilets befugte 
Provinzialverwaltungsbehörde nicht anerkannt wird. 

2. Ebenſo iſt zweifelsfrei, daß für eine Widerklage der Rechts⸗ 
weg zuläſſig, für die Klage ſelbſt dagegen ausgeſchloſſen fein kann. 
Iſt es doch auch unbeſtritten möglich, daß von mehreren in einer 
Klage erhobenen Anſprüchen der eine vor die ordentlichen Gerichte ge⸗ 
mäß 813 GVG. gehört, während für die anderen der Rechtsweg nicht 
zugelaſſen iſt. f 

3. Durch Geſetz kann der Rechtsweg nicht nur für privatrechtliche 
Anſprüche, ſondern auch für ſolche Streitigkeiten zugelaſſen werden, 
die weſentlich auf öffentlichem Recht beruhen. Ein in dieſem Jahr⸗ 
gange der JW. mehrfach erörtertes Beiſpiel bilden die Auseinander⸗ 
ſetzungsprozeſſe zwiſchen Kirchengemeinden und Schulverbänden auf 
Grund der 88 27 und 30 Abſ. 6 und 7 VG. (vgl. JW. 1926, 
1446 ff.). Wenn das NO. in feinen letzten Entſch. in dieſen Aus⸗ 
einanderſetzungsprozeſſen auch die Frage des privatrechtlichen Eigen⸗ 
tums für entſcheidend angeſehen hat, ſo iſt doch unbeſtritten, daß auch 
die öffentlich⸗rechtliche Zweckbeſtimmung der Vermögensſtücke bei dieſen 
Streitigkeiten mit zu erörtern iſt, ja daß die in Betracht kommenden 
Rechtsverhältniſſe ihren Urſprung weſentlich im öffentlichen Recht haben. 

4. Iſt aber der Rechtsweg nicht durch Reichs⸗ oder Landesgeſetz 
ausdrücklich zugelaſſen, entſcheidet über feine Statthaftigkeit vielmehr 
lediglich der 8 13 GV G., fo müſſen allerdings nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des Gerichtshofs zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte 
die Tatſachen in der Klage angegeben werden, welche den 
erhobenen Anſpruch als auf privatrechtlicher Grundlage beruhend er⸗ 
ſcheinen laſſen (vgl. außer den beiden Erkenntniſſen v. 29. März 1924, 
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Das Dorf G. ſei zwar in der Kirchengemeinde M. eingepfarrt, 
es könne deſſen Kloſterkirche benutzen und ſei in deſſen Kirchen⸗ 
vorſtand vertreten. Daneben bilde es aber auch eine ſelbſtändige 
Kirchengemeinde mit eigener Kirche und eigenem Arar. Der jeweilige 
Kloſterprediger von M. ſei zugleich Pfarrer der Kirchengemeinde G. 
und habe jährlich vierzehnmal in der Kirche von G. zu predigen. Die 
Kirchengemeinde G. habe nie zu des Kloſterpredigers Beſoldung bei⸗ 
zutragen gehabt. Vielmehr habe das Kloſter, ſpäter der Kloſterfonds, 
den Geiſtlichen auch inſoweit unterhalten, als er für G. tätig ge⸗ 
worden ſei. 

Das Kirchen. v. 2. Juli 1898 betr. das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover 
(GS. 1898, 172, 243) erhöhe das Einkommen des Pfarrers für M. 
und für G. Während es im allgemeinen die Pflicht zur Beſchaffung 
der Mittel den Kirchengemeinden auferlege, ſage es im 8 6: 

„Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte 
beruhende Verpflichtungen Dritter werden durch das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nicht berührt.“ 

Mittels Schreiben v. 27. Nov. 1899 habe die Kloſterkammer Ver⸗ 


pflichtungen des Kloſterfonds nur im Umfange des bisher Geleiſteten“ 


anerkannt, aber beſtritten, daß ihm Laſten nach Maßgabe des je⸗ 
weiligen Bedürfniſſes oblägen. Deshalb beſtehe ein Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung der ſtreitigen Pflicht. 

Der Bekl. hat demgegenüber die Anträge angekündigt, die Klage 
abzuweiſen und im Wege der Widerklage feſtzuſtellen, daß er private 
rechtlich nicht verpflichtet ſei, auch nur eine einzige der in der Klage 
bezeichneten Laſten zu tragen. 

Verleſen ſind dieſe Anträge noch nicht, da bisher in keinem der 
angeſetzten Termine ſachlich verhandelt worden iſt. 

Der Bekl. hat feine Pflicht in Abrede geſtellt, die jeweiligen 
ſämtlichen Bedürfniſſe für die Kirche und den Pfarrer in M. zu be⸗ 
ſtreiten, auch geleugnet, im privatrechtlichen Sinne Rechtsnachfolger 
des Kloſters zu fein. Das Kloſter ſei vielmehr ſäkulariſiert, und fein 
Vermögen habe dadurch die Eigenſchaft als ſolches verloren, die recht⸗ 
lichen Beziehungen ſeien untergegangen. Dieſe ſeien auch nicht da⸗ 
durch wieder ins Leben gerufen, daß die früheren Vermögensmaſſen 
verſchiedener hannoverſcher Klöſter zu dem Allgemeinen Kloſterfonds 
mit der Beſtimmung vereinigt ſeien, für Kirchen- und Schulzwecke zu 
dienen. Die unvordenkliche Verjährung erſtrecke ſich jedenfalls nicht 
auf die jeweilig neu entſtehenden Laſten. Auch ſeien die von den Kl. 
angeführten Leiſtungen nicht in der Abſicht, eine Verpflichtung zu er⸗ 
füllen, gewährt. 

Nachdem der Rechtsſtreit viele Jahre geruht hatte, hat die 
Kloſterkammer i. J. 1924 den Kompetenzkonflikt erhoben. Der Er⸗ 
hebung iſt der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
beigetreten. 

Gegen die Zuläſſigkeit des Kompetenzkonflikts beſtehen keine 
durchgreifenden Bedenken. Zwar hat der Gerichtshof (Nr. 2892) 1) der 
Kloſterkammer in Hannover die Befugnis abgeſprochen, den Kompe⸗ 
tenzkonflikt zu erheben. Aber in der vorliegenden Sache iſt der 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung der Erhebung bei⸗ 
getreten. Dieſer iſt jedenfalls zur Erhebung befugt und deshalb der 
Kompetenzkonflikt als wirkſam anzuſehen. 

0 Kompetenzkonflikt erſcheint auch begründet, was die Klage 
angeht. 

In Preußen gilt, und zwar nach der VO. v. 16. Sept. 1887 
(GS. 1515) auch in der hier in Betracht kommenden Provinz Hans 
nover, der 8 15 Satz 1 des Gef. v. 24. Mai 1867 betr. Erweiterung 
des Rechtswegs (GS. 241). Danach iſt in Beziehung auf alle be⸗ 
ſtändigen Leiſtungen, die an Kirchen auf Grund einer notoriſchen 
Orts⸗ oder Bezirksverfaſſung zu entrichten ſind, das rechtliche Gehör 
unbedingt geſtattet. Handelte es ſich hier nach dem Vortrage der Kl. 
um ſolche Leiſtungen, fo wäre dieſe Geſegzesſtelle entſcheidend, einerlei, 
. 2082 und 2083, auch die Entſch. v. 20. Okt. 1923, Pre. 
Nr. 2835). Daß der Gerichtshof Tatſachen verlangt und ſich nicht 
mit der bloßen Angabe eines Rechtsverhaltniſſes, wie Erſitzung, Erb⸗ 
recht oder dgl., begnügt, Kann nur gebilligt werden. Da lediglich eine 
Angabe der rechtsbegründenden Tatſachen, keineswegs ihre Glaubhaft⸗ 
machung verlangt wird, erſcheint die Rechtsverfolgung durch die Praxis 
des Gerichtshofes keineswegs in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt. 

5. Darin wird dem Gerichtshof vollends beizuſtimmen ſein, daß 
die ausſchließliche Angabe der unvordenklichen Verjährung als Klage⸗ 
grund nicht geeignet iſt, den angeſtrengten Prozeß als „eine bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeit“ i. S. des 813 GG. erſcheinen zu laſſen. 
Wenn auch die Anſicht von Savigny, daß die unvordenkliche Zeit 
nur bei Verhältniſſen öffentlich⸗rechtlichen Charakters Anwendung fin⸗ 
det, heute nicht mehr die herrſchende iſt (vgl. Dernburg, Pandekten 
5 160), fo liegt doch, wie die Motive zum BGB. (Bd. 1 S. 346) mit 
Recht hervorheben, „der Schwerpunkt des Inſtituts der unvordenk⸗ 
lichen Verjährung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Für das 
bürgerliche Recht iſt die Bedeutung eine geringe.“ Dabei bezeichnen 
die Motive zugleich dieſes Inſtitut als eine „Rechtsbildung, über deren 


1) Vorſtehend S. 2320 unter Nr. 1 abgedruckt. 


ob die Leiſtungspflicht dem öffentlichen oder dem privaten Rechte 8. 
ſtammt; denn der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten daz 
des 813 GVG. erhält feine Abgrenzung im einzelnen durch ned 
Landesrecht. Das Reichsgeſetz würde alſo der Einbeziehung EU 
öffentlich⸗rechtlichen Anſpruchs nicht im Wege ſtehen. Der erſte nt 
des 8 15 iſt aber hier nicht anwendbar. Die Kabinettsorder v. 19. A5 
1836, auf die der $ 15 des Geſ. v. 24. Mai 1861 Bezug nimmt, 
durch ihre Überſchrift, Einleitung und fonftige Faſſung erken i 
daß unter den Leiſtungen an oder für die Kirche uur ſolche gen, 
ſind, für die eine unmittelbare Vollſtreckbarkeit gegenüber dem Ihe 
migen Schuldner, ein „Erhobenwerden“, in Frage kommt. Das! 
nur ſolche Abgaben oder abgabenähnliche Leiſtungen, die ein Mi 10 
der Gemeinde oder eine ſonſtige zur Gemeinde in einem Unterd 
nungsverhältnis ſtehende Perſon verſchuldet. Der beklagte Klo 
fonds kommt nach ſeiner Geſchichte und Natur für ein ſolches u dt. 
ordnungsverhältuis und für eine „Heranziehung“ nicht in Bere 
Außerdem Kann man die Unterlage, auf die die Kl. ihren Klaganſp ine 
aufbauen, nicht als notoriſche Ortsverfaſſung bezeichnen, denn 
ſolche kann allein im Verhältnis zwiſchen zwei Perſonen n. chen 
ſtehen (Ob Trib. 28, 110). Einen weiteren Geltungsbereich als zwif 
ihnen und dem Kloſterfonds machen die Kl. ſelbſt nicht geltend. 
Fehlt es hiernach an einer ausdrücklichen Geſetesbeſtinmen 
über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs in dieſem Falle, ſo Bar um 
Rechtsweg nach allgemeinen Grundſätzen als zuläſſig nur dann geile 


wenn die Klage, ſo wie ſie begründet worden iſt, auf einer bürgen, 


rechtlichen Grundlage beruht. Die Klage ſtützt ſich auf unvordenne 055 
Verjährung, nämlich auf die behauptete Tatſache, daß der Kloſterfen, 
von alters her die geſamten Kultuskoſten der klagenden Kir 
gemeinden nach dem jeweiligen Bedürfnis getragen habe. Dieſe 
hauptung reicht nicht hin, um den Rechtsweg zuläſſig erſcheinen 1 
laſſen. Wie der Gerichtshof ſchon anderweit (Nr. 2847; PrVer ; 
46, 31; JW. 1924, 2082) näher ausgeführt hat, hat die unvorde, 
liche Verjährung auch und ſogar vorzuͤgsweiſe öffentlich⸗rechtliche ure 
hältniſſe ergriffen. Es hätte alſo tatſächlicher Anführungen — 
aus denen hervorgehen ſollte, daß die Rechtsübung im Bewu 010 
eines dem bürgerlich⸗rechtlichen Gebiet angehörenden Rechtes erf 
ſei. Da bisher außer der unvordenklichen Verjährung keine ale 
grund vorgebracht, ein bürgerlich⸗rechtlicher Entſtehungsgrund ge 
ſtreitige Verpflichtung alſo nicht geltend gemacht iſt, muß der Re 
weg für die Klage in der vorliegenden Sache ebenſo für unzul en 
erklärt werden wie in der erwähnten Sache Nr. 2874 und in om 
Erkenutniſſen v. 29. März 1924, Nr. 2848, JW. 1924, 2083 und ® 
24. Mai 1924, Nr. 2857. 

Für die Widerklage ift über die Zuläſſigkeit des siegt 
beſonders zu entſcheiden. Die Erhebung des Kompetenzkonflikts 
nicht auf die Klage beſchränkt worden. Die Widerklage aber 50 
ſchon zur Zeit dieſer Erhebung anhängig. Der im Schriftſaß in 
20. Juni 1910 angekündigte Widerklagantrag iſt zwar bis heute e 
einer mündlichen Verhandlung nicht verleſen und deshalb nicht 11 7 
hängig geworden, ſolange der §8 281 380. in feiner urſorang le 
Faſſung galt. Nach der derzeit geltenden Faſſung dieſer Vorſe⸗h 
genügt es aber, und zwar mit rückwirkender Kraft für an nem 
Sachen, zur Rechtshängigmachung einer Widerklage, daß fie in e ni 
Schriftſatz zugeſtellt iſt. Eine Zuſtellung des Schriftſatzes v. 20. die 
1910 von Anwalt zu Anwalt iſt als geſchehen anzunehmen, © det 
Kl. der Darſtellung in der Konfliktsbegründung über Erhebung t 
Widerklage nicht widerſprochen haben. Iſt aber die Widerklage enn 
Januar 1924 erhoben, fo bedarf fie hier ſelbſtändiger Prüfung, 5 
ihr Beſtand iſt nicht abhängig davon, daß die Klage ſelbſt zu 
und wirkſam iſt. kl. 

Mit der Widerklage ift die Feſtſtellung begehrt, daß der Pr 
privatrechtlich nicht verpflichtet ſei, auch nur eine einzige der in 
Klage bezeichneten Laſten zu tragen. Der Anſpruch iſt hier alſo 
Wert die Meinungen von jeher geteilt geweſen ſind und welche, 1 
jahrhundertelangen Beſtehens ungeachtet, eine feſte Geſtalt nich ger 
zunehmen vermocht hat“. In das BGB. hat die unvordenkliche ahme 
jährung infolgedeſſen keine Aufnahme gefunden. Die Stellung! 2 
des Gerichtshofes dieſem Klagegrunde gegenüber kann daher nur 
billigt werden (vgl. auch Gieſe, JW. 1924, 2082). daß 

6. Mit Vorſtehendem ſcheint es im Widerſpruch zu ſieh g au 
der Gerichtshof in obigem Erkenntnis für die Widerklage den nchen 
weg zuläßt, obwohl in ihr auch keinerlei rechtsbegründende Tati ei 
angegeben find. Es erklärt ſich dies einfach daraus, daß der 2 
kläger nur die negative Feſtſtellung begehrt, aus irgendeinem pr per 
rechtlichen Grunde nicht verpflichtet zu fein, auch nur eine DEF der 
anſpruchten Leiſtungen zu erfüllen. Den Kl. wird dadurch, wie für 
Gerichtshof mit Recht bemerkt, die Möglichkeit eröffnet, jeden und 
ihren erhobenen privatrechtlichen Anſpruch verwertbaren Rechtsgoge 
geltend zu machen. Daß die Tatſache der Säkulariſation als lei 
keinen privatrechtliche Titel verleiht, ift allerdings vom NÖ- 3 
mehrfach ausgeſprochen worden (vgl. u. a. Urt. v. 2. Juli 1925, 
1925, 2436 ff. zu III). 
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W clic auf privatrechtliche Leiſtungen beſchränkt. Dafür den Rechts⸗ Grundlage ergangene Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung vom 


eg aus 2 
Anſpruszuſchließen, liegt keinerlei Anlaß vor, gleichviel wie über den 
privatrect er Klage erkannt wird. In der Beſchränkung auf das 
Klage echtliche Gebiet wird der geſamte Prozeßſtoff durch die Wider⸗ 
privat em Gericht zugänglich, und da die Kl. ihre Klage für eine 
rogeßgellche erachten, kommen ſie auf dem Umwege der von ihrem 
du 9 noner erhobenen Widerklage zu ihrem Ziele, den Streitfall 
der bo ie Gerichte entſchieden zu ſehen. Der Kompetenzkonflikt aber, 
itt, 1 der Kloſterkammer auch auf die eigene Widerklage erſtreckt 
e inſoweit für unbegründet erklärt werden. 


0 
erpof f. KompKonfl., Erk. v. 31. Okt. 1925, Pr L 2895.) 
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Ser N 8 7 Geſ. über ſtaatliche Verwaltungsgebühren. 
erhoßerſpruch auf Rückzahlung einer angeblich zu Unrecht 
enen Verwaltungsgebühr darf nicht im Wege der 
AUS ungerechtfertigter Bereicherung vor den ordent⸗ 
Richter gebracht werden.) 
waltung Der, Anſpruch des Kl. auf Erſtattung der 10,40 GM. Ver⸗ 
9 „ Bebühr it auf ungerechtfertigte Bereicherung (88 812 ff. 
des geſtützt. Zur Begründung dafür, daß der Bekl. auf Koſten 
führt 1 eingekl. Geldbetrag ohne rechtlichen Grund erlangt habe, 
mit de r Kl. einzig die Tatſache an, daß der Regterungspräſident 
Bei heit die Beſchwerde über die Polizeiverwaltung zurückweiſenden 
ge ne 10,40 GM. Verwaltungsgebühr von ihm, dem Kl., ein⸗ 
entſche habe. Würden die Gerichte dem klägeriſchen Antrage gemäß 
rungsprafz ſo würden ſie darüber entſcheiden müſſen, ob der Regie⸗ 
oder Üfident die 10,40 GM. Verwaltungsgebühr vom Kl. zu Recht 
er biünrecht eingezogen hat. Mit dieſer Entſch. ſteht oder fällt 
w alte sdeiſche Anſpruch. Der eigentliche Gegenſtand des Streites 
on, die Frage, ob die Anordnung des Regierungspräſidenten, 
oder die Verwaltungsgebühr vom Kl. eingefordert ift, zu Recht 
Gefey Zn Unrecht ergangen iſt. Damit wird die Frage wegen der 
Unter mäßigkeit eines Staatshoheitsaktes der Entſch. der Gerichte 
ſtand men. Das iſt aber unzuläſſig. Hieran ändert auch der Um⸗ 
in das dt daß der Kl. dieſen Streit öffentlich⸗rechtlichen Charakters 
hat (g ewand eines zivilrechtlichen Erſtattungsanſpruchs gekleidet 
1922 859) 40 1); 103, 59, 134; 79, 4292); 70. 398 3); JW. 


age 
lichen 


Mm 
keit „Aber aus dieſer allgemeinen Erwägung folgt die Unzuläſſig⸗ 
vorſchrif, Rechtsweges aber auch aus beſonderer poſitiver Geſetzes⸗ 
v. 99 ft. Der 87 des Geſetzes über ftaatliche Verwaltungsgebühren 
geſegiich Sept. 1923 (GS. 455) ſchreibt nämlich vor, daß, ſofern nicht 
Vernal eine andere Regelung getroffen iſt, gegen die Erhebung einer 

tungsgebühr die Beſchwerde im Aufſichtswege ftattfindet. 
der Ivar verſucht der Kl. einen Unterſchied zu machen zwiſchen 
ub * eranlagung der Gebühr“ und der „Einziehung der Gebühr“ 
nicht „int, daß Vorausſetzung für die Beſchwerde im Aufſichtswege 
ie Tatſache der Einziehung, ſondern die Tatſache der Ver⸗ 
ic 8 ſei. Wenn daher die Gebühr zu Unrecht von ihm als Nicht⸗ 
die Bein eingezogen ſei, jo ſei der Weg der Abhilfe für ihn nicht 
gerechefertwerbe im Dienſtaufſichtswege, ſondern die Klage aus un⸗ 

gertigter Bereicherung. 
über a Unterſcheidung findet im Geſetz keine Stütze. Das Geſetz 
hebung atliche Verwaltungsgebühren kennt nur den Begriff der „Er⸗ 

N er Gebühr“ und will damit alle Fragen umfaſſen, wofür, 
heben ſind Höhe, von wem und in welcher Weiſe Gebühren zu er⸗ 
8 15 0 (Eiffler, Staatliche Verwaltungsgebühren Berlin 1925 
laſſen Anm. 2). Die nähere Regelung iſt Gebührenordnungen über⸗ 
laſſen“ f e vom Staatsminiſterium oder einzelnen Miniſtern zu er⸗ 
ee Abſ. 1 Satz 2, 84 Abſ. 1 a. a. O.). Die auf dieſer 


ligen u. 3. Die Hauptgrundlage für die Erhebung von ſtaat⸗ 
liche gerwaltungsgebühren in Preußen bildet das Geſetz über ſtaat⸗ 
findet erwaltungsgebühren v. 29. Sept. 1923 (68. 455). Nach 8 7 
Au ſich ewe die Erhebung einer Gebühr die Beſchwerde im 
troffen swege ſtatt, ſofern nicht geſetzlich eine andere Regelung ge⸗ 
Loch ist“. (Eine andere geſetzliche Regelung iſt z. B. im 8 125 
ausge horgeſehen. Damit iſt nach den beiden Urteilen grundſätzlich 
ſezund Offen, daß die Frage der Rechtmäßigkeit der Gebührenfeſt⸗ 
inſtan und erhebung im Einzelfall durch andere als die Aufſichts⸗ 

gen entſchieden wird. 
proche on der Erhebung wird bereits im 81 des Geſetzes ge⸗ 
Im 51 Was begrifflich damit gemeint iſt, ergibt ſich aus folgendem. 
Frivafi wird zunächſt der Grundſatz aufgeſtellt: alle überwiegend im 
ſind amtereſſe vorgenommenen Amtshandlungen der ſtaatlichen Organe 
heb ſebührenpflichtig; und im Anſchluß hieran heißt es: „Die Er⸗ 
ang fun erfolgt auf Grund von Gebührenordnungen (§ 4).“ Der 
rte Grundſatz iſt (abgeſehen von dem hier nicht intereſſierenden 
Abſ. 2 wegen Berückſichtigung der Koſten des betreffenden 


1 IM. 1922, 1578. 
3 JW. 1912, 879. 
JW. 1909, 252. 


29. Dez. 1923 (GS. 1924, 1) gibt keine beſonderen Beſtimmungen 
über die Art der Gebührenerhebung. Dagegen find ſolche Beſtim⸗ 
mungen in den Richtlinien zur Allgemeinen Verwaltungsgebührenord⸗ 
nung (2. Ausführungsanweiſung v. 15. Aug. 1924 (PrBeſBl. 293]) 
enthalten. In Nr. 8 und 10 dieſer Richtlinien iſt vorgeſchrieben, daß 
„die Gebühr von demjenigen zu entrichten iſt, der die gebühren⸗ 
pflichtige Amtshandlung veranlaßt hat“. „Veranlaſſer iſt jeder, der 
durch ſein Anſuchen die Tätigkeit einer Behörde in Bewegung ſetzt.“ 
„Wenn . als Veranlaſſer auch anzuſehen iſt, wer in Vollmacht oder 
Vertretung eines anderen handelt, ſo wird es von der Prüfung im 
einzelnen Falle abhängen, ob die Gebühr zweckmäßigerweiſe von dem 
Bevollmächtigten (Vertreter) oder unmittelbar von dem Vollmachtgeber 
(Vertretenen) zunächſt zu fordern iſt. Von denjenigen, die berufsmäßig 
andere vertreten, wie Rechtsanwälte und Notare, ſoll in der Regel 
die Gebühr nicht eingezogen werden ..“ 

Aus dieſen Vorſchriften des Geſetzes und ſeiner Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ergibt ſich nichts, was der Kl. mit Grund für die Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges in Anfpruch nehmen könnte. Wenn nach 
Nr. 10 der Richtlinien in der Regel davon abgeſehen werden ſoll, 
die Gebühr von berufsmäßigen Vertretern einzuziehen, ſo wird da⸗ 
durch lediglich den zuſtändigen Verwaltungsbehörden ein Hinweis für 
die ihnen obliegende Handhabung des vorher aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatzes gegeben, daß die Gebühr von jedem Veranlaſſer eingezogen 
werden kann. An der Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden, dar⸗ 
über zu befinden, ob im beſonderen Falle ein berufsmäßiger Ver⸗ 
treter in Anſpruch zu nehmen iſt, wird dadurch nichts geändert. 

(GerHof zur Entſch. der Kompetenzkonflikte, Urt. v. 12. Dez. 1925, 
Pr. L 2894.) 


B. 1. Soweit die Klage auf die Behauptung der Ungeſetzlichkeit 
der Erhebung der zurückgeforderten Gebühren gegründet iſt, indem 
zwar nicht deren Tarifmäßigkeit beſtritten, aber behauptet iſt, daß 
der Tarif ſelbſt die mit den ſtreitigen Gebühren belegten Verwaltungs⸗ 
akte im Widerſtreite mit der Vorſchrift des 81 Abſ. 2 Geſetz vom 
29. Sept. 1923 gebührenpflichtig mache, obwohl ſie überwiegend im 
öffentlichen Intereſſe erfolgten, iſt der Rechtsweg unzuläſſig. Die Er⸗ 
hebung der Verwaltungsgebühren iſt ein Staatshoheitsakt. Eine Klage 
mit der gekennzeichneten Begründung ruft alſo den ordentlichen Richter 
an zur Entſcheidung über die behauptete Ungeſetzlichkeit eines Hoheits⸗ 
aktes der dafür zuständigen Dienſtſtellen der Staatsverwaltung mit 
dem Ziele, dieſen Hoheitsakt im Erfolge — durch Verurteilung des 
Staates zur Rückzahlung der erhobenen Gebühren — zu beſeitigen. 
Das kann aber niemals zuläſſigerweiſe Inhalt und Ziel einer bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeit fein, wie in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
erkannt iſt (ogl. jüngſtens RG. in IW. 1925, 111716). Im übrigen 
ergibt ſich die Unzuläſſigkeit einer Klage, die auf die Ungeſetzlich⸗ 
keit der Erhebung von Verwaltungsgebühren gegründet und auf deren 
Rückerſtattung gerichtet iſt, aus § 7 Geſetz v. 29. Sept. 1923. Dort 
iſt vorgeſchrieben, daß, ſofern nicht geſetzlich eine andere Regelung 
getroffen iſt, gegen die Erhebung einer Verwaltungsgebühr die Be⸗ 
ſchwerde im Aufſichtswege ſtattfindet. Unmöglich kann man der Kl. 
folgen, wenn fie auszuführen ſucht, es ſei eben in 8 13 GVG. die 
im 87 gedachte andere geſetzliche Regelung zu finden, inſofern danach 
für die Rückforderung von zu Unrecht erhobenen Verwaltungsgebüh⸗ 
ren, als für eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, der ordentliche Rechts⸗ 
weg zugelaſſen wäre. So verſtanden ergäbe der $7 überhaupt keinen 
Sinn. Es kann dabei vielmehr offenbar nur an anderweite geſetz⸗ 
liche Regelung des Verwaltungsbeſchwerdeverfahrens, vielleicht an die 
ſpätere geſetzliche Eröffnung des Verwaltungsſtreitverfahrens für ſolche 
Anſprüche gedacht fein, und es iſt — vorbehaltlich einer derartigen 
anderweiten geſetzlichen Verfahrensregelung — nach 8 7 a. a. O. jeden⸗ 
falls die Entf. über die Unſtatthaftigkeit (im weiteſten Sinne) der 


Verwaltungszweiges) der einzige, der als maßgebend für den Erlaß 
der Gebührenordnungen im Geſetz enthalten iſt. Damit kommt zum 
Ausdruck, daß der Geſetzgeber der Regelung durch die Gebühren⸗ 
ordnungen alle materiellen und formellen Fragen überlaſſen hat, deren 
Klarſtellung es bedarf, um die von dem Geſetz nur ganz allgemein an⸗ 
geordnete „Erhebung“ von Verwaltungsgebühren durchzuführen. Den 
Gebührenordnungen iſt ez mithin überlaſſen, Antwort zu geben auf 
die Fragen, wofür, in welcher Höhe, von wem und in welcher Weiſe 
ſonſt die Gebühren zu „erheben“ find (vgl. auch Begründung zu 8 1 
in der Landtagsdruckſache Nr. 6218 von 1923). Was hiernach unter 
„Erhebung“ für den 8 1 zu verſtehen iſt, muß auch für den 87 
Geltung haben; „Beſchwerde gegen die Erhebung einer Gebühr“, 
das muß alſo heißen: Der Nachprüfung durch die Aufſichtsinſtanz 
auf Beſchwerde unterliegt es, ob die Gebührenerhebung im Einzel⸗ 
fall überhaupt oder der Höhe nach entſprechend den Gebührenord⸗ 
nungen erfolgt iſt und ob die Gebühr gerade von der mit ihr in An⸗ 
ſpruch genommenen Perſon mit Recht gefordert worden iſt. 

Die weitere Schlußfolgerung der Urteile, daß alle dieſe Fragen 
nur zum Gegenſtande einer Aufſichtsbeſchwerde, nicht auch eines 
Rechtsſtreits vor den Gerichten gemacht werden können, erſcheint un⸗ 
anfechtbar. N 

Miniſterialrat Dr. Kurt Eiffler, Berlin. 


2324 


Erhebung von Verwaltungsgebühren ausſchließlich im Wege der 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde herbeizuführen. Es iſt alſo, ſelbſt wenn es 
an ſich möglich ſein ſollte, die Rückforderung von Verwaltungs⸗ 
gebühren auf Grund der Behauptung der Ungeſetzlichkeit ihrer Er⸗ 
hebung zum Gegenſtand einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit zu 
machen, dieſes durch die Begründung der Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsbehörden gemäß 8 7 a. a. O. und 813 GVG. ausgeſchloſſen. 
2. Daß die Klage auf die Staatshaftung für Amtspflicht⸗ 
verletzungen gegründet wäre, iſt nicht zu erkennen. Bei der Prüfung 
der Zuläſſigkeit des Rechtsweges inſoweit find nicht zu berückſich⸗ 
tigen die Anführungen der Schriftſätze der Kl. über den Kompetenz⸗ 
konflikt, ſoweit fie gegenüber dem Vertrage der Klage tatſächlich 
Neues enthalten, insbeſondere der dort erhobene Vorwurf einer 
Pflichtverletzung des Miniſters gegenüber den dem Gebührengeſetz 
Unterworfenen, die darin liege, daß er, „ſtatt das Geſetz genau 
und korrekt auszuführen, um Geld für den Fiskus zu be⸗ 
kommen, Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen habe, wonach „Ge⸗ 
bühren“ zu erheben ſeien, für die keinerlei geſetzliche Grundlage be⸗ 
ſtehe.“ Dieſen Vorwurf einer bewußten Rechtsbeugung enthält die 
Klage nicht, auch nicht einmal den fahrläſſig falſcher Handhabung 
einer Verordnungsbefugnis ſeitens des Miniſters und jedenfalls nicht 
die Behauptung, daß und inwiefern er durch die angeblich objektiv 
geſetzwidrige Ausgeſtaltung des von ihm in der Berggebühren O. 
v. 24. Okt. 1924 erlaſſenen Tarifs eine ihm Dritten, insbeſondere 
auch der Kl. gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt habe. Die 
bloße Würdigung der miniſteriellen Gebührenverordnung dahin, daß 
ſie im — objektiven — Widerſtreite ſtehe mit dem Grundſatz des 8 1 
Abſ. 2 Geſetz v. 29. Sept. 1923, weil in ihr Verwaltungsakte als 
gebührenpflichtig aufgeführt ſeien, die, wie die Kl. darzulegen ſucht, 
überwiegend, teilweiſe ſogar ausſchließlich, im öffentlichen Intereſſe 
erfolgten, enthält nicht einen hinreichend tatſächlich ausgeſtalteten Vor⸗ 
wurf gegen den Minifter, daß er feine Prüfungspflicht ſchuldhaft ver⸗ 
letzt habe. Dieſer Vorwurf kann auch dann nicht als erhoben gelten, 
wenn man ſich gegenwärtig hält, daß auch Ermeſſens handlungen 
der Beamten ſchuldhaft und pflichtwidrig ſein können. Wie auch in 
der zweifelhaften Frage, ob gewiſſe Verwaltungsakte ihrer Art nach 
und allgemein überwiegend im öffentlichen Intereſſe erfolgen, der 
verantwortliche Miniſter ſeine Entſcheidung trifft, eben wegen ihrer 
Zweifelhaftigkeit geſtattet der Ausfall der Entſcheidung nicht ohne 
weiteres den Schluß auf mangelnde Sorgfalt bei ſeiner voran⸗ 
gegangenen Prüfung, geſchweige denn auf bewußte Nichtachtung der 
geſetzlichen Richtlinien. Auf einen ſolchen Vorwurf könnte nur allen⸗ 
falls die in der Klage enthaltene Wendung hinauslaufen, es dürfe 
nicht der im §3 Berggebührenordnung vom Miniſter ſelbſt anerkannte 
Grundſatz der Gebührenfreiheit der überwiegend im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erfolgenden Amtshandlungen „dadurch umgangen wer⸗ 
den, daß im 8 2 Abſ. 2 der Gebührentarif für maßgebend erklärt 
werde“. Aber auch hierin kann eine ausreichende tatſächliche Unter⸗ 
lage für die Abſtellung der Klage auf Staatshaftung für die Ver⸗ 
letzung einer dem Miniſter Dritten, namentlich der Kl. gegenüber 
angeſonnenen Amtspflicht nicht gefunden werden. Auch dieſe Wen⸗ 
dung kann im Geſamtrahmen des Klagevortrags nur ſo aufgefaßt 
werden, daß der angebliche Widerſtreit der zur Ausführung des Ge⸗ 
bührengeſetzes ergangenen miniſteriellen Gebührenordnung mit dem 
vom Miniſter gerade dabei anerkannten geſetzlichen Grundſatze dar⸗ 
gelegt wird, um die Hinfälligkeit des ſtaatlichen Gebührenanſpruchs 
und die Berechtigung des Klaganſpruchs auf Erſtattung der nach 
Anſicht der Kl. zu Unrecht erhobenen Gebühren zu begründen. 
(GerHof zur Entſch. der Kompetenzkonflikte, Urt. v. 20. März 1926 
Pr. L. 2908.) 


Landesamt für Familiengüter. 


Berichtet von Miniſterialdirektor Kübler, Präſident des Landesamts 
für Familiengüter. 
A. Rechtsentſcheid. 

1. Die Vorſchriften des 8 11 Abſ. 4 Zw AVO. find 
nicht anwendbar, wenn es ſich um eine nach Fideikommiß⸗ 
oder Lehnrecht vererbliche Rente handelt, die auf einem 
früher gebunden geweſenen, aber bereits vor Erlaß der 
neueren Auflöſungsgeſetzgebung frei gewordenen Ver- 
mögen ruht. f) 

Auf einem im Bezirk des Auflöſungsamts für Familiengüter in 
C. gelegenen früheren Lehn, das ſchon vor Erlaß der neueren Auf⸗ 
löſungsgeſetzgebung allodifiziert und freies Gut geworden iſt, ruhen 
Apanagen für verſchiedene Mitglieder der lehnstragenden Familie. 
Die Apanagen ſind, da ſie nach Art von Lehnsſtämmen Abfindungen 
von einem Lehn darſtellen, nach Lehnrecht vererblich und ſind auch 

Zu 1. Der vollkommene klare Wortlaut des 8 11 Abſ. 4 Zw⸗ 
Aufl VO. ſchließt deſſen Anwendung auf den vorliegenden Fall aus: 
der Hinweis auf den Zeitraum „vor der Auflöſung“ beſeitigt jeden 
Zweifel darüber, daß die hier behandelte Rente auf einem vor der 
Auflöſung ſtehenden gebundenen Gut, nicht aber ar, einem freien 
Eigentum laſten muß. Mit Recht tritt der Rechtsentſcheid dem Ver⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche ee 


tatſächlich in dieſer Weiſe ſeit Generationen vererbt. Anläßlich biefe 
Falls ift beim Auflöſungsamt die Frage entſtanden, ob auf eine 
einem freien Gute ruhende, nach Lehnrecht vererbliche Rente K 
§ 11 Abſ. 4 ZwAuflVoO. entſprechend anzuwenden ſei. Das 2 
löſungsamt hat unter Hinweis darauf, daß die Frage von allgeme! 
Bedeutung ſei, den Erlaß eines Rechtsentſcheides beantragt und = 
in dem Begleitbericht, in dem es ſich für eine Bejahung der Frag 
ausgeſprochen hat, folgendes ausgeführt: 28 
In dem Rechtsentſcheid des Landesamts Nr. 34 v. 9. Aug. 19 
ſei bereits ausgeſprochen, daß die Allodifikation eines Lehns 
Freiwerden der darauf ruhenden, nach Lehnrecht vererblichen — 
Ver⸗ 


findungsſummen nicht zur Folge habe, die Auflöſung des Lehnsſta 
habe nach § 11 Abſ. 4 zu erfolgen. In dem Falle, der damals 
anlaſſung zum Rechtsentſcheid gegeben habe, habe aber das allo 
zierte Lehn Stammgutseigenſchaft gehabt, die darauf ruhel 
Rente ſei mithin aus gebundenem Vermögen zu zahlen geweſoh 
fo daß der 8 11 Abſ. 4 unmittelbar anzuwenden geweſen jet. Ander 
liege die Sache in dem jetzigen Fall. Hier ruhten die Apanagen - 
auf einem freien Gut. Der SI1 Abſ. 4, welcher nur Renten wi 
treffe, die auf gebundenem Vermögen ruhten, ſei daher nicht unmitt 4 
bar anwendbar, aber die entſprechende Anwendung des § 11 
ſei geboten. Im Rechtsentſcheid Nr. 29 v. 19. März 1923 ſei = 
gelegt, daß der § 11 Abſ. 4 der Niederſchlag verſchiedener Erwägung 
ſei. Der Geſichtspunkt, daß das mit einer beſtändigen Rente der 
§ 11 Abſ. 4 bezeichneten Art belaſtete Familiengut tunlichſt ſchon .. 
der Auflöſung von dieſer Laſt zu befreien ſei, greife naturgemäß 5 
dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle nicht durch, weil das belasten 
Gut kein der Auflöſung unterliegendes Familiengut i. S. des der 
Abſ. 8 Familiengüter BO. ſei. In dem Rechtsentſcheid Nr. 29 ſei "re 
weiter dargelegt, daß aus § 11 Abſ. 4 zu entnehmen fei, daß ein 
ZwaAuflVO. das Rentenrecht vor feiner Ablöſung noch nicht wie 
aufzulöſendes Familiengut behandeln wolle und daß folglich die fr we 
lichen Renten erſt aufgelöft würden, wenn fie durch Ablöjung gen 
liche Geldfideikommiſſe geworden ſeien. Dieſer Geſichtspunkt tre 
für die auf einem freien Gut ruhenden Renten der im 8 11 Abf. 4.08 
zeichneten Art in gleicher Weiſe zu wie für die auf einem gebunden 
Vermögen laſtenden Renten. Dadurch ſei für eine entſprechende 50 
wendung des § 11 Abſ. 4 auf den zur Eutſcheidung ſtehenden 1 
Raum gegeben. Die Auflöſung der noch nicht freigewordenen Rent 
werde daher in der Weiſe zu vollziehen ſein, daß zunächſt von Ar 1 
wegen die Ablöſung der Renten gemäß 8 11 Abſ. 4 vorgenommen, 
und ſodann die Ablöſungsſumme nach den Vorſchriften über Ge 
bzw. Zwerg⸗ und Samtfideikommiſſe aufgelöſt werde. nd 
Auf eine Rückfrage des Landesamts darüber, ob bzw. auf Gru 
welcher Beſtimmung der Beſitzer eines freien Vermögens gezwun 1 
werden könne, ſtakt der Rentenſchuld eine Kapitalſchuld in Fol 
einer Ablöſungsſumme auf ſich zu nehmen, hat das Auflöſungs 10 
ſich dahin geäußert, daß die geſetzliche Grundlage für die Ablöse 
der Rente der entſprechend anzuwendende § 11 Abſ. 4 ZwauflB O. 
Es handle ſich dabei um eine Auswirkung der fideikommiſſariſ 
Gebundenheit der Rente gegenüber dem freien Eigentümer des rl 
laſteten Grundſtücks. Falls dieſe Rechtsauffaſſung nicht zutreffe ale 
fi) daher der Weg der Ablöſung der Rente als ungangbar eriweil! 
ſei das Rentenrecht nach 8 11 Abſ. 1 aufzulöſen, das von den © 
zelnen Renten zu unterſcheidende Rentenrecht ſei begrifflich als © ige 
fideikommiß zu behandeln. Die Auflöſung des Rentenrechts erfolg 
dann ohne vorherige Ablöſung der Rente. Sei die Rente nach dn 
gabe dieſer Beſtimmung frei geworden, ſo liege eine nach den Rech. 
der gewöhnlichen Erbfolge ſich vererbende Rente von unbegren e 
Dauer vor; eine geſetzliche Handhabe zu ihrer Ablöſung ſei n 
vorhanden. 900 
Die Vorausſetzungen für den Erlaß eines Rechtsentſcheids Ne 
§ 27 Abſ. 4 ZwAuflVO. find gegeben. Das Landesamt ift im Gegen 
ſatz zum Auflöſungsamt zur Verneinung der zum Rechtsentſcheid 1. 
ſtellten Frage gelangt. Nach ſeinem Wortlaut und jeiner den 
lung im Geſetz bezieht ſich der 8 11 Abſ. 4 ZwaluflV O. nur auf — 
Fall, daß die vererbliche Rente auf einem Fideikommiß oder een 
§ 33 ZwAufl VO.) auf einem ſonſtigen gebundenen Bermbin, 
ruht. Die Frage kann daher nur fein, ob die Vorſchrift nach ihr 
Sinn eine entſprechende Anwendung auf den Fall zuläßt, daß eis 
belaſtete Vermögen zwar früher einmal gebunden geweſen, aber ber 
vor Erlaß der neuen Auflöſungsgeſetze frei geworden iſt. Der dez 
ſtand, daß dann für die Anwendung einzelner Beſtimmungen (ge 
Geſetzes, z. B. der vorgefchriebenen Anhörung des nächſten Fon 
berechtigten, kein Raum iſt, würde zwar einer Bejahung der ® 
nicht Schon entgegenſtehen, dagegen verbietet ſich die ausdehnende 
wendung der geſetzlichen Vorſchrift auf einen Fall der vorliegen 
Art aus anderen Erwägungen. Wie bereits im Rechtsentſcheid Nr. 


„ 1 
ſuch entgegen, durch ausdehnende Auslegung der Beſtimmung 17 
Eigentümer eines freien Vermögens Normen, die nur gebundenes . 
ergreifen ſollen, zu unterwerfen. Dieſer Verſuch verdient um ]0 of! 
ſchiedenere Zurückweiſung, als die Heranziehung des 8 11 Abſ. I 10 
ſtets eine angemeſſene Regelung ermöglichen wird. 


Prof. Dr. Opet, Kiel, 
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b. - 
be" März 1923 ausgeführt it, bezweckt die Vorschrift, das mit 
Lafı ER befaftete Grundfideikommiß von dieſer 
Punkt aldtunlichſt zu befreien. Unter ähnlichem Geſichts⸗ 
oe die Frage ſchon von Arndt in feiner Denkſchrift, die 
geſeg en ftbeikommijfe betreffend (FMEBL. 1850, 63 ff.), behandelt. Der 
belaerre iche Gedanke der Vorſchrift trifft daher nicht zu, wenn das 
vor Ei zer mögen zwar früher einmal gebunden geweſen, aber ſchon 
f it 4 der Auflöſungsgeſetzgebung frei geworden iſt. Die Vor⸗ 
Ire ennzeichnet ſich nach ihrer ganzen Natur als eine ſingu⸗ 
verträgt ſtimmung, die eben deswegen keine ausdehnende Auslegung 
all 175 Eine ausdehnende Anwendung der Beſtimmung auf einen 
zu ehe vorliegenden Art müßte ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen 
fir Anlaß geben. Denn durch eine Abldfung der Rente 
Mögens 1 Abf. 4 würde der Eigentümer des belaſteten freien Ver⸗ 
einer 9 gezwungen, ſtatt der Rentenſchuld eine Kapitalſchuld in Geſtalt 
für ihn ungsfumme aufzubringen. Eine ſolche Maßnahme könnte 
aber r offenbar zu großen Härten führen. Vor allem erſcheint es 
Map tlich nicht zuläſſig, einen freien Eigentümer durch eine 
Net n im Verfahren über die Auflöſung gebundenen Ver⸗ 
ie ay zu belaſten. Hierzu fehlt es ebenſo an einer reichs rechtlichen 
N Er einer landesrechtlichen Grundlage. Der Umſtand, daß die 
rechter. nach Fideikommißgrundſätzen vererblich iſt, kann es nicht 
verfahren n freien Beſitz, auf dem ſie laſtet, in das Auflöſungs⸗ 
ven über fie mithereinzuziehen. 
was Das Auflöſungsamt hat noch Stellung zu der Frage genommen, 
für Na der Rente zu geſchehen habe, wenn man den 8 11 Abſ. 4 
ps 90 anwendbar erkläre. Das Auflöſungsamt will dann den 
griff es § 11 unmittelbar anwenden. Daß ein Geldfideikommiß be⸗ 
en auch aus einer Rentenforderung beſtehen Kann, iſt richtig. 
mißternach im Einzelfall die Vorausſetzungen für ein Geldfidei⸗ 
kommi vorliegen, würde für die Auflöſung eines ſolchen Fidei⸗ 
geben fies der durch § 11 Abſ. 1 gewieſene Weg in der Tat der ge⸗ 
i fein (ogl. Arndt a. a. O.). Iſt dann das Rentenrecht nach 
löſungend dieſer Beſtimmung frei geworden, ſo liegt, wie mit dem Auf⸗ 
Erbfof amt anzunehmen iſt, eine ſich nach den Regeln der gewöhnlichen 
ſol che 5 vererbende Rente vor. Ob und nach welchen Vorſchriften eine 
ente ablösbar wäre, iſt hier nicht zu entſcheiden. 


andesamt für Familiengüter, Rechtsentſch. v. 23. Nov. 1925, Nr. 52.) 


B. Entſcheidungen. 
Sm Für die Autonomie der Standesherren gilt der 
Einer ſaß, daß fie ſich nur auf die Güter erftredte, die 
un dab des früheren reichsſtändiſchen Bezirks lagen, 
mögen f 1 Zuſchlagung von Grundbeſitz zum Hausver⸗ 
kurs "N über dieſe Grenze hinaus die ausdrückliche oder 
war chweigende Genehmigung des Landesherrnerforderlich 
„fideik ie Bezeichnung von Gegenſtänden als Familien- 
nach ikommiß“ ſchließt nicht aus, daß es ſich dem Weſen 
um Hausgut handelt. 

wurſz In Übereinſtimmung mit der beſonderen Begründung des Ent⸗ 

7 eines Geſetzes über Familienfideikommiſſe und Familienſtif⸗ 
den ge don 1913 (Druckſ. Nr. 5 0 des Herrenhauſes Seſſiou 1914) zu 
bie Au 14178 (S. 235 ift daran feſtzuhalten, daß in Preußen für 
der Setonomie der Standesherren der Grundſatz galt, daß das Recht 
des feucbſigeſezgebung ſich nur auf die Güter erstreckt, die innerhalb 
von „deren Reichsſtändiſchen Bezirles lagen, und daß zur Zuſchlagung 
April undbeſitz zum Hausvermögen über dieſe Grenzen hinaus die 
forde liche oder ſtillſchweigende Genehmigung des Landesherrn er⸗ 

rlich war (S. 225 4. a. O.). 

1881 Die Grundſtücke ſind vom Fürſten J. erſt in den Jahren 1874, 
haft und 1918 erworben. Sie haben die beanſpruchte Hausgutseigen⸗ 
erlan Fangels einer Genehmigung der Preuß. Staatsregierung nicht 
Ras Der Preuß. Staat iſt als Rechtsnachfolger des Naſſauiſchen 
allgem nicht an die von der Naſſauiſchen Regierung früher erteilte 

Panne Genehmigung gebunden. 

desamt für Familiengüter, Beſchl. v. 20. März 1926, L A 109/15.) 


* 


Eutin 8 11 der FamGütVO. Vorausſetzungen für die 
Ita) * Vermögensverwaltung und Einleitung der 
aft. 
anne Aufchſungsamt für Familiengüter in K. hat dem Fidei⸗ 
und m beſitzer die Vermögensverwaltung des Familiengutes entzogen 
Agenten Pfleger übertragen. Gegen diefen ihm am 13. Aug. 1925 
Beſch ten Beſchluß hat der Fideikommißbeſizer am 26. Aug. 1925 
erde eingelegt. 
Fa ‚gu 2. Die Entſch. geht davon aus, daß gemäß 8 11 der 
ſtengntengüter 8d. dem Fwelkommißbeſizer die Verwaltung bis Fami⸗ 
halten bi nur dann zu entziehen iſt, wenn er entweder durch fein Ver⸗ 
gründer e, Gefahr einer erheblichen Schädigung des Familiengutes be⸗ 
oder wenn ſeine Vermögensverhältniſſe derart zerrüttet ſind, 


Rechtſprechung 
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Der angefochtene, auf Grund des $ 11 der Familiengüter O. in 
der Faſſung v. 30. Dez. 1920 (GS. 1921, 77) ergangene Beſchluß ſtützt 
ſich darauf, daß ſowohl durch das Verhalten des Inhabers wie durch 
die ungünſtige Vermögenslage die Gefahr einer erheblichen Schädi⸗ 
gung des Familiengutes begründet ſei. In dieſer Beziehung wird 
zunächſt ausgeführt, der Inhaber, früherer Berufsoffizier, verſtehe nach 
dem Urteil von Sachverſtändigen nur wenig von Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft; durch ſeine Wirtſchaftsweiſe ſei es gekommen, daß zur Auf⸗ 
rechterhaltung des Wirtſchaftsbetriebes vom 1. Okt. 1924 bis 30. Sept. 
1925 Schulden in Höhe von 130 000 % gemacht worden ſeien. Die 
Akten enthalten eine gutachtliche Außerung über die landwirtſchaftliche 
Befähigung des Fideikommißbeſitzers nicht; das Auflöſungsamt ſcheint 
dei dem Urteil von Sachverſtändigen vor allem die gutachtliche Auße⸗ 
rung des Sachverſtändigen v. S. im Auge zu haben, in welcher aus⸗ 
geführt iſt, daß die Betriebsführung der Begüterung eine äußerſt 
mangelhafte geweſen jet und das Anwachſen der Betriebsſchuld ver⸗ 
urſacht habe. Demgegenüber ſchiebt der Sachverſtändige W. die Ent⸗ 
ſtehung der Wechſelverbindlichkeiten auf die Mißernte des letzten 
Jahres, hohe ſteuerliche Belaſtung und ungünſtige Kreditverhältniſſe. 
Es hätte bei dieſer Sachlage nahe gelegen, daß das Auflöſungsamt, 
bevor es in den Gründen ſeines Beſchluſſes den Fideikommißbeſitzer 
für die gegenwärtigen Schwierigkeiten allein verantwortlich machte, 
dieſem ſelbſt Gelegenheit gab, ſich zu der Frage eines Verſchuldens zu 
äußern. Der Fideikommißbeſitzer wäre alsdann in der Lage geweſen, 
bereits dem Auflöſungsamt die jetzt in der Beſchwerdeſchriſt enthaltenen 
Darlegungen zu machen und es zu einer Prüfung zu veranlaſſen, ob 
unter den gegebenen Verhältniſſen überhaupt eine andere, erhebliche 
Mittel vorausſetzende Wirtſchaftsweiſe möglich geweſen wäre. Das 
Auflöſungsamt ſcheint ferner durch den Hinweis darauf, daß der 
Fideikommißbeſitzer früher Berufsoffizier geweſen ſei, ſeine Anſicht 
über die mangelnde landwirtſchaftliche Befähigung des Fideikommiß⸗ 
beſitzers ſtützen zu wollen. Inwiefern der frühere Beruf von Bedeu⸗ 
tung ſein ſoll, iſt jedoch nicht einzuſehen, zumal zahlreiche Beſitzer 
und Verwalter größerer Güter früher Berufsoffiziere geweſen ſind 
und gleichwohl in der Landwirtſchaft Hervorragendes leiſten. 

Im übrigen Kommt es aber nicht allein darauf an, ob der Fidei⸗ 
Kommißbeſitzer die nach Anſicht des Auflöſungsamtes erforderliche 
Berufsvorbildung hat; maßgebend iſt vielmehr, ob durch ſein Ver⸗ 
halten die Gefahr einer Schädigung des Familiengutes begründet wird. 
In dieſer Beziehung liegt aber nichts vor, was eine ſolche Annahme 
begründen könnte. Im Gegenteil iſt der Fideikommißbeſitzer durch⸗ 
nus gewillt, alles zu tun, was zur Erhaltung und Verbeſſerung des 
Gutes erforderlich iſt. So hat er bereits ſeit dem 17. Juli 1925 
dem jetzigen Pfleger, der auch nach Anſicht des Auflöſungsamtes der 
geeignete Mann zur Ergreifung der erforderlichen Maßnahmen iſt, 
Generalvollmacht erteilt, und dieſer hat am 24. Juli 1925 dem Be⸗ 
auftragten des Auflöſungsamtes erklärt, daß eine Sanierung der 
Verhältniſſe auch ohne Einleitung einer Pflegſchaft durchzuführen ſei, 
ſofern nur der Pachtvertrag mit dem Sohne des Fideikommißbeſitzers 
aufgehoben werde. Dieſer Pachtvertrag iſt darauf ſofort gelöſt worden, 
und der Beſitzer hat ſomit durch die Tat bewieſen, daß er nicht nur 
Worte macht, ſondern wirklich ernſtlich gewillt iſt, alles daran zu 
ſetzen, um der Schwierigkeiten Herr zu werden. 

Ebenſowenig wie das Verhalten des Fideikommißbeſitzers kann 
aber auch ſeine ungünſtige Vermögenslage die Einleitung der Pfleg⸗ 
ſchaft rechtfertigen. Gegenwärtig beſtehen allerdings Zahlungsſchwie⸗ 
rigkeiten. Dieſe allein rechtfertigen eine ſolche Maßregel aber noch 
nicht, die vielmehr erſt dann in Frage kommen kann, wenn die 
Vermögensverhältniſſe derart zerrüttet ſind, daß dem Beſitzer die 
Fortführung einer ordnungsmäßigen Verwaltung vorausſichtlich nicht 
mehr möglich fein wird (ſ. beſondere Begründung zu 8127 des Fidei⸗ 
kommißgeſetzentwurfs von 1913 S. 182/83, welchem der 8 11 FGV. 
nachgebildet iſt). Dieſe Vorausſetzung iſt hier nicht gegeben. Im 
Gegenteil läßt die ſchon angeführte Außerung des Pflegers erkennen, 
daß bei Durchführung der mit Unterſtützung des Fideikommißbeſitzers 
eingeleiteten Maßnahmen eine Beſſerung der Verhältniſſe zu er⸗ 
warten ſteht und daß nicht, wie das Auflöſungsamt ohne nähere Be⸗ 
gründung anführt, die zur Heilung der Wirtſchaftslage notwendigen 
Mittel in den Händen des Beſitzers unzweckmäßig verwendet werden. 

(Landesamt für Familiengüter, Beſchl. v. 19. Jan. 1926, LA 158/14.) 


* 


3. 8 11 3w AuflVoO. Vorausſetzung der Zugehörig⸗ 
keit zu einem hochadligen Haufe. Bei der freiwilligen Auf⸗ 
Löfung findet 5 11 Zw Aufl VO. keine Anwendung. 7) 

Auf Antrag der Hausgutsinhaberin hat das Auflöſungsamt in 
F. am 24. März 1923 einen Familienſchlaß aufgenommen, der die 
freiwillige Auflöſung des Hausvermögens regelt, ſoweit es in Preußen 


daß dem Beſitzer die Fortführung einer ordentlichen Verwaltung vor⸗ 
ausſichtlich nicht mehr möglich ſein wird. Dem iſt lediglich zu⸗ 
zuſtimmen. Prof. Dr. W. v. Blume, Tübingen. 


Zu 3. Am Hausvermögen eines hochadligen Hauſes ſind nur 
292 
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befindlich ift. Zu dieſem Familienſchluſſe war als teilnahmeberechtigter 
Agnat nur der durch ſeinen Vater vertretene, noch minderjährige 
nächſte Folgeberechtigte zugezogen. In dem Familienſchluß iſt be⸗ 
ſtimmt, daß ſich die Auflöſung des in Preußen befindlichen Haus⸗ 
vermögens entſprechend den Vorſchriften des 8 1 ZwAuflVO. vollziehen 
ſolle. Den verſorgungsberechtigten Familienmikgliedern iſt in dem 
Familienſchluſſe das Recht eingeräumt, von dem Hausgutinhaber 
oder demjenigen, in deſſen Hand das Hausvermögen frei würde, eine 
Sicherſtellung ihrer Anſprüche zu verlangen. Der Familienſchluß ge⸗ 
denkt nicht beſonders der aus dem N.ſchen Hausvermögen für Graf 
v. M. und ſeine Familie auf Grund des Vertrages v. 10. Dez. 1909 
zu zahlenden und nach einer beſtimmten Erbfolgeordnung vererblichen 
jährlichen Suſtentationsrente von 40000 A. Aus dieſem Grunde 
hat das Auflöſungsamt die Beſtätigung des Familienſchluſſes verſagt, 
indem es ausführt, der Familienſchluß habe nicht einſeitig die Graf 
v. M.ſchen Anſprüche mit den auf Lebenszeit angewieſenen Apanagen 
einzelner Familienmitglieder gleich behandeln dürfen, ſondern hätte 
dieſe Anſprüche beſonders wahren müſſen; der Familienſchluß verletze 
ſomit, da er in beſtehende Rechte Dritter eingreife, das Geſetz; deshalb 
ſei ihm nach 8 13 Abſ. 1 Nr. 1 Adels. die Beſtätigung zu verſagen. 


Gegen den am 6. März 1925 öffentlich bekanntgemachten Be⸗ 
ſchluß hat die Hausgutsinhaberin, deren Bevollmächtigten der Be⸗ 
ſchluß am 7. März 1925 zugeſtellt iſt, nach § 14 Adels G. die ſofor⸗ 
tige Beſchwerde eingelegt, die beim JuſtM. am 5. Mai 1925 und 
beim Auflöſungsamt am 6. Mai 1925, alſo rechtzeitig, eingegangen 
iſt. Sie hat beantragt, den angefochtenen Beſchluß aufzuheben und 
den Familienſchluß zu beſtätigen. Der Vertreter der Beſchwerde⸗ 
führerin hat in der Verhandlung vor dem Landesamt die Erklärung 
abgegeben, daß dieſe ſelbſtverſtändlich bereit ſei, die Rente für den 
Fall des Freiwerdens des Vermögens ſicherzuſtellen. 


Die Beſchwerde iſt ſachlich begründet. Wegen der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Graf v. M.ſchen Rente wird auf die Darſtellung in dem 
angefochtenen Beſchluſſe verwieſen. Das Auflöſungsamt nimmt an, 
es handele ſich bei der vertraglichen Feſtſetzung der Rente um eine 
in den Formen der Hausgeſetzgebung vollzogene dauernde Belaſtung 
des Hausvermögens mit einem Verſorgungsanſpruch von Perſonen, 
die zwar nach der Hausverfaſſung nicht zu den Mitgliedern des 
Hauſes gehörten, aber mit ihm durch die Bande der Blutsverwandt⸗ 
ſchaft verbunden ſeien. Die Tatſache, daß ſonach dem Hausgutsinhaber 
eine beſtändige Rente auferlegt ſei, die einer mit dem Hauſe bluts⸗ 
verwandten Familie zu zahlen und in dieſer nach Fideikommißgrund⸗ 
ſätzen vererblich ſei, erfordere eine beſondere Rückſichtnahme bei der 
Auflöſung des Hausvermögens. In der Zwangsauflöſung habe der 
§ 11 Abſ. 4 ZwAuflVO. für einen ſolchen Fall eine Regelung ge⸗ 
troffen, beruhend auf dem Rechtsgedanken, daß bei der Auflöſung 
des ſolchergeſtalt belaſteten Vermögens eine Auseinanderſetzung mit der 
rentenberechtigten Familie in Anſehung der Subſtanz des Vermögens 
ftattfinden müfje. Daraus folge, daß auch bei einer vom Haufe be⸗ 
ſchloſſenen freiwilligen Auflöſung dieſe nicht einſeitig über den Kopf 
der rentenberechtigten Familie hinweg, geregelt werden könne. Da 
die Mitglieder der rentenberechtigten Familie kein Recht auf Teil⸗ 
nahme an dem Familienſchluſſe der Hausmitglieder beſäßen, weil ſie 
nicht zu den Mitgliedern des Hauſes gehörten, bleibe nichts anderes 
übrig, als daß im Wege der Vereinbarung zwiſchen den Beteiligten die 
Abwickelung der Rente geregelt werde. 


Zutreffend an dieſen Ausführungen iſt, daß die Mitglieder der 
Familie des Grafen v. M. nicht zu den ant Familienſchluſſe teilnahme⸗ 
berechtigten Mitgliedern des Hauſes gehören, denn in dem Vertrage 
v. 10. Dez. 1909 iſt das ausdrückliche Anerkenntnis erklärt, „daß 
Graf Georg v. M. Vater und ſeine Nachkommen weder Agnaten des 
Hauſes, noch auf den Fall des Ausſterbeus des fürſtlichen Mannes⸗ 
ſtammes deſſen Erbfolger find, ſowie daß den Grafen und Gräfinnen 
v. M. keinerlei Anſpruch auf das unbewegliche Hausvermögen in und 
außer Deutſchland oder auf eine Apanagierung daraus zukommt, auch 
nicht im Falle des Erlöſchens des Mannesſtammes des jetzt le⸗ 
benden ...“ 

Dagegen ſind die Ausführungen des Auflöſungsamts zu 8 11 
Abſ. 4 ZwAuflVoO. zu beanſtanden. Das Auflöſungsamt ſieht die 
Familie des Grafen v. M. als „andere Linie“ des Hauſes i. S. des 
§ 11 Abſ. 4 ZwAufl BO. an, weil ihre Mitglieder nach der Hausverfaf⸗ 


die Mitglieder dieſes Hauſes beteiligt. Kommt es zur Auflöſung eines 
ſolchen Hausvermögens, jo kann unter „der anderen Linie“, von der 
8 11 Abf. 4 ZwAuflVO. ſpricht, nur eine Parentel verſtanden werden, 
die von einem Mitglied des hochadligen Hauſes als ihrem Stamm⸗ 
vater ſich herleitet und kraft des Sonderrechts des hohen Adels die 
Mitgliedſchaft in dieſem Haufe beſitzt. So mannigfaltig ſich das 
hochadlige Haus in Linien zu gliedern vermag, die nach verſchiedenen 
Einteilungsgrundſätzen gewonnen werden — Haupt⸗, Unter⸗, Neben, 
jüngere Linien —, ſo iſt doch daran feſtzuhalten, daß dieſe Linien 
ausſchließlich ſolche Perſonen umfaſſen können, die dem Rechtsverband 
des hochadligen Hauſes angehören. Bloß verwandtſchaftliche Bezie⸗ 
hungen, die nicht die juriſtiſche Eignung haben, eine Mitgliedſchaft 
in dem hochadligen Haus zu begründen, berühren nicht deſſen Gliede⸗ 


Rechtſprechung 


IJuriſtiſche Wochenſchrift 


ſung zwar nicht zu den Mitgliedern des Hauſes gehörten, aber = 
ihm doch durch die Bande der Blutsverwandtſchaft verbunden ſe fr 
Es kann hier unerörtert bleiben, ob dieſer Gedanke bei einem Pets 
ſamilienfideikommiß zutreffen würde von der Erwägung aus, lie 
durch deſſen Errichtung die natürlichen Zuſammenhänge der Fand 
nicht getrennt würden, jo daß auch ein Zweig der Familie, der ler 
der bejigenden Linie durch Abſtammung von demſelben Stammba! 
blutsverwandt, aber nach der Stiftungsurkunde nicht folgebere =. 
wäre, als eine „andere Linie“ der Familie i. S. des 8 11 Abſ. 4. 9 
trachtet werden könnte. Bei dem hochadligen Hauſe, das eine 255 
porative Genoſſenſchaft mit juriſtiſcher Perſönlichkeit darſtellt Ce 
Rehm, Modernes Fürſtenrecht, S. 103 und Beſeler, Über * 
Stellung des BGB. Deutſchlands zu dem Familienrechte des 11 
Adels, S. 16 ff.), iſt dies nicht möglich. Das hochadlige Haus 1 — 
eine beſondere Gemeinſchaft von den außerhalb des Hauſes Stehend 9 
durchaus getrennt (vgl. Rehm a. a. O. S. 276 Ziff. 3); eine acht 
Linie des Hauſes iſt daher außerhalb des Hauſes begrifflich pe 
denkbar. Schon aus dieſem Grunde verfagt die Anwendbarkeit 
8 11 Abſ. 4, der, wie in dem Rechtsentſcheid Nr. 52 des Landesan 
vom heutigen Tage ausgeführt iſt, überhaupt eine ſinguläre Bet! rn 
mung ift und nicht ausdehnend ausgelegt werden kann. Es brall 
daher nicht erſt geprüft zu werden, ob die anderen Vorausſetzun 5 
des 811 Abf. 4 gegeben find. Aber, ſelbſt wenn man die Anwend bn 
keit dieſer Vorſchrift unterftellen wollte, würde ſich daraus kein Gru — 
für die Verſagung der Beſtätigung des Familienſchluſſes herlel gi 
laſſen. Der § 11 Abſ. 4 gehört zu den Vorſchriften der Zwan, nie 
auflöſung. Sein Grundgedanke iſt die Befreiung des belaſteten Ja 
lienguts von der auf ihm ruhenden Rente (Rechtsentſcheid des ar zwi 
amts Nr. 29 v. 29. März 1923). Für die freiwillige Auflöſung KON 
dieſe Vorſchrift nicht in Betracht. Das Beſtehen der Rente iſt DE ie 
zwar auch zu beachten, aber nur fo, daß die rentenberechtigte Fan te 
lediglich als Familiengutsgläubigerin zu behandeln iſt. Für die Re 
der M.ſchen Familie gilt danach wie für alle Gläubiger die in 
ſchrift des 810 Adels G., wonach die Auflöſungsbehörde darauf 0 
wirken ſoll, daß die Gläubiger des Hausguts wegen ihrer Anse Sul? 
hinreichend fichergeftellt werden. Wie die Akten ergeben, ijt das 
löſungsamt in dieſer Richtung, wenngleich erſt nach der Aufnahme och 
Familienſchluſſes, aus bisher tätig geweſen. Es wird aber auch gen 
nach der Beſtätigung des Familienſchluſſes dieſe Tätigkeit fortſeb 
können, da die Löſchung der Familiengutseigenſchaft nur au 367: 
Erſuchen ſtattfinden kann (8 17 Adels G. v. 23. Juni 1920, GS. get? 
Ziff. 7 der AV. v. 30. Dez. 1920, IJMBL.1921, 21). Ihre Feder 
ſetzung erſcheint auch keineswegs ausſichtslos, da der Vertreter Mr 
Hausgutsinhaberin vor dem Landesamt erklärt hat, daß die e us 
einer Sicherſtellung der Rente für den Fall des Freiwerdens 
Hausgutes bereit ſei. In welcher Weiſe die Regelung vorzunen men 
iſt und inwieweit beim Scheitern einer Einigung dabei die Vorſchrihn 
der ZwäAuflVoO. über die Sicherſtellung der Gläubiger angewandt die 
den könnten, kann dem Auflöfungsamt überlaſſen bleiben. Fan 
Entſcheidung der vorliegenden Beſchwerde genügt die Feſtſtellung, Ma 
die Nichtregelung der Rentenangelegenheit im Familienſchluſſe 1 2 
keine Geſetzesverletzung darſtellt und daher die Verſagung der 
ſtätigung aus dieſem Grunde ungerechtfertigt iſt. Der angefo Fr 
Beſchluß war daher aufzuheben. Das Aufloſungsamt wird demge ter 
unter Abſtandnahme von feinen bisherigen Bedenken anderweit 
die Beſtätigung des Familienſchluſſes zu befinden haben. 10 
(Landesamt für Familiengüter, Beſchl. v. 23. Nov. 1925, LA. 147, 


Oberlandeskulturamt. 
Die Landeskulturſpruchbehörden. 


Von Oberlandeskulturrat Haack, Berlin⸗Lankwitz. geh 

Die Auseinanderſetzungsbehörden ſind durch das 2 
über Landeskulturbehörden v. 3. Juni 1919 umgeftaltet I, 
den. An die Stelle der Spezialkommiſſionen und Gene! 
kommiſſionen ſind die Kulturämter und Landeskultur * 


rung in Linien. Die Familie des Grafen v. M. — es handelt lch e 
die Nachkommen des Prinzen N. v. N. aus feiner zweifellos und z 
bürtigen Ehe mit N. v. D., die trotz der Verleihung des MU net 
„Graf“ und „Gräfin v. M.“ im niederen Adel verblieben — dem 
eben keine Linie eines hochadligen Hauſes. Auch wenn der M ri 
Beſchluß angeführte Vertrag v. 10. Dez. 1909 dies nicht ausdr h 
anerkennen würde, ftände die Unzulaſſigkeit einer ſolchen Annaſer 
außer Zweifel. — Zutreffend lehnt das Landesamt für Familiens ir 
die Anwendbarkeit des 3 11 Abſ. 4 auch deshalb ab, weil es ſich Aus 
um eine freiwillige Auflöſung handelt, deren zweckmäßige und jan? 
Intereſſe der Familiengutsgläubiger wahrende Geſtaltung herb 
führen ja durchaus im Machtbereich der Auflöſungsbehörde liegt. 
Prof. Dr. Opet, ien 


SS. Jahrg. 1926 Heft 19] 


hate 
ek es wird nur als Spruchbehörde tätig. Die Kultur⸗ 
landesk 


ſlturbehörden“ zuſammengefaßt. 


Veriäng: 

if önficjer Verantwortlichkeit. Bei den Landeskulturämtern 

ſteher 
r 


Mintorbehalten. Die obere Leitung und Aufſicht iſt dem 
bliebe für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ver⸗ 
Sud, gut Entſcheidung von Streitigkeiten waren bis zum 
ommiſtreten des Geſetzes v. 3. Juni 1919 die Geueral⸗ 
Justen gionen als richterliche Behörden im erſten Rechtszuge 
Beruf ig. Gegen die von ihnen erlaſſenen Urteile war die 

ſung an das Oberlandeskulturgericht gegeben. Im drit⸗ 
echtszuge entſchied das Reichsgericht, doch nur über 
ſetzun Rechtsverhältniſſe, die außerhalb eines Auseinander⸗ 
den gsverfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten wer⸗ 
hätte önnen und dann zum ordentlichen Rechtswege gehört 
3. den (866 Geſetz v. 18. Febr. 1880). Nach dem Geſetz vom 
1 1919 ſind Landeskulturſpruchbehörden die Kultur⸗ 
kulturorſteher, die Spruchkammern und das Oberlandes⸗ 
abhängt. Sie entſcheiden als richterliche Behörden un⸗ 
ihrer gig von Weiſungen der vorgeſetzten Dienſtbehörde nach 
in . aus dem ganzen Inbegriff der Verhandlungen 
ſteher eweiſe geſchöpften Überzeugung. Der Kulturamtsvor⸗ 
en entſcheidet im erſten Rechtszuge durch einen mit Grün⸗ 
Unlegorſchenen Beſchluß. Über Streitigkeiten, die in einem 
der gungsverfahren über die Plantage oder beim Ausbau 
amtgdmeinſchaftlichen Anlagen entſtehen, beſchließt der Kultur⸗ 
wählt orſteher unter Mitwirkung der von den Beteiligten ge⸗ 
Rechten, gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten. Im zweiten 
des Kong entſcheidet auf die Beſchwerde gegen den Beſchluß 
„Kulturamtsvorſtehers die beim Landeskulturamt gebildete 
ſthendo kammer. Die Spruchkammer beſteht aus dem Vor⸗ 
ultron der aus der Zahl der dem Präſidenten des Landes⸗ 
vom Eat beigegebenen zum Richteramt befähigten Räten 
ie taatsminiſterium beſtellt wird, und aus ſechs Mitgliedern, 
ſtand bur Hälfte von dem Provinzialausſchuß und dem Vor⸗ 
gewähler Landwirtſchaftskammer für die Dauer von 6 Jahren 
weitere werden. Im dritten Rechtszuge entſcheidet auf die 
ſoweit Beſchwerde gegen Beſchlüſſe der Spruchkammer — 
bett nicht deren Entſcheidung nach dem Geſetz endgültig iſt 

05 Oberlandeskulturamt. Es ſetzt ſich zuſammen aus 


ein Br a 
N Präſidenten und mindeſtens fünf Mitgliedern, von denen 


fen ehrzahl zum Richteramt befähigt ſein muß. Es ent⸗ 
Gi et in der Beſetzung von wenigſtens fünf Richtern mit 


ft aſchluß des Vorſitzenden. Das Reichsgericht als letzte In⸗ 
iſt in Wegfall gekommen; die bisherige Zuſtändigkeit 
ligkziterseinanderſetzungsbehörden zur Entſcheidung von Strei⸗ 
9 u über ſolche Rechtsverhältniſſe, die außerhalb eines 
n er en 
IE rden ke „ hat aufgehör Abf. th 
Juni 1919). n 5 t 
die Wu das Verfahren des Kulturamtsvorſtehers kommen 
lichen useinanderſetzungsgeſetze zur Anwendung. Die weſent⸗ 
der 1 Verfahrensvorſchriften ſind in zwei Verordnungen aus 
. Hälfte des vorigen Jahrhunderts enthalten, den 
Jets nungen v. 20. Juni 1817 und v. 30. Juni 1834. Das 
5 betreffend das erfahren in Auseinanderſetzungsange⸗ 
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legenheiten v. 18. Febr. 1880 hat zur Ergänzung der agrar⸗ 
rechtlichen Vorſchriften an Stelle der bis dahin geltenden All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung die für das amtsgerichtliche Ver⸗ 
fahren geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung für an⸗ 
wendbar erklärt. Doch gilt für das Verfahren des Kultur⸗ 
amtsvorſtehers die Offizialmaxime, er iſt an Anträge der 
Parteien nicht gebunden und erhebt die Beweiſe, die nach 
ſeinem Ermeſſen erforderlich ſind. Der Beweis durch Eid 
hat im Auseinanderſetzungsverfahren keine Geltung. Es iſt 
nicht notwendig, daß Streit zwiſchen zwei Parteien beſteht; 
Streitigkeiten, über die der Kulturamtsvorſteher entſcheidet, 
liegen auch dann vor, wenn die Beteiligten gegen Maßnahmen 
des Kulturamtsvorſtehers (z. B. die Feſtſetzung der Abfin⸗ 
dung) Widerſpruch erheben. Der Kulturamtsvorſteher foll 
in erſter Linie verſuchen, den Streit im Wege der Güte zu er⸗ 
ledigen. Erſt wenn ihm dies nicht gelingt, leitet er das 
Spruchverfahren ein und erläßt einen Beſchluß. 

Das Verfahren vor der Spruchkammer und vor dem 
Oberlandeskulturamt iſt das Beſchlußverfahren des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes (88 115—126), Die Vorſchriften paſſen 
nicht ohne weiteres für das Spruchverfahren in Ausein⸗ 
anderſetzungsſachen, ſie finden deshalb nur ſinngemäß An⸗ 
wendung. Vor der Spruchkammer findet mündliche Verhand⸗ 
lung ſtatt, wenn ein Beteiligter ſie beantragt. Das Ober⸗ 
landeskulturamt beraumt mündliche Verhandlung nur an, 
wenn es ſie zur Aufklärung des Sachverhalts für erforder⸗ 
lich hält. Die Spruchbehörde oder namens derſelben der 
Vorſitzende ſind befugt, ſchon vor Anberaumung der münd⸗ 
lichen Verhandlungen Beweiserhebungen zu veranlaſſen. Vor 
dem Oberlandeskulturamt wird der Rechtsſtreit auch in tat⸗ 
ſächlicher Hinſicht nachgeprüft. 

Für das Spruchverfahren werden Koſten erhoben, und 
zwar die durch Verfahren entſtandenen baren Auslagen, ſo⸗ 
wie in der Regel auch eine Gebühr, die nach den wirklich er⸗ 
wachſenen Koſten (Zeitverbrauch der Beamten) zu bemeſſen iſt. 
Die Gebühren und Auslagen der Bevollmächtigten der ob⸗ 
ſiegenden Partei können der unterliegenden Partei nicht auf⸗ 
erlegt werden. 


In beſtimmten, im Geſetz vorgeſehenen Fällen ent⸗ 
ſcheidet die Spruchkammer im erſten Rechtszuge, ſo iſt gegen 
die Feſtſetzung der Enteignungsentſchädigung in Siedlungs⸗ 
ſachen unter Ausſchluß des Rechtswegs der Antrag auf münd⸗ 
liche Verhandlung vor der Spruchkammer gegeben. Gegen 
die Entſcheidung der Spruchkammer findet in dieſen Fällen 
nur die Beſchwerde an das Oberlandeskulturamt ſtatt, das 
endgültig entſcheidet. — 

Streitigkeiten über Rechtsverhältniſſe, die außerhalb 
eines Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechts⸗ 
ſtreits hätten werden können und dann vor die ordentlichen 
Gerichte gehört hätten, hat der Kulturamtsvorſteher, ſoweit 
gütliche Einigung nicht zu erzielen iſt, in den Rechtsweg zu 
verweiſen. In dem Beſchluß iſt dem, der ſich nicht im Be⸗ 
ſitze befindet, zur Erhebung der Klage eine angemeſſene Friſt 
zu ſetzen. Wird die Friſt verſäumt, ſo trifft der Kultur⸗ 
amtsvorſteher über den Streitpunkt die nötigen Feſtſetzungen, 
die für das Auseinanderſetzungsverfahren end⸗ 
gültig ſind. 

Der Zuſtändigkeit der Landeskulturſpruchbehörde unter⸗ 
liegen — und gehören mithin nicht vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte, auch nicht vor die ordentlichen Verwaltungsgerichte — 
alle die Streitigkeiten, die nur innerhalb eines Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Nechtsſtreits werden kön⸗ 
nen, ſo namentlich Streitigkeiten über die Zuläſſigkeit des 
Verfahrens, über die Ablöſungsgrundſätze, über die Abfin⸗ 
dung, im Umlegungsverfahren über die Planlage (ſog. Plan⸗ 
ſtreitigkeiten), ferner Streitigkeiten, die ſich bei der Rezeß⸗ 
vollziehung aus Widerſprüchen gegen den Rezeß ergeben. 
Die Landeskulturſpruchbehörde iſt immer dann zuſtändig, 
wenn die Erledigung der Streitpunkte zur Durchführung der 
Auseinanderſetzung erforderlich iſt; dabei iſt es unerheblich, 
ob es ſich um einen Streit über bürgerlich⸗rechtliche Verhält⸗ 
niſſe handelt, der nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
zu entſcheiden iſt. Im Rentengutsbildungsverfahren, das als 
Auseinanderſetzungsverfahren behandelt wird, it die Zuſtan⸗ 
digkeit der Landeskulturſpruchbehörde gegeben für alle Strei⸗ 
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tigkeiten, die den rechtlichen Beſtand der Rentengutsvorver⸗ 
träge (Art. 12 81 AG BGB.), die Erfüllung der im Renten⸗ 
gutsvorvertrage übernommenen Verpflichtungen, den Beſtand 
des Rentengutsrezeſſes, die Verpflichtung zur Vollziehung des 
Rentengutsrezeſſes betreffen. Über die Rentengutsvorverträge 
und den Rentengutsrezeß kann außerhalb eines Rentengutsver⸗ 
fahrens nicht geſtritten werden, ſie ſind nur im Rentengutsver⸗ 
fahren denkbar, § 1 Abſ. 5 des Gef. v. 3. Juni 1911 kann mit» 
hin nicht Platz greifen. Dagegen gehört die Anfechtung des be⸗ 
ſtätigten Auseinanderſetzungs- oder Rentengutsrezeſſes z. B. 
wegen Irrtums vor die ordentlichen Gerichte, denn die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Landeskulturbehörden hört mit der Beſtätigung 
des Rezeſſes nach Ausführung der Auseinanderſetzung auf. — 

Wird ein Streit, zu deſſen Entſcheidung die Landeskultur⸗ 
ſpruchbehörden zuſtändig ſind, bei den ordentlichen Gerichten 
anhängig, ſo haben dieſe die Akten (durch einfachen Beſchluß) 
an die Landeskulturbehörde abzugeben (§9 VO. v. 20. Juni 
1817, 8 9 WO. v. 30. Juni 1834). Lehnt das Gericht die Ab⸗ 
gabe der Akten ab, weil es ſich für zuſtändig hält, ſo iſt der 
Kompetenzkonflikt gegeben, der vom Landeskulturamtspräſi⸗ 
denten zu erheben iſt. 


* 


1. 86 Ziff. 5 d. AusfG. z. RSiedl G. v. 15. Dez. 1919 
(GS. 1920. 31.) Dem Antrage auf mündliche Verhandlung 
vor der Spruchkammer des Landeskulturamts kann ſich der 
Gegner nach Ablauf der einmonatigen Friſt nicht mehr 
anſchließen. f) 

Die Spruchkammer hat den Beſchluß des Ständigen Ausſchuſſes 
zuungunſten des Beſchwerdeführers geändert. Eine ſolche Schlechter⸗ 
ſtellung des Beſchwerdeführers wäre nach dem allgemeinen prozeßrecht⸗ 
lichen, auch für das Verfahren vor den Landes kulturſpruchbehorden 
geltenden Grundſatz des Verbots einer Anderung zum Nachteil (refor- 
matio in peius) nur dann zuläſſig geweſen, wenn auch der Land⸗ 
lieferungsverband gegen den Beſchluß des Ständigen Ausſchuſſes recht⸗ 
zeitig mündliche Verhandlung vor der Spruchkammer beantragt hätte. 
Dies iſt aber nicht geſchehen. Innerhalb der einmonatigen Friſt des 
8 6 Ziff. 5 Ausf. z. RSiedlGZ. hat nur der Enteignete einen ſolchen 
Antrag geſtellt. Der Landlieferungsverband, dem der Beſchluß des 
Ständigen Ausſchuſſes am 22. Aug. 1925 zugeſtellt iſt, hat mündliche 
Verhandlung vor der Spruchkammer nicht beantragt und ſich erſt in 
dem am 20. Okt. 1925 bei der Spruchkammer eingegangenen Schrift⸗ 
ſatz vom gleichen Tage dem von dem Enteigneten geſtellten Antrage 
angeſchloſſen. Dieſe erſt nach Ablauf der einmonatigen Friſt ab⸗ 
gegebene Anſchlußerklärung iſt jedoch rechtsunwirkſam. Das Verw. 
v. 30. Juli 1883, deſſen Vorſchriften nach 8 17 LKultBehördG. 
v. 3. Juni 1919 für das Verfahren der Spruchkammer ſinngemäß zur 
Anwendung kommen, gibt in den 88 87, 95 und 122 Abſ. 3 dem 
Gegner die Befugnis, ſich dem von einem Beteiligten eingelegten Rechts⸗ 
mittel auch nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt anzuſchließen. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſind jedoch auf den Antrag auf mündliche Verhandlung vor 
der Spruchkammer nach § 6 Ziff. 5 AusfG. z. RSiedlcà. nicht anwend⸗ 
bar. Denn die 88 87 und 95 gelten nur für die Berufung und die 
Reviſion im Verwaltungsſtreitverfahren. Der Antrag auf mündliche 
Verhandlung nach 8 6 Ziff. 5 a. a. O. iſt aber nicht im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren (88 61—114 LVerwG.), ſondern im Beſchlußverfahren 
(88 115—126 LVerwG.) zu ſtellen. Die Vorſchrift des §8 122 Abſ. 3 
LVerwG. iſt zwar für das Beſchlußverfahren, aber ausdrücklich nur 
für die Beſchwerde gegeben und kann deshalb auch nicht ſinngemäß 
auf den Antrag auf mündliche Verhandlung vor der Spruchkammer 
nach 86 Ziff. 5 a. a. O. angewendet werden. Einer ſolchen Anwendung 


Zu 1. Es handelt ſich um eine Enteignung nach dem Riedl. 
v. 11. Aug. 1919 (RGBl. 1429). In dieſem Verfahren tritt hinſichtlich 
der Entſcheidung über die Entſchädigung an Stelle des Rechtswegs der 
Antrag auf mündliche Verhandlung vor der verſtärkten Spruchkammer 
des Landes kulturamts. Der Antrag iſt binnen einem Monat nach 
Zuſtellung der Entſcheidung bei der Spruchkammer zu ſtellen. Gegen 
den Beſchluß der Spruchkammer ift binnen zwei Wochen Beſchwerde 
an das Landeskulturamt zuläſſig (Ausf. v. 15. Dez. 1919 [GS. 1920, 
31] 86 Nr. 7). Die Spruchkammer wie das ganze Landeskulturamt 
iſt geſchaffen an Stelle der bisherigen Generalkommiſſionen durch 8 3 
LKultBehördGG. v. 3. Juni 1919 (GS. 101), auf das Verfahren findet 
817 (1) Verw. Anwendung. Das LBG. ſpricht ſich nicht darüber 
aus, welches von beiden im LVerwG. geordneten Verfahren, das Ver⸗ 
waltungsſtreit⸗ oder Beſchlußverfahren, gemeint ſei. Nach der Begrün⸗ 
dung und der Erläuterung von Holzapfel iſt für die Angelegen⸗ 
heiten, die der Spruchkammer durch das BG. ſelbſt zugewieſen ſind, 
das Beſchlußverfahren i. S. der 88 50 60, 115—126 LVerwG. ge 
meint. Dies ergibt ſich auch aus § 24 (1) LB., wonach die Spruch⸗ 


würde auch das beſondere Weſen des Antrags entgegenſtehen. Denn 2 
iſt an die Stelle der im § 30 Enteig®. gegen den Entſchädign 
feſtſtellungsbeſchluß zugelaſſenen „Beſchreitung des Rechtswegs _ f 
treten, bei der der Gegner ebenfalls nicht befugt iſt, ſich nach Ablah 
der Klagefriſt der Klage anzuſchließen. Übrigens ſteht auch in en 
Fällen, in denen das WVerwG. für das Berwaltungsftreitverfähln, 
den Antrag auf mündliche Verhandlung zuläßt, dem Gegner ein 
ſchlußrecht für den Antrag nicht zu (vgl. OVG. 53, 185). 
(Oberlandeskulturamt, Beſchl. v. 28. Mai 1926, S Nr. 36.) 


Mitgeteilt von Oberlandeskulturamtpräſident Krenzlin, Berlin. 


Bahern. 


Bayeriſches Landesverſicherungsaml. 


I. 8 589 RBO. Bei ber Bemeſſung der Unfallzen 
iſt der Zuſtand des Verletzten im ganzen zu würdige“ 
wie er durch den Unfall entſtanden iſt. Pr 

Der Verletzte hatte vor dem OVA. eine neue Unfallfolge gelte 6 
gemacht, indem er behauptete, er ſei außer an der rechten Hand au 
am Rücken verletzt worden und infolge dieſer Verletzung erwer 1 
beſchränkt. Das OVA. iſt auf dieſe Behauptung nicht eingegangen 
da die Berufsgenoſſenſchaft zu ihr noch nicht Stellung genommen 2 
und hat die Berufung zurückgewieſen, da durch die Folgen der 111 
letzung der rechten Hand eine meßbare Erwerbsbeeinträchtigung n le 
bedingt fei. Das LBA. hat die Anſicht des OVA, daß der Verleh 
wegen der Rückenverletzung neuen Antrag bei der Berufsgen o en 
ſchaft ſtellen und wegen dieſer Verletzung ein geſondertes Verfaht 
durchgeführt werden müſſe, nicht gebilligt. Der Verletzte kann if 
anſpruchen, daß fein Zuſtand im ganzen gewürdigt wird. Es — 
ſehr wohl möglich, daß zwar durch keine der in Frage ſtehenden — 
letzungen — jede für ſich betrachtet — eine Erwerbsbeſchra 
heit verurſacht iſt, die die Gewährung einer Rente rechtfertigt, uch? 
aber beide zuſammen ſie rechtfertigen würden. Dieſes Anſprn 
würde der Verletzte beraubt werden, wenn es bei der Aufhebung 
Rente wegen der Verletzung der rechten Hand verbliebe und der . 
letzte darauf angewieſen wäre, den Anſpruch wegen der behaupt 
Rückenverletzung geſondert zu verfolgen. Die Sache iſt deshalb 19 
die Berufsgenoſſenſchaft zur weiteren Behandlung und Entſcheidu 
zurückverwieſen worden. 


(Bayr. Landesverſicherungsamt, Entſch. v. 9. Nov. 1925, A 110 


C. Gemiſchte Schiedsgerichte. 
Deutſch-Belgiſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 


1. Art. 297 e V. Vermögersſchäden politiſcher Öf 
fangener (Unterhaltsaufwendungen der Familie, Pakete, 
Geldſendungen, Kleider verluſt uſw.) find Folgen der 22 
nahme gegen die Perſon und keine gegen die Güter 7 
alliierten Staatsangehörigen gerichteten Maßnahmen. 

Der Kl. wurde bei einem Verſuch, die belgiſche Front zit chen 
reichen, am 30. Aug. 1916 feſtgenommen und von dem deutſch 
Militärgericht in Lüttich zu 15 Monaten Gefängnis verurteilt. 
war nacheinander als Gefangener in Lüttich, Aachen, Anrath, u, 
lich im Sennelager, aus dem er am 17. April 1918 entflohen ! 
Mit der vorliegenden Klage verlangt er den Erſatz des Wertes jet 


kammer vor der Beſchlußfaſſung mündliche Verhandlung anzuber e 
men hat, ſofern ein Beteiligter ſie verlangt. Dieſe Beſtimmung 955 
ſinnlos, wenn nicht das Beſchlußverfahren, ſondern das Verwaltun 
ſtreitverfahren anzuwenden ware. 18: 
Das Oberlandeskulturamt ſpricht in der vorſtehenden Entid- er 
1. daß auch im Verfahren nach 86 Nr. 7 d. a. O. das BeihM 
verfahren und nicht das Streitverfahren anzuwenden iſt; ie” 
2. daß der Antrag auf mündliche Verhandlung nicht ein Rech 
mittel iſt, ſondern eine erſte Inſtanz eröffnet. Ab⸗ 
Daraus ergibt ſich die Unzuläſſigkeit der Anſchließung nach nd 
lauf der Friſt mit Notwendigkeit. Die Zulaſſung der Auſchließtgh, 
iſt zwar im Rechtsmittelverfahren das übliche, § 5211 ZPO., uf? 
95 KRerm®., 8232 AAGED.; auch im hier anzuwendenden Bech 
verfahren zuläſſig, $ 122 III LVerwG., aber immer nur in der Rech, 0 
mittelinſtanz, nie in der erſten Inſtanz. Eine „Widerklage“ (um — 
ſolche würde es ſich handeln) nach Ablauf der Friſt iſt keiner 380 
fahrensart bekannt (vgl. Och. 33, 138; 53, 185; DIR. 1909, 4 
SR. Karl Friedrichs, Ilmenal. 


* 


N 
* 


4 
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7 Sennelager gelaſſenen Kleidungsſtücke, den Wert der Pakete, die 
di. a, d 
Shubb ung ſeiner Reſtaurantrechnung während der Zeit ſeiner 


Si en Erſatz ſolcher Schäden beſchränkt, die durch außerordentliche 
ent ahnahmen gegen die Güter von alliierten Staatsangehörigen 


ſolche 
8 
bah die von ihm bei ſeiner Flucht zurückgelaſſenen Kleidungsſtücke an⸗ 
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Die Seilerſchen Umwertungszahlen. 
vardfgnte „ Gelmertuften Wen, ere 
Juni 1,405 Bill. 62,5 % 878 Milld. 
Juli 5424 T 63,0 % 897 „ 
Auguſt 1 63,5 % 905 „ 


Die früheren Zahlen ſiehe in den „Zeilerſchen Umwertungs⸗ 
zahlen“, 3. Aufl., bei Muth in Stuttgart. 


Berichtigung. 
In JW. 1926 S. 2210 rechte Sp. muß die Überſchrift lauten: 
„Die Aufwertung zugunſten des Zedenten (nicht Zeſſionars) wird 
. . . gehindert“. 


— —̃— rͤv— — —— 
Tagung der vereinigung Deutſcher Jivilprozeßrechtslehrer vom 18.— 20. Oktober 1926 in Berlin. 


Montag, den 18. Oktober: 


nachmittags 4½ Uhr: Eröffnung im Senatsſaal der Univerſität. 


Dekans der Juriſtiſchen Fakultät. 


Programm: 


Begrüßung ſeitens des Rektors der Univerſität und des 


abends 7 Uhr im Vereinshaus Deutſcher Ingenieure, Friedrich⸗Ebert⸗Straße: Gedächtnisfeier des Berliner Anwaltvereins für 
Franz Klein und Adolf Wach; Gedächtnisrede: Geh. Rat Prof. Dr. Wilhelm Kiſch (München). Im Anſchluß daran geſelliges 


Zuſammenſein. f 


Dienstag, den 19. Oktober: 


vormittags 9½ Uhr im Senatsſaal der Univerſität: Beginn der Beratungen. . £ 
I. Gegenſtand der Tagesordnung: Entwurf eines Geſetzes betr. den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes. Berichterſtatter: 


Geh. Rat Prof. Dr. Ernſt Jaeger (Leipzig). 
um 1 Uhr: Gemeinſames Frühſtück. 
um 2 Uhr: Fortſetzung der Beratungen. 


Amtsgerichtsrat Ricks (Berlin): Referat über „Das Aufwertungsverfahren und die Notwendigkeit verbeſſerter Ausgeſtaltung“. 
abends 8 Uhr im Oberverwaltungsgericht (am Bahnhof Zoologiſcher Garten): Diskuſſionsabend, veranſtaltet von der Berliner 

Ortsgruppe des Preußiſchen Richtervereins, über „die zivilprozeſſuale Ausbildung der jungen Juriſten“. 

Referenten: Oberlandesgerichtsrat Prof. Dr. Blomeyer (Jena) und ein vom Preußiſchen Richterverein zu beſtimmender Herr. 


Mittwoch, den 20. Oktober: 
vormittags 9%, Uhr im Senatsſaal der Univerſität: 


II. Gegenſtand der Tagesordnung: „Die Reform des Eheverfahrens“. 


Berichterſtatter: Prof. Dr. Lehmann (Köln). 


g angugeig. it gebeten, die beabſichtigte Teilnahme an der Tagung Herrn Prof. Dr. J. Goldſchmidt, Verlin-Grunewald, Wallotſtraße 14, 
— . — 
D * 1 
Schrifttum des Öffentlihen Rechts). 


(Mai bis September 1926.) 
Mitgeteilt von Dr. Martin Kreplin, Bibliothekar beim Reichsgericht. 


a) Staatsrecht. 


Gr Allgemeines Staatsrecht. 

abowſky, Adolf. Klaſſenſtaat u. überparteil. Regierung. 
Gunſchr. f. Politik 1926, 32/68. 
wieplowicz, Ludwig. Geſchichte der Staatstheorien. (Gumplo⸗ 
¹5 ausgewählte Werke. Bd. 1.) Innsbruck, Wagner. 1926. 
Hobb' 564 S.) Lw. 15,—. e 

een 2 Thomas. Naturrecht und allgemeines Staatsrecht in 

€ Anfangsgründen (Elements of Can natural and politic). Mit 
Bd. kinf. von Ferdinand Tönnies. (Klaſſiker d. Politik. 

13.) Berlin, R. Hobbing 1926. (211 S.) 6,40; geb. 8,—. 
„ Harold J. A grammar of politics. New Haven, Yale 
Press. 1925. (672 8.) 

des Heinrich. Autorität und Demokratie in der Staatslehre 
Matt Hans Kelſen. Schmollers Jahrb. 1926, 589/620. 

Inte Rodolfo di. Scetticismo e prassi politica. Rivista 
Nei nat. di filosof. del diritto 1926, 252/71. 

Star, F. Der bemokratifche Gedanke u. der Machtcharakter des 
Mogaates, Oldenburg, Stalling. 1926. (133 S.) 3,20. 

Stu Er aetano. Teorica dei governi e governo parlamentare, 
301 * e soc. 2. ed. riv. Milano, Ist. ed. scient. 1925. (V, 
* * 


pole ius, Philip G. The political ideas of Voltaire. Amer. 
HE, science rev. 1926, 31/51. 


Fortſezung von JW. 1926 H. 11 S. 1493. 


* 


Omsley, Frank Lawrence. State Rights in the Confederacy. 
Chicago, Univ. Press. 1925. (X, 290 S.) 

Pott, W.S.A. Chinese political philosophy. (Political science 
classics 1.) New York, Columbia Univ. 1925. (135 S.) 

Ruffini, Francesco. Diritti di libertä. Torino, Gobetti 1926. 
(229 S.) L. 10,—. 

Stampe, E. Oberſtes Staatsziel u. Einzelgeſetz. DRg., 1926, 
212. 


Stier⸗Somlo, Fritz. Politiſche Freiheit insbeſ. in der Demo⸗ 
Rratie. Rede. (Kölner Univerſitätsreden 14.) Köln, Müller 1926. 
(38 S.) 1,50. 

Tiſchleder, Peter. Der Staat. Staatsidee. Staatsgewalt, 
Staatszweck. Völkergemeinſchaft. (Staatsbürgerbibliothek 153.) 
M. Gladbach, Volksvereins⸗Verlag 1926. (45 S.) —,60. 

Vogel, Walther. Rudolf Kjellen u. ſeine Bedeutung für die 
deutſche Staatslehre. 3Staatsw. 1926, 193/241. 

Völker, Karl. Friedensreich u. Imperialismus auf Grund von 
Auguſtins „Gottesſtaat“. Ztſchr. f. Politik 1926, 105/21. 

Wright, Henry Wilkes. The moral standards of democracy. 
New York, Appleton. 1925. (309 S.) 


Deutſches (und ausländiſches) Staatsrecht. 


Quellen. 

Gieſe, Friedrich u. Volkmann, Ernſt. Die Preußiſche Ver⸗ 
faſſung v. 30. Nov. 1920. Kommentar f. Studium u. Praxis 
bearb. 2. neu bearb. Aufl. (Taſchen⸗Geſetzſamml. 96.) Berlin, 
Heymann 1926. (XII, 306 S.) Geb. 7,—. 
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Pannier, Karl. Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 
30. Nov. 1920 nebſt Wahlgeſetz, Wahl O. n. Ergänzungsgeſetzen. 
Textausg. m. ausführl. Sachreg. 3. Aufl. (Reclams Univerſal⸗ 
Bibl. Nr. 6335/6336). Leipzig, Reclam 1926. 1,20. 

Stephan, Walter. Vergleichende Verfaſſungs⸗Überſichten. Syſte⸗ 
matiſche Gegenüberſtellung der Verfaſſungen des Deutſchen 
Reiches (I. Teil), des Freiſtaates Sachſen, der Gemeindeordnung, 
der Geſetze über die Bezirks⸗ u. Kreisverwaltung und der ein⸗ 
ſchlagenden Nebengeſetze. Zuſammengeſt. Dresden, Heinrich 1926. 
(58 6.) 3,60. 

Triepel, Heinrich. Quellenſammlung zum deutſchen Reichsſtaats⸗ 
recht. Zſgeſt. 4., durchgeſ. u. erg. Aufl. (Quellenſammlungen 
zum Staats⸗, Verwaltungs⸗ u. Völkerrecht. Bd. 1.) Tübingen, 
Mohr 1926. (XI, 455 S.) 9,60. 


Cazéjus, Armand. La constitution de la Lettonie (Documents 
et commentaires). (Bibliothöque de Institut de legislation 
comparée de Toulouse. Série des constitutions. 2.) Toulouse, 
Impr. regionale 1925. 

Giannini, Amedeo. La costituzione lituana. Roma, Ist. ed. rom. 
1925. (42 S.) 

— La costituzione polacca. Roma, Ist. ed. rom. 1925. (56 8.) 

— La costituzione turca. Roma, Istituto per l’Oriente 1925. 
(26 8.) 

Kerr, Donald. The law of the australian constitution. Sydney, 
The law book company of Australasia limited. 1925. 

Semenow, Jurij. Die neue Verfaſſung der RSFSR. Oſtrecht, 
1926, 489/99. 

Figueroa, Martin. Die neue Staatsverfaſſung v. Chile. Ztſchr. 
f. öff. R., 1926, 596/616. 

Kelſen, Hans. Bemerkungen zur chileniſchen Verfaſſung. Ztſchr. 
f. öff. R., 1926, 616/9. 

Otte, Friedrich. Die chineſiſchen Staatsverträge. Ztichr. f. Politik, 
1926, 69/79. 


Allgemeine und ſyſtematiſche Darſtellungen. 


Handbuch der Politik. Hrsg. v. Gerhard Anſchütz, Max Lenz 
u. a. 3. Aufl. Bd. 6. (Zweiter Erg.⸗ u. Schlußband.) Urkunden 
zur Politik unſerer Zeit. Berlin⸗Grunewald, Rothſchild 1926. 
(524 S.) 20,— 

Hue de Grais, (Robert Graf), Handbuch der Verfaſſung u. 
Verwaltung i. Preußen u. dem Deutſchen Reiche. 23. völlig um⸗ 
gearb. Aufl., hrsg. v. Graf Guiskard Hue de Grais, Hans 
Peters, unter Mitw. v. Werner Hoche. Berlin, Springer 1926. 
(XVI, 918 S.) 24,—. 

Hatſchek, Julius. Einleitung in das öffentliche Recht. (Ein⸗ 
führung in die Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft, Bd. 2.) Leip⸗ 
zig, Deichert 1926. (111 S.) Geh. 5,—. 

Hofacker, Wilhelm. Grundrechte u. Grundpflichten der Deut⸗ 
ſchen. Stuttgart, Kohlhammer 1926. (67 S.) 2,40. 

Holſtein, Günther. Von Aufgaben u. Zielen heutiger Staals⸗ 
rechtswiſſenſchaft. Zur Tagung d. Vereinigung deutſcher Staats⸗ 
rechtslehrer. Arch. öff. R., 1926, 1/40. 

Anſchütz, Gerhard. Fälle u. Fragen des Staats⸗ und Verwal⸗ 
tungsrechts. 4. Aufl. (Praktika des bürgerlichen u. öffentl. 
Rechts, Bd. 2.) Berlin, Liebmann 1926. (82 S.) 1,50. 

Conrad. Verfaſſungsrecht, allgemeine Finanzverwaltung, Be⸗ 
amtenrecht. 4. erw. Aufl. (Einführung in das Staats⸗ u. 
Steuerrecht 1.) Kaſſel, Hof⸗ u. Waiſenhausbuchdruckerei 1926. 
(92 S.) 2,50. 

Fülſter, Hans. Preußiſches Staatsrecht. (Staatsrecht in Frage 
und Antwort. Bd. 3.) Gießen, E. Roth, [1926]. (VIII, 132 S.) 
2,80. 

Lammers, H. H. Die Reichsverfaſſung in Frage und Antwort. 
Staats⸗ u. Selbſtverw., 1926, 254/5, 47/2, 495/6, 523/6. 

Lympius, W. v. Die Verfaſſung u. Verwaltung i. Preußen u. 
i. Deutſchen Reiche. Nachtrag für die Zeit bis zum 31. Mai 
1926. Berlin, Heymann 1926. (IV, 66 S.) 2,.—. 

Niemeyer, W. Wichtige Altersſtufen im öffentlichen und pri⸗ 
vaten Recht. Staats⸗ u. Selbſtverw., 1926, 431/3. 


Ausländiſches Staatsrecht. 


Lowell, A. Lawrence. Greater European Governments. Cam- 
bridge, Mass., Harward Univ. Press. 1926. (341 S.) 

Munro, William Bennett. The Governments of Europe. New 
York, Macmillan. 1925. (VIII, 7828.) 

Molnär, Kälmän. Dr. Tomesänyi, Möric, Magyar Közjoga. 
(Tomcsänyis Ungarisches Staatsrecht.) Jogtudomänyi Közlöny 
1926, 60/2. 


Juriſtiſche Wochenſchrift— 


Tomezänyi, Mörie von. Magyar Közjog. (Ungarisches Staats- 


recht.) Jotudomänyi Közlöny 1926, 77/8. 

Rauchberg, Heinrich. Bürgerkunde der Tſchechoſlowakiſchen 
Bepusli. 2. Aufl. Reichenberg, Stiepel 1926. (XII, 384 80 

Bicknell, Beros A. Cases on the law of the constitutiol 
Oxford, Univ. press. 1926. (XIV, 2158.) 7s 6d. 3058 

Medley, D. S. A students manual of English constitution 
history 6 ed. Oxford, Blackwell 1925. (XIV, 688 8.) 21° 

Pickthorn, Kenneth, Same historical principles of the con 
stitution. London, Philip Allan 1925. (166 S.) 3 8. 6 d. 

Mac Neill, J. G. Swift. Studies in the constitution of the 
Trish free state. Dublin, Talbot press. 1925. (XXIII, 244 8.0 

Archhold, W. A. J. Outlines of indian constitutional histor). 
London, King a. Son. 1926. 1 

Besta, Enrico. II Diritto Pubblico nell' Italia Superiore e Medis 
dalla restituzione dell’ Impero al sorgere dei Comuni (Appul 
di lezioni). Pisa, Successori F. F. Nistri 1925. (149 8.) m 

Theodoresco. La nouvelle constitution de Roumanie. Bul 
mens. de la soc. de lögislat. comp. 1926, 328/58. 

Christie, Emerson B. The new Albania constitution. Amer. 
polit. science rev. 1926, 120/3. 

Ana no v. Etudes sur administration fédérative de l’U. R. 
Les commissariats du peuple de LU. R. S. S. Leningra 
Edition d’&tat. 1925. (211 S.) 1 

Fedoroff, Michel. La Russie sous le régime communiste. Paris, 
Nouvell libr. nationale 1926. (574 S.) 

Dourdenevsky et Loundchouveit. Les constitutions de 
Porient. Leningrad, Edition d'état 1926. (180 8.) : 

Franco, Gad. Developpements constitutionnels en Turquie 
Paris, Rousseau 1926. Fr. 15,—. N 

Hayter, William. Recent constitutional developments in EgyP* 
2. impr. Cambridge, University 1925. 

Hsieh, Pao Chao. The government of China (16441911). 
(Johns Hopkins Univ. studies in historical and political scienes 
N. S. Nr. 3.) Baltimore, Johns Hopkins Press. 1925. (41 * 

Cushman, Robert E. Constitutional law in 1924/25. Amer 
polit. science rev. 1926, 80/106. 405 

Drechsler, R. W. Verfaſſung und Regierung der Vereinigte 
Staaten. Geſetz u. Recht, 1926, 209/12. 15 

Gerstenberg, Charles W. Constitutional law. New Yor 
Prentice-Hall 1926. (562 8.) 4 

Hockett, H. C., Schlesinger, Arthur M. A Political a6 
Social History of the United States. 2 vols. New York, Mas 
millan 1925. (438 und 576 8.) *. 

Judson, Harry Pratt. Our Federal Republic. New Toft 
Macmillan 1925. (VII, 277.) he 

Long, Breckenridge. The Genesis of the constitution of ’ 
United States. New York, Macmillan 1926. (260 8.) 4. 

Martin, Charles E. An introduction to the study of the all 
can constitution. London, Oxford Univ. Press. 1926. (KL 
440 S.) 18 Sh. 

Mayfield, James J. A scrap book on constitutional god 
ment. Atlanta, Foote and Davies 1925. (572 S.) ia 

Maxey, Chester C. The Problem of Government, with Spion 
Reference to American Institutions and Conditions. 
York, Alfred A. Knopf 1925. (XVII, 4978.) n 

Mott, Rodney L. Materials Illustrative of American Gover 
ment. New York, Century 1925. (XI, 397 S.) 

Shambaugh, Benjamin F. County government and ad 
tration in Jowa. (Applied History Vol. 4.) Jowa City, 
historical soc. 1925. (VI, 716 8.) en 

Frothingham, Louis A. Brief History of the Constituing, 
and Government of Massachusetts. Boston, Mifflin 
(154 S.) ment 

Patterson C. P. and Hubbard, J. B. A civil govern 
of Texas. Indianapolis, Bobbs-Merrill 1926. (304 S.) ger 

Uth, H. Entftehung u. Grundſätze der hiſpano⸗amerikaniſchen "fe 
faſſung mit beſ. Berückſichtigung Argentiniens. (Internat 
Rechtspraxis. H. 5.) Berlin, Prager. 1926. (23 S.) 1,20: d ien 

Faßbinder, Maria. Der „Jeſuitenſtaat“ in Paraguay. (Stu 2. 
üb. Amerika u. Spanien. Völkerkundlich⸗geſchichtl. Reihe. Nr. 
Halle (Saale), Niemeyer. 1926. (X, 161 S.) 8,.—. ru. 

Stuart, Graham The governmental system of * 
Washington, Carnegie institution 1925. (156 S.) 


8. 
1 


ern” 


"ne 


Einzelſchriften zur Verfaſſung. 
Dannenberg, Herbert. Rechtsſtaatsdämmerung. Arch. f. p 
u. Geſch., 1926, 426/34. 4; 
Bilfinger, Carl. Verfaſſungsumgehung. Betrachtungen A. 
Auslegung der Weimarer Verfaſſung. ArchoffR., 1926, 1650 


lil 


55. Jahrg. 1926 Heft 19] 
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Voetzſch. Empfiehlt es ſich, die Zuſtändigkeit des Staats⸗ 
ger 
richtshofs auf andere als die im Art. 19 Abf. 1 RVerf. be⸗ 


ſcochneten Verfaſſungsſtreitigkeiten auszudehnen? Di., 1926, 


265/70 


Mice Entwurf eines Ausführüngsgeſetzes zum Art. 48 der 


öt chsverfaſſung. Die Juſtiz, 1926, 368/79. 

Reue r Eduard. Inwieweit ſichern die Art. 102 ff. der 
iur b verfaſſun die Unabhängigkeit des Richters u. den Rechts⸗ 

Figeg? geſchr. f. Diſch. Zivilprozeß 1926, 201/32. 

u. Ei. Hans G. Vertragliche Beziehungen zwiſchen Geſamtſtaat 
Ve inzelſtaat im Deutſchen Reich. (Abhandl. aus d. Staats⸗ u. 

Mot, Aungsrecht. H. 38.) Breslau, Marcus. 1926. (VI, 212 S.) 
. Otto. Das Reich u. die Länder. Wirtſch. Nachr. f. Rhein 

der Ruhr, 1926, 777/84. 
An chrift der Bayer. Staatsregierung über bie fortſchrei⸗ 
3 Aushöhlung der Eigenitaatlichkeit der Länder unter der 
1920 rer Verfaſſung. München, Bayer. Staatszeitungs⸗Verlag, 
War, Wilhelm. Lippe als ſelbſtändiger Staat oder An⸗ 
5 =. an Preußen? Ein Beitrag zu kleinſtaatlicher Staats⸗ 

Abe irtſchaftspolttik. Detmold, Meyer 1926. 2,—. 
Sele W. Geſchichtliches über Flaggenwechſel. Staats⸗ u. 

N elbſtverw., 1926, 5267/8. 


E 
1956 0 Mit 1 farb. Taf. Heidelberg. Carl Winter, Verl., 
gechlin; Egmont. Die Entſtehung d. ſchwarz⸗weiß⸗roten Fahne 
de Problem d. ſchwarz⸗rot⸗goldenen Farben. Arch. f. Politik 


ger Geſch., 1926, 345/67. 
a Carl. Reich — Staat — Kirche. Zwei Studien z. d. 
ER 9285 Beſtimmungen der Reichsverfaſſung. Berlin, Vah⸗ 
esch 26, (89 8) 1.80. f 
Naher Die Rechtsg rundlagen der bayriſchen Kirchenverträge. 
Zeile erw., 1926, 241/56, 273/80 u. 289/98. 
er, Alois. Die Fortbildung des Privatrechts u. der ver⸗ 


Perſſuneswäßige Schutz des Eigentums. Lg., 1926, 872/8. 
Preuss Hans. Das Notverordnungsrecht nach Art. 55 der 

Bor ußiſchen Verfaſſung. Verwaltungsarch., 1926, 375/427. 
Sufard, Adolf. Die ſtaatsrechtliche Stellung d. Bremiſchen 
0 mates. Zugleich eine Rechtsvergleichung d. Stellung d. Deut⸗ 
fen Landesregierungen. Bremen, Carl Schünemann. 1926. 

Nein» 147 8) Geb. 7,50. 

Se, Das Verbot der entſchädigungsloſen Enteignung als 
926 40 5 den Geſetzgeber. Danziger Juriſt. Monaksſchr., 


Er: 
chindler, Dietrich. Der richterliche Schuß des öffentl. Rechtes 
ud, Schwetz. Ofteriftg., 1926, 190 /. 
ncht. p Ernſt. Abſtimmung u. Erwahrung nach ſchweiz. Staats⸗ 
Wi. Bl. f. vergl. Rechtswiſſ. 1926, 142/5. 


105 15 Das engliſche Notſtandsermächtigungsgeſetz. Dig., 1926, 
5 5 
STosso, Gustavo. La posizione costituzionale degli enti 


Lang. chica territoriale.) Archivio giuridico 1926, 42/59. 

1906 u, Boris. Die Konzeſſionen in Sowjetrußland. Oſtrecht, 
Ar. 86, 478/89. 
nen, Ben A.) Is it easy to amend the constitution? Ameri- 
Bla ür law review 1926, 600 /. 

Sa Forrest R. The theory of the war power under the 
Bro. tution, American law rev. 1926, 31/66. 

Ah Scott, James. Sovereign Staates and Suits beiore 

2 itral Tribunals and Courts of Justice. New York, University 
Gag #88, 1925. (X, 360 8.) 

„ Walader, Thomas F. Amendment of the federal constitu- 
Be American Law Review 1926, 389/402. 

Het George C. The commerce clause of the constitution — its 
Miffy and development. American Law Review 1926, 161/80. 

3 » Justin. Amendment of the federal constitution: should 

18 10 made more difficult? American Law Review 1926, 


N 
25. 


Staatsgebiet. 


ent f 
8 b Walter. Kritik der Gebietstheorien. Ein dogmatiſch⸗ana⸗ 
Woche Beitrag zur ſtaats⸗ u. volkerrechtlichen Lehre. Ztſchr. f. 
Per. berrecht, 1924/1926, 28/63, 194/232 u. 325/52. 
1 a Kurt. Lauenburgiſch⸗Preußiſches Vereinigungsrecht. (Abh. 
90 ittl. aus dem Seminar f. Offentl. Recht. H. 17.) Hamburg, 
Wen de u. Wulff, 1926. (22 S.) 1,50. 
insel, M. Der Streit zwiſchen Lübeck u. Mecklenburg⸗Schwerin 
rer die Hoheitsrechte in der Lübecker Bucht. (Schluß) Meckl. Z. 
1 Rechtspfl., 1926, 625/42. 


Staatsoberhaupt. 


de: Viktor. Die Fürftenabjindung. Juriſt. Rundſch., 1926, 

485/9. 

Everling, Friedrich. Recht oder Raub in der Republik? Die 
Wahrheit über d. Fürſtenabfindung“. Neu⸗Finkenkrug b. Berlin, 
Paetel, 1926. (32 S.) —,75. 

Freymuth, A. Zur Frage der Fürſtenenteignung. Der Rechts⸗ 
ftaat, 1926, 6, 1/3. 2 

Kahl, Wilhelm. Das Fürſtendrama. DZ., 1926, 1057/63. 

Lucas. Zum Volksbegehren über Fürſtenenteignung. Juriſt. Rund⸗ 
ſchau, 1926, 489/99. 

Schulte. Was geſchieht mit dem Fürſten⸗Vermögen? Unterlagen 
f. d. Stellungnahme zum Volksentſcheid am 20. Juni 1926. M.⸗ 
Gladbach, Volksvereins⸗Verlag, 1926. (48 S.) —, 20. 

Sontag, Ernſt. Fürſtenabfindungen in den letzten 500 Jahren. 
Eine rechtsgeſchichtliche Studie. Halle, „Der Rechtsſtaat“, 1926. 
1,50. 


Campe, Rudolf v. Ein Staatspraͤſident für Preußen? Preuß. 
Jahrb., 1926, 141/62. 

Hartmann, Paul. Die Beſtrafung des Präſidenten nach der 
Tſchechoſl. Verfaſſung. Prager juriſt Ztſchr., 1926, 235/9. 


Reichstag. 


Kaiſenberg. Neue Rechtſprechung des Wahlprüfungsgerichts beim 
Reichstag. Pr. VerwBl., 1926, 526/30 u. 550/. 

Koellreutter. Parlament und Verwaltung. DI., 1926, 857/61. 

Jellinek, Walter. Verhältniswahl u. Führerausleſe. ArchöffR., 
1926, 71/99. 

Roſenberg, Werner, u. Alsberg, Max. Empfiehlt ſich eine 
Abänderung der Beſtimmungen über parlamentariſche Unterſuchung⸗ 
ausſchüſſe, um den ungeſtörten Verlauf des Strafverfahrens u. die 
Unabhängigkeit des Richtertums ſicherzuſtellen? Verhandlg. d. 34. 
Deich. Juriſtentags, 1, 1/29 u. 332/94. 

Wunderlich. Empfiehlt ſich eine Abänderung der Beſtimmungen 
über parlamentariſche Unterſuchungsausſchüſſe, um den ungeſtörten 
Verlauf des Strafverfahrens u. die Unabhängigkeit des Richter⸗ 
tunis ſicherzuſtellen? DIZ., 1926, 1261/5. 


Kery, M. Parlamenti bizottsäg és tanuzäsi kényszer (Parla- 
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lichen Polizeiverwaltungen. Die Polizei, 1926, 431/2 und Schluß 
folgt. 

Müller, G. Entwicklung und Aufbau des Polizeſpräſtdiums 
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Friedrichs. Polizei und Kunſt. Die Polizei, 1926, 313/16 und 
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mungen der Länder. Staats- u. Selbſtverw., 1926, 473/6. 
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1926, 1232/40. i 
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— Der Postverkehr der Geſchäftsunfähigen. Bayg., 1926, 204/5. 
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Samml. d. wicht. Geſetze ... 2. verm. und verb Aufl. Bd. 1. 
Ausbach, Brügel 1926. (VIII, 559 S.) Geb. 12,—. 

Dochow, Franz. Geſetzliche Regelung des Verkehrs mit Milch. 
PrVerwBl., 1926, 533. 

Lehmann. Ein kommendes Reichsmilchgeſetz. PrVerwBl., 1926, 
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gen. Tertausg. mit Erl. unter Benützung innerdienſtlichen Ma⸗ 
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1926. Berlin⸗Charlottenburg, Bernard u. Graefe 1926. (III, 
212 S.) 2,60. 
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2315 


Erwerb von Grundeigentum 23091 
Kommunalabgabengeſetz 231715 
Kommunalbeamtengeſetz 22928 2304 
Kompetenzkonflikt 2320123212 


K. v. zu Unrecht erhobenen Gebühren 23233 
Konzeſſionen 2318123182 


Die Novelle v. 28. Juli 1926 2280 
Haftung der Stadt gegenüber Armen 22902 


maß⸗ und Gewichtsordnung 23082 
Mietrecht 23021 2302? 23033 


Befugniſſe der P. 23157 23169 
polizei und Reichswehr 

(Buchbeſprechung) 2274 

0 


rechtl. Natur der Tätigkeit der P.beanıten 


Reichsſiedlungsgeſetz 23272 


Schankkonzeſſion 23145 
Sch. von Bahnhofswirten 2314 


Schrifttum 


4 (Beſprechungen) 2270f. 


(Überficht über das öffentlich⸗rechtliche c 
2328. 


Schwarzverfäufe 2281f. 2301 2303“ 
e e 23101 1 
Staatshaftung 228312294 2295 
Staatsrecht 
(Buchbeſprechung) 2272, 2273 
Steuerrecht 
Leitſätze des Dt. Anwaltvereins 
Stiftung 23171 
Straßenrecht 23181 
Syndikatsklage 2284 
Überbau 23055 
Umſatzſteuer 2311123115 
Urkunde 2 
Perſonalausweis als öff. U. 229 7 
Vereinsmitgliedſchaft 2283 
Verfaſſung 
(Buchbeſprechung) 2270 
verſorgungsgeſetze 2312 5 
Derwaltungsanwalt 
ſ. u. Verwaltungsgericht 
verwaltungsakt 2319? 
Derwaltungsgerichte pot 
Das preuß. Geſetz über die Vertretung 
den V. 
I. Görres 2264 
II. Friedlaender 2266 
III. Heß 2267 
IV. Wünſchmann 2267 
V. Dietz 2268 
VI. Böckel 2269 
VII. Fiſcher 2269 
verwaltungsſtreitverfahren 2313. 
volksſchulunterhaltungsgeſetz 2285 
Wahlverfahren 9312 
W. für einen Krankenkaſſenausſchuß 2818˙ 
Gleiches Kennwort für 2 Vorſchläge“ 
Waſſerſtraßen 
Übergang an das Reich 2298 
wettſchein 22833? 
Zeilerſche Amwertungszahlen 2328 
Hivilprozeß lebret 
Tagung der Vereinigung Dt. Zrrechts 
2328 
öuftellung 2316 


2276. 


II. Uberſicht der Rechtſprechung. 


Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes. 


A. 
Bürgerliches Recht. 
I. Materielles Recht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 


839 BGB.; $ 256 En. Bei Ausſchließung eines Vereinsmit⸗ 
gliedes wegen ehrloſen Verhaltens iſt deſſen Klage auf Feſtſtellung 
der Ungültigkeit dieſer Ausſchließung ſelbſt dann gegeben, wenn es 
inzwiſchen freiwillig ausgetreten und längere Zeit verſtrichen iſt. (RG. 
v. 22. Febr. 1926, IV, 479/25.) 22831 
8 80 BGB. Zum Begriff „der öffentlichen Stiftung“ und der 
Stiftung des öffentlichen Rechts“. (Bayr. VG. v. 12. April 1926, 
e a 1 N 2317! 
SS 95, 912 568. Überbau. Ein Gebäude iſt nur jo weit weſent⸗ 
licher Beſtand eines Grundſtücks, als es mit ihm feſt verbunden iſt, alſo 
darauf ſteht. Der überragende Teil iſt Beſtandteil des angrenzenden 
Grundſtücks. (OLG. Hamm v. 5. Dez. 1925, 8 U 159/25.) . . 2305 
S$ 278, 823, 844 BGB. Die in einem ſtadtiſchen Krankenhaus im 
Gebiete der Armenfürſorge unentgeltlich aufgenommenen Kranken 
treten zur Stadt ausſchließlich in ein öffentlich-rechtliches Verhältnis. Die 


hen 
Rechtsgedanken der 83 278, 844 BGB. gehören auch dem offene h, 
Rechte an. (RG. v. 8. Jan. 1926, III 32/25.) g 
§ 313 BGB.; 58 6, 7, 10 GrVerkG.; § 873 BGB. Die 
Partei erklärte Genehmigung kann als Beſcheinigung über den Aung 
gang des Antrages wirkſam ſein. Bedeutung ungenauer Bezeich or 
des Tages und des Vertrages. Irrtum der Behörde über ie 
nehmigungspflicht iſt unerheblich. Befugnis der Behörde, von per und 
ſicherung abzuſehen. Wirkſamkeit der Genehmigung zur Aufl, bei 
Heilung des Formmangels nicht davon abhängig, daß die P. M 
der Genehmigung am formungültigen Vertrag feſthalten, 
Aufl. nur noch nicht rückgängig gemacht iſt. (KGG. v. 11. Malz 
14 26. % —T a: 
$ 762 SG.; $4 Abſ. 2 Rennwett- u. Lott®. Die Aushärg pen 
des Wettſcheines begründet keine unbedingte Verpflichtung j ereilt 
Wettunternehmer, wenn die Parteien ein entgegengeſetzte pom 
barung getroffen haben. — Abzug des nicht gezahlten Einſates e 
Gewinn. (RG. v. 12. Jan. 1926, IV 201/25.) W 
88 839, 852 BGB.; Pr. Gef. v. 1. Aug. 1909. Der Nach 
daß der Geſchädigte nicht anderweit Erſatz zu finden vermag, 
im Prozeß gegen den Staat geführt werden. Die Verfäh 
Anſpruchs beginnt erſt mit der Erlangung der Kenntnis, daß ande 
Erſatz nicht zu finden iſt. (RG. v. 4. Mai 1926, IV 388/25.) 
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Gent 844, 278, 823 BGB. Die in einem ſtädtiſchen Krankenhaus im 
teten der Armenfürſorge unentgeltlich aufgenommenen Kranken 
die Nut Stadt ausſchließlich in ein öffentlich⸗rechtliches Verhältnis. 
lichen „tsgedanken der 85 278, 844 BGB. gehören auch dem öffent⸗ 
‚en Rechte an. (RG. v. 8. Jan. 1926, III 32/5.) . 22907 
Parte 8 BGB,; 5313 BGB.; 88 6, 7, 10 GrVerkG. Die nur einer 
des 9 erklärte Genehmigung kann als Beſcheinigung über den Eingang 
Tages ages wirkſam ſein. Bedeutung ungenauer Bezeichnung des 
Pflicht und des Vertrages. Irrtum der Behörde über die Genehmigungs⸗ 
zuſehe t unerheblich. Befugnis der Behörde, von der Verſicherung ab⸗ 
3 Wirkſamkeit der Genehmigung zur Aufl. und Heilung des 
gung angels nicht davon abhängig, daß die P. noch bei der Genehmi⸗ 
ich. am formungültigen Vertrag fefthalten, wenn die Aufl. nur noch 
8 94 n gig gemacht iſt. (. v. 11. Mai 1926, 14 U 2338/26.) 2303! 
licher 5.2, 95 Gch B. Überbau. Ein Gebäude iſt nur ſo weit weſent⸗ 
alſo das amd eines Grundſtücks, als es mit ihm feſt verbunden ift, 
Grundſtanß ſteht. Der überragende Teil iſt Beſtandteil des angrenzenden 
Art . (OG. 1 v. 5. Dez. 1925, 8 U 159/25.) .. 23053 
eb. 05 7 Pr. Ach. z. B B.: Art. 6 Staatsgeſ. betr. die Verfaſſung der 
Prey udeskirchen v. 8. April 1924. Ev. Kirchgemeinden bedürfen in 
der ſt en zum Erwerb von Grundeigentum nicht der Genehmigung 
Ir lggtlichen Auſſichtsbehörde. (2. Brieg, Beſchl. v. 28. Sept. 1925, 
1/25.) ! 23094 


. ae . ... 


Mieterſchutzgeſetz. 


beef, 8,38 MietSchGg. 9 41 3PO. Ein von der Verwaltungsbehörde 
ſich die Vertreter des Landraks darf Mitglied eines MEN. fein, wenn 

0 Pe ihm übertragene Vertretungsbefugnis von vornherein auf 
58/26 , gsmangelſachen nicht erſtreckt hat. (KG. v. 9. Juli ee 1 


in TE ee ade 


Wohnungsmangelgeſetz. 


te 6 Wohn Mang. Gegen Maßnahmen zur Durchführung einer 
das Mengen Räumungsverfügung des WA. ift eine Beſchwerde an 
95/86.) in Preußen nicht zugelaſſen. (KG. v. 22. April l 


„ 
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Reichsmietengeſetz. 


g der 5 A iet. Als Vergleichsräume bei Feſtſetzung der Friedens⸗ 


„Jure Räume möglichſt gleicher Art und Lage geeignet. (KG. v. 
Juni 1926, 17 T 306) . 23028 


ee ee oo. 


Neichsſiedelungsgeſetz. 


dens 6 gif. 5 d. Ausfch. z. NSicdI®. v. 15. Tez. 1919 (08. 1920,31). 
des Land. age auf mündliche Verhandlung vor der Spruchkammer 
den Kr kulturamts kann ſich der Gegner nach Ablauf der einmonati- 
Rr. 30) b nicht mehr anſchließen. (OS Kultur. v. 28. Mai 15555 
; 2328 


ET Mon Re er Be rar er „ * 


Reichs haftpflichtgeſetz. 

Verbs h NHafiPfls, Bei Gefährdung von Bahntransporten durch 
b. g. Naben liegt höhere Gewalt nur unter beſ. Umſtänden vor. (RG. 
e , ea... am. 22908 

Durch ein ücdaftpflch. Die Eisenbahn haftet nicht für Schäden, die 
tem kuren Zuſammenſtoß mit einem Kraftwagen auf nicht abgeſchrank⸗ 
Zuſtand rwege entſtehen, wenn die Aufſichtsbehörde den beſtehenden 
genehmigt hat. (OLG. Köln v. 4. Febr. 1926, 9 U 90/25.) 2305* 


Preußiſches Allgemeines Berggeſetz. 


eie l ABerab, Zur Frage der Fündigkeit einer Mutung auf 
"Rein, (Pr 3. Dez. 1925, III C 8/25.) . . à 231611 


II. verfahren. 


Zivilprozeßordnung. 


em 286 BED. Der Richter ift verpflichtet auf den ihm unterbrei- 
ee Talbeſtand das richtige Geſetz anzuwenden, auch wenn die 
281 o hierauf nicht hingewieſen haben. (RG. v. 18. Juni 1926, 
25.) 229511 


1 
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Gerte d.; 37 preuß. KommunalbenmtenG. Die Ausſetzung 
Dein tens iſt nicht zuläſſig, wenn die Klage als zur Zeit noch nicht 
192 een werden müßte, weil zunächſt die dor u e 

au | h 5 8 5 

4,1826 e herbeizuführen iſt. (OG. Düſſeldorf v. 25. sr. 


§8 180, 183, 186 ZRD.; 516 Pr. Regulativ v. 22 Febr. 1892. 
Die auf der Straße erfolgte Zuſtellung des Urteils eines Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes an den Gehilfen des Rechtsanwalts einer Partei iſt unzuläſſig. 
(PrO G. v. 4. Febr. 1926, III ER 103/25.) )) 231611 

8256 3PO.; 5 39 BGB. Bei Ausſchließung eines Vereinsmit⸗ 
gliedes wegen ehrloſen Verhaltens iſt deſſen Klage auf Feſtſtellung der 
Ungültigkeit dieſer Ausſchließung ſelbſt dann gegeben, wenn es in⸗ 
zwiſchen freiwillig ausgetreten und längere Zeit verſtrichen iſt. (RG. 
v. 22. Febr. 1926, IV 479/25.) 22831 


Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


813 GG.; 35 690, 705 RV O.; 8 80 Betrag. — 1. Die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften ſind zwar Körperſchaften öffentlichen Rechtes, be⸗ 
ſitzen aber keinen behördlichen Charakter. — 2. Für Streitigkeiten 
aus dem Dienſtverhältnis der Angeſtellten, bei denen gemäß der nach 
§ 690 RVO. erlaſſenen Dienſtordnung die Ordnungsſtrafen der Ver⸗ 
warnung, Verweis oder Geldſtrafe ergangen ſind, iſt der Rechtsweg 
unzuläſſig, und zwar ſowohl bei ſachlicher Beanſtandung als auch wegen 
Verfahrensmängel. (U. v. 3. Nov. 1925, 589/24 III.) . . 22945 

$ 13 GG.; 8 30 Abſ. 6, 7 Geſetz betr. Unterhaltung der öffentl. 
Volksſchulen (VI G.) v. 28. Juli 1906 — 3. Der Rechtsweg iſt auch 
zuläſſig, wenn ein Beſchluß des Oberpräſidenten nicht ergangen iſt. 
(RG. v. 22. Febr. 1926, V 219/25.) 2854 


re 


B. 
Strafrecht. 
I. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


89 11, 193 StGB. ; Art. 36 RVerf. Angeſichts des Art. 36 PVerf. 
tft 5 11 StGB. gegenſtandslos geworden. Der Abgeordnete genießt 
Immunität nur in ſeiner Rede vor der geſetzgebenden Körperſchaft 
oder in engſter Verbindung mit ihr. Ob eine Tätigkeit des Abgeord⸗ 
neten als Berufsausübung zu erachten iſt, bemißt ſich nach objektiven 
Merkmalen. Die Verhaltniſſe der Neuzeit rechtfertigen keine von der 
bisherigen abweichende Auslegung des 5 193 R StGB. (BayOhL®. 
v. 31. März 1926, RevReg. I Nr. 5195.) : 23001 

0 114 StGB. Die Abſicht des Täters muß bei der Nötigung darauf 
gerichtet fein, den Willen des Beamten zu beugen. (Bapr Obe. 
, 23012 

[5 164 StGB. iſt nicht anwendbar, wenn die falſche Anſchuldigung 
bei einer ausländiſchen Behörde erfolgt, die ſich widerrechtlich in 
Deutſchland Amtsbefugniſſe anmaßt.] (RG. v. 10. Juli 1926, 3 D 
r ee 5 22961 


E 


22962 

[8 263 StGB. Der Vermögensſchaden kann darin liegen, daß der 
Geſchädigte an Stelle ſofort verfügbarer Barmittel eine Forderung 
auf lange Sicht erhält.] (RG. v. 11. März 1926, 2 D 41/26.) 22963 

89.271, 380 StGB.; § 147 GewO. Ein „Perſonal⸗Ausweis“ iſt 
eine öffentliche Urkunde, ohne Rückſicht darauf, ob die Vorausſetzungen 
zur Ausſtellung eines ſolchen Ausweiſes gegeben waren. Die Beweis⸗ 
kraft eines ſolchen Ausweiſes erſtreckt ſich auf die Berechtigung zur 
Führung eines Titels (RG. v. 22. Fehr. 1926, 2 D 720/25). . 22974 

8 360 Ziff. 11 StGB. Art. 118 RVerf. Das Werben zum Aus⸗ 
tritt aus der Kirche iſt nicht verboten. Es iſt an ſich auch nicht unzuläſſig, 
dies im Wege der Verteilung von Flugblättern zu tun. Es kann ſich 
jedoch hierbei aus den begleitenden Umſtänden eine Sachlage ergeben, 
die dieſe Werbung zur Ungebühr und nach 9 360 Ziff. 11 StGB. 
unzuläſſig macht. (Bay Obsch. v. 9. März 1926, 794/25.) . . 23013 

8 367 Ziff, 5 StGB.; § 40 Pr. Apothekenbetriebs O. Polizeiliche 
Anordnungen betreffend die Schließung von Apotheken an Sonn⸗ 
tagen und zur Nachtzeit find gültig (KGG. v. 16. April / 14. Mai 1926, 
18 246/26) 3 . 23071 


II. verfahren. 
Strafprozeßordnung. 


88 413 ff. Stpd.; 88 77, 82 Eiſenbahn⸗Bau und Betriebsordnung; 
Pr. Geſ. v. 25. April 1883. Bahnpolizei⸗ Behörden find zur Regelung 
des Verkehrs auf den jog. Bahnhofsvorplätzen befugt. Recht zum 
Erlaß polizeilicher Strafverfügungen. Recht des Betroffenen zum 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung. (OLG. Frankfurt v. 1. Juni 1926, 
8 61/26.) 23085 


„e / 


2338 
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$28D. über die Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923. 8 2 a. a. O. 
iſt auch inſoweit rechtsgültig, als er von dem Befragten Auskünfte 
verlangt, durch deren Erteilung dieſer ſich der Gefahr der Strafver⸗ 
folgung ausſetzt. (RG. v. 24. Juni 1926, 2 D 440/26.) 22985 


C. 
Steuerrecht. 
I. Reichsrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


88 301, 319 RAbgd. Im Falle der Sicherungsuͤbereignung ſteht 
dem ſicherungsberechtigten Glaubiger auf Grund ſeines durch die Si⸗ 
cherungsübereignung erworbenen Eigentums kein die Veräußerung hin⸗ 
derndes Recht i. S. des 5 301 RAbgo. zu; der ſicherungsberechtigte 
Gläubiger kann jedoch nach 5319 RAbg OO. vorzugsweise Befriedigung 
aus dem Erlöfe verlangen. (NFH., Gutachten v. 8. Juni 1926, V D 
11/25 8.) 2310? 


Sonſtiges Steuerrecht. 


8 2 Ziff. 4 umſStG. 1922. Kaliwerke, die anderen Geſellſchaften 
gegen Entgelt den Gebrauch von Grundſtücken zur Ausbeutung von 
Erdöl überlaſſen, haben inſoweit Anſpruch auf Befreiung von der 
UmſSt. (RF. v. 23. April 1926, VA 135/26.) 2311¹ 

82 Nr. 1b UmſStG. 1922 mit g 11 B III Ausf Beſt. z. UmſStG. 
Das Bearbeitungsprivileg des $ 11 B III Ausf Beſt. z. Umſ StG. nützt 
nur dem Bearbeiter, nicht deſſen Nachmann. (RF. v. 15. Juni 1926, 
VA 66/26.) 23115 

8 29 3. Steuer Rot Bd.; 8 9 Thür Steuer Rot. Als Beihilfen aus 
öffentlichen Mitteln ſind nur ſolche Leiſtungen öffentlicher Körper⸗ 
ſchaften anzuſehen, die auf Grund und unter Einhaltung der reichs⸗ 
und landesrechtlichen Beſtimmungen über die Gewährung von Bau⸗ 
koſtenzuſchüſſen (Bundes⸗ bzw. Reichsratsbeſtimmungen v. 31. Okt. 
1918 und v. 10. Jan. 1920, Reichsgeſ. v. 12. Febr. 1921 und vom 
26. Juni 1921/28. März 1923 uſw.) gewährt worden ſind. (Thür OVG. 
b. 23. Juni 1926, C 50/6.) 2320 


II. Landesrecht 


Preußiſches Kommunalabgabengeſetz. 

8 69 Pr. Kommubgcz. Gegen die Forderung der Vorauszahlung 
der Gewerbeſteuer gemäß der Verordnung über die vorläufige Neu- 
regelung der Gewerbeſteuer v. 23. Nov. 1922 (GS. 519) ſind die 
Rechtsmittel der §8 69ff. des Kommunalabgabengeſetzes gegeben. 
Vorausſetzungen und Begriffsmerkmale des Freiſpruchs. (Pr OVG. 
v. 2. Dez. 1924 VIII C 29/24.) . n 


eg „ „ „ r 
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Thüringiſches Stenernotgeſetz. 

8 9 ThürSteuer Rot.; § 29 3. Steuer RotV O. Als Beihilfen 
aus öffentlichen Mitteln ſind nur ſolche Leiſtungen öffenklicher Körper⸗ 
ſchaften anzuſehen, die auf Grund und unter Einhaltung der reichs⸗ 
und landesrechtlichen Beſtimmungen über die Gewährung von Bau⸗ 
koſtenzuſchuſſen (Bundes⸗ bzw. Reichsratbeſtimmungen v. 31. Okt. 
1918 und v. 10. Jan. 1920, Reichsgeſ. v. 12. Febr. 1921 und vom 
26. Juni 1921/28. März 1923 uf.) gewährt worden find. (Thür OVG. 
U. v. 23. Juni 1926, C 50/26.) 23205 


„ „ ‚ ⁰ο‚f⏑ nie 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
I. Reichsrecht. 
Reichs verfaſſung. 

Art. 36 NBerf.; 88 11, 193 StGB. Angeſichts des Art. 36 NBerf. 
iſt 5 11 Sto B. gegenſtandslos geworden. Der Abgeordnete genießt 
Immunität nur in ſeiner Rede vor der geſetzgebenden Körperſchaft 
oder in engſter Verbindung mit ihr. Ob eine Tätigkeit des Abgeord⸗ 
neten als Berufsausübung zu erachten iſt, bemißt ſich nach objektiben 
Merkmalen. Die Verhältniſſe der Neuzeit rechtfertigen keine von der 
bisherigen abweichende Auslegung des § 193 RStchB. (Bay⸗ 
Obs. v. 31. März 1926, Revfteg. 1 Nr. 519%5 .... - 2300! 

Art. 118 RVerf.; $ 360 Ziff. 11 Stch B. Das Werben zum Austritt 
aus der Kirche iſt nicht verboten. Es iſt an ſich auch nicht unzuläſſig, 
dies im Wege der Verteilung von Flugblättern zu tun. Es kann ſich 
jedoch hierbei aus den begleitenden Umſtänden eine Sachlage ergeben, 
die dieſe Werbung zur Ungebühr und nach $ 360 Ziff. 11 StGB. un⸗ 
zuläſſig macht. (BayObs G. v. 9. März 1926, 794/25.) . . 23011 

Art. 129 RVerf. Der Rechtsweg vor den Spruchbehörden der 
Reichsverſorgung gem. 8 88 Abſ. 1 des Preuß. Schutzpolizeibeamtencgeſ. 
v. 18. Aug. 1922 in Verb. mit $8 des Reichsgeſ. über die Schutzpolizei 
der Länder v. 17. Juli 1922 (RG Bl. I, 597) ſteht mit dem Art. 129 
der RVerf. nicht im Widerſpruch. (RVGer. v. 8. Jan. 1926, M 
11 394/94. 13. Grundſatz Nr. 343.) 23121 
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Art. 128 Abſ. 1 RVerf. über die Offenhaltung des Rechtsweges 
für vermögensrechtliche Anſprüche der Beamten ſchließt eine Ei 
ſcheidung von VerwBehörden oder Veriu Gerichten über ſolche Anſpr 15 
nicht aus, ſoweit nicht die Beſchreitung des Rechtswegs dadurch 923101 
dert wird. (Thür OVG. v. 15. Juli 1925, A 2/25.) . - : Bar” 

Art. 131 Satz 3 Nerf.; 88 194ff. RBeamt®.; Art. 176ff. mühe 
Beamt®. Bei Vorbehalt des Rücktrittes in den Staatsdienſt klage 
lich des Ausſcheidens eines Beamten iſt der Rechtsweg für die 1090 
auf Gehaltszahlung zuläſſig. (OLG. München v. 10. Junt 2800 
533/26.) malt 

Art. 131 RVerf. Die mit der Ausübung ftaatlicher Zwangsge bes- 
betrauten Perſonen ſind ſtets Beamte, ſelbſt wenn ihnen das — 
recht die Beamteneigenſchaft nicht beilegt. Soweit ſich aber die e 
liche Gewalt in ſtaaklicher Fürſorge betätigt, iſt es Sache des eine g 
Landes, die Grenzen dieſer Aufgaben feſtzulegen und zu beflümif 
ob er dieſe Fürſorgeaufgaben durch Beamte erfüllen laſſen oder 9 
Erledigung Privatperſonen überlaſſen will. (RG. v. 2. Jul og 
III, 387/25.) N * ati a 

Art. 131 RVerf.; RGeſ. v. 22. Mai 1910. 1. Die dienstliche T ih 
keit der Poſtbeamten gegenüber der Allgemeinheit iſt regelmäßig per 
hoheitsrechtlicher, ſondern privatrechtlicher Natur, insbeſondere n! 
innerhalb der Abwicklung des Poſtſcheckverkehrs. — 2. Verpflich hr 
des Richters, auf den ihm unterbreiteten Tatbeſtand das richtige fen 
ſetz anzuwenden, auch wenn die Parteien hierauf nicht hinge h 
haben. (RG. v. 18. Juni 1926, III 281/25. - ſer⸗ 

§ 30 des Staatsvertrages über den übergang der Waser 
ſtraßen auf das Reich (NED. 1921, 962 ff.); 8 17 Ziff. 3 Geſ. Land 
den StG. Der Antrag des Reichs, zu entſcheiden, daß das Kals 
Preußen verpflichtet iſt, gewiſſe Miniſterialdienſtgebäude dem Rel dull 
Eigentum zu übertragen, wird zurückgewieſen. (StGH. b. . 2 1 
1926, StG. 9/25.) „ 


/ iO Ra a = 


$37 Gew.; $97 fächt. Gemd. verbunden mit $37 Bed aft 


ir 


Ä 1770 de 
547) in rechtsgültiger c 
Gemeinde ſteht zur Wahrung ihrer Intereſſen ein Mltwirkungsg g 


837 Gewd. Polizeiliche Geſichtspunkte, nicht Willkür und en 

Bic, 
„ „ a N- 80 el 
8 49 Gewd. Wird in einem Teile der konzeſſionierten Rau Dit 
Schankbetrieb mehr als 3 Jahre nicht ausgeübt, fo erliſcht des ingen 
Zur Frage weſentlicher Andern 


C0000 125 
88 92,96 Gewd. z 83 LG. Gegen die Entſcheidung ber Jung 
auſſichtsbehörde über Beſchwerden gegen Verhängung von Ord RL 
ſtrafen über ein Innungsmitglied durch den Innungsvorſtand N na, 
Preußen binnen 4 Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchufſ) ige 
geben. (PrOG. v. 18. Febr. 1926, III B 62/25.) 


Reichsbeamtengeſetz. 


88 45, 43, 38 NBG. Aurechnung der Ausbildungszeit, der 
ſonſtiger unentgeltlicher Beſchäftigung eines Beamten, und DE 
der vorübergehenden Vertretung erkrankter und beurlaubter 
auf die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit. Begründung des ben, 
verhältniſſes ſchon durch Übertragung und Leiſtung von Kusch, 9. 
welche in den Bereich der Zuſtändigkeit von Beamten fallen. 0 2288 
30. März 1926, III 216/25.) „ Baye 

88 194 ff. RBeamtG.; Art. 131 Satz 3 Verf.; Art. 176 Ulläßlich 
BeamtG. Bei Vorbehalt des Rücktrittes in den Staatsdienſt au auf 
des Ausſcheidens eines Beamten iſt der Rechtsweg für bie 86 00 
Gehaltszahlung zuläſſig. (OLG. München v. 10. Juni 1926, 2900 


RO. erlaſſenen Dienſtordnung die Ordnungsſtrafen der Vera ig 


dl 
und zwar ſowohl bei ſachlicher Beanftandung als auch wegen Beg 
rensmängel. (RG. v. 3. Nov. 1925, III 589%.) 


ung de 
‚dans des 
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Reichs verſicherungsordnung. 


19045 993 Rep, 520 Bo. über Erwerbsloſenfürſorge vom 16. Febr. 
Aesch dn, Wahlverfahren zum Ausſchuß einer Krankenkaſſe iſt der 
(RR uß einer ganzen Gruppe von Wahlberechtigten ſtets ein Mangel. 
des 5 da Red. Bei der Bemeſſung der Unfallrente iſt der Zuſtand 
fanden ſebten im ganzen zu würdigen, wie er durch den Unfall ent⸗ 
den iſt. Bayr. Landesverſicherungsamt v. 9. Nov. 1925, A 107/25.) 
23281 

denen 690, 705 RBD. $13 GG.; 8 80 Bet#®. — 1. Die Berufs- 
aber "haften find zwar Körperſchaften öffentlichen Rechtes, beſitzen 
Dienſt men behördlichen Charakter. — 2. Für Streitigkeiten aus dem 
verhältnis der Angeſtellten, bei denen gemäß der nach § 690 
Verwe erlaſſenen Dienſtordnung die Ordnungsſtrafen der Verwarnung 
und zu, oder Geldſtrafe ergangen find, iſt der Rechtsweg unzuläſſig, 
fahrens ſowohl bei fachlicher Beanſtandung als auch wegen Ver⸗ 
mängel. (RG v. 3. Nov. 1925, 589/24 III.). . 22940 


Verſorgungsgeſetze. 


Rei . 129 RVerf. Der Rechtsweg vor den Spruchbehörden der 
b. 19 Arſorgung gem. § 88 Abſ. 1 des Preuß. Schutzpolizeibeamtencheſ. 
der La ug. 1922 in Verb. mit $8 des Reichsgeſ. über die Schutzpolizei 
95 änder v. 17. Juli 1922 (RG Bl. I, 597) ſteht mit dem Art. 129 
1 1139 erf. nicht im Widerſpruch. (RVGer. v. 8. Jan. 1926, 
8 zig. 13. Grundſatz Nr. 343.) 2312¹ 
ant L 3 RBG. Die Gewährung eines Führerhundes an Blinde 
Hero ter den Begriff der „Heilbehandlung“. Gegen ein Urteil des 
it dechen gsgerichts das die Gewährung eines Führerhundes betrifft, 
lachen Alb gemäß g 92 Abs. 2 des Gef. über das Verf. in Verſorgungs⸗ 
N Nr 185 Rekurs ausgeſchloſſen. (RVGer. v. 19. Mai 1926, 
5 7992/25, 18, Grundſ. 359.) 23122 

des 1 5 RG. Die Worte „der Ernährer geweſen iſt“ in § 45 Abſ. 1 
dürf . können nicht nur auf die Zeit vor der Einziehung, ſondern 
bean ge auch auf die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Militärdienſt 
n werden. (RBGer. v. 7. Juni 1926, M Nr. 12003/25, 5.) 

2 


Art 2, 11 d 3 3 9 

einkor er er 9. Ergänzung des BeſoldungsG. Das Dienſt⸗ 
Sachen des Oberhofmeiſters der ehemaligen Großherzogin von 
liche 0 1-Beimar-Eifenac) aus feiner Hofſtelle floß ſchon vor der ftant- 
tet 


ET 


dung n aus öffentlichen Mitteln i. S. des Art. 2 IV u. VI in Verbin⸗ 


Onzufer, t Art. 11 der 9. Ergänzung des BeſoldungsGeſ. v. 18. Juni 1923 


nine b. 31. Mai 1926, M Nr. 26 973/23, 9 u. 10 243/25, 9.) .. 23125 
ſelben Wehrmacht Verſch. Auch bei einem Umzug innerhalb des⸗ 
iter 
eleichtemen bürgerlichen Beruf zu ermöglichen oder weſentlich zu 

- (RVGer. b. 12. Juli 1926, M Nr. 5264/26, 2, Grund⸗ 
Me ET > 23128 


Mat und Gewichtsordnung. 


7788 6 i iff 
reitröß 6 und 22 Maß⸗ und Gewd. v. 30. Mai 1908. Begriff drs Be- 
wahlen (OLG. Breslauv. 8. Dez. 1925, 3 8 589025 f 23082 


Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung. 


Stb 77, 82 Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung; 89 413ff. 
Regen? Pr. Gef. v. 25. April 1883. Bahnpolizei⸗Behörden find zur 
zum ang des Verkehrs auf den ſog. Bahnhofsvorplätzen befugt. Recht 
zum 9r aß polizeilicher Strafverfügungen. Recht des Betroffenen 
1. Jun ag auf gerichtliche Entſcheidung. (OLG. Frankfurt StS. v. 

1026, S 61/26.) 23083 


„„ „ in a. 08000» 


II. Landesrecht. 
a) Preußen. 


kann n 
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Preußiſches Zuſtändigkeitsge ſetz. 
fauna, Duft, Der Beanſtandung unterliegen nur ſolche Be⸗ 
tie mmunaler Körperſchaften, die geeignet wären, eine pofi- 
b. 14 lung zu äußern, wenn fie unangefochten blieben. (Pr. OVG. 
Mai 1926, II B 38/5.) 23131 


Preußiſches Landes verwaltungsgeſetz. 


83 7, 54 Pre Verw.; Prör Verk. Gegen Erhebung einer Ver 
waltungsgebühr für Erteilung der Genehmigung zu einem Grund” 
ſtückskauf iſt ein Verwaltungsſtreitverfahren nicht gegeben. (Pr. OVG. 
v. 23. Febr. 1926, II C 43/25.) 23134 

883 LG.; 5592, 96 GewO. Gegen die Entſcheidung der In⸗ 
nungsaufſichtsbehörde über Beſchwerden gegen Verhängung von 
Ordnungsſtrafen über ein Innungsmitglied durch den Innungsvor⸗ 
ſtand iſt in Preußen binnen 4 Wochen die Klage bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe gegeben. (PrO VG. v. 18. Febr. 1926, III B 62/25.) 23155 


Preußiſches Polizeigeſetz. 

868 Pr. Pol. v. 11. März 1850; § 10 Titel 17 Teil II ALR. 
Die Polizei kann aus feuerpolizeilichen Gründen die Entfernung von 
Möbeln aus einem Treppenaufgang fordern. (PrOVG. v. 26. Nov. 
De, DE 23157 


Preußiſches Kommunalbeamtengeſetz. 


Ss 7, 1, 8, 9 Prͤommeamtench. Die Ausſchlußfriſt des 87 
KommBeanten®. wird durch Erhebung der Klage auch beim ſachlich 
unzuſtändigen Gericht gewahrt. — Die Vorausſetzungen für die Ab⸗ 
weichung von der grundſätzlich lebenslänglichen Anſtellung der Kom⸗ 
munalbeamten ſind in $9 KommBeamten®. abſchließend geregelt: 
Ortsſtatut oder im Einzelfall Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 
Daneben iſt es unzuläſſig, der Stadt die ſelbſtändige Anordnung der 
zeitlichen Beſchränkung des Dienſtverhältniſſes eines beſtimmten Be⸗ 
amten zu übertragen. Die auf Grund ſolcher unzuläſſigen Anordnung 
erfolgte Anſtellung eines Beamten auf beſtimmte Zeit hat die Folge 
der lebenslänglichen Anſtellung. Ein Verzicht des Beamten auf ſeine 
lebenslängliche Anſtellung iſt nur dann anzunehmen, wenn er aus⸗ 
drücklich, klar und beſtimmt erklärt iſt. (RG. v. 22. Juni 1926, III 
. ß ĩðâ ĩͤ 22925 

87 Pr. KommBeamtenG.; § 1483 PO. Die Ausſetzung des 
Verfahrens iſt nicht zuläſſig, wenn die Klage als zur Zeit noch nicht 
zuläſſig abgewieſen werden müßte, weil zunächſt die Vorentſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes herbeizuführen iſt. (OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 
r 23042 


Preußiſches Volks ſchulunterhaltungsgeſetz. 


830 Ab. 6, 7 Geſetz betr. Unterhaltung der öffentl. Volksſchulen 
(u.) v. 28 Juli 1906 — 1. Unter den Begriff der Auseinander⸗ 
ſetzung über ein einzelnes Vermögensſtück i. S. dieſer Beſtimmung 
fällt auch die gütliche Erledigung eines Streites über die Rechte an 
einem Grundſtück dahin, daß der eine Teil als Eigentümer anerkannt, 
dem anderen Teile das im Grundbuch einzutragende Recht der Mit- 
benutzung auf die Dauer der organischen Verbindung von Kirchen⸗ und 
Schulamt eingeräumt wird. Einer beſonderen Form bedarf ſolche Aus⸗ 
einanderſetzung nicht. — 2. Es beſteht keine Rechtsvermutung, wohl aber 
eine tatſächliche Vermutung zugunſten der Kirchengemeinde an Ver⸗ 
mögensſtücken verbundener Schul- und Küſterſtellen. Maßgebend für 
die Frage des Eigentums iſt die Berückſichtigung aller tatfächlichen Ver⸗ 
hältniſſe. — 3. Der Rechtsweg iſt auch zuläſſig, wenn ein Beſchluß des 
Oberpräſidenten nicht ergangen iſt. (RG. v. 22. Febr. 1926, V 280 

28 


Preußiſches Grundſtücksverkehrsgeſetz. 


PrGrVerkcz. 88 7, 54 Pre Verwez.; Gegen Erhebung einer Ver⸗ 
waltungsgebühr für Erteilung der Genehmigung zu einem Grund⸗ 
ſtückskauf iſt ein Verwaltungsſtre tverfahren nicht gegeben. (Pr. OVG. 
v. 23. Febr. 1926, II 643/25.) 23134 

8$ 6, 7, 10 GrVerkchz.; 9313 BGB.; 873 BGB. Die nur einer 
Partei erklärte Genehmigung kann als Beſcheinigung über den Eingang 
des Antrages wirkſam ſein. Bedeutung ungenauer Bezeichnung des 
Tages und des Vertrages. Irrtum der Behörde über die Genehmigungs⸗ 
pflicht iſt unerheblich. Befugnis der Behörde, von der Verſicherung 
abzuſehen. Wirkſamkeit der Genehmigung zur Aufl. und Heilung des 
Formmangels nicht davon abhängig, daß die P. noch bei der Genehmi⸗ 
gung am formungültigen Vertrag feſthalten, wenn die Aufl. nur noch nicht 
rückgängig gemacht iſt. (cc. v. 11. Mai 1926, 14 U 2338/26.) 23031 

8s 7, 8, 19 Pr. Grdert®, Die von einem Berliner Bezirksamt auf 
Grund des Gr VerkG. v. 10. Febr. 1923 abgegebene Verſagungs⸗ 
erklärung iſt auch dann eine Erklärung der zuſtändigen Behörde, wenn 
der Verſagungsbeſcheid vor dem Inkrafttreten des Geſ. v. 24. Mai 1923 
von dem Oberpräſidenten wegen eines Verfahrensverſtoßes aufgehoben 
worden iſt. Der Oberpräſident iſt nur im Inſtanzenzuge des GrVerkch. 
befugt, die Genehmigung zu erklären. (KG. b. 20. Mai 1926, 1X 
% e e ee . 1 230% 


Preußiſche Zivangsanflöfungsperordnung. 


11 IV Zwel sd. Die Vorſchriften des § 11 Abſ. 4 zwa VO. find 
nicht anwendbar, wenn es ſich um eine nach Fideikommiß⸗ oder Lehn⸗ 
recht vererbliche Rente handelt, die auf einem früher gebunden geweſe⸗ 


2340 


ee ee [uriftifhe Wochenschrift 


nen, aber bereits vor dem Erlaß der neueren Auflöſungsgeſetzgebung 
frei gewordenen Vermögen ruht. (OA. f. Fam. v. 23. Nov. 1925, 
Nr. 52. 2324 

8 11 IV 3wA Vd. Vorausſetzung der Zugehörigkeit zu einem 
hochadligen Haufe. Keine Anwendbarkeit des § 11 Abs. 4 Zw O. 
bei der freiwilligen Auflöſung. (LA. f. Fam., Beſchl. v. 23. Nov. 
1925, LA 147, 1.) . 23250 


Preußiſche Familiengüterverordnung. 


8 11 Famczüt vd. Vorausſetzungen für die Entziehung der Ver⸗ 
mögensverwaltung und Einleitung der Pflegſchaft. (LA. f. Fam. 
d. 19 Jan 1926, E 1% / 2325° 


Kompetenzkonflikt. 


§ 7 Gef. über ſtaatliche Verwaltungsgebühren. Der Anſpruch 

auf Rückzahlung einer angeblich zu Unrecht erhobenen Verwaltungs⸗ 

gebühr darf nicht im Wege der Klage aus ungerechtfertigter Bereicherung 

vor den ordentlichen Richter gebracht werden. (GerHof zur Entſch. der 

Kompetenzkonflikte, Urt. v. 12. Dez. 1925/20. März 1926, . 
) 23 


ee en eu 


verhältnis ſtehende Perſon verſchuldet. Ob eine ſolche Leiſtungspflicht 
dem öffentlichen oder dem privaten Recht entſtammt, das iſt ohne Ein⸗ 


Verſchiedene Preußiſche Geſetze. 


Art. 6 Staatsgeſ. betr. die Verfaſſung der ev. Landeskirchen 
b. 8. April 1924; Art. 7 Pr. AG. z. BGB. Ev. Kirchgemeinden be⸗ 
dürfen in Preußen zum Erwerb von Grundeigentum nicht der Ge⸗ 
nehmigung der staatlichen Aufſichtsbehörde. (LG. Brieg, Beſchl. v. 
28. Sept. 1925, 3 F 131/25.) 23091 

816 Pr. Regulatib v. 22. Febr. 1892; 88 180, 183, 186 ZPO. 
Die auf der Straße erfolgte Zuſtellung des Urteils eines Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes an den Gehilfen des Rechtsanwalts einer Partei iſt unzuläſſig. 
(Pr. OVG. v. 4. Febr. 1926, III EB 103/25.) 2 

$ 11 Städte. f. d. öſtl. Prov. Die Unterhaltung der Bürgerſteige 
obliegt in der Regel der Gemeinde. Entgegenſtehendes Ortsrecht kann 
weder durch Polizeiverordnung noch durch Ortsſtatut mit verpflichtender 
Wirkung gegenüber der Polizeibehörde eingeführt werden. (Pr. DVG. 
5. 2, Dez e iind ee 8 le 

8 41 GemeindewahlD. v 13. Febr. 1924. Der Wahlausſchuß darf 
wenn 2 Wahlvorſchläge dasſelbe Kennwort tragen, nicht beide, ſondern 
nur den an 2. Stelle eingereichten zurückweiſen. (Pr. OVG. v. 7. Mai 
1926, II C 65/25.) 23135 

S$ 49 a, 72 pr. Kreisordnung v. 13. Dez. 1872. Hat ein Amts 
bezirk einen Teil ſeines Gebietes bei der Grenzregulierung an Polen 
verloren, ſo hat der Reſtbezirk nicht ohne weiteres die ganzen Laſten des 
früheren Verbandes zu tragen. (Pr. OVG. v. 1. Dez. 1925, ILB 
oa) v0 e 
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b) Bayern. 


Art. 176ff. Bay BcamtG.; 88 194ff. NREeamt®.; Arn en. 
Satz 3 RVerſ. Bei Vorbehalt des Rücktrittes in den Staatsdienſ die 
läßlich des Ausſcheidens eines Beamten iſt der Rechtsweg fü o6, 
Klage auf Gehallszahlung zuläſſig. (OLG. München v. 10. Jun 0 
533/26.) 7 


Art. 10 


c) Württemberg. 


Art. 4, 9, 115 württ. BD.; Art. 60, 65 württ. Verw RPflG. nn 
legung einer Bauſtraße. Die Anderung eines beſtehenden Deen chet 
planes kann verſagt werden, wenn fie zu einer Verletzung Es 
Intereſſen Dritter führen würde. (MürttVerw®Y., Urt. v. 18. 2318 


1925 , , ee . 


d) Sachſen. 


8 4, 172, 173 ſächſ. Gemd.; 8 73 ſächſ. IRPFIG.; 831 Duane 
ſationsch. Gewerbliche Konzeſſionsangelegenheiten find keine eit ge, 
Geſchafte der Gemeinden; in übertragenen Geſchäften ſteht er. 
meinden gegen Entſcheidungen der Oberbehörde die Anfechtun 9 
nicht zu, da ſie nicht als Beteiligte anzuſehen ſind. (Sächſ. Bat 
1. Sen., Urt. v. 21. April 1925.). . » A © b. 

897 fächf, Gemd. verbunden mit $37 Gewd. und $3 b Gef ur 
27. Juni 1921. Der regelmäßige Verkehr von Kraftomnibuſſen nicht 
öffentlichen Straßen und Plätzen geht über den Gemein e gr 
hinaus. Die Regelung des Verkehrs und die gewerbepoltzeili 1925 
Yaubniserteilung find durch g 9 V Ziff. 6 der Ausf VO. v. 15. Sept. len. 
(GBl. 547) in rechtsgültiger Weiſe der Staatspolizeibehörde zu erde 
Der wegeunterhaltspflichtigen Gemeinde fteht zur Wahrung! ro. 
tereffen ein Mitwirkungsrecht im gewiſſen Umfange zu. (Sächſ. San 
I. S., Urt. v. 26. Febr. 1926.) 40 5 nicht 

8 153 Sächſ. Allg. Bauch. Solange die Baupoltzeibehorbe Aus- 
über die zur Genehmigung eines Bauvorhabens erforderlichen 
nahmebewilligungen entſchieden hat, darf von ihr nicht über einen den. 
das Bauvorhaben überhaupt erhobenen Widerſpruch entſchieden mer 
Umfang der Prüfungspflicht der Baupolizeibehörde. (Sachſ. 99310 
AS ür d e n , BA: 


e) Thüringen. 


Ein Vermolkt, durch den dem Betroffenen eine Bergünftigund g, 
währt wird, kann nicht lediglich aus dem Grunde zurückgene heilt. 
werden, weil die Behörde den Sachverhalt nachträglich anders beuge 
(Thür. OVG., Urt. v. 25. Nov. 1925, A 11/25.) per 

Der Einzelne hat im allgemeinen feinen im VerwRechtswege die 
folgbaren Anſpruch auf polizeilichen Schutz oder auch darauf, daß ge, 
Gemeindeauffichtsbehörden von den ihn zustehenden Befugnisse zog 
brauch machen. (Thür. OG., Urt. v. 18. Juni 1924, 8/24.) . ands 

Bei der Ermittlung des durch „Beiträge“ zu deckenden Aufenn 
für eine Gemeindeveranſtaltung iſt gegebenenfalls auch der Wer A 
Grund und Boden, den die Gemeinde aus Kämmereivermögen kt. b. 
Veranſtaltung verwendet, in Anſatz zu bringen. (Thür. OVG. 2020. 
20. Mat 1925, 0 % lll; er re 2 

59 ThirStenerNoi®.; $29 3. SteuerRot VO. Als Beihilfen der, 
öffentlichen Mitteln ſind nur ſolche Leiſtungen öffentlicher u und 
ſchaften anzuſehen, die auf Grund und unter Einhaltung der wich en 
landesrechtlichen Beſtimmungen über die Gewährung von Ba 1919 
zuſchüſſen (Bundes- bzw. Reichsratsbeſtimmungen v. 31. ft. zul 
und v. 10. Jan. 1920, Reichsgeſ. b. 12. Febr. 1921 und vom 261 b. 
1921/28. März 1923 uſw.) gewährt worden find. (Thür. OVG., 23205 
23. Juni 1926, C506.) „„ 


1) Hamburg. die 
Polizeilicher Zwang zur Führung von Fahrtenbüchern durch e 


Inhaber eines Kraftfahrgeſchäfts iſt nicht zuläſſig. (Hanſ Verte 0 
Urt. v. 22 März 1926, 20½6.0ʒ 
E. 
Recht des Verſailler Vertrages. 5 


7 

Art. 297 VV. Gegen politiſche Gefangene während des . find 

ergriffene Maßnahmen (Paketbeſchlagnahme, Kleiderverluſt u. daß. 

keine gegen die Güter alliierter Staatsangehörigen ergriffenen 2328 
nahmen. (Dt.⸗Belg. GemSchch H. v. 3. Juni 1926, Cauſe 468.) 
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